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9Einleitung

Sandra Smykalla / Dagmar Vinz

Einleitung
Geschlechterforschung und Gleichstellungspolitiken vor 
neuen theoretischen, methodologischen und politischen 
Herausforderungen

Die Vielfalt von Lebenslagen und das damit verbundene komplexe Ineinander-
greifen von Privilegierungen und Diskriminierungen stellt Forscher/innen wie 
(Gleichstellungs)Politiker/innen vor die Aufgabe, Konzepte und Arbeitsweisen 
zu überdenken und umfassende Perspektiven auf Ungleichheit und Differenz 
zu entwickeln. Wissenschaftliche Auseinandersetzungen über die Verknüp-
fung und Überkreuzung von Ungleichheitsverhältnissen werden innerhalb 
der deutschsprachigen Geschlechterforschung in jüngster Zeit in Debatten um 
Intersektionalität und Interdependenzen geführt. Dabei werden verschiedene 
theoretische und politische Reflexionen zum Zusammenhang von Ungleichhei-
ten (Klinger/Knapp 2007), Differenzen und Kategorien (Lorey 2008; Walgen-
bach et al. 2007), deren Konsequenzen für die Forschung (Mc Call 2003) oder 
für Antidiskriminierungs- und Gleichstellungspolitiken (Vinz 2010; Verloo 
2006; Gummich 2004) verhandelt.

Auf politisch-strategischer Ebene wird diesen Herausforderungen durch 
Mainstreaming-Ansätze in aktueller Antidiskriminierungs- und Gleichstellungs-
politik begegnet. Die am weitesten entwickelte Strategie des Gender Mainstrea-
ming, die über die Europäische Union in Deutschland im Jahr 2000 eingeführt 
wurde, zielt auf eine systematische Integration von Gleichstellung in die Planung, 
Umsetzung und Durchsetzung von Maßnahmen sowie deren Evaluierung in 
Organisationen. Eine weitere prominente Strategie ist das Diversity Mainstrea-
ming, das beabsichtigt, die Vielfalt von Lebensweisen und Zugehörigkeiten zu 
gesellschaftlichen Gruppen anzuerkennen und aufzuwerten (Squires 2007). In 
privatwirtschaftlichen Unternehmen wird dieses Ziel meist mit Konzepten des 
Diversity Management bzw. des Managing Diversity umgesetzt (Vinz 2008; 
Krell 2004). Mit der Einführung des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
(AGG) in Deutschland werden seit 2006 auch umfassendere rechtliche Konse-
quenzen gegen Mehrfachdiskriminierung ermöglicht. Neuerdings findet sich 
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im Rückgriff auf theoretische Auseinandersetzungen um Intersektionalität auch 
die Begriffsschöpfung des Intersectionality Mainstreaming (Urbanek 2009), 
bzw. des Intersektionalen Mainstreamings (Scambor/Busche 2009). Die seit 
jeher verzahnten Wechselverhältnisse von Geschlechterforschung und Gleich-
stellungspolitiken entwickeln sich also fortwährend weiter und differenzieren 
sich aus. In Abgrenzung oder in direktem Bezug auf Gender und Diversity 
Mainstreaming etablieren sich dabei weitere Querschnittsstrategien: z.B. das 
Family Mainstreaming, das eine auf Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privatleben 
ausgerichtete Perspektive in alle Politikbereiche zu integrieren beabsichtigt; oder 
das Cultural (oder Intercultural) Mainstreaming, das die Chancengleichheit von 
Migrant/en/innen befördern soll, indem es analog zum Gender Mainstreaming 
als Organisationsentwicklungsprozess implementiert wird (Döge 2003). Mit 
einem Disability Mainstreaming verfolgt die UN-Behindertenrechtskonvention 
die Absicht, die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen auf allen ge-
sellschaftlichen Ebenen durchzusetzen und normative Konzepte von physischer, 
psychischer und geistiger Gesundheit in Frage zu stellen. Sexuality (oder Queer) 
Mainstreaming ist eine aus der Queer Theory und den Queer Politics entstandene 
sexualpolitische Strategie, die in kritischer Abgrenzung zu Gender Mainstrea-
ming das Ziel verfolgt, Sexualität als gesellschaftliche Strukturkategorie anzu-
erkennen und das System der Zweigeschlechtlichkeit sowie Heteronormativität 
kritisch zu hinterfragen. Auch von einem Class Mainstreaming ist zuweilen die 
Rede, und es existiert international ein wachsendes Forschungsinteresse an Age 
Mainstreaming.

Betrachten wir den Diskurs Intersektionalität genauer, fällt zunächst auf, dass 
sehr divergierende Positionen dazu existieren, was Intersektionalität eigentlich ist: 
eine Idee, eine Theorie, eine Methode, ein Ansatz oder ein Konzept? Im Rückblick 
auf den Werdegang der Debatte steht zumindest fest, dass Intersektionalität ein 
„buzzword“ (Davis 2008) geworden ist und innerhalb weniger Jahre einen Boom 
an Publikationen und Forschungen in verschiedensten Disziplinen ausgelöst 
hat. Dabei bleibt bisher jedoch ungeklärt, welche Relevanz Intersektionalität 
für die deutschsprachige Geschlechterforschung hat: Was bedeutet Intersektiona-
lität als ein „neues Paradigma“ der feministischen Theorie (Knapp 2005) bzw. 
der Geschlechterforschung (Winkler 2007)? Ist es ein Konzept, das „nach der 
Genderforschung“ (Casale/Rendtorff 2008) kommt?

Dass Intersektionalität zu einem Diskurs der Geschlechterforschung geworden 
ist, der sich zwischen und innerhalb von theoretischen, methodologischen und 
politischen Auseinandersetzungen um Gender und Diversity bewegt, nimmt der 
vorliegende Band als Ausgangspunkt. Mit dem Titel „Intersektionalität zwischen 
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Gender und Diversity“ deuten wir an, dass Intersektionalität ursprünglich aus 
feministischen Theorien und Praktiken hervorgegangen ist. Inzwischen jedoch 
wird es häufig sinngemäß mit Diversity-Konzepten verknüpft oder sogar syno-
nym verwandt. Damit kann Intersektionalität als ein Brückenkonzept zwischen 
Gender- und Diversity-Diskursen angesehen werden. Andererseits sind Begriffe 
immer auch umkämpft und so gibt es ein durchaus konfliktives Verhältnis 
zwischen Intersektionalität als neuem Paradigma der Geschlechterforschung 
und Diversity Management und Diversity Politics als sich neu entfaltendem 
Forschungs- und Lehrgebiet (Krell et al. 2007; Schiederig/Vinz 2009). Insofern 
steht Intersektionalität auch in einem Spannungsverhältnis zwischen Gender 
und Diversity. Dabei kann Intersektionalität – wesentlich mehr als Diversity 
Management – auf eine herrschaftskritische Tradition verweisen, und mit der 
Thematisierung von Ungleichheitslagen stehen Fragen globaler Gerechtigkeit 
durch Umverteilung im Zentrum. Der Diversity-Ansatz hingegen ist mehr mit 
Inklusion und Anerkennung von Differenz sowie der Herstellung von Chancen-
gleichheit verknüpft, wobei in radikaler Lesart die Angleichung von Chancen 
innerhalb einer Gesellschaft durchaus mit Umverteilung verknüpft sein kann.

Eine klare Trennung der Traditionslinien und Definitionen von Gender, 
Intersektionalität und Diversity ist möglich, aber immer auch künstlich, denn 
faktisch entwickeln sich Begriffe und Konzepte durch ihre Rezeption und An-
wendung immer weiter, bewegen sich aufeinander zu und verschmelzen im Kampf 
der Bedeutungen durchaus auch miteinander (Riedmüller/Vinz 2007). Wenn 
Gender als in sich interdependente Kategorie gefasst wird (Walgenbach et al. 
2007) und Diversity die Thematisierung von mehrdimensionaler Diskriminie-
rung zum Gegenstand hat (Antidiskriminierungsstelle des Bundes), behandeln 
beide Konzepte dann bereits intersektionale Fragestellungen? Wenn in der Anti-
diskriminierungspolitik ein horizontaler Ansatz im Sinne einer „non-hierarchical 
diversity“ für die Akteur/e/innen im Feld handlungsanleitend ist, existiert dann 
ein Bewusstsein über das Konzept der Intersektionalität bei den Handelnden im 
Feld (vgl. Schiederig/Vinz in diesem Band)? Beide Konzepte existieren jeden-
falls nebeneinander und werden von den Akteur/en/innen in den verschiedenen 
Kontexten von Wissenschaft und Politik mit Bedeutung gefüllt.

Debatten um Intersektionalität kreisen – ähnlich wie dies bei den Konzepten 
Gender und Diversity auch der Fall war – um die Herkunft des Konzepts und 
um Effekte seiner Reise (vgl. für das Konzept Gender Smykalla 2010, Chebout 
in diesem Band). In der deutschsprachigen Geschlechterforschung wird dabei 
oft um die Anzahl und Gewichtung von Kategorien, Differenzen bzw. Achsen 
der Ungleichheit gerungen, da eine Hierarchisierung von Diskriminierungen 
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vermieden werden soll. So formulierte Judith Butler Kritik an additiven Auf-
zählungen von Differenzen, die in einem scheinbar endlosen „etc.“ enden (Butler 
1991). Bis heute bleibt auch im Kontext von Intersektionalität und Diversity eine 
charakteristische – und kontrovers behandelte – Frage, wie viele und welche 
Kategorien für Forschung und Politik relevant sind, warum dies so ist und in-
wiefern sie unterschiedlich zu gewichten sind. So unternehmen Wissenschaftler/
innen verschiedene Erklärungsversuche: Cornelia Klinger und Gudrun-Axeli 
Knapp gehen von drei Kategorien „Rasse“, Klasse und Geschlecht aus, da diese 
als Grundmuster gesellschaftlicher Ordnung gelten (Klinger/Knapp 2007). Nina 
Degele und Gabriele Winker (2007) beziehen zusätzlich die Kategorie Körper 
ein, der sie eine strukturelle Wirkung beimessen. Helma Lutz und Norbert Wen-
ning (2001) machen 14 Kategorien der Differenz aus: Gender, Sexualität, Race/
Hautfarbe, Ethnizität, Nationalität/Staat, Kultur, Klasse, Gesundheit, Alter, 
Sesshaftigkeit/Herkunft, Besitz, Geographische Lokalität (West/Rest), Religion 
(religiös/säkular), gesellschaftlicher Entwicklungsstand (modern/traditionell).

Die Autoren und Autorinnen in diesem Sammelband wählen für ihre theore-
tischen Reflexionen, ihre methodischen Überlegungen oder ihre Politikanalyse 
den jeweils für ihren Forschungsgegenstand angemessenen Zugang. Für die Er-
forschung von „Identitätslandschaften“ (Lindau in diesem Band) werden zum 
Beispiel die Kategorien durch Beobachtung erst im Forschungsprozess gebildet, 
während die Datenlage zur geschlechtlichen Arbeitsteilung im Vergleich zwischen 
Frankreich und Schweden (Beckmann/Ehnis in diesem Band) die Berücksichti-
gung der Kategorien Race, Class, Gender zulässt. Wie in der Erforschung einer 
einzigen Kategorie trotzdem eine vereinheitlichende Kategorisierung verhindert 
werden kann, wird am Beispiel eines Projekts zu „Ethnizität“ gezeigt (Hormel 
in diesem Band).

Ein weiterer wichtiger Aspekt in der Thematisierung von Intersektionalität 
erscheint uns – einer langen Tradition der wissenschaftskritischen Verortung der 
Geschlechterforschung folgend – die Frage nach dem eigenen (disziplinären, poli-
tischen) Standpunkt und der eigenen Involviertheit in diejenigen Prozesse der (Re)
Produktion von Ungleichheit, die Intersektionalitätsforschung zum Gegenstand 
haben. So werden im Kontext von Intersektionalitätsdebatten zum Teil eigene 
Positionierungen als (weiße) Wissenschaftler/innen (Walgenbach et al. 2007, 
Hornscheidt 2009) ebenso verhandelt wie deren disziplinäre Grenzen. Dabei 
scheint es sowohl Abgrenzungen zwischen erkenntnis- oder grundlagentheore-
tischen Ansätzen und anwendungsorientierten Herangehensweisen zum Thema 
Intersektionalität zu geben, die sich mehr oder weniger explizit in disziplinären 
Vereindeutigungen und neuen Grenzziehungen niederschlagen. Inwiefern bei 
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einer Profilierung im akademischen Diskurs durch Einschlüsse neue Ausschlüsse 
vermieden werden können, bleibt eine der noch zu bewältigenden Anforderungen 
für alle Forschenden (Nowottnick Chebout/Smykalla 2010).

Zum Konzept und zu den Beiträgen

Mit dem Thema „Intersektionalität zwischen Gender und Diversity“, das sowohl 
in wissenschaftlichen Diskursen als auch zunehmend im politischen Feld inno-
vative, aber auch kontroverse Auseinandersetzungen hervorruft, widmet sich der 
Sammelband einem aktuellen Schwerpunkt in der Geschlechterforschung. Aus-
gehend von einem wechselseitigen Bedingungsverhältnis von Geschlechterthe-
orien und Politiken der Chancengleichheit, stellt der Sammelband theoretische 
und methodologische Reflexionen vor und reflektiert diese in verschiedenen 
Forschungs- und Politikfeldern. Damit richtet sich der Sammelband sowohl an 
Wissenschaftler/innen als auch an Expert/en/innen in der politischen oder be-
trieblichen Praxis.

Auch in diesem Sammelband finden sich sehr unterschiedliche Verständnisse 
von Intersektionalität und Diversity. Die Autor/en/innen aus den Disziplinen 
Politikwissenschaft, Soziologie, Betriebswirtschaftslehre, Erziehungswissenschaft 
und Gender Studies waren aufgefordert, aktuelle Erkenntnisse der Geschlech-
terforschung zum Konzept der Intersektionalität in ihren Beitrag zu integrieren. 
Um die eigenen Arbeitsergebnisse aufeinander abzustimmen, fand im Februar 
2010 ein von den Herausgeberinnen organisierter Autor/en/innenworkshop 
statt, in dem alle vorliegenden Beiträge gemeinsam diskutiert wurden. Ziel des 
aus diesen Diskussionen hervorgegangenen Bandes ist es, fixe Verständnisse der 
Konzepte Gender, Intersektionalität und Diversity aufzugeben und den jeweiligen 
Zugriff transparent zu machen. Es geht also nicht darum, vielfältige disziplinäre 
und theoriepolitische Positionen zu vereinheitlichen, sondern unterschiedliche 
Reflexionen für die Forschung nutzbar zu machen, indem deren Effekte und Kon-
sequenzen aufgezeigt werden. Denn obwohl der Intersektionalitätsdiskurs sich 
rasant etabliert hat und weiterhin schnelllebig fortentwickelt, ist das Mitdenken 
und Berücksichtigen von intersektionalen Wirkmechanismen und die Offenheit 
für verschiedenste Akteurspositionen in der sozialwissenschaftlichen Forschung 
noch nicht selbstverständlich. Dies mag an fehlenden Theoretisierungen und an 
dem Mangel methodischer Operationalisierungsvorschläge liegen oder auch an 
einem fehlenden Bewusstsein. Mit seiner konzeptionellen Dreiteilung zwischen 
theoretischen Zugängen, methodologischen Überlegungen und politischen Ana-
lysen möchte der vorliegende Band einen Beitrag leisten, diese Lücke zu schließen.
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Im ersten Teil des Sammelbandes werden konzeptionelle Grundlagen von 
Intersektionalität sowie verschiedene Ansätze ihrer Theoretisierung vorgestellt. 
Carol Hagemann-White stellt einleitend die Frage nach der theoretischen Her-
ausforderung durch Intersektionalität für die Geschlechterforschung und plädiert 
dabei für ein gesellschaftstheoretisch fundiertes Verständnis von „Struktur“. Er-
fahrungen aus einem europäischen Forschungsnetzwerk zur Menschenrechtsper-
spektive auf interpersonale Gewalt aufgreifend problematisiert sie anschließend 
die Kategorie „Frau“. Bernd Ladwig nimmt in seinem Beitrag eine Auseinander-
setzung mit den Positionen Patricia Hill Collins, die er als eine der wichtigsten 
Vertreterinnen des Intersektionalitätsdiskurses ansieht, zu Individualismus, 
Gerechtigkeit und Liberalismus vor. Er geht dabei auf die Bedeutung von Grup-
pen für die Identitätsbildung und Gesellschaftsform ein und sucht nach einem 
„differenzierten Verständnis der kollektiven Dimensionen unseres Daseins“. Lucy 
N. Chebout fragt kritisch nach der Bedeutung des Konzepts Intersectionality in 
der bundesdeutschen Intersektionalitätsdebatte. In Anlehnung an Edward Said 
zeichnet sie die Wanderschaft des Intersectionality-Konzepts aus den Arbeiten 
Kimberlé Crenshaws nach und zeigt, wie diese mit Pluralisierungstendenzen 
einhergehen, die zur Entpolitisierung und zur Marginalisierung der Kategorie 
race sowie von Akteurinnen und Positionen des Black Feminism und der Critical 
Race Studies führen. Dagmar Vinz beleuchtet das Verhältnis der Kategorien 
Klasse und Geschlecht als „eine umkämpfte Verbindung in Theorien zu Intersek-
tionalität und Diversity“. Sie geht dabei – anknüpfend an Ansätze der doppelten 
Vergesellschaftung – der These nach, dass aufgrund der Verschiedenheit der 
theoretischen Verfasstheit von Klasse und Geschlecht diese als Dimensionen 
der sozialen Ungleichheit auch politisch jeweils in ihrer Besonderheit adressiert 
werden müssen. Johanna Hofbauer und Gertraude Krell unternehmen den Ver-
such, Intersektionalität und Diversity aus der Perspektive von Pierre Bourdieu zu 
betrachten und zu theoretisieren. Sie tun dies in Form eines Dialogs über zentrale 
Konzepte seiner Arbeiten wie „Feld“ und „Habitus“ und erörtern dabei, welche 
und wie viele Kategorien im Kontext von Intersektionalität und Diversity zu 
berücksichtigen sind und ob der Zugang überhaupt über soziale Kategorien erfol-
gen sollte. Barbara Sieben und Nicole Bornheim stellen eine kritische Würdigung 
von Intersektionalität in Managementkonzepten und Managementforschung zu 
Diversity vor. Sie plädieren dafür, Ansätze zu Intersektionalität und Diversity 
nicht gegeneinander auszuspielen, sondern vielmehr verschiedene Logiken der 
Forschungs- und Managementpraxis zuzulassen.

Im zweiten Teil werden methodologische und methodische Herausforde-
rungen für eine intersektionale Forschungspraxis aufgezeigt. Sibylle Hardmeier 
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widmet sich hier zunächst der empirisch-quantitativen Operationalisierung von 
Intersektionalität, indem sie vorhandene quantitative Forschungsansätze darauf-
hin untersucht, wie sie Intersektionalität konzeptionalisieren. Sie kommt dabei 
u.a. zu dem Schluss, dass selbst Lehrbuchtexte zur Methode der Intersektionalität 
„ohne prominenten Verweis auf die feministische Theorie“ auskommen und 
daher einige der von ihr referierten Studien theoretisch stärker dem Kanon im 
Bereich ihrer abhängigen Variable als der Intersektion verpflichtet seien. Ulrike 
Schultz geht in ihrem Beitrag theoretischen und methodologischen Ansätzen aus 
der qualitativen Geschlechterforschung nach und verknüpft diese anhand eines 
Forschungsprojekts im Sudan mit der Diskussion um ethnische Zugehörigkeiten. 
Sie stellt dabei Potenziale der Grounded Theory für intersektionale Analysen 
heraus. Brigitte Kerchner nähert sich Intersektionalität aus diskursanalytischer 
Perspektive und beschreibt, wie die Foucaultsche Diskursanalyse als Theorie und 
Methode für Probleme sich überschneidender Differenz- und Diskriminierungs-
erfahrungen angewendet werden kann. Mit Foucaults genealogischem Zugriff 
untersucht sie anhand von sieben Leitfragen die Konstruktion von „Wir“ und 
„die Anderen“. Anja Lindau erforscht Diversity in Teamprozessen mit Bezug auf 
den Symbolischen Interaktionismus. Es werden bei der Auswertung qualitativer 
Interviews Teilidentitäten der Mitarbeiter/innen aus vier Teams zweier Unter-
nehmen rekonstruiert und graphisch als „Identitätslandschaften“ abgebildet, 
indem die „Ich-Identität“ den „Fremdbildern über die Anderen“ gegenübergestellt 
wird. So können nicht nur die Vielfalt im Team, sondern auch daran geknüpfte 
Konflikte verdeutlicht und bearbeitbar werden. Ingrid Jungwirth untersucht 
Berufsverläufe von hochqualifizierten Migrantinnen. Neben dem Erwerbszyklus 
und dem Familienzyklus wird der Migrationszyklus als relevante Dimension im 
Ungleichheitsgefüge verstanden. Sie schlägt hierfür vor, nicht von Intersektio-
nalität, sondern von der Mehrdimensionalität sozialer Verhältnisse zu sprechen. 
Das Konzept der Intersektionalität reserviert sie für normative Fragen.

Im dritten Teil werden gleichstellungs- und antidiskriminierungspolitische 
Strategien und Instrumente – auch in internationaler und national vergleichender 
Perspektive – reflektiert. Sabine Beckmann und Patrick Ehnis betreiben empiri-
sche Intersektionalitätsforschung, indem sie die geschlechtliche Arbeitsteilung 
in Schweden und Frankreich vergleichen und zeigen, dass Gender, Klasse und 
Ethnizität in beiden Ländern eine spezifische Verbindung zur Strukturierung von 
Arbeit haben. Während in Schweden das Leitbild einer gemeinsamen Verant-
wortung für die Organisation von Fürsorgearbeit und Erwerbsarbeit von Frauen, 
Männern und Staat gilt und die Prekarisierung von Fürsorgearbeit vermieden 
wird, erweist sich in Frankreich die Kategorie Klasse als ungleichheitsrelevant, 
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da sich Gutverdienende außerhäusliche Betreuung eher leisten können und die 
Fürsorgearbeit zunehmend in den informellen Sektor an Migrantinnen delegiert 
wird. Ulrike Hormel beschäftigt sich in ihrem Artikel mit der Intersektionalität 
von Gender und Ethnizität in Prozessen der Bildungsbenachteiligung. Sie kritisiert 
hierbei, wie in der empirischen Forschung die additive Verschränkung bzw. die 
Kumulation sozialer Differenzierungslinien nahegelegt wird und fordert, dass 
den ungleichheitsgenerierenden Interferenzen nachzugehen ist. Sandra Smykalla 
analysiert, wie Lesarten von Gender und Diversity im Kontext von Weiterbildung 
und Beratung diskursiviert werden und inwiefern theoretische Überlegungen zu 
Intersektionalität Ansatzpunkte für eine professionelle Beratungspraxis liefern. 
Sie schlägt eine dekonstruktive Perspektive der Intersektionalität vor, die theorie-
geleitet und praxisorientiert das Wissen um komplexe Machtdynamiken sichtbar 
macht und Privilegstrukturen abzubauen versucht. Barbara Beham widmet sich 
der Work-Life Balance und Diversity in Organisationen, indem sie die in den 
USA verbreitete Triade von gender, race, class für ihre Untersuchung über die 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben aufgreift. Sie diskutiert die betrieblichen 
Voraussetzungen von Work-Life Balance und kann nachweisen, dass höher quali-
fizierte Statusgruppen im Unternehmen bessere Voraussetzungen und Chancen 
für die Erreichung einer zufriedenstellenden Work-Life Balance haben als gering 
Qualifizierte. Edelgard Kutzner richtet ihr Augenmerk aus geschlechterpolitischer 
Perspektive auf die Frage, inwiefern ein betriebliches Diversity Management so 
gestaltet sein kann, dass es ökonomische und gleichstellungspolitische Ziele ver-
folgt. Sie stellt dazu ein „Online-Tool Diversity“ für Unternehmen und öffentliche 
Einrichtungen vor, mit dem diese ihren Umgang mit Vielfalt in der Belegschaft 
überprüfen können. Katharina Schiederig und Dagmar Vinz analysieren die 
Antidiskriminierungspolitik im Spannungsfeld von Gender, Diversity und In-
tersektionalität. Fokusgruppengespräche mit Akteur/en/innen im Feld ergeben, 
dass die Konzepte Intersektionalität und Diversity den Policy-Makern bekannt 
sind und dass es erste Ansätze zu deren Institutionalisierung auf der Ebene der 
Bewusstseinsbildung und des Agenda-Setting bei Veranstaltungen gibt. Johanna 
Kösters untersucht in ihrer Analyse der Ansätze bezirklicher Integrationsarbeit in 
Berlin die Relevanz der Konzepte Intersektionalität und Diversity für Integrati-
onsbeauftragte. In der Auswertung qualitativer Interviews arbeitet sie zwei Ansätze 
von Integrationsarbeit heraus. Der Individualansatz erklärt Benachteiligungen 
mit den Defiziten von Migrant/inn/en in sprachlicher oder schulischer Hinsicht, 
betont aber auch deren Potenziale z.B. durch interkulturelle Kompetenz. Folgt 
man hingegen dem Strukturansatz, muss sich die Gesellschaft verändern, um der 
Vielfalt ihrer Mitglieder gerecht werden zu können. 
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Theoretische Zugänge  
und konzeptionelle Grundlagen
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Carol Hagemann-White

Intersektionalität als theoretische Herausforderung  
für die Geschlechterforschung

Der feministische Diskurs, der durch den Begriff „Intersektionalität“ gekenn-
zeichnet wird, nimmt seinen Ausgang von der empirisch untermauerten Er-
kenntnis, dass Gesellschaften heute von mehreren Dimensionen sozialer Un-
gleichheit geprägt werden, von denen das Geschlechterverhältnis nur eine ist. 
Maßgeblich für die Bildung dieses Begriffs war ferner das Theorem, dass struk-
turelle Ungleichheiten gesellschaftlich tragende Relationen von Dominanz 
und Unterordnung in einem Beziehungs- und Verweisungsgefüge einbinden, 
absichern und gegen unablässig störende Kräfte verteidigen, und zwar nicht nur 
durch Beharren, sondern auch durch Wandel.

Diesem Grundgedanken folgend wird nunmehr der Frage nachgegangen, 
welche Differenz- und Strukturkategorien sinnvoll zum Verständnis von In-
tersektionalität sein können. Zunächst wird herausgearbeitet, dass ein Lob der 
Vielfalt die Strukturfrage nicht beantwortet, es jedoch auf diese Frage nicht 
nur eine, sondern mehrere Antworten geben kann. Im zweiten Abschnitt wird 
dann vorgeschlagen, die Strukturmächtigkeit von Kategorien kontextbezogen zu 
untersuchen. Im Hinblick auf die daraus erwachsenden methodischen Schwierig-
keiten wird im dritten Abschnitt vorgeschlagen, die „Schnittstellenkategorien“ 
der Intersektionalität sequenziell zu erschließen; dies wird an Beispielen aus 
der empirischen Forschung skizziert. Abschließend werden die notwendigen 
(und fruchtbaren) Spannungen zwischen Forschung und Politik am Beispiel des 
Themas Gewalt gegen Frauen diskutiert.

1	 Schnittstellen und Strukturen

Strukturen sind „nicht starr und abgeschlossen“, so Rendtorff und Moser 
(1999: 19), sondern befinden sich „in einem mehr oder weniger labilen und ver-
änderlichen Zustand.“ „Im Herzen der Struktur findet sich stets etwas, das der 
Vernunft entgeht, dem vernünftigen Zugriff unzugänglich bleibt, der endgülti-
gen Ordnung widersteht“ (ebd.). „Kalte Kulturen“ (Levi-Strauss, vgl. Erdheim 
1982), die unter sehr kargen Bedingungen und in abgelegenen Räumen das 
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Überleben durch hohe Stabilität sichern, können äußerst befestigte Strukturen 
aufweisen. Für die komplexe Moderne, deren Globalisierung seit dem 16. Jahr-
hundert voranschreitet, können solche „eingefrorenen“ Strukturen nur punk-
tuell bestehen, wenn sie mit Härte durchgesetzt werden. So haben verschiedene 
europäische Diktaturen im 20. Jahrhundert durch geheimdienstliche Überwa-
chung, Pflichtmitgliedschaft in straff organisierten Verbänden und exemplari-
sche Gewaltausübung zeitweilig den historischen Prozess der Autonomisierung 
der Jugend mit ihren kritischen Potenzialen aufhalten, ihn aber nicht verhin-
dern können.

Ohne einen adäquaten Strukturbegriff verfällt das Konzept der Intersektiona-
lität in Beliebigkeit, da es unversehens auf der Ebene der zwischenmenschlichen 
Beziehungen angesiedelt wird. Ein potenziell unendlicher Katalog von Merk-
malen und Mechanismen des sozialen Ein- und Ausschlusses kann aufgedeckt 
werden. Je nach Kontext können Menschen diskriminiert werden, weil sie zu dick 
oder aber zu dünn sind, weil sie im Dorf „Zugezogene“ sind oder weil sie eine 
Brille tragen. Der entscheidende Bezugspunkt für Kimberlé Crenshaw (1989) 
waren gesellschaftlich durchgreifende Machtstrukturen, von denen gesagt wer-
den kann, dass sie tragend für Verhältnisse sozialer Ungleichheit sind. Für die 
US-amerikanische Gesellschaft war die Trias von „gender, race and class“ in 
Forschung und Theorie ausgewiesen1. Dies sind alles relationale Kategorien, 
deren Bedeutung für Fragen der sozialen Gerechtigkeit historische Wurzeln hat: 
Insbesondere die Rassentrennung mit ihrer Vorgeschichte der Sklaverei hat die 
amerikanische Gesellschaft auf besondere Weise geprägt. Die Herausforderung 
des neuen Begriffs bestand darin, sie nicht länger additiv im Sinne einer Poten-
zierung von Vor- oder Nachteilen zu denken, sondern ihr Zusammenwirken 
als Positionsbestimmung mit eigener Qualität zu untersuchen. Generell, so die 
These, lassen sich die Strukturen von Macht nicht auf eine einzige vertikale Hie-

1	D er Verband „Sociologists for Women in Society“, der 1969 gegründet wurde, um 
der Stimme von Frauen in der Soziologie Gehör zu verschaffen, und der bald zum 
Zentrum feministischer Sozialwissenschaft wurde, hat jahrzehntelang in Koopera-
tion mit der „Society for the Study of Social Problems“ (die auf soziale Gerechtigkeit 
durch Forschung und engagierte Praxis hinarbeitet) im Vorfeld der Jahrestagung 
der amerikanischen Gesellschaft für Soziologie getagt. Auch wenn die beiden Or-
ganisationen ihre Programme parallel entwickelt haben, war damit von Beginn an 
ein institutioneller Ort für die Diskussionen über die Beziehungen zwischen „race, 
class and gender“ etabliert. Die Frauenforschung in der Bundesrepublik hatte kein 
vergleichbares Gegenüber.
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rarchie reduzieren, sondern Position, Lebenslage und Lebenschancen einer Person 
können nur an der Schnittstelle mehrerer Strukturlinien beschrieben werden.

Für Europa ist die Bestimmung tragender Strukturkategorien offenbar schwie-
riger. In Ländern wie Frankreich oder England, deren historische Verstrickung 
mit Herrschaft und Ausbeutung in Kolonien bis in das späte 20. Jahrhundert 
andauerte, sind sowohl Rassismus als auch der Rassenbegriff mit einer zum Teil 
ähnlichen strukturellen Bedeutung wie in den USA gut erkennbar und Ver-
bindungen mit Geschlecht erforscht. Europaweit gesehen findet sich aber keine 
konsistente, auf Rassenzugehörigkeit verweisende Machtstruktur. Rassismus und 
Fremdenfeindlichkeit scheinen fast als frei flottierende Ressourcen für soziale 
Ausgrenzung zu fungieren, bei der die Zielscheibe über die Jahrzehnte wechselt. 
Es ist fraglich, ob der Begriff „Ethnizität“ in Deutschland die gleiche Bedeutung 
hat; für das Gros der Bevölkerung zielen Ausgrenzungstendenzen gegen eine 
aktuell jeweils als „fremd“ empfundene Gruppe und haben nur wenig mit einer 
eigenen Identifizierung als „ethnisch Deutsche“ zu tun. Nach dem 11. September 
2001 wechselte die Definition der gefährlichen Fremdengruppe von kulturell-
ethnischen Feindbildern zum Misstrauen gegen Muslime, ohne dass man fundiert 
behaupten könnte, die Bundesrepublik (oder etwa die Schweiz) sei fundamental 
in einer Hierarchie religiöser Bindungen strukturiert.

Deutlich leichter fällt es in gesellschaftstheoretischen Analysen, die Verbin-
dung von „Klasse“ und „Geschlecht“ zur Debatte zu stellen. Dieses Forschungs-
feld ist allerdings nicht gerade dicht besetzt und wird von beiden Seiten – der 
Geschlechterforschung und der sozialen Ungleichheitsforschung – eher zögerlich 
betreten. Das ist bemerkenswert, wenn man bedenkt, dass die deutsche femi-
nistische Diskussion sich nach Myra Marx Ferree (2008) gerade dadurch von 
der amerikanischen unterscheidet, dass Frauendiskriminierung nicht, wie in 
den USA, analog zur Rassendiskriminierung gedacht wurde, sondern bei den 
vertrauten Denkmodellen der Klassenanalyse angeknüpft wurde. Dennoch 
konstatieren z.B. Petra Frerichs (1997) und Eva Cyba (2000) in der deutschen 
Diskussion einen erheblichen Rückstand gegenüber dem angloamerikanischen 
Sprachraum: „Trotz kategorialer und inhaltlicher Verwiesenheit aufeinander 
wurden soziale und geschlechtliche Ungleichheit unverbunden nebeneinander 
her von Sozialstrukturanalyse und Frauenforschung untersucht“ (Frerichs 1997: 
15). Karin Gottschall (2000) meinte, Anzeichen für eine Neuorientierung auf 
beiden Gebieten zu sehen, Konzepte zu differenzieren und dadurch miteinander 
in Dialog zu treten. Dazu gehört, dass in der Sozialstrukturanalyse ein strikt 
vertikales und homogenes Gefüge zurückgetreten ist gegenüber einer „subjekt-
orientierten“ Klassentheorie, die nach Milieus aufgefächert werden kann, und 
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dass über eine „Klassengesellschaft ohne Klassen“ diskutiert wird (vgl. Berger/
Vester 1998). In den letzten Jahren ist allerdings die ökonomische Grundlage 
ungleich verteilten Zugangs zu Arbeit, Erwerb und sozialer Teilhabe sehr viel 
deutlicher ins Bewusstsein getreten.

Auf die Sozialstrukturanalyse soll an dieser Stelle nicht näher eingegangen wer-
den. Wesentlich ist vielmehr, dass die Perspektive der Intersektionalität erschwert 
wird, wenn sie nicht auf ausgewiesene Strukturdimensionen zurückgreifen kann. 
So gibt es selbstverständlich Diskriminierung aufgrund des Alters; zugleich sind 
aber die Entscheidungspositionen in Politik, Wirtschaft und Wissenschaft überaus 
häufig mit älteren Männern besetzt, und der EuGH hat vor kurzem festgestellt, 
dass das Lohngefüge und das Arbeitsrecht in Deutschland Jüngere diskriminieren. 
Eine durchgehende Struktur der Dominanz und Unterordnung nach Alter wäre 
für die Bundesrepublik schwer nachweisbar. Von Struktur wäre erst dann zu reden, 
wenn eine Veränderung der Ungleichbehandlung das Potenzial zur Erschütterung 
der sozialen Ordnung hätte und auf entsprechend heftige Abwehr träfe.

Sucht man hier nach einer dritten Strukturkategorie, die für Lebenschancen 
und Zugang zu Ressourcen bestimmend ist, findet sich allenfalls die diffuse 
Kategorie „Migrationshintergrund“, die kaum mit ethnischen Identitäten gleich-
gesetzt werden kann; die Migrationsforschung muss sich allerdings immer wieder 
gegen die „Ethnisierungspolitik“ wehren (Apitzsch/Jansen 2003), und Floya 
Anthias (2003) plädiert sogar dafür, in der interkulturellen Forschung auf den 
Begriff „Identität“ gänzlich zu verzichten. Statistisch ist zwar sehr gut belegt, 
dass die Chancen auf Bildung, Beruf und Einkommen auch in der zweiten Ge-
neration erheblich vom Faktor Migrationshintergrund beeinflusst werden. Die 
Bevölkerung der Bundesrepublik ist jedoch alles andere als seit Generationen 
sesshaft; von großen Einwanderungswellen der Vergangenheit abgesehen hat 
sie im Zweiten Weltkrieg und nach 1945 mit den großen Flüchtlingswellen und 
Vertreibungen massenhafte Wanderungen und Umschichtungen erlebt.

Bemerkenswerterweise haben Sozial- und Arbeitsmarktpolitik einen Mythos 
der natürlichen Bodenständigkeit in den Regionen Deutschlands gepflegt. Die 
Institution der Gastarbeiter und die jahrzehntelange Verleugnung der Zuwande-
rung durch verschiedene Regierungen deuten auch eine hartnäckige Konstruk-
tion der „Urbevölkerung“ an, die von Hause aus hierher gehört (was zu großen 
Widersprüchen im Umgang mit „Aussiedlern“ führt). Dies könnten Anzeichen 
dafür sein, dass beunruhigende Erfahrungen von Heimat- und Kriegsverlust, 
erzwungener Mobilität und prekärer Sesshaftigkeit in Schach gehalten werden 
sollen, was durch Abwehr einer Integration von Fremden, ganz gleich woher sie 
kommen, gestützt wird. Diese Abwehrhaltungen sind schillernd in Hinblick auf 
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das Objekt der Aggression. Ob hier allerdings eine tragende Struktur der deut-
schen Gesellschaft zu konstituieren ist, kann beim Stand der Migrationsforschung 
nicht recht ausgemacht werden. Es empfiehlt sich jedoch nicht, die Kategorie 
„Ethnizität“ anstelle von „Rasse“ als dritte Säule der Sozialstruktur zu verstehen.

Ina Kerner wählt einen anderen Zugriff auf die Strukturfrage, indem sie ihre 
Analyse auf Sexismus und Rassismus als zentrale Machtverhältnisse fokussiert, 
„die unter Rückgriff auf kategoriale Differenzpostulate funktionieren, die Unter-
gruppen der Menschheit betreffen“ (Kerner 2009: 9). Damit wechselt sie den Blick 
von der Bestimmung sozialer Lagen auf die Diagnose von Diskriminierung und 
Gewalt. Die historischen und politischen Analysen, die sie vorstellt, lassen keinen 
Zweifel daran, dass Europa einen tiefgreifend rassistischen Gesellschaftsraum 
bildet, und es bedürfte dafür nicht erst des Sklavenhandels oder der Migration. 
Es handelt sich, so Kerner, bei Sexismus und Rassismus um Differenzkatego-
rien, die naturalisiert werden und überzeitliche Geltung beanspruchen, sich in 
institutionalisierten Formen niederschlagen und Prozesse der Subjektbildung 
beeinflussen. In einer rassistischen Gesellschaft können ganz unterschiedliche 
Gruppen zu verschiedenen Zeiten zur Zielscheibe des Rassismus werden, ohne 
dass sie für sich und untereinander eine gemeinschaftliche Identität oder gar eine 
unterlegene soziale Position hätten. Allgemeiner gesagt: Machtverhältnisse dieser 
Art zwingen alle Gesellschaftsmitglieder, sich in der Differenz zu positionieren, 
wofür es zumeist multiple Möglichkeiten gibt. Körperliche Merkmale sind mit 
Bedeutungen aufgeladen, die normative Implikationen haben.

Diese Analyse vermag Ähnlichkeiten, Unterschiede, Koppelungen und Inter-
sektionen zwischen den Differenzkategorien „Rasse“ und „Geschlecht“ zu disku-
tieren, es wird aber wiederum schwieriger, die Klassenverhältnisse einzuordnen. 
Denn die kapitalistische Ökonomie bedient sich zwar der Zuweisungen und Hi-
erarchien von Sexismus und Rassismus und verlangt den Menschen nicht nur die 
jeweils Profit generierenden Leistungsprofile ab, sondern auch eine Verkörperung 
der jeweils passenden Leistungsfähigkeit und -bereitschaft. Der Habitus und das 
kulturelle Kapital reichen jedoch nie aus, um die Position in der Klassenhierarchie 
zu behaupten (Deklassierung ist immer möglich), und deren Verkörperung kann 
auch erlernt und erworben werden2. Es gibt auch keinen analogen Begriff zu 
Rassismus, welcher Dominanz und Unterordnung, bzw. Ausgrenzung aufgrund 

2	 Es ist ein Verdienst der Forschung von Raewyn Connell (2002), die Prozesse der 
Verkörperung unterschiedlicher Männlichkeiten, auch und gerade im Zusammen-
hang mit der Einnahme oder dem Verlassen von Positionen in den Klassenverhält-
nissen aufzuzeigen.
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der Zugehörigkeit zu einer ökonomisch definierten Klasse bezeichnen würde. Der 
ist vielleicht auch nicht nötig, da die Notwendigkeit, durch Arbeit seine Existenz 
zu sichern, die Position jederzeit bestimmen kann. Kapitalismus lässt sich als 
Herrschaftssystem zum Patriarchat in Beziehung setzen, eine „Strukturkategorie 
Geschlecht“ hat jedoch einen anderen logischen Status als der Begriff Sexismus. 
Denn „Geschlecht“ als „Platzanweiser“ und zugleich gelebte Erfahrung des Selbst 
bezeichnet, wie die Klassenzugehörigkeit, einen Ort im gesellschaftlichen Gefüge, 
während Sexismus und Rassismus Praktiken und Systeme der Abwertung und 
Ausgrenzung benennen. Es erscheint also zweifelhaft, ob die drei Begriffe „race, 
class, gender“ überhaupt auf gleicher Ebene liegen.

Schließlich besteht noch Forschungsbedarf, empirisch wie theoretisch, zur 
Klärung der Frage, inwiefern die „heterosexuelle Matrix“ als eigenständige 
Machtrelation neben dem Geschlechterverhältnis aufzufassen ist oder ob Gender 
in sich schon eine heterosexuelle Norm enthält. Die verbreitete Tendenz, „sexuelle 
Orientierung“ gesondert neben Gender als Dimension intersektionaler Analysen 
zu benennen, spricht dafür, dass dies als ein Machtverhältnis eigener Art gesehen 
wird. Sabine Hark (1993) und Ulrike Hänsch (2003) zeigen jedoch auf, dass die 
implizite Gleichsetzung von Geschlecht mit Heterosexualität geradezu zwingend 
darauf aufmerksam macht, dass Geschlecht und Sexualität miteinander verwoben 
sind, d.h. dass die Konstruktion von Geschlecht nicht ohne Einbeziehung der 
Konstruktion von Sexualität adäquat zu fassen ist.

Zu bedenken ist bei der Suche nach „Strukturkategorien“ zum einen, dass sie 
auf mehreren Ebenen erkennbar sein müssen. Ihre wiederkehrende Wirksamkeit 
und die gestiftete Verknüpfung unter den Ebenen der Sozialisation, der Interak-
tion, der Institutionen und der übergreifenden Machtverhältnisse sind es, die sie 
als Bestandteil gesellschaftlicher Ordnung ausweisen. So verbinden sich z.B. das 
„heterosexuelle Glücksversprechen“ in der Sozialisation mit den normativen Re-
geln für Partys und Beziehungen in der Adoleszenz sowie mit der Institution der 
Ehe bzw. anerkannten Paarbeziehung zu einer durchgängigen Entwertung und 
Verleugnung jedes anderen Begehrens; dies wiederum steht mit dem historischen 
Männerbund in Wirtschaft und Politik in Beziehung. Die aktuell sichtbare Tole-
ranz für homosexuelle Männer in der Politik könnte als beginnende Auflösung 
des Strukturzusammenhanges gedeutet werden, wäre da nicht die Grenze, die 
den Zugang einer offen lesbisch lebenden Frau zu Führungspositionen verbietet.3

3		 Mit der Berufung von Susanne Baer zu einem der höchsten Ämter im Staate, zur 
Richterin am Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe, hat sich auch diese Grenze als 
zumindest fallweise durchlässig erwiesen.
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Gesucht werden als Strukturkategorien für die Intersektionalität zudem noch 
relationale Begriffe, d.h. nicht die gesammelten Eigenschaften von Individuen 
sind nach Differenzen abzuarbeiten, sondern es soll sich ein gesellschaftliches 
Verhältnis als Strukturzusammenhang zeigen:

„Kein Element einer Relation hat seine eigene Identität, es ist immer auch das Nicht-Iden-
tische des anderen; keines hat als selbständiges seine soziale Stellung in der Gesellschaft, 
sondern jedes gewinnt sie erst aus der Entgegensetzung zum anderen. ‘Relationalität‘ in 
diesem sozialwissenschaftlichen Verständnis ist das Konstituens eines sozialen Verhält-
nisses, in dem die Verteilung von Eigentum und Arbeitsformen, Positionen und Macht 
geregelt ist.“ (Becker-Schmidt/Knapp 2000: 46-47)

Die Funktion relationaler Kategorien im Machtgefüge und in der Dynamik 
von Machtverhältnissen wird durch Naturalisierung oder einen vergleichbar 
wirkenden Mechanismus wie die Kulturalisierung (etwa die Konstruktion ei-
nes unauflösbaren Gegensatzes zwischen Religionen) getragen. Ist es einmal 
gelungen, etwa den Islam oder das Judentum als dem Christentum notwendig 
und für immer fremd und feindselig zu definieren, können daraus Machtver-
hältnisse auf allen Ebenen entfaltet werden. Darin unterschieden sich diese 
Kategorien von solchen, wie z.B. der Zuschreibung von Eigenschaften an Her-
kunftsregionen wie Bayern oder Rheinland, die Anlass zur Diskriminierung im 
Umgang geben können, aber kein Gegensatzpaar bilden müssen. Differenzen 
müssen also nicht zwingend polarisiert und naturalisiert werden; dazu müssen 
sie durch ihre Konstruktion und ihre gesellschaftliche Funktion geeignet sein.

2	 Kontextbezogenes Wissen

Die Perspektive der Intersektionalität zielt allerdings nicht auf eine umfassende, 
geschlossene Theorie, noch setzt sie eine solche voraus, auch wenn sie ein ge-
sellschaftstheoretisch fundiertes Verständnis von „Struktur“ benötigt. Sie wird 
produktiv vor allem in Verbindung mit einem Verständnis von Wissen als kon-
textbezogen. Wenn wir gesamtgesellschaftliche Strukturen der hierarchischen 
Macht- und Ressourcenverteilung sowie der Dominanz und Unterordnung 
ausgemacht haben, so werden diese an konkreten sozialen Orten – in einem 
Betrieb, in einer Branche, in einem Berufsfeld, in einer Gemeinde oder einem 
Sportverein etwa – als spezifische lokale Ordnung konkretisiert. Dabei kann 
es durchaus vorkommen, dass im Betrieb der Mann im Frauenberuf oder der 
Student im Bergwerk gnadenlos herabsetzend behandelt und sogar zum Aufge-
ben gezwungen wird; lokal können Frauen „männliche“ Qualitäten mit Stolz 
zur Schau tragen. Auch können andere Relationen sozialer Ungleichheit in 
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dem ausgewählten Kontext maßgeblich für die Konstituierung von konkreten 
Machtverhältnissen und für den hierarchischen Zugang zu Teilhabe und Res-
sourcen von entscheidender Bedeutung sein. Die Erkenntnisse aus Forschungen 
unter verschiedenen Kontextbedingungen werden einen kumulativen Erfah-
rungsschatz bilden, der uns dafür sensibilisiert, welche Machtrelationen wann 
und wie sich auswirken.

Die theoretische Herausforderung in der Überschrift dieses Beitrags besteht 
darin, die „Strukturmächtigkeit“ von Kategorien zu unterscheiden von beliebi-
gen Auflistungen der Vielfalt, wie sie bei der Diskussion von Diversity teilweise 
vorkommen. Patricia Purtschert und Katrin Meyer (2010: 138) schlagen eine 
grundsätzliche Offenheit für „diskurspolitische Interventionen“ vor. „Das bedeu-
tet nicht, dass jede Kategorie in der Intersektionalitätsdebatte dieselbe Bedeutung 
und Berechtigung erhalten soll, es bedeutet aber, dass es ein grundsätzliches 
Anrecht darauf gibt, eine solche Bedeutung einzufordern.“

Forschung und Theorie haben jedoch ihre eigenen Gebote der kritischen 
Selbstüberprüfung; sie benötigen für die Einschätzung eines Differenzphäno-
mens als Strukturkategorie Kriterien. Denn im politischen Handlungsfeld kann 
jede Gruppe sich selbst einen Benachteiligtenstatus zuschreiben, Scientology-
Anhänger und Scheidungsväter ebenso gut wie Konservative oder Transvestiten. 
Demokratie verlangt, dass alle ihre Stimme erheben können, Diversity mag dafür 
sprechen, allen Wertschätzung zukommen zu lassen, aber eine intersektionale 
Theorie, die eine Analyse der Wirkung von sich überkreuzenden Strukturdi-
mensionen unternehmen will, muss hier unterscheiden können. Sie muss an die 
diskurspolitischen Interventionen Fragen richten: Wer kann in wessen Namen 
fordern, und wer hat die (als „Solidarität“ gefasste) Anerkennung auf welcher 
Basis zu geben?

Überzeugender scheint mir der Vorschlag von Gabriele Winker und Nina 
Degele (2009: 16): „Die Entscheidung für diese oder jene Kategorien der Un-
gleichheit hängt von dem untersuchten Gegenstand und von der gewählten 
Untersuchungsebene ab.“ In dem empirischen Material und vor allem in dessen 
differenzierter Auswertung müssen sich die Strukturen aufweisen lassen. Damit 
werden aber die methodischen Probleme sichtbar, auf die im nächsten Abschnitt 
zumindest im Ansatz eingegangen werden soll.

3	 Der methodische Zugang zur Intersektionalität

In der theoretischen Diskussion um Intersektionalität wird gerne auf eine Viel-
zahl von Differenzkategorien aufmerksam gemacht, die polarisierte Linien von 
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Dominanz und Unterordnung aufschließen lassen. Wie der Aufforderung nach-
zukommen ist, diese Vielfalt empirisch zu berücksichtigen, ist noch nicht beant-
wortet; wird doch allein schon die Berücksichtigung von zwei Kategorien das 
empirische Design erschweren, zumal wenn korrekt davon ausgegangen wird, 
dass die Polarisierung in zwei und nur zwei Positionen nicht im Forschungsde-
sign wiederholt werden darf. Sollen etwa Klassenzugehörigkeit und Geschlecht 
jeweils durch drei oder vier Möglichkeiten vertreten sein, ergeben sich rasch 16 
Gruppen, die in der untersuchten Zielgruppe vertreten sein müssten. Denn es 
kann nicht der Sinn intersektionaler Forschung sein, nur noch kleine qualitative 
Studien durchzuführen, bei denen die Differenzkategorien innerhalb der Narra-
tive einer kleinen Gruppe von Befragten aufgespürt werden.

Eine mögliche Lösung wäre es, Differenzkategorien nicht simultan, sondern 
sequentiell zur Anwendung zu bringen. Manuela Westphal (2010) zeigt eine 
solche Möglichkeit anhand ihrer Evaluation von Gender Mainstreaming in den 
KOMPASS-Kursen für Zuwander/er/innen auf. Sie wählte den „intrakategori-
alen“ Zugang nach McCall (2005), die mit einem „intersectional core“ beginnt; 
die Forschung „arbeitet sich von Kategorie zu Kategorie vor und entwirrt bzw. 
entblättert den Einfluss der anderen Kategorien und deren Verschränkungen“. 
Dieses Vorgehen erlaubt es, forschungspraktisch, realistisch und theoriegeleitet 
mit einer relevanten und strukturwirksamen Differenzkategorie zu beginnen 
und dann „systematisch Bezüge, Anbindungen, Interdependenzen zu weiteren 
relevanten Kategorien zu erforschen“ (Westphal 2010: 212).

Ausgangspunkt von Westphals Studie war die Schnittstelle von Zuwanderung 
und Geschlecht, wobei es vermutlich mit der Präsentation des Kursangebotes zum 
Thema Gender zusammenhing, dass mehr als dreimal so viele Frauen wie Männer 
teilnahmen. Im Zuge der Forschung stellen sich die Kategorien Ethnizität, Bil-
dungsniveau und Geschlechterkonstruktion als bedeutsame Differenzierungen 
heraus. In diesem Kontext waren Unterschiede zwischen jüdischen Kontingent-
flüchtlingen und russlanddeutschen Spätaussiedler/n/innen von Bedeutung, 
eine Differenz, die kaum für die Gesamtanalyse der Machtverhältnisse in der 
Bundesrepublik Gewicht haben dürfte, bei der es fast nur um die Integrations-
fähigkeit und -bereitschaft türkischer Muslime zu gehen scheint.

Voraussetzung für ein sequentielles Vorgehen ist ein Forschungsdesign, das 
sowohl bei der Datensammlung als auch bei der Auswertung Raum für die 
Entdeckung im Voraus nicht eingeplanter Differenzen lässt. Das bedeutet nur 
als eine Maxime unter vielen, bei der Zielgruppe keine allzu homogene Zu-
sammensetzung anzustreben – was eine Abkehr von den gängigen Regeln der 
Methodologie bedeuten kann.
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Ein Beispiel: In unserem Forschungsprojekt „Interaktion von Pflege und 
Medizin im Krankenhaus“ wollen wir die Bedeutung von Geschlecht in der 
sozialen Praxis heute erkundigen. Gezielt haben wir darauf geachtet, dass beide 
Geschlechter in beiden Berufen in jeder untersuchten Krankenhausstation ver-
treten waren. Im Zuge der Materialauswertung stellte sich allerdings heraus, 
dass Abweichungen von der heterosexuellen Norm sowie Statusminderung als 
Ausländer relevant wurden; es erwies sich daher als sehr wertvoll, dass wir nicht 
etwa versucht haben, solche „abweichenden“ Fälle im Interesse eines homogenen 
Samples auszuschließen. Unterhalb einer Oberfläche von institutionalisierter 
Gleichberechtigung in beiden Berufen wirken im Krankenhaus noch Interakti-
onsregeln, die nicht alleine die „Passung“ zwischen Geschlecht und Beruf weiter 
tradieren, sondern auch die jeweils passende ärztliche Männlichkeit und pflegende 
Weiblichkeit zur verborgenen Norm bestimmen. Dies wurde jedoch besonders 
gut erkennbar, weil wir eine Bandbreite von „nicht passenden“ Fällen mit in 
der Untersuchung hatten. Die Beobachtung derjenigen, die den Normen nicht 
entsprechen („Gender migrants als Störenfriede der Geschlechterordnung“, Loos 
2006: 135), bildete ein „Fenster“, durch das die verdeckten Regeln von Profession 
und Geschlecht sichtbar werden (Sander 2009). Allerdings haben sich in dieser 
Studie weder sexuelle Orientierung noch Ethnizität/Zuwanderungsstatus empi-
risch als strukturelle Dimension erwiesen. Die heteronormative Gender-Prägung 
der beiden Berufe fließt in die institutionellen Handlungsmuster und Regeln ein 
und überspielt in vielerlei Hinsicht die tatsächlichen Merkmale der Akteur/e/
innen. Dies können wir jedoch nur für das Forschungsfeld Krankenhaus und 
für die im Projekt gestellten Forschungsfragen aussagen.

4	 Zwickmühlen zwischen Forschung und Politik

Sowohl die Frauenforschung selbst als auch die Formulierung einer Perspektive 
der Intersektionalität entstammen dem engen Bezug zu sozialen Bewegungen 
und deren Interesse an sozialer Gerechtigkeit. Dennoch wirkt die Forderung 
nach hoher Differenzierung in vielfältigen Differenzkategorien nicht selten 
lähmend auf den Versuch, die Verbindung zwischen anspruchsvoller Forschung 
und gesellschaftspolitischer Praxis lebendig zu halten. Ich möchte dieser Frage 
im Hinblick auf das Thema nachgehen, um das zur Zeit meine Forschungsener-
gien fokussiert sind: Gewalt gegen Frauen als Menschenrechtsfrage.

1993 haben sowohl die Generalversammlung der UNO als auch der Rat der 
Minister/innen im Europarat Gewalt gegen Frauen ausdrücklich als gravierende 
Menschenrechtsverletzung anerkannt. Als „Gewalt gegen Frauen“ wird diejenige 
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„gender-based violence“ definiert, die Frauen trifft, weil sie Frauen sind, oder die 
unverhältnismäßig häufig Frauen betrifft. Dies war ein Durchbruch für die Arbeit 
der Frauenorganisationen, die Menschenrechte nicht mehr allein auf den Schutz 
der Individuen vor Übergriffen des Staates beschränkt sehen wollen. Seither sind 
Staaten völkerrechtlich verpflichtet, Frauen vor derjenigen Gewalt zu schützen, 
die ihnen durch individuelle Männer drohte. Begründet ist diese Bewertung 
damit, dass diese Übergriffe eben nicht individuell zu verstehen sind, sondern 
auf einer strukturellen Ungleichmächtigkeit und einem Dominanzverhältnis 
der Geschlechter beruhen und dieses Verhältnis stärken. Nicht jeder Übergriff 
ist gleich eine Menschenrechtsverletzung; entscheidend ist vielmehr, dass eine 
strukturell untermauerte Gewalt fundamentale Rechte für die betroffenen Frauen 
einschränkt, untergräbt oder aufhebt. Dazu gehören nicht nur das Grundrecht 
auf Freiheit und Sicherheit der Person, sondern auch z.B. das Recht, sich frei 
zu bewegen, das Recht auf Arbeit, auf Erholung und Freizeit, auf Teilhabe am 
kulturellen Leben; gewaltförmige Beziehungen können Merkmale der Sklaverei 
aufweisen. Weil auch private Übergriffe Frauen daran hindern, ihre Grundrechte 
in Anspruch zu nehmen, müssen Staaten bei der Gewährleistung des Schutzes 
und der Strafverfolgung des Unrechts „angemessenen Pflichteifer“ (due diligence) 
an den Tag legen, und zwar in jedem einzelnen Fall.

Es springt ins Auge, dass mit dieser Entwicklung zu den universalen Men-
schenrechten nunmehr neben Gender eine eindeutige Kategorie „Frau“ gehört. 
Dies hat sich als eine Basis für politische Strategien erwiesen, die mittlerweile auf 
europäischer Ebene Wirkung zeigen. Wie lassen sich aber eindeutig abgegrenzte 
Kategorien mit intersektionalem Denken verbinden?

In einem europäischen Forschungsnetzwerk haben wir von 2004 bis 2007 die 
Anwendung einer Menschenrechtsperspektive auf interpersonale Gewalt disku-
tiert (Hagemann-White 2008). Dadurch konnten wir herausarbeiten, dass eine 
Menschenrechtsperspektive in der politischen Praxis und in der Forschung jeweils 
etwas anderes bedeutet. Im internationalen Kontext handelt es sich um eine global 
sich herausbildende Kultur der Anerkennung ebenso wie eine Fortentwicklung 
des Völkerrechts. Dabei werden Begriffe und Aussagen über Jahre hinweg in 
Aushandlungen gefunden, die kumulativ festgelegt werden. Wie Sally Merry 
(2006) in einer ethnographischen Studie dieser Verhandlungen verdeutlicht, 
spielt die Beibehaltung und allenfalls marginale Veränderung schon etablierter 
Formulierungen eine große Rolle: Was einmal in einem UN-Dokument ver-
abschiedet worden ist, gilt als anerkannter Konsens, der in Folgedokumenten 
übernommen werden kann. Während wissenschaftliche Analysen davon leben, 
dass sie Gedankengänge und Begriffe kritisch hinterfragen, beruht der globale 
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kulturelle Wandel, der eine Verpflichtung zur Überwindung von Gewalt gegen 
Frauen allmählich zum akzeptierten Bestandteil der Völkergemeinschaft erhebt, 
auf der Beständigkeit der einmal gefundenen Aussagen.

Darüber hinaus stimmen die übergreifenden Aussagen internationaler Doku-
mente nicht ohne weiteres mit der Sichtweise und den Erfahrungen derjenigen 
überein, die in dieser oder jener Region oder Lebenswelt ihre Rechte einfordern 
müssen. Hier wird die Intersektionalität unmittelbar relevant: Es mag einen 
Konsens über das Recht geben, vor geschlechtsbezogener Gewalt geschützt zu 
sein, nicht aber darüber, was eine Frau ist. Merry verdeutlicht anhand konkre-
ter Regionalstudien, dass formale Verfahren und Rechtsetzungen nur dann für 
Frauen wirksam und hilfreich sein können, wenn sie mit dem gelebten Rechts-
empfinden im konkreten Kontext vermittelt werden können. Internationales 
Recht, so ihre Schlussfolgerung, muss in die lokale Sprache übersetzt werden, 
um nutzbar zu sein.

Dafür scheint mir die Definition, die R.W. Connell für Gender angeboten 
hat, außerordentlich nützlich, weil sie geeignet ist, im globalen Diskurs all das 
aufzunehmen, was in verschiedenen Weltteilen als essentiell empfunden wird, 
ohne selbst essentialistisch zu werden:

„Gender is the structure of social relations that centres on the reproductive arena, and 
the set of practices (governed by this structure) that brings reproductive distinctions 
between bodies into social processes.“ (Connell 2002)

Damit sind die „leiblich-affektive Dimension“ der Konstruktion des Geschlechts 
(Lindemann 1992) und die Sexualität (Hänsch 2003) ebenso wie die Fort-
pflanzung selber in die Begriffsbestimmung dessen integriert, was mit Gender 
gemeint ist, ohne dass „biologische Merkmale“ der Individuen zugrunde gelegt 
werden. Zudem kann mit dieser Definition sehr genau erfasst werden, worauf 
geschlechtsbezogene Gewalt gegen Frauen sich bezieht. Es wird greifbar, warum 
die Sphäre der Privatheit (häusliche Gewalt), die Sphäre der Sexualität (sexuali-
sierte Gewalt in vielen Formen) und die Sphäre der Durchsetzung heterosexuel-
ler Normen (u.a. homophobe Gewalt) einen gemeinsamen Komplex bilden und 
nur durch eine sinnvoll integrierte Gesamtstrategie bekämpft werden können.

Dieses Verständnis von Geschlecht als eine Struktur sozialer Praxis lässt sich 
nun verbinden mit Analysen von Machtverhältnissen, mit deren Hilfe der Cha-
rakter und die Bedeutung der Schnittstellen von Differenzkategorien aufgeschlüs-
selt werden. Die oben erörterten Beispiele begründen die Vermutung, dass es 
erfolgversprechender ist, solche Analysen auf theoretischer Ebene jeweils mit zwei 
Kategorien anzulegen, um nicht Vergleiche und Analogien dort zu konstruieren, 
wo die Kategorien inkommensurabel sind. Sexismus und Rassismus treffen sich 
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in ihrem Körperbezug und in der Naturalisierung; die Kategorien Geschlecht 
und Klasse treffen sich in ihrem Bezug zur Organisation von Arbeit und Zugang 
zu Ressourcen. Die Perspektive der Intersektionalität auf soziale Praxis wird 
empirisch für andere, möglicherweise hierarchisch fungierende Differenzen offen 
sein, die im Handeln der Akteur/e/innen und Organisationen aufscheinen. Die 
theoretische Analyse der Machtverhältnisse und die empirische Exploration der 
Konstruktion von Differenzen und deren Folgen müssen in einem ständigen, 
unvoreingenommenen Dialog stehen, um sich immer neu die Frage zu stellen: 
Was sind die strukturell tragenden Kräfte der Differenz, Dominanz und Unter-
werfung, und welche Dynamik des möglichen Wandels zeigt sich darin? Dabei 
werden Politik und Wissenschaft es nötig haben, ihre eigenen Intersektionen 
selbstkritisch zu reflektieren.

Literatur

Anthias, Floya (2003): Erzählungen über Zugehörigkeit. In: Apitzsch, Ursula/Mechtild 
M. Jansen (Hrsg.): Migration, Biographie und Geschlechterverhältnisse. Münster.

Apitzsch, Ursula/Jansen, Mechtild M. (Hrsg.) (2003): Migration, Biographie und Ge-
schlechterverhältnisse. Münster.

Becker-Schmidt, Regina/Knapp, Gudrun-Axeli (2000): Feministische Theorien zur 
Einführung. Hamburg.

Berger, Peter/Vester, Michael (Hrsg.) (1998): Alte Ungleichheiten, Neue Spaltungen. 
Opladen.

Cyba, Eva (2000): Geschlecht und soziale Ungleichheit. Konstellationen der Frauenbe-
nachteiligung. Opladen.

Connell, R.W. (2002): Gender. Cambridge.
Crenshaw, Kimberlé (1989): Demarginalizing the Intersection of Race and Sex: A 

Black Feminist Critique of Antidiscrimination Doctrine. In: The University of Chi-
cago Legal Forum: 139-167.

Erdheim, Mario (1982): Die gesellschaftliche Produktion von Unbewusstheit. Eine 
Einführung in den ethnopsychoanalytischen Prozess. Frankfurt a.M.

Ferree, Myra Marx (2008): Framing Equality. The Politics of Race, Class and Gender 
in the US, Germany and the Expanding European Union. In: Roth, Silke (Hrsg.): 
Gender Politics in the Expanding European Union. New York/Oxford.

Frerichs, Petra (1997): Klasse und Geschlecht, Bd. 1: Arbeit. Macht. Anerkennung. 
Interessen. Opladen.

Gottschall, Karin (2000): Soziale Ungleichheiten und Geschlecht. Kontinuitäten und 
Brüche, Sackgassen und Erkenntnispotentiale im deutschen soziologischen Diskurs. 
Opladen.

Hagemann-White, Carol et al. (2008): Gendering Human Rights Violations: The Case 
of Interpersonal Violence. Final Report (2004-2007) of the Coordination Action 



33Intersektionalität als theoretische Herausforderung für die Geschlechterforschung 

on Human Rights Violations (CAHRV), EUR 23336. Brussels. www.cahrv.uni-
osnabrueck.de

Hänsch, Ulrike (2003): Individuelle Freiheiten – heterosexuelle Normen in Lebensge-
schichten lesbischer Frauen. Opladen.

Kerner, Ina (2009): Differenzen und Macht. Zur Anatomie von Rassismus und Sexis-
mus. Frankfurt a.M.

Lindemann, Gesa (1992): Die leiblich-affektive Konstruktion des Geschlechts. Für eine 
Mikrosoziologie des Geschlechts unter der Haut. In: Zeitschrift für Soziologie 21 
(5): 330-346.

Loos, Martina (2006): Symptom: Konflikte. Was interdisziplinäre Konflikte von 
Krankenpflegern und Ärztinnen über Konstruktionsprozesse von Geschlecht und 
Profession erzählen. Frankfurt a.M.

McCall, Leslie (2005): Managing the Complexity of Intersectionality. In: Signs: Jour-
nal of Women in Culture and Society 30 (3): 1771-1800.

Merry, Sally (2006): Human Rights and Gender Violence. Translating International 
Law Into Local Justice. Chicago/London.

Purtschert, Patricia/Meyer, Katrin (2010): Die Macht der Kategorien. Kritische Über-
legungen zur Intersektionalität. In: Feministische Studien 28 (1): 10-142.

Rendtorff, Barbara/Moser, Vera (1999): Geschlecht als Kategorie – soziale, strukturelle 
und historische Aspekte. In: Rendtorff, Barbara/Vera Moser: Geschlecht und Ge-
schlechterverhältnisse in der Erziehungswissenschaft. Eine Einführung. Opladen.

Sander, Kirsten (2009): Profession und Geschlecht im Krankenhaus. Soziale Praxis der 
Zusammenarbeit von Pflege und Medizin. Konstanz.

Westphal, Manuela (2010): Gender und Heterogenität in der politischen Bildung mit 
eingewanderten Frauen und Männern. In: Hagedorn, Jörg/Verena Schurt/Corinna 
Steber/Wiebke Waburg (Hrsg.): Ethnizität, Geschlecht, Familie und Schule, Hete-
rogenität als erziehungswissenschaftliche Herausforderung, Festschrift für Leonie 
Herwartz-Emden. Wiesbaden.

Winker, Gabriele/Degele, Nina (2009): Intersektionalität. Zur Analyse sozialer Un-
gleichheiten. Bielefeld.



34 Bernd Ladwig

Bernd Ladwig

Intersektionalität und Liberalismus –  
Mesaillance oder glückliche Verbindung?
Eine Auseinandersetzung mit Patricia Hill Collins

Der neue Ansatz der Intersektionalität vermittelt ein differenziertes Verständ-
nis von sozialer Ungleichheit. Jeder einzelne Mensch befindet sich demnach am 
Schnittpunkt verschiedener Verhältnisse der Macht und Herrschaft, der Aus-
beutung, des ungleichen Zugangs zu Vorteilen, des Ein- und des Ausschlusses. 
Das zeigt, wie machtanalytisch fragwürdig Verallgemeinerungen wie „die Ar-
beiter“, „die Frauen“, „die Homosexuellen“, „die Alten“, „die Ausländer“, „die 
Schwarzen“ immer schon waren. Jede dieser Kategorien droht machterhebliche 
Binnendifferenzen zu verdecken. Jede „Gruppe“ steht zu den anderen in Wech-
selbeziehungen, die Individuen durchziehen und eigene Machteffekte zeitigen.

Andererseits spielten und spielen Verallgemeinerungen in jedem politischen 
Kampf gegen gefühltes Unrecht eine Rolle. Die Kämpfenden betonen damit, 
dass auch eine vorgeblich liberale Gesellschaft nicht nur aus freien und gleichen 
Individuen besteht. Auch sie teilt Menschen nach Maßgabe geteilter Merkmale 
Positionen in Ungleichheitsgefügen zu. Der auf Differenzen zugeschnittene 
Ansatz der Intersektionalität darf darum nicht ins Extrem einer nur mehr indi-
vidualisierenden Betrachtung getrieben werden. Er muss sowohl die trennenden 
als auch die verbindenden Effekte moderner Relationen der Ungleichheit im 
Blick behalten.

Um eine solche Balance bemüht sich Patricia Hill Collins, eine der wichtigsten 
Vertreterinnen des Intersektionalitätsansatzes. Collins verteidigt die Ansicht, 
dass wir die Standpunkte ganzer Gruppen einnehmen sollten, wenn wir über 
ungerechte Ungleichheiten urteilen wollten. Für solche Standpunkte sei ein 
bürgerlich-liberaler Individualismus unempfänglich. Zugleich sieht sie aber eine 
konzeptionelle Nähe zwischen einem solchen Individualismus und der Perspek-
tive der Intersektionalität – eine Nähe, die ihr missfällt. Ich zitiere sie ausführlich, 
weil ich mich mit ihrer Ansicht auseinandersetzen möchte:

„Whether we are talking about the explicit individualism of bourgeois liberalism or the 
explicit individualism permeating postmodern renditions of difference, individualistic 
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models define freedom as the absence of constraints, including those of mandatory group 
membership. Freedom occurs when individuals have rights to mobility into and out of 
groups – the right to join clubs and other voluntary associations or to construct their sub-
jectivity as multiple and changing. Little mention is made of the collective struggles that 
preceded any group’s gaining individual rights of this sort. Within this logic, race, class, 
gender, and the like become defined as personal attributes of individuals that they should 
be able to choose or reject. Thus, because it fails to challenge the assumptions of individu-
alism, intersectionality when applied to the individual level can coexist quite nicely with 
both traditional liberalism and a seemingly apolitical postmodernism.“ (Collins 2003: 209)

Ich finde diesen Abschnitt ebenso hellsichtig wie suggestiv. Collins verquickt 
darin Antworten auf drei verschiedene Fragen. Wie sollen wir ungerechte Un-
gleichheiten verstehen (I)? Wie können wir gegen sie vorgehen (II)? Welches 
Verständnis von gültigen Ansprüchen („rights“) sollte uns dabei leiten (III)? 
Wie ich zeigen möchte, bildet der Liberalismus in einem bestimmten Sinne die-
ses Wortes den richtigen Rahmen, um die dritte Frage zu beantworten. Auch 
wenn er ein normatives Ideal individueller Freiheit und Gleichheit vertritt, 
muss er darum aber die kollektive Dimension realen Unrechts und das Erfor-
dernis kollektiven Handelns nicht leugnen.

Liberale beziehen sich zustimmend auf das Versprechen gleicher Rechte für alle 
Individuen. Das verurteilt sie aber nicht zur Blindheit für das Faktum kollektiv 
erfahrener Unterdrückung, Ausbeutung, Benachteiligung und Ausgrenzung. Sie 
können und sollten darum die richtigen Einsichten, die uns die Perspektive der 
Intersektionalität eröffnet, als wertvolle Hinweise auf die Hindernisse verstehen, 
die der von ihnen gewollten Welt entgegenstehen. Diese Welt wäre eine, in der 
nicht mehr Strukturen der Ungleichheit die Bildung von Gruppen bestimmen, 
sondern das reflektierte Wollen freier und gleicher Menschen.

I	 Zur Analyse sozialer Ungleichheit

Der Hinweis auf „race, class, gender, and the like“ verweist darauf, wie wir un-
gerechte Ungleichheit verstehen sollten. Collins spielt an auf irreduzibel ver-
schiedene Dimensionen der Ungleichheit. Menschen erfahren Vor- oder Nach-
teile hinsichtlich ihrer Hautfarbe oder Herkunft, hinsichtlich ihrer Stellung zu 
Produktionsmitteln und anderen Quellen des Einkommens, hinsichtlich ihres 
Geschlechts und so weiter. Zugleich aber, und das macht das Neue des Interes-
ses an „Intersektionen“ aus, sollten wir solche Hinsichten der Beherrschung, der 
Ausbeutung, der Benachteiligung und der Ausgrenzung nicht isoliert vonein-
ander betrachten oder bloß additiv zusammendenken (dazu Walgenbach 2007; 
Winker/Degele 2009).
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Intersektionalität liegt vor, wo Verhältnisse der Ungleichheit, die zu mehr als 
einer Dimension gehören, zusammenwirken und Menschen auf Subjektpositi-
onen sui generis verweisen. Eine Subjektposition, für die sich Collins besonders 
interessiert, ist die einer schwarzen Frau. Es wäre falsch, „schwarz“ nur als Adjektiv 
von „Frau“ zu verstehen und daraus zu folgern, man könne etwas für die Gleich-
stellung von Frauen und etwas anderes für die Gleichstellung von Schwarzen 
tun und hätte so automatisch etwas für die Gleichstellung von schwarzen Frauen 
getan. Wie die Juristin Kimberle Crenshaw (1989; 1995) in schon klassischen 
Untersuchungen gezeigt hat, laufen Menschen an den Kreuzungspunkten 
mehrdimensionaler Verhältnisse der Ungleichheit Gefahr, durchs Raster einer 
Gleichstellungspolitik zu fallen, die jede der Ungleichheiten nur für sich angreift, 
aber ihr Zusammenspiel übergeht.1

Interessant finde ich, dass Collins die individualisierenden Konsequenzen 
einer solchen Sichtweise wahrnimmt – und einzudämmen sucht. Jeder von 
uns befindet sich schließlich an vielen verschiedenen Kreuzungspunkten. Und 
nahezu jeder müsste ehrlicherweise zugeben, an manchen Kreuzungspunkten 
eher auf eine privilegierte als auf eine benachteiligte Subjektposition verwiesen 
zu sein (vgl. Collins 2007: 211). Die besitzlose, behinderte, schwarze, lesbische 
Frau, die sich als alleinerziehende Mutter durchs Leben schlägt – und geschlagen 
wird –, ist eher eine irreführende Karikatur als eine reale Figur. Eben darin liegt 
ja der Sinn der Empfehlung, von einem additiven Ungleichheitsverständnis 
abzurücken.

Wenn aber so gut wie jeder sich auf ganz verschiedene Subjektpositionen 
verwiesen sieht, solche sozialer Über- wie Unterlegenheit, wie kann dann noch 
kollektives Handeln gegen Unrecht möglich sein? Wir befinden uns ja offenbar 
je nach „Intersektion“ in unterschiedlichen Gemeinschaften von Verlierern oder 
Gewinnern. Wo jeder irgendeinen Grund zur Klage hat, ist der Chor der Kla-
genden von heilloser Dissonanz. Collins zieht daraus den Schluss, wir müssten 
über die individuelle Ebene hinausgehen. Wir müssten die „Herrschaftsmatrix“ 
betrachten, in der die wichtigsten Relationen der Ungleichheit zusammenlaufen. 
Eine Herrschaftsmatrix besteht aus Strukturen, Kontroll- und Überwachungs-
techniken, mehr oder minder ideologischen Sichtweisen sowie Interaktionen. Sie 

1	D as heißt allerdings nicht, dass ausnahmslos alles in der Welt der Ungleichheit und 
des Unrechts intersektional wäre (so auch Kerner 2009). Der Rassist, der einen 
Schwarzen angreift, mag dies ohne Rücksicht darauf tun, ob das Opfer hetero- oder 
homosexuell ist, ob es in Lumpen oder im Anzug auftritt. Ebenso kann ein Mensch 
in mehr als einer Hinsicht Unrecht erleiden, ohne dass die Akte oder Verhältnisse 
des Unrechts zusammenwirkten und eine Subjektposition sui generis ergäben.
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verbindet die Mikro- mit der Makroebene und die Institutionen und Praktiken 
mit den Rechtfertigungen sozialer Ungleichheit. Und sie konfrontiert Menschen 
mit sehr unterschiedlichen Herausforderungen, je nach den Stellungen, die sie 
in und zu ihr einnehmen. Die Herausforderungen sind geteilt, selbst wo die 
Antworten auf sie individuell sein mögen. Geteilte Lagen der Beherrschung 
verbinden Menschen zu Gruppen. Im Vergleich zu Gruppenpositionen in der 
Herrschaftsmatrix sind bloß individuelle und situativ erlebte Nachteile und 
Schädigungen machtanalytisch nachrangig.

Collins’ Kritik am „bourgeoisen Liberalismus“ lautet nun, dass dieser nur 
selbstbewusst wählende Individuen, aber keine kollektiv unterworfenen Subjekte 
einer Herrschaftsmatrix wahrnehme. Die Kritik zielt also auf die angebliche 
Herrschaftsblindheit des Liberalismus. Diese soll eine Folge der exklusiven 
Aufmerksamkeit sein, die Liberale dem Individuum widmen. Aber selbst wenn 
das wahr wäre: Es besagte für sich genommen nur, dass der Liberalismus keine 
angemessene Theorie für die Beschreibung und Erklärung von Herrschaftsver-
hältnissen hergibt.

An der Kritik scheint mir zutreffend zu sein, dass der Liberalismus keine 
Gesellschaftstheorie hat. Das heißt aber, er hat sie weder im affirmativen, die 
„Herrschaftsmatrix“ bestätigenden, noch im kritischen, sie verneinenden Sinne. 
Er ist vielmehr eine vor allem normativ interessierte Theorierichtung. Immerhin 
aber hat der Liberalismus, dem ich mich selbst verbunden fühle, in Gestalt der 
Gerechtigkeitstheorie von John Rawls (1975) eine wichtige Weichenstellung 
vorgenommen. Er macht ganze Gesellschaftsstrukturen zum Gegenstand der 
Gerechtigkeitsbewertung. Er geht nicht länger davon aus, Gerechtigkeit sei einzig 
eine Sache persönlicher Tugend oder interpersonaler Praxis. Wie Collins in herr-
schaftsanalytischer, so geht der neuere Liberalismus in normativer Absicht über 
die individuelle Ebene hinaus. Wenn er gleichwohl vom Individuum Aufhebens 
macht, so in der wiederum normativen Absicht, ihm gegen eine widerständige 
Welt zu seinem Recht zu verhelfen.

II	 Kollektives Handeln

Dieses Recht aber muss erkämpft werden, und dazu gehört kollektives Handeln. 
Collins wendet darum ihre Konzeption der Gruppenbildung ins politisch-
praktische. Gemeinsame Herausforderungen im Gefüge einer Herrschaftsma-
trix schmieden Menschen nicht nur objektiv zu Gruppen zusammen. Sie sind 
zugleich möglicher Ansatzpunkt für die Bildung eines Gruppenstandpunkts. 
Collins versteht darunter eine der eigenen Befreiung dienende Epistemologie. 
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Diese beginnt nicht mit raffinierten und sprachlich ausgefeilten Theorien, son-
dern mit leibgebundenen Erlebnissen und Praktiken. Sie ist fundiert in Erfah-
rungen und erst sekundär sozialwissenschaftlich deutbar.

Geteilte Erfahrungen mit den Zumutungen von Macht und Herrschaft ermög-
lichen Verallgemeinerungen in Gestalt von Standpunkttheorien. Collins greift 
damit ein besonders umstrittenes Erbstück aus dem marxistischen Traditions-
bestand auf. Die Standpunkttheorie, klassisch etwa in Georg Lukács‘ Geschichte 
und Klassenbewusstsein (1923), war ursprünglich beseelt von dem Glauben, zwar 
sei alle Erkenntnis gebunden an bestimmte gesellschaftliche Positionen und 
Interessen; aber eine Position, die des Proletariats, gebe die Gesellschaft als das 
zu erkennen, was sie an sich sei: das Ergebnis kollektiver Arbeit. Gibt man die-
sen Anspruch auf die eine schlechthin privilegierte Erkenntnisperspektive auf, 
so verwandelt sich Ideologiekritik in Wissenssoziologie. Es gibt dann ebenso 
viele Perspektiven der Gesellschaftsdeutung, wie es gesellschaftliche Stellungen 
gibt. Und keine Perspektive steht dem „Wesen“ des Sozialen näher als irgendeine 
andere. Man kann eine moderne Gesellschaft zum Beispiel mit den Augen einer 
Juristin, eines Managers, einer Arbeiterin, eines Sozialarbeiters, einer Hoch-
schullehrerin oder eines Therapeuten betrachten. Jede besondere Stellung erlaubt 
stimmige Beschreibungen und Erklärungen, die sich aber nicht zu einer allgemein 
gültigen Gesamttheorie verbinden. Was daher droht, ist ein Relativismus der 
vielen inkommensurablen Standpunkte.

Wie Collins mit dieser Drohung umgeht, ob sie sie überhaupt als solche 
ansieht, ist mir nicht klar. Jedenfalls macht es für den politischen Kampf und 
seine Perspektiven einen entscheidenden Unterschied, ob man Standpunkte als 
überbrückbar oder als unüberbrückbar versteht. Stehen alle Standpunkte für in 
sich geschlossene Welten von Deutungen und Bedeutungen, zwischen denen 
nur Kampf, aber keine Verständigung möglich ist? Oder entspringen sie faktisch 
trennenden, grundsätzlich aber allgemein nachvollziehbaren Erfahrungen?

Collins mag meinen, diese zweite Ansicht gehöre zu den typisch liberalen 
Illusionen. Wie könne eine weiße Villenbewohnerin auch nur im Prinzip 
nachempfinden und als Unrecht erkennen, was eine alleinerziehende schwarze 
Mutter im Ghetto an Erniedrigungen erfährt? Collins betont zu Recht, dass 
die Benachteiligten Freiräume benötigen, um eine fremde Definitionsmacht 
anfechten zu können (ausführlich Collins 2000). Sie müssen die eigenen Erfah-
rungen aussprechen, als gemeinsam begreifen und Vertrauen fassen können in das 
eigene kollektive Handlungsvermögen. Kommunikative Macht, Macht im Sinne 
Hannah Arendts (1970), ist nicht nur eine in sich bereichernde Erfahrung aller 
Mitwirkenden. Sie ist auch eine Voraussetzung dafür, bislang vernachlässigte oder 
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verzerrte Standpunkte überhaupt gegen die bestimmenden Sichtweisen anderer 
Gruppen zur Geltung zu bringen (dazu grundlegend Fricker 2007).

Nicht weniger wichtig als das Erkämpfen gruppenspezifischer Freiräume aber 
scheint mir pragmatisch wie prinzipiell das Bemühen um Überbrückung grup-
penbezogener Standpunkte zu sein. Pragmatisch, weil aller Erfahrung nach der 
Kampf der Unterdrückten und Benachteiligen nur siegreich sein kann, wenn 
auch manche der Privilegierten ihnen Waffen und Stimmen leihen. Prinzipiell, 
weil zum Ideal einer gerechten Gesellschaft eine inklusive Öffentlichkeit gehört, 
die etwas anderes ist als eine Menge monologischer Klagen. Zu einer solchen 
Öffentlichkeit gehörte die Bereitschaft, mit Vielfalt und Differenzen zu rechnen 
und darum offen zu sein für fremde Erfahrungen und Deutungen. Aber diese 
Offenheit wäre kein Selbstzweck. Sie diente der Fairness im gegenseitigen Umgang 
unter dem Vorzeichen sozialer Vielfalt.

Einen Anderen als solchen ernst nehmen, heißt nicht, ihn reden zu lassen, 
ohne einen Widerspruch auch nur zu erwägen. Es heißt, ihm eine normative Ver-
antwortung mit Bezug auf Geltungsansprüche zuzuweisen, die in allen strittigen 
Fällen nur argumentativ geprüft werden können. Eine argumentative Prüfung 
ist immer wenigstens virtuell intersubjektiv, und sie impliziert die Orientierung 
in einer gemeinsamen Welt (ausführlich Habermas 1992). In einer liberalen 
Öffentlichkeit müssten alle Beteiligten versuchen, rechtfertigende Gründe für 
ihre Ansprüche zu finden, die alle möglichen Adressaten als freie und gleiche 
Personen teilen können. Und was für die ideale liberale Öffentlichkeit gilt, gilt 
vorwegnehmend auch schon für den politischen Streit, der zu ihr hinführen 
soll. Zum Werben um Verbündete im Kampf um eine gerechte Sache gehört das 
Bemühen, Menschen mit anderen Voraussetzungen die Gerechtigkeit der Sache 
argumentativ augenfällig zu machen.

Geteilte Sichtweisen und Sensibilitäten, geformt und ausgedrückt in einer 
gemeinsamen Sprache, sind nicht die Voraussetzung, aber ein Ziel des argu-
mentativen Streits über Erfahrungen des Unrechts, die alle angehen, sei es als 
Benachteiligte, sei es als Privilegierte. An dieser Stelle berühren sich die pragma-
tischen Erfordernisse des Kampfes gegen Unrecht mit dem normativen Zweck 
dieses Kampfes. Das bringt mich zu meiner dritten und letzten Frage: nach dem 
normativ angemessenen Verständnis von gültigen Ansprüchen.

III	 Gerechte Freiheiten

Collins hält den Liberalismus für individualistisch auch und gerade im norma-
tiven Sinne. Damit hat sie sicher recht, aber nicht unbedingt so, wie sie meint. 
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Gewiss legen alle Liberalen großen Wert auf die Freiheit jedes einzelnen Men-
schen. Collins meint, der Liberalismus verstehe darunter vor allem die Freiheit 
im negativen Sinne der Abwesenheit von Beschränkungen („absence of cons-
traints“). Auch eine Mitgliedschaft in Gruppen, die nicht das Ergebnis jederzeit 
revidierbarer freier Entscheidungen ist, beschränke die individuelle Freiheit, 
wie Liberale sie sehen, also die negative Freiheit (Berlin 1958).

Aber das ist ein verkürztes Verständnis liberaler Freiheit. Was Liberale wert-
schätzen, ist nicht individuelle Freiheit schlechthin, sondern personale Selbst-
bestimmung: die Freiheit der Person, ein Leben nach eigenen Vorstellungen 
des Guten und Richtigen zu führen. Dieses Ideal weist über ein nur negatives 
Freiheitsverständnis in mehr als einer Hinsicht hinaus. Es ist unvereinbar mit den 
Einseitigkeiten und verdeckten Parteinahmen, die manche mit dem Wort „Libe-
ralismus“ verbinden und die Collins bewogen haben mögen, ihm das abschätzige 
Adjektiv „bourgeois“ anzuheften. Damit legt es zugleich ein differenzierteres 
Verständnis der kollektiven Dimensionen unseres Daseins nahe, als Collins dem 
Liberalismus unterstellt (zum Folgenden ausführlicher Ladwig 2007).

Eine Verkürzung und verdeckte Parteilichkeit darf man zunächst darin sehen, 
unter den vielen möglichen Freiheitshindernissen nur einige wenige, wie Zwang, 
normativ ernst zu nehmen. Soziale Liberale in der Tradition von Rawls legen 
dagegen Wert auf effektive Freiheiten. Sie verstehen darunter die Abwesenheit 
aller effektiven Hindernisse gegen eine autonome Lebensführung, von welcher 
Art sie auch seien. Effektiv ist ein Hindernis, wenn es die Wahrnehmung einer 
Option mit untragbar hohen Opportunitätskosten belastet.

Eine freie Person ist nicht nur frei von direkter Herrschaft, sie ist frei zu einem 
selbstbestimmt gelingenden Leben (Ladwig 2000; 2007). Sie hat darum nicht 
nur verbriefte Rechte, die Rechte haben für sie auch einen Gebrauchswert. Der 
Gebrauchswert der Rechte besteht in einer Reihe grundlegender Funktionen 
und Fähigkeiten (dazu Nussbaum 1999; Sen 1985; 1993), darunter Bildung, 
Selbstachtung und Selbstvertrauen, Zugang zu gesundheitlicher Vorsorge und 
Versorgung, zu Einkommen, Vermögen und bezahlter Arbeit. Damit soll nicht 
gesagt sein, dass eine wahrhaft gerechte Gesellschaft allen das Gelingen ihres 
Lebens garantierte. Vielleicht setzten sich einige Menschen unerreichbare Ziele, 
oder sie strengten sich zu wenig an. Mündige Menschen müssen die Folgekosten 
ihrer freien, selbst verantworteten Entscheidungen grundsätzlich auch selbst 
tragen. Aber alle hätten als Gleiche die tatsächliche Möglichkeit, so zu leben, 
wie sie es für richtig halten.

Der Satzteil „wie sie es für richtig halten“ macht deutlich, dass liberale Freiheit 
etwas anderes meint als bloße Freiheit der Willkür. Wer nur seinen Launen oder 
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Neigungen folgt, lebt darum noch nicht selbstbestimmt. Eine selbstbestimmte 
Person vermag den eigenen Willen durch eigene Überlegung zu bilden und zu 
lenken. Und worauf sollte ihr praktisches Nachdenken im Ganzen zielen, wenn 
nicht auf ein Leben, das sie aus guten Gründen schätzen kann?

Auf gute Gründe wiederum stoßen wir nicht im luftleeren Raum. Wir prü-
fen mögliche Gründe im Horizont von Bedeutsamkeiten, die auch dann kein 
privater Besitz sind, wenn wir uns selbständig in ihnen bewegen. Horizonte 
der Bedeutsamkeit werden durch geteilte Praktiken aufgespannt, in denen die 
Sprache eine strukturierende Rolle spielt (vgl. Taylor 1992). Unter günstigen 
Bedingungen bilden sie zusammen mit Institutionen eine Infrastruktur der 
Freiheit. Darin liegt ein erster und grundlegender Zusammenhang zwischen 
unserer Selbstbestimmung und den kollektiven Dimensionen unseres Daseins.

Zu unserer Selbstbestimmung gehört eine soziale Welt, die hinreichend reich 
ist an Freiräumen und lohnenden Gelegenheiten zum Gebrauch unserer Grund-
freiheiten. Eine solche Welt ist ein kollektives Gut: Vorzüge wie ein tolerantes 
öffentliches Klima und eine Vielzahl an wertvollen Optionen (Raz 1986) lassen 
sich nicht in Teile zerlegen und den Menschen zum persönlichen Gebrauch über-
geben. Gleichwohl bleibt die Begründung ihres Eigenwerts an das gute Leben der 
Individuen gebunden. Die Integrität einer wahrhaft integrativen Gemeinschaft 
kann nicht über den Einzelnen stehen, sie kann nur in ihrem einsamen und 
gemeinsamen Gedeihen liegen.

Eine weitere kollektive Dimension, die Liberale nicht vernachlässigen müssen 
und nicht vernachlässigen sollten, besteht in der Praxis politischer Selbstgesetz-
gebung. Richtig ist sicher, dass die Freiheiten der Modernen in den Freiheiten 
der Alten nicht aufgehen (dazu klassisch Constant 1819). Die Selbstbestimmung 
beinahe aller Menschen hat eine private Seite, und bei den meisten ist sie die 
dominante. Dennoch ist das Schicksal der privaten Freiheiten vom selbstbe-
wussten Gebrauch unserer öffentlichen Autonomie nicht unabhängig. Daran 
haben in jüngerer Zeit republikanische Autoren wie Quentin Skinner (2008) 
und Philip Pettit (1999) erinnert. Sie machen darauf aufmerksam, dass private 
Freiheiten ohne öffentliche Diskussion und Kontrolle bestenfalls gewährt, aber 
nicht wirksam gewährleistet wären: Die Herrschenden könnten sie jederzeit in 
ihrem Sinne umdeuten oder auch zurücknehmen.

Eine bloß gewährte Freiheit stünde unter einem sinnwidrigen Vorbehalt: Sie 
wäre Autonomie unter dem Vorzeichen von Heteronomie. Pettit meint darum, 
wir sollten uns nicht schon darum für frei halten, weil gerade keiner in unsere 
Lebenssphären eingreift. Frei sind wir nur, soweit wir jeden Versuch eines willkür-
lichen Eingriffs effektiv anfechten könnten, was wiederum ohne demokratische 
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Rechte nicht gut möglich wäre. Wer frei ist, so meint Pettit, ist vor allem frei 
von willkürlicher Herrschaft. Er unterliegt allein Gesetzen, die er aus guten 
rechtfertigenden Gründen selbst wollen kann. Außerdem müssen, woran Collins 
zu Recht erinnert, so gut wie alle Freiheiten zunächst erkämpft werden, was kol-
lektive Handlungsfreiheit, also „Macht“ im Sinne Hannah Arendts voraussetzt.

Ich meine nun, das liberale Ziel einer gleichen effektiven Möglichkeit für alle, 
ein Leben nach eigenen Vorstellungen des Guten und Richtigen zu führen, ist in 
keinem interessanten Sinne des Wortes „bourgeois“. Ich wüsste nicht, wie wir das 
emanzipatorische Erkenntnisinteresse, das die Perspektive der Intersektionalität 
beseelt, besser verstehen könnten als nach Maßgabe dieses Ideals. Dagegen spricht 
auch nicht, dass der Liberalismus eine Spielart des normativen Individualismus 
ist. Ein normativer Individualist nimmt an, dass nur Einzelmenschen, nicht aber 
Gemeinschaften einen unbedingten moralischen Wert haben. Das schließt eine 
sekundäre Schutzwürdigkeit von Kollektiven aber nicht aus: Gemeinschaften 
dürfen als wertvoll gelten, soweit sie das Gedeihen wenigstens eines Teils ihrer 
Angehörigen fördern, ohne die Rechte eines anderen Teils zu missachten (vgl. 
Kymlicka 1995). Machtverhältnisse hingegen, die Menschen zwangsvergemein-
schaften, sind nicht besser als solche, die sie gewaltsam voneinander trennen.

Ist dies das Ideal völlig freien Ein- oder auch Austritts, das Collins verwirft? 
Nein, denn manche Zugehörigkeiten zu Gruppen können wir uns ursprünglich 
nicht aussuchen. Wir werden in sie hineingeboren oder wachsen, unabhängig 
von und vor jeder Wahlfreiheit, in sie hinein. Mehr noch, sie könnten Teil der 
konstitutiven Grundlagen unserer Wahlfreiheit sein. Nicht jede Gemeinschaft 
oder gar Lebensform ist wie ein Club, dem wir aus eigenem Kalkül oder Neigung 
beitreten und den wir aus den gleichen Gründen auch wieder verlassen können. 
Manchen normativen Forderungen können wir redlicherweise nicht ausweichen. 
Gleichwohl legen Liberale Wert auf die Freiheit mündiger Menschen zu urtei-
lender Stellungnahme, auch in und zu identitätsprägenden Gruppen.

Autonomie in diesem Sinne ist nicht Bindungslosigkeit. Aber sie besteht in der 
Disposition eines Menschen, rechtfertigende Gründe zu verlangen, wann immer 
eine kollektive Zumutung seine wesentlichen Lebensbelange berührt. Liberale 
möchten, dass freie und gleiche Menschen gegen alle essentialisierenden Vorgaben 
selbst darüber befinden, wie wichtig ihnen welche Merkmale sein sollten. Sie 
wollen dies nicht in Gestalt von Stereotypen, Vorurteilen, strukturellen Zwängen, 
drohendem Ausschluss und dergleichen aufgedrängt bekommen.

Das liberale Ideal personaler Autonomie verlangt darum nach einem diffe-
renzierten Verständnis der kollektiven Dimensionen unseres Daseins. Sind die 
sogenannten Gruppen nur das Ergebnis der Grenzziehungen sozialwissenschaft-
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licher Beobachter, oder entspricht ihnen etwas in den Wahrnehmungen und 
Deutungen der Klassifizierten? Sind sie unabhängig von Machtwirkungen und 
diesen nur nachträglich ausgesetzt, oder sind sie ihr ureigener Effekt? Werden 
sie von den Angehörigen begrüßt oder abgelehnt? Werden sie nur instrumentell 
oder auch um ihrer selbst willen geschätzt? Sind sie askriptiver oder voluntativer 
Natur? Prägen sie unser Selbstverständnis und Selbstverhältnis oder betreffen 
sie uns nur nachrangig und am Rande? Eine Gesellschaft ist umso liberaler, je 
mehr ihre Gruppenstruktur das wohlüberlegte Wollen aller ihrer Angehörigen 
spiegelt. Dieses Wollen ist ein reflektiertes Bejahen von Bindungen. Manche 
werden selbstgewählt, andere askriptiv sein. Manche werden Identitäten tief 
prägen, manche werden uns einfach nur nützlich oder erfreulich vorkommen.

Wie passen zu diesem Liberalismusverständnis „race, class, gender, and the 
like“ – Collins‘ Beispiele für Gruppen, die dazu verurteilt seien, für ihre Rechte zu 
kämpfen? Ist der normative Individualismus, ist das Ideal personaler Autonomie 
wirklich ungeeignet, ihnen gerecht zu werden? Auch ein normativer Individualist 
kann einsehen, dass Menschen für die Freiheiten, die er wertschätzt, manchmal 
kollektiv kämpfen müssen. Sie müssen darum die Not- und Verstandesgemein-
schaften, die sie gegen ungerechte Verhältnisse bilden, nicht zu in sich wert-
vollen Bindungen verklären. Sind „race, class, gender“ – über ihr Hervorgehen 
aus ungerechten Verhältnissen und ihren strategischen Stellenwert für deren 
Überwindung hinaus – für Menschen bedeutsam?

Die meisten der Subjektpositionen, die an Intersektionen, den Kreuzungs-
punkten multipler Ungleichheiten, entstehen, werden Menschen nur in einem 
objektiven, nicht auch im subjektiven Sinne verbinden. Aber auch als erlebte 
Gemeinsamkeiten dürften die meisten mit den Strukturen und Relationen der 
Ungleichheit, denen sie ihr Dasein verdanken, in einer gerechteren Gesellschaft 
verschwinden. Gleichwohl ist es möglich, dass der Wert einer Gemeinschaft erst 
unter dem Eindruck von Unrecht zutage tritt, wie Collins es sich für die „Gruppe“ 
der schwarzen Frauen vorstellt. Menschen können sogar Merkmale, die andere 
ihnen in abwertender Absicht aufgeprägt oder angehängt haben, selbstaffirmativ 
wenden. Sie können Ausdrücke der Verachtung wie „Kanake“, „Tunte“ oder 
„Gangster“ (gangsta) in solche des Stolzes auf ihr Anderssein verwandeln, und 
der Stolz mag die Verachtung überdauern. Diese, die Verachtung, verrät, wie viel 
uns noch von einer wahrhaft liberalen Gesellschaft trennt. In ihr könnten wir 
alle verschieden sein ohne die Angst, darum nicht als Gleiche zu gelten.
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Lucy N. Chebout

Wo ist Intersectionality in bundesdeutschen 
Intersektionalitätsdiskursen? –  
Exzerpte aus dem Reisetagebuch einer Traveling Theory1

Edward Said ging in seinem prominenten Essay „Traveling Theory“ (Said 1983, 
deutsche Übersetzung 1997 unter dem Titel „Theorien auf Wanderschaft“) der 
Frage nach, was passiert, wenn Theorien reisen. Er konstatierte: „[Der] Über-
gang in eine neue Umgebung geschieht nie reibungslos. Er geht zwangsläufig 
mit Darstellungs- und Institutionalisierungsprozessen einher, die sich von de-
nen am Ursprungsort unterscheiden.“ (Said 1997 [1983]: 263)

Vom 11. bis 13. März 2010 fand an der University of California, Los Ange-
les (UCLA) das 4. Symposium der Critical Race Studies statt. In diesem Jahr 
war es dem Thema „Intersectionality: Challenging Theory, Reframing Politics, 
Transforming Movements“2 gewidmet. Die Veranstaltung war nicht nur Anlass 
für die Würdigung der Arbeiten von Kimberlé Crenshaw, sondern beinhaltete 
auch eine umfassende Bestandsaufnahme von Intersectionality als Kritik in 
der Theoriebildung und Praxis der vergangenen 20 Jahre. Ziel war es, vor allem 
die ersten grundlegenden Artikulationen von Intersectionality zeitgeistlich zu 
verorten, ihre vielfältigen Reisen nachzuvollziehen und diese in einem heterogen 
zusammengesetzten Kreis kritischer Akademiker/innen und Aktivist/en/innen 
zu diskutieren. In diesem Zusammenhang hat auch Crenshaw selbst noch einmal 
Kernaspekte von Intersectionality rückblickend erläutert und auf einige der 
Interpretationsweisen in den USA und Europa reagiert.

Mein Anliegen ist es, anknüpfend an diese Tagungsdiskussionen den akademi-
schen Umgang mit Intersectionality in den bundesdeutschen interdisziplinären 
Gender Studies genauer unter die Lupe zu nehmen. Wie ich vor einem durch die 
Critical Race Theory inspirierten Hintergrund zeigen werde, ist die Rezeption 

1	 Ich danke Cengiz Barskanmaz für wichtige Anregungen, Impulse und Reflektio-
nen zu meiner Arbeit und insbesondere im Rahmen der Entstehung des vorliegen-
den Artikels. Für hilfreiche Anmerkungen zum Manuskript gilt mein Dank außer-
dem Sandra Smykalla, Sylvi Paulick und Olga Schmidt.

2	 http://crsonline.law.ucla.edu/CRS_Program/Annual_Symposium
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der Arbeiten von Crenshaw dabei durch Reduzierungstendenzen gekennzeich-
net. Gleichzeitig sind in derzeit boomenden Intersektionalitätsdiskursen Trends 
der Vereinnahmung des Labels Intersectionality – und damit verbunden des 
Ursprungsortes – sowie der Relativierung von Race als Analysedimension zu 
beobachten.

Den Saidschen Rahmen aufgreifend werde ich im Folgenden zunächst den 
Ursprungsort und die Reihe anfänglicher Umstände, aus denen Intersectio-
nality hervorgegangen ist, veranschaulichen. Im Anschluss daran widme ich 
mich der ausschnitthaften Beschreibung einiger Stränge aktueller Intersektio-
nalitätsdiskurse, die ich im Licht von vorgebrachten Kritiken hinsichtlich ihrer 
Exklusionsmechanismen und Dominanzreproduktionen diskutiere. Ich plädiere 
abschließend für einen sorgfältigeren Umgang mit den Arbeiten Crenshaws 
sowie für eine von Intersektionalitäts-/Interdependenzrhetoriken losgelöste 
Berücksichtigung von Arbeiten, die Intersectionality machen – auch wenn sie 
dies nicht so benennen.

1	 Re-Reading Crenshaw

Said macht mehrere Phasen, in denen sich die Reise von Theorien vollzieht, aus: 
So habe jede Theorie einen Ursprungsort, von dem aus zeitliche und geogra-
fische Distanzen zurückgelegt werden. Die neuen Orte, an denen die Theorie 
ankommt, seien durch Akzeptanzbedingungen und Widerstände gekenn-
zeichnet, die schließlich das Auftreten in neuen Kontexten erst ermöglichten. 
Am Ende der Reise stehe dann eine vollständig oder teilweise transformierte 
Theorie (vgl. Said 1997: 263).

Um über die Reisen einer Theorie sprechen zu können, ist es demnach notwen-
dig, einen Ausgangspunkt auszumachen. Zu diesem Zweck werden die Arbeiten 
von Crenshaw in breiteren Zusammenhängen des Black Feminism sowie der 
Critical Race Theory kontextualisiert. Crenshaws theoretische Auseinanderset-
zungen im Rahmen von Antidiskriminierungsarbeit und -recht können dabei 
allerdings nur ausschnitthaft erörtert werden. Mit diesem kontextualisierenden 
Herangehen mache ich deutlich, dass auch meine Lesart innerhalb des Diskurses 
von Intersectionality als Traveling Theory verortet ist, d.h. jedes Schreiben über 
Intersectionality ist selbst eine weitere Variante im Zirkulationsprozess.3

3	 Reiseprozesse verlaufen nicht linear und einseitig. So werden Intersectionality Zir-
kulationsprozesse auch durch Reisen, kontinuierliches Schreiben und Sprechen von 
Crenshaw selbst mitbestimmt.



48 Lucy N. Chebout

1.1	 Intersectionality: Metaphorische und politisch-rechtliche Bedeutungen

Crenshaw selbst beschreibt Intersectionality als Versuch
„… to capture both the structural and dynamic consequences of the interaction between 
two or more axis of subordination. It specifically addresses the manner in which racism, 
patriarchy, class oppression and other discriminatory systems create background inequa-
lities that structure the relative positions of women, races, ethnicities, classes, and the 
like. Moreover, it addresses the way that specific acts and policies create burdens that 
flow along these axes constituting the dynamic or active aspects of disempowerment.“ 
(Crenshaw 2000 o.S.)

Intersectionality geht auf den Begriff intersection zurück, der im Deutschen 
mit Kreuzung, Schnittmenge, Überschneidung oder auch Durchdringung 
übersetzt werden kann. In ihrem Aufsatz „Demarginalizing the Intersection of 
Race and Sex“ (1989) bemühte Crenshaw die Metapher einer Straßenkreuzung, 
um ihre zuvor entwickelte umfassende Kritik an verschiedenen Beispielen der 
Antidiskriminierungsrechtsprechung zu veranschaulichen. Anhand von drei 
Entscheidungen verdeutlichte sie unterschiedliche Mechanismen, die dazu 
führten, dass Diskriminierungen von Schwarzen Frauen gerichtlich nicht ad-
äquat anerkannt wurden. Im Fall DeGraffenreid vs. General Motors verwehrte 
das Gericht die Anerkennung einer spezifischen Diskriminierungserfahrung 
Schwarzer Frauen mit der Begründung, die Kategorie „Schwarze Frau“ sei kein 
anerkannter Diskriminierungsgrund (vgl. ebd.: 141-143). Im Fall Moore vs. 
Hughes Helicopter wurde es Schwarzen Frauen verwehrt, auf der Grundlage 
der Kategorie „Frau“ zu klagen, mit der Rechtfertigung, sie könnten nicht ‘alle 
Frauen’ repräsentieren (vgl. ebd.: 143-146). In ähnlicher Weise wurde ihnen 
das Repräsentationsrecht im Fall Payne vs. Travenol abgesprochen (vgl. ebd.: 
147-148). Zwar kam es in diesem Fall zu der Feststellung, dass rassistische Dis-
kriminierung vorlag, doch auch hier wurde die Besonderheit der Klägerinnen 
betont. In der Konsequenz führte dies dazu, dass die Ausweitung der Klage für 
Schwarze Männer nicht akzeptiert wurde, d.h. Schwarzen Frauen wurde das 
Repräsentationsrecht für Schwarze verwehrt.

Was Intersectionality hier problematisiert sind Fälle, die deutlich machen, wie 
Antidiskriminierungsrecht auf einem „single-axis framework“ (ebd.: 139) beruht 
und dadurch Ausschlüsse reproduziert, statt vor Diskriminierung zu schützen. 
Die grundlegende Problematik, die Crenshaw in ihrer Analyse verdeutlicht, ist 
ein Gleichheits-Differenz-Paradox, mit dem Schwarze Frauen in der Rechtspre-
chung konfrontiert werden. Entweder sind sie gezwungen, sich gleichzumachen 
mit weißen Frauen oder Schwarzen Männern, womit, wie im Fall von General 
Motors, die spezifische Diskriminierungssituation, die in dem Fall nur Schwarze 
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Frauen betraf, unsichtbar gemacht wird und damit Diskriminierungsschutz für 
Schwarze Frauen de facto nicht vorhanden ist. Oder – wie in den beiden anderen 
Fällen – Schwarze Frauen werden als zu verschieden angesehen und damit als 
Spezialfall der Gruppe „Frauen“ oder der Gruppe „Schwarze“, die sie gleichzeitig 
und gerade aufgrund der Spezifität nicht repräsentieren könnten.

Crenshaw beschreibt diese Situation von Schwarzen Frauen als vergleichbar 
mit der Verortung in der Mitte einer Kreuzung. Die Straßen symbolisieren dabei 
Rassismus und Sexismus. Das Risiko eines Unfalls erhöht sich für Schwarze 
Frauen, weil sie sowohl von Sexismus als auch von Rassismus betroffen sein 
können, oder – und darin liegt die Besonderheit – von beidem gleichzeitig bzw. 
auch spezifisch. Den existierenden Rechtsschutz symbolisiert Crenshaw als 
Ambulanz, die allerdings nur hilft, wenn die Ursache für den Unfall eindeutig 
identifizierbar ist und nachdem sie identifiziert wurde. In Unfallhergängen, die 
nicht eindeutig auf eine Ursache zurückzuführen sind, ist damit weder Hilfe 
für die verwundete Person gegeben, noch haben die Verursacher/innen mit 
Konsequenzen zu rechnen (vgl. ebd.: 149).

Die Metapher der Kreuzung enthält mehrere analytische Ebenen. Zunächst 
ist es die Kreuzung an sich, also die Überschneidung von Rassismus und Sexismus 
als Diskriminierungsprozesse und strukturelle Unterdrückungssysteme. Eine 
weitere Ebene ist die Position und situative Verortung von Schwarzen Frauen 
am Kreuzungspunkt. Darüber hinaus wird deutlich, dass die Positionierung 
in der Mitte der Kreuzung das Risiko erhöht, von allen Seiten in einen Unfall 
verwickelt zu werden. Es handelt sich dabei also auch um eine Spezifizierung von 
Verletzungsrisiken ergo Schutzbedürftigkeiten. Des Weiteren ist der Hinweis, 
dass es für einen Unfall in der Mitte der Kreuzung – sofern keine eindeutige 
Unfallursache rekonstruiert werden kann – offenbar keine zuständige Ambulanz 
gibt, eine Kritik an der Untauglichkeit von bestehenden Schutzmechanismen, 
die eben nur bestimmte Unfall-Konstruktionen erfassen und andere nicht als 
solche erkennen. Nicht zuletzt verweist die Metapher auf den komplexen Zu-
sammenhang und die Gleichzeitigkeit all dieser Dimensionen.

1991 verdeutlichte Crenshaw ihr Intersectionality Konzept anhand von 
Auseinandersetzungen mit antirassistischen und feministischen Politiken und 
Interventionsstrategien im Kontext von Gewalt gegen Frauen of Color. Als struk-
turelle Intersectionality bezeichnet sie darin das Zusammenwirken von Rassis-
mus, Sexismus und Klassismus als Dominanz- und Unterdrückungssysteme und 
thematisiert die Strukturen, die dazu führen, dass z.B. Frauen, die von häuslicher 
Gewalt betroffen sind, auch hinsichtlich anderer Ungleichheitsdimensionen 
marginalisiert sind: 
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„Intersectional subordination need not be intentionally produced; in fact, it is frequently 
the consequence of the imposition of one burden that interacts with preexisting vulne-
rabilities to create yet another dimension of disempowerment.“ (ebd.: 1249)

Für konkrete Interventionsstrategien und Unterstützungsangebote für Frauen, 
die von Gewalt betroffen sind, verdeutlicht sie damit die Notwendigkeit, diese 
strukturelle Intersectionality zu berücksichtigen und mögliche Faktoren wie 
Aufenthaltsstatus, Sprachkenntnisse, Abhängigkeitsverhältnisse vom gewalttä-
tigen Partner u.ä. in die Arbeit einzubeziehen.

Politische Intersectionality (ebd.: 1251 ff.) zielt auf feministische und anti-
rassistische Bewegungen und Politiken. Crenshaw verdeutlicht damit die Prob-
lematiken der Marginalisierung, die für Frauen of Color entstehen, wenn beide 
Bewegungen als getrennt voneinander gedacht werden und jeweils nur die Belange 
der ‘privilegierten Marginalisierten’ Gehör finden und die Bewegung bestimmen. 
Diese Ausblendung der Perspektiven von Frauen of Color hat auch weitreichende 
Folgen für die Rahmung politischer Debatten und Forderungen, die unwirksam 
oder gar kontraproduktiv werden können, wenn sie Sexismus und Rassismus nicht 
integral berücksichtigen.

Wichtig erscheint mir in diesem Zusammenhang, die Diskussion um Identi-
tätspolitiken von Crenshaw nachzuzeichnen. Sie sieht Intersectionality „as a way 
of mediating the tension between assertions of multiple identity and the ongoing 
necessity of group politics. It is helpful in this regard to distinguish intersectional-
ity from the closely related perspective of anti-essentialism …“ (ebd.: 1296). Anti-
Essentialismus sieht Crenshaw im Zusammenhang mit ‘postmodernen’ Ansätzen 
der Frauen- und Geschlechterforschung, die sie nicht grundsätzlich in Frage 
stellt, von denen sie sich aber deutlich abgrenzt, weil diese die Wirkmächtigkeit 
sozial konstruierter Kategorien fehldeuteten und Gefahr liefen, deren politische 
Bedeutung zu verzerren (vgl. ebd.). Statt für eine Aufgabe von Identitätspolitiken 
plädiert sie viel mehr für die Bildung von Koalitionen – Intersectionality könne 
dabei die Grundlage sein, beispielsweise Bündnisse von Frauen und Männern 
of Color zu rekonzeptualisieren (vgl. ebd.: 1299).

1.2	 Intersectionality kontextualisiert: Black Feminism und CRT

Ohne den konstitutiven Kontext einzubeziehen, laufen Intersektionalitätsdis-
kurse Gefahr, Fehldeutungen einzuschließen. Mehr noch: Intersectionality 
kann als Konzept nicht adäquat verstanden werden, wenn der disziplinäre und 
politisch-aktivistische Kontext, aus dem heraus es entstanden ist und durch den 
es geprägt wurde, ausgeblendet wird. Crenshaws Arbeiten sind im US-ameri-
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kanischen Black Feminism verwurzelt, in dem das Bewusstsein über Antisexis-
mus integraler Bestandteil der kritischen Auseinandersetzung mit Rassismus 
ist.4

Ein weiterer wichtiger Kontextfaktor ist Critical Race Theory (CRT) als eine 
aktivistisch-akademische Bewegung, die von Crenshaw selbst mitbegründet 
wurde. Ähnlich wie Feminist Legal Theory hat sie allgemeine kritische Perspekti-
ven zu Recht um dezidiert antirassistische Schwerpunkte erweitert. Insbesondere 
sind dies Fragen nach rassistischen Implikationen von Recht, wie Rassismus und 
Recht zusammenwirken und wie Recht z.B. durch ‘Farbenblindheit’ Rassismus 
perpetuiert. Damit einher geht auch die Abgrenzung von den Critical Legal 
Studies, die die CRT auf Grund der Ausblendungen von Rassismus und der 
Perspektiven von People of Color kritisiert. Im Gegensatz zu der Critical Legal 
Studies betont die CRT die Wichtigkeit und Notwendigkeit, Recht als Instru-
ment gegen Rassismus zu nutzen, statt auf der Ebene abstrakter Demontierung 
zu verharren und mögliche transformative Potenziale des Rechts auszublenden 
(vgl. Crenshaw 1988, Crenshaw et al. 1995).

2.	 Intersectionality – Lost in Translation? Oder:  
Wie Intersectionality zu Intersektionalität wurde

Ausgehend von Crenshaws Arbeiten gibt es mittlerweile unzählige Strecken, 
die Intersectionality zurückgelegt hat. Diese Wege bezeichnen geografische Di-
stanzen, wie beispielsweise die transatlantische Reise USA-Deutschland, zeitli-
che Distanzen, aber auch veränderte Akteur/e/innen, die in unterschiedlichen 
disziplinären und aktivistischen Feldern verortet sind.

Die Transformation, die Said einer Traveling Theory bescheinigt, kann für 
Intersectionality dahingehend beobachtet werden, dass sie im deutschen Kontext 
auftaucht als ein – wie Birgit Riegraf (2010: 41) beschreibt – „nach allen Seiten 
hin offenes und unspezifisches“ Schlagwort, das „zur Verfügung“ stehe. In dieser 
Logik des frei zur Verfügung stehenden Konzepts haben verschiedene Autorinnen 
– losgelöst von der Verankerung in den Arbeiten Crenshaws und im Kontext 
des Black Feminism – eigene Theoretisierungen eingebracht. Insbesondere im 
Rahmen der deutschen Gender Studies gab es in den vergangenen Jahren einen 

4	 Crenshaw selbst beschreibt Intersectionality als Produkt ihrer eigenen Auseinan-
dersetzung mit den Ideen und Beiträgen ihrer „Foremothers“, zu denen sie neben 
vielen anderen bell hooks, Beverly Guy-Sheftall, Ida B. Wells und Angela Davis 
zählt (vgl. Crenshaw 2010).
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regelrechten Boom5 um Intersektionalität, der sich in einem erhöhten Aufkom-
men von Veranstaltungen und Publikationen zum Thema zeigt.

2.1	 Reduzierungstendenzen in der Darstellung der Arbeiten von Crenshaw

Unter den Veröffentlichungen der vergangenen Jahre in Deutschland, in denen 
das Schlagwort Intersektionalität auftaucht, gibt es kaum eine, in der der Bezug 
zu den Arbeiten von Crenshaw nicht hergestellt wird. Die Autorin selbst wird 
dabei zumeist als US-amerikanische Rechtswissenschaftlerin vorgestellt, wobei 
die Spezifizierung der theoretischen und aktivistischen Verortung in der Criti-
cal Race Theory selten ist.

In der Rezeption ist (nahezu kontinuierlich) ein Fokus auf die Metapher er-
kennbar. Exemplarisch darin ist die Reduzierung auf den Aspekt der Überschnei-
dung von Machtachsen, wodurch die Komplexität des Symbolgehalts verloren 
geht. Die Metapher selbst wird recht häufig zitiert, dabei wird allerdings oft 
nur der erste Teil angeführt (vgl. u.a. Degele/Winker 2009: 12, Hornscheidt 
2009: 37, Kerner 2009: 45). Die Beschreibung der nicht helfenden Ambulanz 
geht meistens unter und damit auch die spezifische Kritik, die Crenshaw damit 
verdeutlichen möchte.

So ist zu beobachten, dass Crenshaws präzise und weitgespannte Kritik, die sie 
anhand der Straßenkreuzungsmetapher veranschaulicht, meist verkürzt oder gar 
falsch rezipiert wird. Im Fall einer Reskizzierung der von Crenshaw analysierten 
Beispiele aus der Antidiskriminierungsrechtsprechung wird zumeist nur der Fall 
DeGraffenreid vs. General Motors aufgeführt, was eine Ähnlichkeit der drei 
Fälle nahe legt (vgl. z.B. Walgenbach 2007: 48, Zinsmeister 2008: 205). Dadurch 
entsteht der Eindruck, es sei ausreichend, nur einen Fall zu benennen. Damit wird 
zwar die Problematik des „single-axis framework“ verdeutlicht, doch das darun-
terliegende Paradox von Gleichheit und Differenz, das zur Nicht-Anerkennung 
von Schwarzen Frauen führt, geht verloren. Dadurch entstehen fatale Missver-
ständnisse bezüglich des Anliegens von Crenshaw, das darauf verkürzt wird, 
dass es lediglich um die Anerkennung der spezifischen politischen Anliegen und 
Bedürfnisse von Schwarzen Frauen ginge (vgl. Walgenbach 2007: 48).

In nicht wenigen Fällen kommen beide verkürzten Lesarten der Metapher und 
der Argumentation zusammen, was zu einem Verlust des spezifisch kritischen 

5	 Castro Varela/Dhawan sprechen diesbezüglich von einer „diskursive[n] Explosion“ 
(2009: 309) und Barskanmaz (2010) beschreibt Intersektionalität als Fetisch der 
Gender Studies.
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Gehalts von Intersectionality führt. Dadurch kommt es zu einer Gleichsetzung 
von Intersectionality mit einem allgemeinen Wissen um das Zusammenwirken 
von verschiedenen Ungleichheitsdimensionen. Mit derartigen Verkürzungen, 
die die Spezifik der von Crenshaw entwickelten Kritik ausblenden, gehen weitere 
Konsequenzen einher. Diese werde ich im Folgenden als Pluralisierungstendenzen 
bezüglich des Entstehungskontexts und der Frage nach relevanten Kategorien 
sowie als Re-Artikulationsversuch der Kategorie Race verdeutlichen.

2.2	 Pluralisierungstendenzen und Re-Artikulationsversuche  
im Anschluss an Intersectionality

Im Vergleich zu den vorher skizzierten verkürzenden Rezeptionen sind die Bei-
träge zu Intersektionalität, in denen Crenshaws Arbeiten ausführlich diskutiert 
werden, rar. Neben dem Verweis auf Crenshaw als Begriffsprägerin finden sich 
Genealogiekonstruktionen, die breiter angelegt sind als der Kontext, in dem ich 
Crenshaws Arbeiten im vorhergehenden Kapitel verortet habe. Neben dem US-
amerikanischen Black Feminism wird zunehmend auch auf die Arbeiten von 
Frauen of Color im deutschen Kontext Bezug genommen. Hier ist ein Trend 
der Pluralisierung des Entstehungskontexts von Intersektionalität zu beobach-
ten, der auch andere marginalisierte Feminismen und feministische Theoriebil-
dung insgesamt mit einbeziehen möchte. So spricht Walgenbach von „vielfälti-
gen Genealogien“ (2007: 25). Sie skizziert in ihrem Beitrag „akademische und 
politische Interventionen von Migrantinnen, Schwarzen Frauen, Jüdinnen, 
Lesben, Frauen mit Behinderungen“ (ebd.) und verweist auch auf Debatten, 
die bereits im Rahmen der ersten Frauenbewegung zu finden seien (ebd., auch 
bei Rommelspacher 2009: 81). Eine weitere Form der Erweiterung des Entste-
hungskontexts lässt sich in Darstellungen finden, in denen Intersectionality als 
Diskussion im Rahmen feministischer Gleichheits-/Differenz-Debatten veror-
tet (vgl. z.B. Knapp 2005) oder in die Nähe zu Konzepten wie „Mittäterschaft“ 
nach Christina Thürmer-Rohr, „Doppelte Vergesellschaftung“ nach Regina 
Becker-Schmidt und „Dreifache Vergesellschaftung“ nach Ilse Lenz (vgl. Rom-
melspacher 2009: 82-83) gerückt wird.

Ähnlich der Pluralisierung von Genealogien ist auch eine Erweiterung von 
Analysekategorien erkennbar. Die Frage, welche Kategorien relevant sind, ist 
eine viel diskutierte und nicht abgeschlossene Debatte in den deutschsprachigen 
Gender Studies. Sind Crenshaws Analysen auf Race und Gender oder auf Race, 
Class und Gender beschränkt oder beliebig übertragbar? Crenshaw selbst hat 
kenntlich gemacht: 
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„While the primary intersections that I explore here are between race and gender, the 
concept can and should be expanded by factoring in issues such as class, sexual orienta-
tion and color.“ (1991: 1244-1245, Fn. 9). 

Im Unterschied zu der Analyse von Crenshaw, die sie anhand konkreter Fälle 
vollzieht, ist die Diskussion im deutschen Kontext auf eine eher theoretisch-ab-
strakte Ebene gelenkt worden, die die Frage, welche Ungleichheitsdimensionen 
generell relevant seien, in den Mittelpunkt gerückt hat.6

Doch nicht nur die Anzahl von Kategorien ist Anlass für Debatten, auch die 
Bedeutung einzelner Kategorien steht zur Diskussion. So konstatiert Gudrun-
Axeli Knapp: „The arrival of the triad of ‘race-class-gender’ is accompanied by a 
significant shifting of meanings that affects all of the categories, but especially 
the notions of race and class.“ (2005: 256) In Anbetracht der Tatsache, dass in 
Crenshaws Arbeiten die Kategorien Race und Gender von zentraler Bedeutung 
sind, fällt auf, dass insbesondere die Übertragbarkeit von Race in den deutschen 
Kontext bezweifelt wird. Exemplarisch dafür sind Argumente, wie sie bei Nina 
Degele und Gabriele Winker (vgl. 2009: 14, ähnlich auch Knapp 2005: 257) zu 
finden sind: auf Grund der deutschen Geschichte des Nationalsozialismus könne 
Race keine Basis für eine progressive Identitätspolitik werden. So ist vielfach schon 
in der Benennung auffällig, dass die Kategorie Rasse nie ohne die obligatorischen 
Anführungszeichen auftaucht und tendenziell durch Ethnizität ersetzt wird. 
Damit seien, so Degele/Winker, kulturelle, religiöse und herkunftsbedingte 
Unterschiede besser beschreibbar (vgl. 2009: 14).

Zurückkommend auf die Frage nach Intersectionality als Traveling Theory lässt 
sich hier exemplarisch verdeutlichen, wie die von Crenshaw eingebrachte Idee in 
verschiedenen Rezeptionen aufgenommen und erweitert wurde, bzw. darin Not-
wendigkeiten zur Reformulierung ausgemacht wurden. Die offensichtlich breite 
Diskussion mag auf ein gesteigertes Interesse hindeuten, soziale Ungleichheiten in 
ihrer Komplexität und Verwobenheit zu verstehen und sie zu verändern. Von den 
Arbeiten Crenshaws hin zu einer Darstellung von Intersektionalität als „(noch) 
recht unspezifische Begrifflichkeit“ (Riegraf 2010: 41) kann daher ein recht langer 
Weg der Abstraktion und Um-/Neudeutung ausgemacht werden. Dies wirft die 
Frage auf, inwiefern in den aktuellen Intersektionalitätsdebatten in Deutschland 

6	 Lutz/Wenning (2001: 20) machen insgesamt „13 bipolare hierarchische Diffe-
renzlinien“ aus. Knapp/Klinger (2007) beschränken sich auf drei, Degele/Win-
ker (2009) schlagen auf der strukturellen Ebene vier vor und Rommelspacher (vgl. 
2009: 81) plädiert dafür, dass die Frage der Relevanz von Kategorien immer kon-
textspezifisch und abhängig vom jeweiligen sozialen und politischen Standort sei.
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Intersectionality als Traveling Theory kursiert oder ob es sich dabei vielmehr um eine 
eigene Theoriebildung handelt, die sich lediglich eines populären Labels bedient. 
Begleiterscheinung der verkürzten Rezeption von Crenshaws Arbeiten selbst sowie 
der zu beobachtenden Pluralisierungstendenzen und Re-Artikulierungsversuche 
ist die Tatsache, dass Intersectionality als Begriff im deutschen Kontext zirkuliert, 
der für die Beschreibung von sehr vielfältigen Phänomenen benutzt wird. Darin 
wird auch das besondere Potenzial gesehen: „Produktiv am Ansatz ist, dass der 
Terminus Intersectionality zunächst deutungsoffen bleibt, denn er sagt noch nichts 
darüber aus, was sich jeweils kreuzt: Kategorien, Machtachsen, Identitäten. Er ist 
somit flexibel nutzbar.“ (Dietze et al. 2007: 9, ähnlich Davis 2008)

Allerdings wird auch deutlich, dass aktuelle Intersektionalitätsdiskurse in 
Bezug auf politisch-aktivistische Verortung der Akteurinnen, Erkenntnisin-
teressen und Bedeutungsprämissen teilweise in bedeutenden Dissenzen zum 
ursprünglichen Konzept von Intersectionality stehen. Abschließend sollen einige 
Problematiken aufgeworfen werden, die sich aus der Okkupation des Labels und 
den in diesem Gewand forcierten Debatten ergeben.

3	 Kritische Reflexionen deutscher Intersektionalitätsdiskurse

Umut Erel, Jin Haritaworn, Encarnación Gutiérrez Rodríguez und Christian 
Klesse haben bereits im Jahr 2006 auf Risiken und Kritiken in den Debatten 
über Intersektionalität im deutschen Kontext hingewiesen, die bis heute nicht 
an Brisanz verloren haben.

Problematisiert wird von Erel et al. das Verschweigen der im deutschen Femi-
nismus von minorisierten Frauen angeführten Debatten der 1980/90er-Jahre (vgl. 
ebd.: 239), das sich im Zuge einer Pluralisierung von Vorläufern der Intersektio-
nalitätsdebatten wiederholt. Obwohl z.B. bei Walgenbach die Sichtbarmachung 
von Traditionslinien begrüßt werden kann, muss bezweifelt werden, dass damit 
eine tatsächliche Auseinandersetzung mit den darin enthaltenen Kritiken ein-
hergeht. Unklar bleibt, aus welchem Interesse heraus und mit welchem Ziel diese 
Sichtbarmachung von Genealogien geschieht. Inwiefern liegt in der Verortung 
von Intersektionalitätsvorläufern im Zentrum von feministischer Theoriebildung 
eine Vereinnahmung des Ursprungsortes von Intersectionality? Und inwiefern 
ist die Aufzählung der Kämpfe von Frauen of Color in diesem Zusammenhang 
mehr als eine Rhetorisierungsstrategie, die einer Immunisierung gegen Kritiken 
an der eigenen Machtposition dient?

Auffallend ist, dass die Intersektionalitätsdiskussionen der vergangenen Jahre 
bis auf wenige Ausnahmen vor allem von weißen Frauen in akademisch mehr 
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oder weniger gesicherten Positionen geführt wurden (vgl. Hornscheidt 2009: 39, 
Castro Varela/Dhawan 2009: 314) und hierzulande mehrheitlich über exklusive 
institutionalisierte akademische Netzwerke fortgeschrieben werden (vgl. Erel et 
al. 2006: 239). Ohne essenzialistische Argumentationen zu bemühen, können 
insbesondere die Tendenzen der Re-Artikulation der Kategorie Race nicht los-
gelöst von der Dominanz weißer Akteurinnen in aktuellen Intersektionalitäts-
debatten interpretiert werden. Was sagt es aus, wenn weiße Frauen konstatieren, 
ein affirmativer Bezug auf Race sei nicht möglich (vgl. Degele/Winker 2009: 
14)? Werden darin nicht genau die Stimmen ausgeblendet, die paradoxerweise 
in der Pluralisierungstendenz von Genealogien mitgenannt werden: vor allem 
Frauen und Queers of Color in Deutschland, in deren Arbeiten Race seit jeher 
eine zentrale Perspektive der Analyse darstellt (vgl. Erel et al. 2006: 240-241)? 
Gail Lewis macht in dieser Re-Artikulierungstendenz der Kategorie Race auf 
einen weiteren Aspekt aufmerksam: So scheint diese Tendenz auf einer An-
nahme von Race als Kategorie biologischer Differenz zu fußen, „rather than […] 
as an ideological category that becomes filled with specific content premised on 
a discourse of essential difference rooted in the genetic or biological but often 
spoken through a language of ethnic or cultural difference.“ (2009: 208) Zudem 
erscheint es interessant, genauer zu schauen, wann Race relativiert wird bzw. 
aus der Analyse gänzlich herausfällt. Wird vielleicht Race gegen die Kategorie 
Class ausgespielt? Und gehen damit Hierarchisierungen einher, die mit dem 
Intersektionalitäts-Paradigma doch gerade verhindert werden sollen?

Es wird eine Tendenz sichtbar, die Interventionen von Frauen of Color als 
politische Auseinandersetzung ohne theoretischen Mehrwert zu klassifizie-
ren sowie die Beiträge von Schwarzen Frauen im englischsprachigen Raum 
zu ent-theoretisieren (vgl. Erel et al. 2006: 239, Lewis 2009: 208). In diesem 
Zusammenhang ist vor allem die Rezeption von Crenshaw aufschlussreich. So 
scheint es, als sei Crenshaw eine zu würdigende Autorin, die einen markanten 
Begriff geprägt hat, der aber letztlich nicht mehr als ein heuristisches Modell 
zum Verständnis von der Zusammenwirkung von Ungleichheitsdimensionen ist, 
das zudem den disziplinären Grenzen der Rechtswissenschaft verhaftet bleibt. 
Damit ist implizit auch eine Infragestellung des theoretischen Mehrwerts von 
Intersectionality verbunden. Antje Hornscheidt beschreibt Crenshaws Aufsatz7 
als „rather poor theoretical study and more a juridical application with a number 
of case studies“ (2009: 38). Auch Walgenbach will auf analytische Unzuläng-

7	 Es bleibt unklar, auf welchen Aufsatz sich Hornscheidt bezieht, da die Quellenan-
gabe nicht mit dem angeführten Zitat übereinstimmt.
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lichkeiten in Crenshaws Arbeiten hinweisen. Sie kritisiert die „geometrische 
Metapher“ (2007: 49) dafür, dass sie Gender und Race als soziale Kategorien vor 
bzw. nach der Kreuzung als getrennt voneinander darstelle (vgl. ebd.: 49; auch 
Dietze et al. 2007: 8-9). Beide hier aufgeführten Positionen sind zunächst auf 
Grund von Ungenauigkeit bei der Rezeption Crenshaws zu kritisieren. Während 
Hornscheidt fehlerhaft zitiert, muss bei Walgenbach gefragt werden, inwiefern 
hier die Metapher von Crenshaw drastisch aus ihrem Kontext gelöst wird und 
nachträglich eine Bedeutungsverschiebung erfährt. So war es Crenshaw selbst, 
die schrieb: „By tracing the categories to their intersections, I hope to suggest a 
methodology that will ultimately disrupt the tendencies to see race and gender 
as exclusive or separable.“ (1991: 1224, Fn. 9) Darüber hinaus wirft insbesondere 
Hornscheidts Darstellung die Frage auf, was hier als ‘theoretisch umfangreich’ 
gilt – und was nicht. Dabei ist die Deklassierung von Crenshaws Arbeiten mit der 
wahrgenommenen Dominanz sozialwissenschaftlicher und rechtswissenschaftli-
cher Forschungsparadigmen in den Gender Studies verknüpft (vgl. Hornscheidt 
2009: 36). Damit stellt sich die Frage, welche ‘internen Kämpfe’ der deutschen 
Gender Studies um Deutungshoheiten und Repräsentationsansprüche einzelner 
Disziplinen hier im Namen von Intersektionalität geführt werden.

Kritiker/innen bescheinigen der deutschsprachigen Diskussion um Intersek-
tionalität den Effekt der Ent-Politisierung und den Verlust von transformativem 
Potential (Erel et al 2006: 246, Castro Varela/Dhawan 2009: 311). Mari Matsuda 
bekräftigte in ihrem Beitrag auf dem Intersectionality-Symposium in L.A.: 
„Theory for theory sake – that’s not what I do.“ In Anbetracht der zunehmen-
den Theoriedebatten deutscher Intersektionalitätsdiskurse ist dieses Statement 
insofern bedeutend, als es die Frage aufwirft, in welchen aktivistischen Zusam-
menhängen sich derartige Auseinandersetzungen verorten. An welche konkreten 
gesellschaftspolitischen Problemlagen wird angeknüpft? Wessen Anliegen werden 
darin bedient und wer profitiert davon? Wer partizipiert an dieser Theoriebildung 
und welche Stimmen werden gehört oder auch gerade nicht vernommen?

4	 Fazit – oder: Reclaiming Intersectionality!

In Anbetracht der teilweise achtlosen Rezeptionen und problematischen De-
formationen von Intersectionality in bundesdeutschen Intersektionalitätsdis-
kursen drängt sich das Thema der geistigen Urheber/innenschaft auf. In Bezug 
auf Intersectionality ist festzustellen, dass sich der Umgang mit den Arbeiten 
Crenshaws nicht durch Achtsamkeit und Sorgfalt und auch nicht durch Of-
fenheit auszeichnet. Allerdings wirft das auch die Frage auf, wie viel derzeitige 
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Intersektionalitätsdiskurse eigentlich über Intersectionality und damit verbun-
dene Potenziale aussagen. Vielmehr deuten die oben dargestellten Umstände 
darauf hin, dass sich in aktuellen Debatten auch Schwachstellen der Gender 
Studies selbst zeigen, die auf dem Rücken von Intersectionality ausgetragen 
werden, anstatt sich den Herausforderungen von Transdisziplinarität und Deu-
tungsansprüchen einzelner Disziplinen sowie dem Umgang mit verschiedenen 
Akteurspositionen, Schulen, Legitimationsbedürfnissen und Erkenntnisinter-
essen zu stellen.

Für die Reise von Intersectionality stellt sich die Frage, wie kontraproduktive 
Rezeptionen und Vereinnahmungen verhindert werden können. Ich plädiere 
diesbezüglich für eine umfassende Re-Lektüre des Ursprungsortes von Intersec-
tionality und für eine präzisere Verwendung und Verortung des Begriffes. Nicht 
alles, was als Intersektionalität gelabelt ist, ist auch Intersectionality. Das heißt 
umgekehrt auch, dass Intersectionality nicht an das Label Intersektionalität 
gebunden ist. 

„[A]s intersectionality has traveled, those who have effectively deployed it have sought to 
adapt it to certain problems while challenging the disciplinary or rhetorical parameters 
that would otherwise render such projects unspeakable, unknowable or unmanageable.“ 
(Crenshaw o.J.) 

Wenn die Frage nach Intersectionality als Traveling Theory nicht festgemacht 
wird an Signalbegriffen, sondern an Inhalten, in denen Intersectionality nicht 
theoretisch seziert, sondern verwendet wird und eine Perspektive darstellt, 
dann sind es beispielsweise Arbeiten wie die von Nivedita Prasad zu Gewalt 
gegen Migrantinnen (2008), von Jin Haritaworn et al. zu Homonationalismus 
(2007) oder von Christiane Hutson zur Verwobenheit von Rassismus, Sexis-
mus und Ableismus (2007), die Diskurse von Intersectionality ausmachen. 
Diese Arbeiten zeigen, dass Intersectionality kein „buzzword“ ist, sondern 
eine Vielzahl theoretisch-aktivistischer Kämpfe, die Diskriminierungs- und 
Unterdrückungssituationen exponieren, die in Mainstreamdiskursen und von 
Mehrheits-Marginalisierten häufig übersehen werden. Es ist also weniger die 
Deutungsoffenheit eines prominenten Labels, sondern vielmehr die Spezifik 
einer Perspektive, die das Potential von Intersectionality ausmacht.
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Klasse und Geschlecht – eine umkämpfte Verbindung in 
Theorien zu Intersektionalität und Diversity

1	 Einleitung

In der Frauen- und Geschlechterforschung ist Intersektionalität zum neuen Pa-
radigma avanciert, um Erfahrungen multipler Diskriminierung und Formen 
komplexer sozialer Ungleichheit in einem Begriff zu verdichten. Ebenso wird 
die Frauen- und Geschlechterforschung um die Perspektive Diversity erweitert. 
Geschlecht und Klasse und die Analyse ihrer Verwobenheit als Achsen der Un-
gleichheit sind für das Konzept der Intersektionalität konstitutiv. Intersektio-
nalität ist eng mit der Triade Race, Class, Gender verknüpft, während für Di-
versity der Bezug auf Klasse in den Konzepten des Mainstreams fehlt. Dies ist 
ein augenfälliger Unterschied zwischen den Konzepten Intersektionalität und 
Diversity. Dieser Beitrag wird daher der Frage nachgehen, wie die Verwoben-
heit der Kategorien Klasse und Geschlecht theoretisch gefasst und empirisch 
analysiert werden kann. Zunächst wird gezeigt, wie Geschlecht und Klasse im 
Konzept Diversity gefasst werden. Es stellt sich die Frage, ob das Antidiskrimi-
nierungsrecht, das auf dem Konzept einer „non-hierarchichal diversity“ beruht, 
soziale Herkunft/Klasse zu Recht nicht als Benachteiligungsgrund benennt. 
Dabei wird von der These ausgegangen, dass Geschlecht und Klasse als Dimen-
sionen der Benachteiligung nicht nur Ähnlichkeiten aufweisen, sondern auch 
voneinander verschiedene Charakteristika, und dass dies für die theoretische 
Konzeption, die empirische Analyse und die Entwicklung politischer Strate-
gien nicht folgenlos bleibt. Darauf aufbauend wird mit Bezug auf das Konzept 
der doppelten Vergesellschaftung diskutiert, inwiefern Geschlecht und Klasse 
in ihrer Verwobenheit als soziale Strukturkategorien analysiert werden kön-
nen. Zum Abschluss geht es im Sinne der politischen Intersektionalität um die 
Frage, welche politischen Strategien geeignet sind, um Benachteiligungen ent-
lang der Linien Klasse und Geschlecht effektiv zu bearbeiten. Hierbei werden 
sozialpolitische Strategien zur Gewährung von zweiten und dritten Chancen 
vorgestellt.

Klasse und Geschlecht
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2 	 Geschlecht und Klasse – Gemeinsamkeiten und Unterschiede

Ein so wichtiger Benachteiligungsgrund wie Klasse bzw. soziale Herkunft ist 
in rechtspolitischer Hinsicht für das Konzept Diversity keine Bezugsgröße, 
obwohl wir nicht zuletzt aus den PISA-Studien wissen, dass Selektionsme-
chanismen entlang der Trennlinie sozialer Herkunft im Bildungssystem eine 
große Rolle spielen. Das Fehlen der Kategorie soziale Herkunft/Klasse unter 
dem Dach Diversity in der europäischen Antidiskriminierungsgesetzgebung 
wird in der Frauen- und Geschlechterforschung weithin einer neoliberalen 
Ausrichtung des europäischen Vergemeinschaftungsprozesses zugeschrieben 
(Sauer 2007). Dementsprechend wird Diversity als ökonomisierter Manage-
mentdiskurs identifiziert, der eine Politik der Chancengleichheit nicht aus 
einer „Equity Perspektive“ an normativen Zielen der Gerechtigkeit orientiert. 
Vielmehr dominiert eine „Business Perspektive“, die mit dem Versprechen von 
komparativen Wettbewerbsvorteilen eine normativ begründete Gleichstel-
lungspolitik verabschiedet (Soiland 2007). Implementiert werden dann noch 
Maßnahmen z.B. zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie oder für Work-Life 
Balance, die das bestmögliche Ausschöpfen von Humanressourcen in all ihrer 
Diversität erlauben. Dass die Kategorie soziale Herkunft/Klasse unter dem 
Dach Diversity in Antidiskriminierungsrecht und -politik fehlt, ist meines Er-
achtens jedoch nicht nur auf machtpolitische Gründe und das Vorherrschen 
eines neoliberalen Diskurses, der den Abbau von Diskriminierung nur getreu 
dem Motto „Wertschöpfung durch Wertschätzung“ verfolgt, zurückzuführen. 
Vielmehr ist Verloo (2006) folgend richtig, dass es erhebliche Unterschiede 
zwischen verschiedenen Dimensionen der Benachteiligungen gibt und Klasse 
demzufolge anders funktioniert als andere Dimensionen der Diversität. So soll 
hier die These diskutiert werden, ob soziale Herkunft/Klasse aufgrund seiner 
spezifischen Beschaffenheit zu Recht keinen Platz im Antidiskriminierungs-
recht einnimmt.

Zunächst möchte ich dem Argument nachgehen, dass soziale Herkunft/Klasse 
anders als Geschlecht kein askriptives Merkmal im engeren Sinne und daher als 
rechtspolitische Kategorie ungeeignet ist. Geschlecht und Klasse unterscheiden 
sich darin, dass Geschlecht eine dichotome Kategorie darstellt, während Klasse, 
wenn man diese Kategorie noch zur Beschreibung sozialer Realität verwendet, 
multipel und vielgestaltig ist. Grundtatbestand für die Kategorie Geschlecht ist 
demzufolge die Institutionalisierung von „Zweigeschlechtlichkeit als kulturel-
lem System“ (Hagemann-White 1984: 78). Geschlecht ist eine duale Kategorie, 
denn es entspricht den alltäglichen Normalitätserwartungen, Personen jederzeit 
eindeutig als Männer oder Frauen zu erkennen. Nach West und Zimmerman 
(1987) gibt es keine andere Wahl, als entweder als Mann oder als Frau, nicht aber 
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außerhalb einer der beiden Geschlechtskategorien zu handeln. Für eine Politik der 
Chancengleichheit ist Geschlecht als eine zentrale Dimension unter dem Dach 
Diversity im Rahmen der europäischen Antidiskriminierungsgesetzgebung po-
licy-relevant. Gemäß der EU-Richtlinien 2000/43/EG und 2000/78/EG ist Ge-
schlecht neben ethnischer Herkunft oder Rasse, Religion oder Weltanschauung, 
Behinderung, Alter und sexueller Orientierung im Rahmen eines Konzepts der 
„non-hierarchichal diversity“ zu einer Bezugsgröße von Antidiskriminierungs-
recht und -politik geworden. Klasse hingegen ist in der Ungleichheitssoziologie 
selbst als Kategorie zur empirischen Beschreibung sozialer Gruppen in der Ge-
sellschaft vielfach verabschiedet worden: „Vom ‘lohnabhängigen Proletariat’ und 
‘den’ Kapitalisten als konkreten sozialen Klassen kann mittlerweise – angesichts 
von Aktiengesellschaften, angestellten Managern und vielfach segmentierten 
Arbeitsmärkten – im Ernst kein Sozialwissenschaftler mehr sprechen“ (Kre-
ckel 2004: 148). Vielmehr vollzieht die Ungleichheitssoziologie die empirische 
Einsicht, dass die Integration der Bevölkerung in soziale Klassen an Relevanz 
verloren hat und stattdessen eine „Gemengelage aus sozialen Klassen, sozialen 
Milieus und sozialer Atomisierung“ (ebd.: 271) westliche Gesellschaften wie die 
Bundesrepublik Deutschland prägt. Die Problematik, soziale Gruppen nach Klas-
senzugehörigkeit angemessen unterscheiden zu können, mag demzufolge auch 
ein gewichtiger Grund dafür sein, soziale Herkunft/Klasse als rechtspolitische 
Kategorie nicht zu verwenden.

Auffällig ist der Widerspruch zum Konzept der Intersektionalität: Die theore-
tische Literatur zu Intersektionalität in der Frauen- und Geschlechterforschung 
vollzieht diese oben beschriebene Wendung der Ungleichheitssoziologie nicht 
mit und arbeitet weiterhin mit dem Begriff Klasse. Dabei hält Klinger (2003) 
an einem klassisch marxistischen Verständnis von Klasse fest, das zwischen 
Eigentümern und Nichteigentümern von Produktionsmitteln unterscheidet. 
Knapp (2005) verweist auf die Bedeutungswechsel der Kategorie Klasse auf 
ihrer transatlantischen Reise zwischen deutschsprachigem und angloamerika-
nischem Raum und zitiert den Soziologen Beck mit Verweis auf sein Diktum 
von Klasse als „Zombi-Kategorie“, die zwar nicht mehr zeitgemäß ist, aber auch 
nicht „sterben“ kann. Und Mc Call (2005) operationalisiert in ihren empirischen 
Untersuchungen Klasse schlicht als Unterschied zwischen Personen mit und ohne 
Collegeabschluss. Hier wird also der Bildungsabschluss mit der Kategorie Klasse 
gleichgesetzt, was im Prinzip eine unzulässige Verkürzung darstellt.

Aber zurück zu der These, dass Klasse als Kategorie andere Eigenschaften 
aufweist als die Kategorie Geschlecht und demzufolge vielleicht zu Recht keine 
Rolle als rechtspolitische Kategorie und Dimension einer „non-hierarchichal 
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diversity“ im Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsrecht spielt. Im Unter-
schied zur sichtbaren Kategorie Geschlecht ist das Merkmal soziale Herkunft/
Klasse nicht sichtbar und kann im Lebensverlauf aufgrund von Bildungserfolg 
oder beruflicher Entwicklung verändert werden. Damit einher geht auch eine 
erheblich leichtere Politisierbarkeit der sichtbaren Kategorie Geschlecht: Fehlen 
Frauen in einem Gremium oder sind sie in einer Gruppe unterrepräsentiert, so 
ist dies augenscheinlich. Soll Unterrepräsentanz von sozialen Gruppen empi-
risch erhoben werden, so ist eine geschlechtsspezifische Disaggregierung der 
Daten mühelos möglich, während eine mangelnde Präsenz von Menschen aus 
Arbeiterfamilien oder bildungsfernen Schichten in Eliten nicht auf den ersten 
Blick ins Auge sticht und empirisch nur mit Aufwand und unter möglicherweise 
individuell nicht erwünschtem Einblick in die Familienbiografie der Befragten 
ermittelbar ist. Aufgrund dieser Visibilität sind, ganz losgelöst von den rechtlichen 
Rahmenbedingungen mit ihrem Gebot der Gleichstellung von Frauen, Maßnah-
men zur Gleichstellung von Frauen auch leichter begründ- und durchsetzbar als 
Gleichstellungsmaßnahmen mit Bezugnahme auf die soziale Herkunft bzw. den 
sozioökonomischen Status.

Auch wenn hier deutliche Trennlinien zwischen den Kategorien Geschlecht 
und Klasse verdeutlicht wurden, ist es jedoch nicht so, dass Diversity-Konzepte 
und das Antidiskriminierungsrecht den sozio-ökonomischen Status zwangsläu-
fig ausblenden müssen, vor allem, wenn nicht von Klasse, sondern von sozialer 
Herkunft als Benachteiligungsgrund gesprochen wird. So ist es auch ein Ergebnis 
diskursiver Kämpfe, ob soziale Herkunft/Klasse als Dimension der Benachtei-
ligung in die Antidiskriminierungsgesetzgebung aufgenommen wird. Vorreiter 
für diese Forderung ist die Partei Die LINKE (Dagdelen 2008). Bisher gibt es 
also nur einen geringen gesellschaftlichen Druck, soziale Herkunft/Klasse als 
rechtspolitische Kategorie zu verwenden. Ebenso gibt es durchaus – wenn auch 
marginalisierte – Vorschläge, soziale Herkunft/Klasse in Diversity-Konzepten 
zu berücksichtigen: So leistet Oldfield (2007) einen der wenigen Beiträge in 
der Diversity-Debatte, mit dem er den sozio-ökonomischen Status trotz seiner 
relativen Unsichtbarkeit zu einer relevanten Dimension für Strategien zur Her-
stellung von Chancengleichheit machen möchte. Er schlägt als Strategie für 
die Implementierung eines klassenbezogenen Diversity-Plans vor, die soziale 
Herkunft der Organisationsmitglieder genauso sichtbar zu machen wie ihr Ge-
schlecht, ihr Alter oder ihre ethnische Herkunft. Er möchte dafür eine Umfrage 
durchführen, in der Angaben zum höchsten Bildungsabschluss der Eltern und zu 
deren Berufstätigkeit gemacht werden. Um Chancengleichheit für Menschen aus 
bildungsfernen Schichten oder aus Arbeiterfamilien herzustellen, sollen Orga-
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nisationen den Aspekt einer social class diversity in ihre Diversity Management 
Strategien implementieren.

Gegen eine solche Vorgehensweise gibt es einige gewichtige Einwände: Aus ei-
ner liberalen Perspektive, die darauf abzielt, die private Sphäre zu schützen, wären 
Informationen über die soziale Herkunft als private Angelegenheit zu behandeln, 
die nicht in den Raum des Öffentlichen gehört. Außerdem ist anzunehmen, dass 
ein Vorgehen nach Oldfield auch auf Vorbehalte bei Organisationsmitgliedern mit 
starkem Glauben an meritokratische Prinzipien treffen würde. Nicht zuletzt stellt 
sich die pragmatische Frage zur Überprüfbarkeit der Angaben über Bildungsstand 
und Berufstätigkeit von Eltern, denn hier besteht die Gefahr unwahrheitsgemä-
ßer Angaben. Aber diese eher praktischen Einwände sind nicht entscheidend; 
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wichtiger ist die Feststellung, dass Klasse als Dimension sozialer Ungleichheit 
anders als andere Dimensionen der Benachteiligung zu behandeln ist und dass es 
fruchtbarere Strategien für die Förderung von sozial benachteiligten Menschen 
gibt als betriebliche Gleichstellungsstrategien.

Die vorstehende Tabelle (Seite 63) gibt in Anlehnung an Verloo (2006) einen 
abschließenden Überblick über die gemeinsamen und unterschiedlichen Cha-
rakteristika der Kategorien Klasse und Geschlecht.

3	 Geschlecht und Klasse als soziale Strukturkategorien

In der neueren Frauen- und Geschlechterforschung sind Ansätze entwickelt 
worden, wonach Geschlecht nicht einem klassischen soziologischen Verständnis 
folgend als allein askriptives Merkmal verstanden wird, sondern sich vielmehr 
die Vorstellung von Geschlecht als sozialer Strukturkategorie durchgesetzt hat. 
Damit kommt Geschlecht ein ähnlicher Stellenwert zu wie der asymmetrischen 
Klassengesellschaft:

„Geschlecht und Klasse: beides sind Strukturkategorien, die soziale Chancen zuweisen. 
Als Kategorien gesellschaftlicher Ungleichheit bezeichnen beide Herrschaftssysteme, 
die über eine Vielzahl von Mechanismen verfügen, Macht durchzusetzen.“ (Becker-
Schmidt 1987: 190)

Geschlecht und Klasse haben als soziale Strukturkategorien einen struktur-
bildenden und -reproduzierenden Einfluss auf die Gesamtgesellschaft, indem 
Frauen im Rahmen ihrer „doppelten Vergesellschaftung“ sowohl über ihre Fa-
milien- als auch über ihre Berufsorientierung in die Gesellschaft eingebunden 
werden. Das Theorem der doppelten Vergesellschaftung ist dabei von Becker-
Schmidt et al. (1982) am Beispiel von Industriearbeiterinnen mit hoch taylori-
sierten Fließbandarbeitsplätzen entwickelt worden. Nun stellt sich die Frage, ob 
im heutigen postindustriellen Zeitalter dieses Theorem zur Analyse der Verbin-
dung von Klasse und Geschlecht weiterhin Gültigkeit haben kann.

Die Studie „Keine Zeit“ von Arlie Hochschild (2002) zeigt, dass die Verhal-
tensanforderungen, die aus den Logiken beider Bereiche resultieren, sich im 
Postfordismus stark verändern: Nach Hochschild findet im Kontext der dritten 
industriellen Revolution ein kultureller Wandel von Arbeits- und Privatleben 
statt, durch den „die Firma zum Zuhause wird und zu Hause nur Arbeit wartet“ 
(home becomes work and work becomes home). Sie beschreibt, was geschieht, 
wenn die Arbeit im Haushalt Züge der entfremdeten Industriearbeit annimmt, 
während die Erwerbsarbeit durch neue Managementstrategien und Gruppenar-
beit an Attraktivität und Abwechselung gewinnt. Die Arbeit im Haushalt wird 
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im Zuge ihrer Technisierung taylorisiert, während Gruppenarbeit und ein Total 
Quality Management des Konzerns den Beschäftigten mehr Entscheidungs-
spielräume überlassen und ihnen stärkere Selbstbestimmung und Zufriedenheit 
ermöglichen. Waren bei Becker-Schmidt und Knapp Industriearbeiterinnen mit 
dem Wechsel zwischen taylorisierter Industriearbeit und beziehungsorientierter 
Haus- und Erziehungsarbeit in doppelter Form vergesellschaftet, so erleben die 
von Hochschild befragten Mitarbeiter/innen eines postfordistischen Industrie-
konzerns die Familienarbeit als taylorisiert, während die Erwerbswelt zur Sphäre 
von Anerkennung und Selbstverwirklichung wird.

Hat sich das Theorem der widersprüchlichen doppelten Vergesellschaftung 
zur Analyse der Verbindung von Klasse und Geschlecht damit überlebt? Ist der 
Befund der doppelten Vergesellschaftung ein Theorem der fordistischen Ära, 
das im Postfordismus seine Gültigkeit verloren hat? Wie kann angesichts der 
Entgrenzung von Arbeit und Leben im Postfordismus die Intersektionalität 
von Klasse und Geschlecht neu gefasst werden? Meine These lautet, dass für alle 
Gesellschaftsmitglieder – also für Männer genauso wie für Frauen – gilt, dass sie 
mehr oder weniger direkt vom Gegensatz Produktions- und Reproduktionshan-
deln betroffen sind. Wie sich die doppelte widersprüchliche Vergesellschaftung, 
wonach alle Gesellschaftsmitglieder in zwei Sphären – in die Familie und in 
das Erwerbssystem – vergesellschaftet werden, vollzieht, kann aber allein die 
empirische Erfahrung lehren und hierzu besteht dringender Forschungsbedarf.

Dabei bedarf es erstens international vergleichender quantitativer und qua-
litativer Forschung und zweitens eines reflektierten Verständnisses von Klasse. 
Die Intersektionalität von Klasse und Geschlecht thematisieren beispielsweise 
Schraps und Hoff (2008) für Deutschland am Beispiel der Dynamik der beruf-
lichen und privaten Lebensgestaltung von Frauen und Männern im IT-Bereich. 
Sie beschreiben, dass berufstätige Mütter im Kontext des Strukturwandels der 
Arbeit mit einer erheblichen Steigerung des Leistungs- und Erfolgsdrucks darauf 
angewiesen sind, durch „Integration“ Handlungsstränge in beiden Lebensberei-
chen ständig zu koordinieren und aufeinander abzustimmen. Die befragten Väter 
hingegen delegieren die häusliche Arbeit fast ausnahmslos an ihre Partnerinnen 
und folgen dem so genannten Muster der „Segmentation“, bei dem berufliches und 
privates Handeln routiniert und ohne aufwändige Koordination nebeneinander 
herlaufen. Oder sie folgen dem Muster der „Entgrenzung“, bei dem es kaum noch 
sinnvoll ist, zwischen Berufs- und Privatleben zu unterscheiden, da beide Bereiche 
als Einheit erscheinen. Bei den in der IT-Branche arbeitenden Müttern lagen 
die tatsächlich geleisteten Wochenarbeitszeiten zwischen 40 und 55 Stunden. 
Wird dann noch die familienbedingte Organisations- und Koordinationsleis-
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tung hinzugenommen, so zeigt sich, dass für diese Gruppe das Lebensmodell der 
doppelten Vergesellschaftung zutrifft und mit hohen Belastungen verbunden ist.

Für die empirische Untersuchung der Verschränkung der Ungleichheiten 
entlang der Linie Klasse und Geschlecht leisten Frerichs und Steinrücke (1997) 
mit ihrer Studie zur geschlechtlichen Hausarbeitsteilung und Ernährungsweise 
von Paaren in unterschiedlichen sozialen Positionen einen weiteren wichtigen 
Beitrag. In Anlehnung an die von Vester et. al. (2001) ermittelten Klassenmilieus 
der Bundesrepublik Deutschland ermitteln sie Grundmuster des individuellen 
Habitus, die sich in Ernährungsweise und Konsumgewohnheiten widerspiegeln. 
Sie befragen ein Arbeiterpaar, das dem neuen, gut ausgebildeten Arbeitnehmer-
milieu angehört, ein Angestelltenpaar, dem neuen Kleinbürgertum zugehörig, 
ein Lehrerpaar, das dem alternativen Milieu zuzurechnen ist und ein Manager-
paar, das dem technokratisch-liberalen Milieu bzw. der mittleren Fraktion der 
Oberklasse entstammt. Mit Bezug auf Bourdieu (1987) werden Grundmuster 
des Habitus dechiffriert, die klassenspezifisch verschiedene Lebensstile und 
Wertmusterpräferenzen beinhalten und die zeigen, wie sich Geschlechterbezie-
hungen klassenspezifisch ausdifferenzieren: Während zum Beispiel die Arbeiterin 
großen Wert auf das leibliche Wohl mit einer guten Ernährung aus frischen Zu-
taten, Säften und regelmäßigen warmen Mahlzeiten legt, investiert die Lehrerin 
kulturell erheblich mehr für ihre Kinder (Klavierunterricht, Flötenunterricht, 
Ballettstunden) und spart eher beim Essen, Trinken (nur Mineralwasser) und 
bei der Kleidung. Die Managerin folgt mit ihrer Vollzeitberufstätigkeit in einer 
anderen Stadt einem männlichen Karrieremodell, leidet unter der mangelnden 
Hausarbeitsbeteiligung ihres Mannes, kann dies aber durch häufiges spontanes 
Essengehen kompensieren. Frerichs (2000) zeigt damit, dass die Vergesellschaf-
tung von Frauen sich „strukturell klassenübergreifend“ stark unterscheidet.

Die empirische Forschung zur Intersektionalität von Klasse und Geschlecht 
steht noch am Anfang. Dabei ist offen, ob der Begriff der doppelten Vergesell-
schaftung, der in den Anfängen der Frauen- und Geschlechterforschung von 
Becker-Schmidt und Knapp geprägt wurde, weiterhin Verwendung finden wird 
oder ob alternative theoretische Konzepte entwickelt werden, um die geschlechts-
spezifisch nach wie vor überwiegend unterschiedliche und widersprüchliche 
Vergesellschaftung in Familie und Erwerbssphäre zu untersuchen. Während in 
den theoretischen Texten zur Intersektionalität Klasse häufig in einem klassisch 
marxistischen Sinne als Unterscheidung zwischen Eigentümern und Nicht-Eigen-
tümern von Produktionsmitteln gefasst wird, zeigen Frerichs und Steinrücke die 
Fruchtbarkeit des Bourdieuschen Habitus-Konzepts für die Analyse der Inter-
sektionalität von Klasse und Geschlecht auf. Die Anknüpfung an Bourdieu (vgl. 
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Hofbauer/Krell in diesem Band) bietet die besten Chancen zur Ausarbeitung 
empirischer Forschung zur Intersektionalität von Klasse und Geschlecht.

4	 Für eine radikale Politik der Chancengleichheit

Bisher wurden die gemeinsamen und verschiedenen Charakteristika der Kate-
gorien Klasse und Geschlecht aufgezeigt und die Möglichkeiten diskutiert, die 
strukturelle Intersektionalität von Klasse und Geschlecht als Strukturkatego-
rien mit dem Konzept der doppelten Vergesellschaftung zu analysieren. Aus 
einer Perspektive der politischen Intersektionalität, die behandelt, wie politi-
sche Strategien Überkreuzungen thematisieren, soll im Folgenden diskutiert 
werden, welche Maßnahmen geeignet sind, um Ungleichheiten entlang der Di-
mension Klasse politisch zu bearbeiten. Wie bereits gesagt, kann soziale Her-
kunft/Klasse überwunden werden; sie kann sich im Lebensverlauf ändern und 
ist in dieser Hinsicht verschieden von der sozialen Klassifikation Geschlecht, 
die ein askriptives Merkmal darstellt. Zur Herstellung von Geschlechterge-
rechtigkeit und zum Abbau von Benachteiligungen von Frauen dienen die 
Antidiskriminierungsgesetzgebung ebenso wie proaktive Maßnahmen der 
Förderung von Frauen im Rahmen von Gender Mainstreaming. Policies zur 
Herstellung von Chancengleichheit für Menschen aus sozial benachteiligten 
Schichten und der Abbau von Ungleichheit entlang der Linie Klasse bedür-
fen anderer Maßnahmen. Wie Verloo (2006: 222) argumentiert, „it is wise to 
ground policy strategies not only in the similarity, but also in the distinctive-
ness of inequalities.“

Erforderlich ist ein Gerechtigkeitsmodell, das individuelle Lebenschancen 
von den Zufälligkeiten der sozialen Herkunft und der natürlichen Begabungen 
befreit und mit einer Transformation vom alten, umverteilenden Sozialstaat 
Bismarckscher Prägung mit einem hohen Maß an Transferleistung hin zu einem 
sozialinvestiven Wohlfahrtsstaat verknüpft ist. In diesem Sinne möchte ich die 
Strategie einer radikalen Politik der Chancengleichheit (Ladwig 2006) für alle 
einführen, die auf der Öffnung von zweiten und dritten Chancen tiefengestaffelt 
über den Lebensverlauf (Merkel 2004) basiert. Um den Vorschlag einer radikalen 
Politik der Chancengleichheit für alle zu entfalten, möchte ich mit Bezug auf 
die Gerechtigkeitstheorie von John Rawls zunächst die Tradition sozial-liberalen 
Denkens darstellen. Zweitens möchte ich konkrete Policies und Vorschläge für 
das Eröffnen von zweiten und dritten Chancen im Bereich der Sozial- und Bil-
dungspolitik und im Bereich des Organisationslernens von Arbeits- und Bil-
dungsorganisationen vorstellen.
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Rawls Theorie der Gerechtigkeit (1994; 1997) basiert auf der Annahme, dass 
rationale Akteure hinter dem „Schleier der Unwissenheit“ einen sozialen Vertrag 
schließen. Rawls entwickelt Regeln für distributive Gerechtigkeit auf der Basis 
eines solchen Gedankenexperiments: Rationale Akteure entscheiden über Regeln 
zur Verteilung von erwünschten Positionen und Gütern, ohne zu wissen, mit 
welchen Talenten und Eigenschaften oder in welches Elternhaus sie geboren 
werden. Rawls nennt die Situation des Gedankenexperiments auch „the primitive 
state“. Er nutzt rational choice und spieltheoretische Ansätze und entwickelt 
damit die sogenannte Maximin-Regel, auf die Akteure sich hinter dem Schleier 
der Nichtwissenheit einigen. Nach dieser Maximin-Regel fürchten rationale 
Akteure in der „original position“, dass sie in eine sozial benachteiligte Familie 
oder mit Behinderungen geboren werden könnten. Sie argumentieren daher für 
einen starken umverteilenden Wohlfahrtsstaat, der Benachteiligungen ausgleicht, 
die auf den sozioökonomischen Status des Elternhauses oder Variationen ent-
sprechend der Ausstattung mit Talenten zurückgehen. John Rawls ist daher ein 
Theoretiker, der für Umverteilung und ein gut ausgestattetes Bildungssystem 
eintritt, das ein hohes Maß an individuellen Entfaltungsmöglichkeiten bietet. 
Benachteiligungen, die auf den Zufall zurückgehen, z.B. in welches Elternhaus 
jemand hineingeboren wird, sollen ausgeglichen werden. Rawls sah talentierte und 
leistungsstarke Menschen als verantwortlich dafür an, ihre Fähigkeiten im Sinne 
eines öffentlichen Gutes in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen. Leistungsträ-
ger, die auf der Basis ihrer Talente oder ihres privilegierten Familienhintergrunds 
Erfolg haben, müssen daher die Umverteilung der Früchte ihrer Arbeit für die 
Förderung sozial Benachteiligter oder weniger Talentierter, die nicht so gute 
Startbedingungen haben, akzeptieren. Als ein Resultat des sozialen Kontrakts, 
dem sie hinter dem Schleier des Nichtwissens zugestimmt haben, ergibt sich die 
Zustimmung zu Maßnahmen der Besteuerung und Umverteilung.

Rawls ist kritisiert worden, weil er konstatiert, dass Individuen aufgrund 
ihrer Talente oder ihres sozialen Hintergrunds verschiedene Potenziale und 
unterschiedliche Fähigkeiten mitbringen (Kersting 2000). Dies blende das meri-
tokratische Leistungsprinzip aus, wonach es vom Willen und den Anstrengungen 
jedes/r Einzelnen abhängt, wie die individuellen Talente entwickelt werden. Mit 
dieser Kritik wird das meritokratische Prinzip gestärkt und gefordert, dass sozial 
erwünschte Güter und Positionen dem individuellen Leistungswillen und den 
individuellen Bildungsbemühungen entsprechend verteilt werden sollen. Die Ba-
sis dieser Argumentationsweise ist ein Verständnis von sozialer Gerechtigkeit als 
Leistungsgerechtigkeit, wonach Motivation und Fleiß belohnt werden, Faulheit 
oder Bequemlichkeit sich aber nicht auszahlen sollen. Das entspricht auch der 



71Klasse und Geschlecht

Position von Ladwig (2006), derzufolge Individuen die Verantwortung für die 
Folgen ihrer Entscheidungen tragen und die Konsequenzen der Resultate ihres 
Handelns akzeptieren müssen:

„Soweit Menschen die Möglichkeit der selbstverantwortlichen Lebensführung als freie 
Personen haben, muss man ihnen gewisse Ergebnisse ihres eigenen Entscheidens und 
Handelns auch zumuten. Das kann bedeuten, dass sie aus Gründen, die sie selbst zu 
verantworten haben, schlechter dastehen als andere.“ (ebd.: 297)

Eine Politik radikaler Chancengleichheit für alle muss jedoch trotz des Einbe-
zugs meritokratischer Prinzipien individuelle Lebenschancen von den Zufäl-
ligkeiten sozialer Herkunft, geschlechtlicher Zugehörigkeit oder der Verteilung 
von Talenten befreien. Hierzu wieder Ladwig:

„Die andere Seite ist aber, dass Menschen in den Hinsichten, die sie nicht selbst zu 
verantworten haben, nicht so behandelt werden dürfen, als wären sie dafür zuständig. 
Denken wir an die folgenden Hintergrundbedingungen: In welche Familie wurde ich 
hineingeboren; welcher Generation gehöre ich an; mit welchen Talenten bin ich gesegnet? 
Sie fallen gemäß einem starken oder radikalisierten Verständnis von Chancengleichheit 
nicht in die Verantwortung der Personen.“ (ebd.)

Aus meiner Perspektive stellt sich jedoch die Frage, welche Erfolge und Leis-
tungen Individuen als Ergebnisse ihrer eigenen Bemühungen für sich veran-
schlagen können und in welchen Fällen nicht vielmehr der Wunsch zu lernen 
und die Fähigkeit zu konzentrierter Arbeit auf eine behütete Kindheit in einem 
sicheren Umfeld zurückgeführt werden können. Studien, wie die von Scully/
Blake-Beard (2006: 442) zeigen, dass die sprachliche Ausdrucksfähigkeit und 
das Vermögen zur Wiedergabe von Erzählungen aus einer neutralen Perspek-
tive der sozialen Herkunft entsprechend variieren. Daher ist zu fragen, ob Mo-
tivation und Leistungsbereitschaft eigenen Willensanstrengungen entspringen 
oder nicht doch (wie Rawls argumentieren würde) ein Geschenk des Himmels 
darstellen, das in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen ist. Ein prominenter 
Denker der Sozialpolitik hat einmal über junge Menschen aus sozial benachtei-
ligten Schichten gesagt: „Sie können nicht wollen“. Ein Mangel an Förderung 
und Fürsorge in der Kindheit aufgrund von Armut und niedrigem sozialen 
Status hat tiefe und langfristige entwicklungspsychologische Folgen. Daher be-
steht die Herausforderung für einen modernen Wohlfahrtsstaat im Sinne von 
Esping-Andersen (2004) darin, wie arme und wenig gebildete Menschen ange-
sichts der Anforderungen einer modernen Wissensgesellschaft sozial inkludiert 
werden sollen: vor allem diejenigen, von denen „Sie können nicht wollen“ gesagt 
werden muss, sei es aufgrund mangelnden sprachlichen Ausdrucksvermögens, 
Drogen- oder Alkoholabhängigkeit oder chronischer Erkrankung. Wenn ein 
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sozial investiver Wohlfahrtsstaat (Esping-Andersen/et al. 2003) im Rahmen 
einer radikalen Politik der Chancengleichheit Angebote an diese Gruppen 
macht, dann wird dies Geld kosten und Umverteilung erfordern. Daher kann 
ein radikales Konzept der Chancengleichheit auch nicht, wie Ladwig (2006) 
argumentiert, als Widerspruch zu redistributiven Konzepten der Gerechtigkeit 
gesetzt werden. De facto verlangt die Angleichung von Chancen nach Umver-
teilung. Daher ist eine radikale Politik der Chancengleichheit immer auch ver-
bunden mit einer Steuerpolitik, die Vermögen und Erbschaften belastet und 
das Bildungssystem hierdurch sehr gut ausstattet.

Im Gegensatz zu anderen Dimensionen der Ungleichheit ist Klasse eine soziale 
Kategorie, die sich im Lebensverlauf – in enger Verbindung mit Bildungsbemü-
hungen – ändern kann. In modernen Wissensgesellschaften ist Bildung eine 
Voraussetzung für soziale Mobilität. Zur gleichen Zeit bringt das deutsche Schul-
system jedes Jahr eine große Kohorte von Schulabbrechern hervor, darunter viele 
junge Menschen mit einem Migrationshintergrund. In einer Situation, in der das 
Schulsystem Ungleichheiten entlang der Linie sozialer Herkunft reproduziert, 
werden zweite und dritte Chancen immer wichtiger für die Bildungs- und Karri-
ereentwicklung einer Person, insbesondere für Individuen, denen nicht schon der 
Besuch einer Universität in die Wiege gelegt wurde. Ein Wohlfahrtsstaat, der auf 
einem radikalen Verständnis von Chancengleichheit basiert, hat daher das Ziel, 
tiefengestaffelt über den Lebensverlauf Chancen immer wieder von Neuem zu 
eröffnen. Besonders für Menschen aus bildungsfernen Schichten sind zweite und 
dritte Chancen von hoher Bedeutung für die Integration in den Arbeitsmarkt, 
besonders, wenn der Wille zur persönlichen Entwicklung und zur Weiterbildung 
mit zunehmendem Alter wächst.

Dies verlangt einen Umbau des Bildungssystems und Maßnahmen der 
Umverteilung zur Finanzierung von Weiterbildungsmöglichkeiten im ganzen 
Lebensverlauf. Die Implementierung einer radikalen Politik der Chancengleich-
heit erfordert dabei politische und organisationale Phantasie, um angemessene 
Maßnahmen zu entwickeln. Als ein erster Schritt in diese Richtung im Feld 
der Arbeitsmarktpolitik ist die Verankerung eines formalen Rechts auf einen 
Hauptschulabschluss zu sehen, das in Deutschland eingeführt wurde. Eine andere 
Möglichkeit, zweite und dritte Chancen zu eröffnen, besteht in Projekten zur 
Modularisierung der dualen Ausbildung. Der Zugang zu Bildungsabschlüssen 
im Lebensverlauf muss ebenso sichergestellt werden durch Stipendien für wei-
terbildende Studierende. Arbeitgeber sollten angeregt werden, zweite und dritte 
Chancen durch das Gewähren von Sabbaticals zu eröffnen. Parallel zur staatlichen 
Förderung der Erziehungszeit, welche den Zugang zum Arbeitsplatz nach der 
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Familienphase garantiert, sollte der Arbeitsplatz im Fall einer Auszeit aufgrund 
von Weiterbildung gesichert werden. Ebenso sind sozialstaatliche Politiken für 
die Absicherung durch Kranken- und Rentenversicherung notwendig, um „Bil-
dungsurlaub“ zu unterstützen. Für Arbeitsorganisationen ist es notwendig, Kar-
rierewege zu öffnen und Altersdiskriminierung abzubauen, sodass auf der Basis 
von Bildungsabschlüssen, die in höherem Alter erzielt wurden, auch tatsächlich 
neue Chancen eröffnet werden. Gleichermaßen sind Schulen, Fachhochschulen 
und Universitäten als Bildungsorganisationen gefordert, mehr Programme für 
sich weiterbildende Studierende mit Arbeitserfahrung anzubieten und so die 
Notwendigkeit des lebenslangen Lernens zu unterstützen. 

5	 Fazit

Anlass für diesen Beitrag war der auffällige Unterschied zwischen den Kon-
zepten Intersektionalität und Diversity in Bezug auf die Kategorie Klasse. 
Dabei wurde gezeigt, dass die Kategorie Klasse durchaus das Potenzial hat, 
in Diversity-Konzepten und im Antidiskriminierungsrecht berücksichtigt 
zu werden. Es wird von diskursiven Kämpfen und vom Engagement der po-
litischen Akteure abhängen, ob die Kategorie Klasse im Diversity-Diskurs an 
Bedeutung gewinnen wird. In Bezug auf das Konzept Intersektionalität wurde 
gezeigt, dass die Kategorie Klasse in der Triade Race, Class, Gender einen zen-
tralen Stellenwert hat; neuere ungleichheitssoziologische Überlegungen, die die 
Kategorie Klasse infrage stellen, werden hingegen zu wenig in die Diskussion 
einbezogen. Um die strukturelle Intersektionalität von Geschlecht und Klasse 
angemessen analysieren zu können, bedarf es weiterer theoretischer Überle-
gungen und innovativer empirischer Forschung. Insbesondere das Konzept der 
doppelten Vergesellschaftung muss theoretisch reflektiert und weiterentwickelt 
werden. Die Herstellung von Chancengleichheit verlangt, dass Klasse und Ge-
schlecht in ihrer Verschiedenheit als Dimensionen der Ungleichheit jeweils in 
ihrer Besonderheit adressiert werden. Um Nachteile auszugleichen, die sich für 
Personen aus bildungsfernen Schichten ergeben, ist ein sozial-investiver Wohl-
fahrtsstaat mit einem gut ausgestatteten Bildungssystem notwendig, das zweite 
und dritte Chancen tiefengestaffelt über den Lebensverlauf eröffnet. Ein sol-
ches Konzept der zweiten und dritten Chancen eröffnet auch den Weg hin zu 
mehr Geschlechtergerechtigkeit, denn es hat das Potenzial, die Bindung von 
Karrierechancen an eine kontinuierliche Vollzeit-Berufstätigkeit aufzubrechen, 
die für viele Frauen mit familienbedingten Erwerbsunterbrechungen ein Hin-
dernis für den beruflichen Aufstieg darstellt. Insofern entspricht das Konzept 
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einer radikalen Politik der Chancengleichheit mit zweiten und dritten Chancen 
auch dem Anspruch der politischen Intersektionalität, sich überschneidende 
Benachteiligungen entlang der Linien Klasse und Geschlecht aufzubrechen.
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Intersektionalität und Diversity mit Bourdieu betrachtet

1	 Einleitung

Welche Perspektiven auf Intersektionalität ermöglicht Bourdieu bzw. die Be-
schäftigung mit dessen Texten? Diesen „Auftrag“ der Herausgeberinnen wer-
den wir wie folgt bearbeiten.

Erstens werden wir uns mit der Frage befassen, was überhaupt unter Intersekti-
onalität verstanden werden soll. Denn dieses Konstrukt oder Konzept wird nicht 
nur in den USA und Europa unterschiedlich konzipiert (vgl. z.B. Davis 2008), 
sondern ist grundsätzlich vielfacettig und -deutig. Zu unserem Verständnis hier 
zunächst nur so viel: Dem kleinsten gemeinsamen Nenner zufolge geht es dabei 
um das Zusammenwirken mehrerer ungleichheitsrelevanter Zugehörigkeiten 
oder Zuordnungen.

Zweitens wird nur eingangs ausschließlich Intersektionalität betrachtet und 
dann der Fokus auf Diversity erweitert. Auch hier gibt es Klärungsbedarf hin-
sichtlich des Begriffs- und Konzeptverständnisses. In aller Kürze: Diversity steht 
nicht nur für Diversität oder Vielfalt als Konstrukt, sondern auch für Diversity 
als Strategie1 und für Diversity Studies. Diversity als Strategie zielt darauf, Be-
dingungen zu schaffen, die niemanden aufgrund bestimmter Zugehörigkeiten 
oder Zuordnungen benachteiligen, und dadurch Entwicklungschancen für In-
dividuen, Organisationen und Gesellschaften zu ermöglichen.

Drittens können wir nur ausgewählte Aspekte des Bourdieuschen Werkes und 
deren Relevanz für Intersektionalität und Diversity ansprechen. Zunächst geht es 
darum, welche und wie viele Kategorien berücksichtigt werden sollten. Darüber 
hinaus geht die Frage, ob überhaupt soziale Kategorien im Zentrum stehen sollten, 
die uns zu den für Bourdieu zentralen Konzepten Feld und Habitus führt.

1	D iversity als Strategie wird oft gleichgesetzt mit Diversity Management. Dazu zäh-
len aber auch Konzepte wie Diversity Politics und Diversity Education (vgl. die Bei-
träge in Krell et al. 2007).
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Angeregt durch die Lektüre von Reflexive Anthropologie (Bourdieu/Wacquant 
1996; 2006)2 werden wir diesen Beitrag in Form eines Gesprächs gestalten.

2	 Annäherungen

GK: In „Soziale Homogenität und kulturelle Hegemonie“ (Hofbauer 2010) 
schreibst du, ein durch Bourdieu vermittelter Zugang zu Gender als For-
schungsgegenstand sei „nicht barrierefrei“. Warum?

JH: Eine Barriere ist zunächst Bourdieus Bevorzugung der Klassenverhältnisse. 
In Die männliche Herrschaft (Bourdieu 2005)3 rückt er dann die Geschlechter-
verhältnisse ins Zentrum. Doch obgleich dieser Text einen idealen, weil explizit 
auf geschlechtertheoretische Fragen zielenden Einstieg für feministisch Inter-
essierte zu bieten scheint, stößt er viele vor den Kopf. Denn Bourdieu verarbei-
tet dort Konzepte seiner ethnologischen Studien der Kabylei im Algerien der 
1960er-Jahre, die essentialistisch und differenztheoretisch daherkommen – die 
Agoraphobie von Frauen etwa (73) oder die libido dominandi der Männer (132).

Ich verstehe, dass das Irritationen hervorrufen kann. Mit Bourdieus feldtheore-
tischen Untersuchungen und methodologischer Positionierung im Hinterkopf ist 
aber klar, dass damit keine universelle männliche Disposition zur Überordnung 
gemeint ist, sondern eine historisch und kulturell konstituierte Disposition, 
die unter spezifischen Bedingungen reproduziert wird: Was bei den Kabylen 
der point d’ honneur ist, das Prinzip „männlicher Ehre“, strukturiert heute die 
„ernsten Spiele des Wettbewerbs“ (Bourdieu 1997a: 203) – bspw. bei den Wirt-
schaftseliten, die männliche Bewerber aus dem Großbürgertum bevorzugen (vgl. 
Hartmann 2002). Oder: Männer sehen sich auch dann als Familienoberhaupt, 
wenn ihre Frauen das einzige oder ein höheres Einkommen haben (vgl. Meuser 
1998). Dispositionen zur Unterordnung bei Frauen meint Bourdieu (2005: 65) 
u.a. daran zu erkennen, dass Frauen mehrheitlich Männer bevorzugen, die älter 
und größer sind.

Wenn er solche Beobachtungen aber mit verallgemeinernden Begriffen verbin-
det und sogar von Invarianten spricht (ebd.: 97 ff.), schafft er selbst eine Rezepti-
onsbarriere für alle, die nicht seinen wissenschafts- und gesellschaftstheoretischen 
Kontext einbeziehen.

2	 JH arbeitet mit der gebundenen Ausgabe von 1996; GK mit der Taschenbuchaus-
gabe von 2006.

3	 Für eine frühere Version in deutscher Sprache vgl. Bourdieu (1997a).
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GK: Hinsichtlich der Frage, welchen Nutzen die Geschlechterforschung aus 
der Rezeption Foucaults ziehen kann, unterscheidet Bührmann (2001) zwi-
schen einer „gegenstandsorientierten Perspektive“ und einer „methodologisch-
methodisch interessierten Perspektive“. Dass aus der zweiten Perspektive (auch) 
Bourdieu viel zu bieten hat, ist ja unumstritten (vgl. z.B. Krais 1993; Dölling/
Krais 1997a+b; Beaufays 2003; Engler 2008) – und haben auch deine Arbeiten 
gezeigt (vgl. z.B. Hofbauer 2004; 2006).

JH: Ja, für mich ist die Konstruktion von Geschlechtergrenzen, wie sie die 
heutige Arbeits-, Professions- und Organisationsforschung thematisiert, hoch-
anschlussfähig an Bourdieu. Die von dir angeführten Arbeiten (und weitere) 
zeugen vom Nutzen Bourdieuscher Denkwerkzeuge. Allgemein gesprochen 
liegt der methodologisch-methodische Wert seiner Konzepte in der Vermitt-
lung zweier Erkenntnisprinzipien: zum einen die makrosoziologische, struktur-
theoretische Konzeption der Geschlechterverhältnisse, die auf die historische 
Genese von Geschlecht als sozialer Basis-Institution abstellt und ihre Reproduk-
tion durch moderne Institutionen zu erklären sucht; zum anderen die mikroso-
ziologische, handlungstheoretische Konzeption der Geschlechterkonstruktion.

In der Geschlechterforschung wird seit den 1980er-Jahren z.B. aus ethno-
methodologischer Sicht untersucht, ob und wie Geschlecht in sozialen Kontexten 
relevant gemacht wird. Darüber geraten aber z.T. die Strukturzusammenhänge 
ins Hintertreffen (so auch Gottschall 1998): Warum ist Geschlecht in modernen 
Gesellschaften so bedeutsam für die Verteilung von Beschäftigungs-, Karriere- 
und Einkommenschancen? Warum gibt es in Organisationen Geschlechterhierar-
chien? Warum sind diese so veränderungsresistent? Für solche Fragen ist nicht nur 
Bourdieus Vermittlung von handlungs- und strukturtheoretischer Betrachtung 
wichtig, sondern auch die macht- und konflikttheoretische Ausrichtung seiner 
Sozialtheorie.

Allerdings möchte ich nicht den Eindruck erzeugen, Bourdieu liefere Antwor-
ten auf alle offenen Fragen. Vielmehr scheinen seine Texte häufig mehr Fragen 
offen zu lassen als zu beantworten – u.a. weil er heuristische Begriffe entwickelt, 
die für die Anwendung auf ein spezifisches Problem bzw. im Kontext einer kon-
kreten empirischen Untersuchung erst übersetzt werden müssen. Darin liegt 
m.E. eine wesentliche Herausforderung für alle, die mit dieser Theorie arbeiten.

GK: Wenn du mit deinen Bourdieu-Kenntnissen als Ressource (oder als 
„Brille“) an Intersektionalität denkst, was fällt dir dann spontan bzw. zuerst 
ein?
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JH: Meine spontane Assoziation sind sprachliche Bilder wie die „Zitronen-Me-
tapher“ aus Die feinen Unterschiede (1987: 185), mit der Bourdieu die Verschrän-
kung sozialer Strukturen im Habitus zum Ausdruck bringt: Klassen- und Ge-
schlechtersozialisation seien ebenso wenig voneinander isolierbar wie das Gelbe 
der Zitrone von ihrem sauren Geschmack. Bourdieu hat dem Phänomen der In-
tersektionalität zwar keine eigene Untersuchung gewidmet, scheint aber durch-
aus aufmerksam gegenüber Phänomenen der Überdeterminierung durch Nach-
teilsfaktoren oder der Kompensation eines sozialen Nachteils durch einen Vorteil 
(z.B. erwähnt er mehrfach den Ausgleich von Nachteilen weiblicher Geschlechts-
zugehörigkeit durch bürgerliche Herkunft; vgl. z.B. Bourdieu 1997b: 224).

Und was ist deine erste Annäherung?

GK: Zuerst eingefallen ist mir, dass Bourdieu selbst zu den drei Kategorien 
bzw. Dominanzverhältnissen gearbeitet hat, die im Intersektionalitätsdiskurs 
als basal gelten: Klassenverhältnisse (vgl. z.B. Bourdieu 1985; 1987), Geschlech-
terverhältnisse (vgl. z.B. Bourdieu 2005) und rassistische Verhältnisse (vgl. z.B. 
Bourdieu et al. 2010) – und dass er an zahlreichen Stellen selbst auf Verbindun-
gen eingeht, wie auch King (2008) am Beispiel von Das väterliche Erbe (Bour-
dieu 2000) zeigt.

Zweitens, und das liegt mir besonders am Herzen, würde ich gerne die Inter-
sektionalitätsforschung, insbesondere die häufig vorzufindenden Praktiken der 
Abgrenzung – und damit zugleich Ausgrenzung – von Diversity (vgl. z.B. Knapp 
2005; Dietze et al. 2007: 12; Sauer/Wöhl 2008) als Feld im Sinne Bourdieus 
untersuchen, und zwar verbunden mit einem diskursanalytischen Zugang.4 Aus 
einer solchen Perspektive erhoffe ich mir aufschlussreiche Erkenntnisse über 
und für die Beziehungen zwischen Intersektionalitäts- und Diversityforschung.

JH: Das ist „ein zu weites Feld“, um hier bearbeitet werden zu können. Den Di-
alog zwischen Intersektionalitäts- und Diversityforschung finde ich aber auch 
wichtig. So schreiben z.B. Aretz und Hansen (2003), Diversity Management er-
fordere einen dauerhaften Reflexionsprozess, um „hegemoniale Konstruktionen 
[homogene Idealbilder von Arbeitskraft; JH] zu hinterfragen und den Prozessen, 
die diese immer wieder neu herstellen, entgegenzusteuern“ (18 f.). Zur Reflexion 
der Verschränkungen von Differenzkonstrukten (bzw. differenzverschränkenden 
Konstruktionen) kann die Intersektionalitätsforschung viel beitragen.

4	 Für eine solche Verbindung vgl. z.B. Diaz-Bone (2002), Winker/Degele (2009) und 
einige Beiträge in Diaz-Bone/Krell (2009) sowie die dort angegebenen Quellen.
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GK: Auf jeden Fall, denn das betrifft zwei für die Diversityforschung und -pra-
xis fundamentale Fragen: Wie kann die mit der Berücksichtigung mehrerer 
Kategorien und deren Zusammenwirken verbundene Komplexität angemes-
sen be- und verarbeitet werden (vgl. z.B. Bruchhagen/Koall 2008: 933)? Und: 
Soll Vielfalt nur als Unterschiede konzipiert werden oder als Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten – inklusive deren Konstruktion bzw. Fabrikation (ausführ-
licher: Krell 2008b)? Die zweite Frage nach der Fokussierung auf Unterschiede 
oder Unterschiede und Gemeinsamkeiten bzw. deren Konstruktion lässt sich üb-
rigens auch auf das Verhältnis von Intersektionalitäts- und Diversityforschung 
übertragen. Schauen wir uns nun Intersektionalität und Diversity mit Bourdieu 
etwas genauer an.

3	 Intersektionalität oder Interdependenz – und wovon?

GK: Etiketten wie „Intersektionalität“ (Winker/Degele 2009) oder „Über-
Kreuzungen“ (Klinger/Knapp 2008) werden kritisiert, weil sie suggerierten, 
Machtverhältnisse existierten „jenseits der Kreuzung scheinbar unbeeinflusst“ 
(Dietze et al. 2007: 9). Deswegen wird der Begriff Interdependenzen favorisiert, 
der „die sozialen Kategorien selbst als interdependent konzeptualisiert“ (ebd.; 
Herv. i.O.). So werde „die Idee der ‘Verschränkung’ […] radikalisiert“ (Walgen-
bach 2007: 24) und die Vielzahl bzw. Vielfalt der zuvor nebeneinander gestell-
ten Kategorien „quasi in das Innere der Kategorie verlagert“ (ebd.: 64). Dagegen 
halten wiederum Winker und Degele (2009: 13), damit werde das Problem der 
Benennung dessen, was als interdependent gesehen werden soll, nicht gelöst, 
weil nur in die Kategorien hinein verschoben.

Umstritten ist auch „Welche und wie viele Kategorien?“: Laut Davis (2008: 
24 f.) bezieht sich in den USA Intersektionalität immer auf ‘The Big Three’ 
(race, class, gender), während in Europa erstens race oft durch Ethnizität ersetzt 
werde und zweitens die Auswahl bzw. Anzahl der Kategorien eine zentrale For-
schungsfrage sei. Als Pendant zu den „Big Three“ werden im US-amerikanischen 
Diversity-Diskurs die „Big 8“ (race, gender, ethnicity/nationality, organizational 
role/function, age, sexual orientation, mental/physical ability, religion) benannt 
(Plummer 2003: 25 ff.); Klasse wird hier demnach nicht zu den so genannten 
Kern-Dimensionen gezählt.5 Im deutschen Intersektionalitäts-Diskurs werden 
die „Big Three“ sowohl als fundamentale Achsen der Differenz bzw. Ungleichheit 

5	 Zum Stellenwert von class im Diversity-Diskurs vgl. z.B. Scully/Blake-Beard 
(2006), die sich auch auf Bourdieu beziehen, sowie Vinz in diesem Band.
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festgestellt (z.B. von Klinger 2003) als auch ergänzt. Die Ergänzungen verweisen 
einmal mehr auf Interdependenzen zwischen den und innerhalb der gewähl-
ten Kategorien – oder auch auf Probleme der kategorialen Präkonstruktionen! 
(dazu später mehr). So ergänzen z.B. Dietze et al. (2007: 17) „Sexualität als 
Machtkategorie“, die „nicht auf sexuelle Orientierung oder Identitäten redu-
zierbar“ sei; bei Winker und Degele (2009: 39) dagegen umfasst „die Kategorie 
Geschlecht sowohl Zweigeschlechtlichkeit als auch Sexualität (im Sinne sexu-
eller Orientierung)“. Und während Dietze et al. (2007: 17) „Behinderung als 
Effekt gesellschaftlicher Bedeutungszuweisung“ als eigene (Struktur-)Kategorie 
konzeptualisieren, machen Winker und Degele (2009: 39) aus der „gängige[n] 
Dreierkette“ eine Viererkette, indem sie Körper (mit u.a. Alter und Behinderung 
als Subkategorien) als Strukturkategorie hinzufügen.

Kann Bourdieu hinsichtlich dieser Streitpunkte als „Schiedsrichter“ 
fungieren?

JH: Nein, denn für Bourdieu käme das immer auf den (Forschungs-)Kontext 
an. Dennoch sind diese Streitpunkte aus seiner Perspektive nicht irrelevant, 
weil sie erkenntnistheoretische Debatten um Kategorisierung und Klassifizie-
rung berühren: Bourdieu ist vehement für eine rigorose Reflexion des eigenen 
Standpunkts im Feld der Wissenschaft eingetreten, eine Reflexion über die 
Grenzen von Erkenntnis durch Verwendung alltagstheoretischer Begriffe oder 
Konzepte dominanter Denkweisen.

Selbst wenn das gelingt, befinden sich erkennende Subjekte in dem Dilemma, 
benennen und gleichzeitig in Frage stellen zu müssen. So kann bspw. die For-
schung über Heteronormativität Probleme der Diskriminierung von Homose-
xuellen nicht benennen, ohne dabei den Status „Abweichung von der Norm“ 
aufzugreifen. Dazu schreibt er:

„Wie soll man sich anders gegen eine gesellschaftlich aufgezwungene Kategorisierung 
auflehnen als dadurch, dass man sich in eine Kategorie organisiert, die gemäß dieser 
Kategorisierung konstituiert worden ist, und so genau den Klassifikationen und Res-
triktionen zum Dasein verhilft, denen sie sich widersetzen will? (Anstatt z.B. für eine 
Sexualordnung zu kämpfen, in der der Unterschied zwischen den verschiedenen Sexu-
alstatus belanglos wäre)“ (Bourdieu 2005: 205).

GK: Auf eine solche Ordnung ohne hierarchische Differenzierung zwischen ei-
ner dominanten Gruppe (= Norm) und den dominierten bzw. marginalisierten 
Gruppen (= Abweichung) zielt Diversity Management. Dabei sind Diversity-
forschung und -praxis ebenfalls mit dem Problem konfrontiert, dass durch die 
Benennung von Frauen oder Homosexuellen als dominierte Gruppen – und 
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durch deren Aufwertung – eben jene Kategorisierungen und Klassifikationen 
reproduziert werden, die überwunden werden wollen.

JH: Dieses Problem wird ja in der feministischen Theorie schon lange verhan-
delt (vgl. z.B. Lorbers [1999] Ausführungen zu „Gender-Paradoxien“) und jetzt 
auch in der Debatte über Intersektionalität. McCall (2005) orientiert sich in 
dieser Debatte, indem sie drei Ansätze unterscheidet: „anticategorial comple-
xity“ als „deconstruction of master categories“ (ebd.: 1777), „intracategorial 
complexity“ bezogen auf vielfältige Durchkreuzungen innerhalb einer Kate-
gorie (ebd.: 1774) und „intercategorial complexity“, wo die Kategorien mitein-
ander kombiniert werden (ebd.: 1786 ff.).

Es gibt Beobachtungen Bourdieus im Sinne einer „intra-kategorialen“ Per-
spektive, wo er auf die gemeinsame Erfahrung männlicher Dominanz verweist:

„Trotz des unermesslichen Abstands gibt es etwas Gemeinsames zwischen der General-
direktorin, die sich jeden Morgen massieren lassen muss, um die Kraft aufzubringen, 
die mit der Ausübung von Macht über Männer verbundene Spannung auszuhalten, und 
der Hilfsarbeiterin in der Metallindustrie, die in der Solidarität mit den Kolleginnen 
Stärkung suchen muss, um die mit der Arbeit in einer männlichen Umgebung verbun-
denen Prüfungen, wie die sexuelle Belästigung […] zu ertragen“ (Bourdieu 2005: 161 f.).

Hinzu kommen „inter-kategoriale“ Referenzen: So verweist er auf homologe 
Problemlagen von Angehörigen dominierender oder dominierter Gruppen und 
hebt darunter auch die ungleichen Benachteiligungsrisiken von Frauen unter-
schiedlicher Klassenzugehörigkeit hervor (ebd.: 162; vgl. auch Frerichs’ [2000] 
Untersuchung zur „Klassengeschlechtshypothese“).

In dieser Debatte um anti- und intra- oder inter-kategorial hätte sich Bourdieu 
vielleicht doch als Schiedsrichter betätigt und Position gegen eine anti-kategoriale 
Denkweise im Stil von Poststrukturalismus und Dekonstruktion bezogen.

GK: Aber es gibt bei Bourdieu auch „anti-kategoriale“ Passagen: So reflektiert 
er selbstkritisch, dass er manchmal von (sozialen) Kategorien spricht (Bourdieu 
2005: 20). Und er kritisiert, soziale Differenzierungen „in Realitäten zu denken, 
die man gewissermaßen anfassen kann, in sozialen Gruppen oder Individuen 
etwa […], die sich dem Forscher dadurch anzeigen, dass sie ‘ein Problem dar-
stellen’ und damit gewissermaßen ‘auf sich aufmerksam machen’“ (Bourdieu/
Wacquant 2006: 262  f.), wie z.B. „ledige Mutter im Schwarzengettho von 
Chicago“. Dagegen postuliert er: „Man muss relational denken“ (ebd.: 262, 
Herv. i.O.) bzw. „in Form eines Raums von Relationen“ (ebd.). Die Forschen-
den sollten nicht „Probleme zu ihrem Objekt [machen], die in Gestalt von mehr 
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oder weniger willkürlich abgegrenzten Populationen auftreten, zu denen man 
durch die wiederholte lineare Gliederung einer selber präkonstruierten Kategorie 
kommt“ (ebd.: 263; Herv. GK). Vielmehr wäre „als erstes und dringendstes die 
gesellschaftliche Arbeit der Konstruktion des präkonstruierten Objekts zum 
Objekt zu machen. Da liegt die eigentliche Bruchstelle“ (ebd.). Diese „Bruch-
stelle“, auch als epistemologischer Bruch bezeichnet (vgl. Bachelard 1980), ist 
fundamental für das Verständnis von und das Arbeiten mit Bourdieu.

Obwohl Bourdieu sich von Dekonstruktion abgrenzt (Bourdieu/Wacquant 
2006: 190), hat seine Kritik an der Verwendung präkonstruierter Kategorien, 
bzw. sein Postulat des epistemologischen Bruchs, Gemeinsamkeiten mit einer 
anti-kategorialen Perspektive im Sinne McCalls. Dafür, dass mit Bourdieu auch 
für diese Perspektive argumentiert werden kann, spricht des Weiteren, dass er in 
späteren Veröffentlichungen „‚Feld der Macht’ (und zwar lieber als ‘herrschende 
Klasse’)“ verwendet (ebd.: 107) – und sprechen auch Arbeiten von Hark (2007) 
und Hornscheidt (2007). Vielleicht können wir uns darauf einigen, dass es sich 
hier um eine „pragmatische Lesart von Dekonstruktion“ im Sinne von Knapp 
(2008: 167) handelt.

JH: Ja. Und welche Lehren ziehst du daraus für Diversity?

GK: Erstens ist Bourdieus Forderung nach dem epistemologischen Bruch auch 
für die Arbeit an und mit Diversity fundamental und richtungweisend. Wo im-
mer es um Geschlecht, „Rasse“, Ethnizität (bzw. Migrationshintergrund), se-
xuelle Orientierung oder andere Dimensionen von Vielfalt geht, kann gestützt 
auf Bourdieu versucht werden, am kategorialen Alltagswissen anzusetzen, es 
kritisch zu reflektieren und es so im Sinne von Knapps „pragmatischer Lesart“ 
zu dekonstruieren. Das gilt nicht nur für die Forschung, sondern z.B. auch für 
Diversity-Trainings. Hier sollte nicht auf Unterschiede zwischen Personen-
gruppen, die mittels solcher Kategorisierungen gebildet werden, fokussiert wer-
den, sondern darauf, wie Unterscheidungen hervorgebracht werden und welche 
(Macht-)Wirkungen damit verbunden sind (vgl. dazu auch Gieselmann/Krell 
2008). Eine spannende Frage finde ich auch, wie man das o.g. von Bourdieu 
formulierte ‘Lernziel’: „Man muss relational denken“ in bzw. durch Trainings 
realisieren kann.

Dass Bourdieu die Kategorie „herrschende Klasse“ durch „Feld der Macht“ 
ersetzt, führt uns zu der im Intersektionalitätsdiskurs aufgeworfenen und auch für 
Diversity wichtigen Frage: Soll überhaupt auf soziale bzw. personale Kategorien 
fokussiert werden oder auf anderes, wie „Machtachsen, Identitäten“ (Dietze et al. 
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2007: 9), Felder im Sinne Bourdieus (Walgenbach 2007: 57 f.; Weinbach 2008: 
174) oder – ebenfalls mit Bezug auf Bourdieu – Ebenen (Winker/Degele 2009: 
18 ff.). Winker und Degele verbinden ihre Unterscheidung von drei Ebenen mit 
der Frage der Kategorien-Auswahl: Auf der ersten Ebene der Sozialstrukturen 
bzw. strukturellen Herrschaftsverhältnisse (als Makro- und Mesoebene) erfolgt 
die Entscheidung für die o.g. Viererkette. Hinsichtlich der zweiten Ebene der 
sozial konstruierten Identitäten (als Mikroebene) und der dritten Ebene der 
symbolischen Repräsentationen wird dagegen gefordert, die Anzahl relevanter 
Kategorien offen zu halten (ebd.: 54).

Zunächst: Dass generell sowie hinsichtlich der Frage „Welche/Wieviele Ka-
tegorien?“ nach Ebenen oder Kontexten differenziert werden sollte, gilt auch für 
Diversity als Strategie, wo es auf der Strukturebene primär um Umverteilung, auf 
der Identitätsebene primär um Anerkennung geht.6 Bei Diversity Management 
sollen aber die relevanten Kategorien jeweils im Einzelfall durch Diversity-Audits 
ermittelt werden,7 um sowohl die „großen“ ungleichheitsrelevanten Kategorien, 
wie Geschlecht, angemessen zu berücksichtigen als auch Offenheit für andere 
Kategorien und Konstellationen zu gewährleisten.

Gerade dieses für Diversity – und z.T. auch Intersektionalität – charakteristi-
sche Offenhalten, markiert durch „etc.“ oder „usw.“ am Ende der Aufzählungen 
von Kategorien, wird ja recht polemisch kritisiert (z.B. von Klinger 2003: 25). 
Der dort angeführte Dualismus von „spielerischen Differenzen“ vs. „welthistori-
schen Herrschaftssystemen“ (ebd.: 26; mit Bezug auf Haraway 1989) scheint mir 
allerdings als zu vereinfachend – und zwar für alle Ebenen und Kontexte. Durch 
solch ein Raster fallen z.B. mit Blick auf Deutschland Ungleichheiten zwischen 
Ost- und Westdeutschen oder Arbeiter/innen, Angestellten und Beamt/en/
innen. Durch dieses Raster fallen auch viele eben nicht „eigentlich indifferente 
Differenzen“ (Klinger 2003: 25): So sind z.B. Fachkulturen, Werte, Arbeitsstile 
und deren Zusammenwirken bedeutsam für die Zusammenarbeit in Gruppen, 
und diese ist neben – und zusammenhängend mit – der strukturellen Integration 
ein Kern-Thema der Diversityforschung und -praxis.

Ein solcher Dualismus lässt sich auch mit Bourdieu kritisieren: Ihm zufolge 
sind es ja gerade Die feinen Unterschiede (Bourdieu 1987) bzw. die per Distinktion 

6	 Zur Unterscheidung zwischen Umverteilung und Anerkennung und dem damit 
verbundenen Dilemma vgl. Fraser (2001).

7	D ie o.g. „Big 8“ sind die in Zusammenhang mit Diversity empirisch ermittelten, 
d.h. am häufigsten genannten bzw. verwendeten Kategorien.
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her(aus)gestellten Unterscheidungen, die Ungleichheiten stabilisieren können.8 
Von Bourdieus Gespür für Unterscheidungen jenseits der „welthistorischen Herr-
schaftssysteme“ und deren Effekte zeugt auch, dass er die Bedeutung (s)einer 
provinziellen Herkunft in Frankreich mit „Außenseiterposition“ oder „Formen 
von sozialem Rassismus“ beschreibt (Bourdieu/Wacquant 2006: 244). Doch 
nun zu Feld und Habitus.

4	 Feld und Habitus

JH: Das Feld wird definiert als „Raum von Beziehungen“ (Bourdieu 1985: 13) 
oder auch als „Ensemble objektiver historischer Relationen zwischen Positio-
nen“, die „auf bestimmten Formen von Macht (oder Kapital) beruhen“ (Bour-
dieu/Wacquant 1996: 36), wie bspw. das Bildungssystem oder Gewerkschaf-
ten (133). Auch Organisationen oder Führungspositionen können als Felder 
untersucht werden (ausführlicher: Hofbauer 2003; 2010). Das zeigt bereits, 
dass der Begriff Feld auf verschiedenen Aggregationsebenen benutzt werden 
kann: z.B. für das wissenschaftliche Feld insgesamt (in Abgrenzung z.B. zu 
dem der Wirtschaft) oder für bestimmte Disziplinen (Bourdieu/Wacquant 
1996: 135, 215). Wie schon angesprochen können auch die Geschlechter-, In-
tersektionalitäts- und Diversityforschung als Felder betrachtet werden. Das 
wissenschaftliche Feld ist, wie jedes andere Feld auch, eine in der Verteilung 
materieller Ressourcen (wie Höhe von Gehältern oder Vortragshonoraren) 
und symbolischer Ressourcen (wie Titel und Reputation) vergegenständlichte 
Struktur. Diese Struktur wirkt wiederum als Bedingung für den Zugang zum 
und die Positionierung im Feld – sowie als Bedingung für die Aktualisierung 
des Habitus.

Der Habitus wird als „Ensemble historischer Relationen“ konzipiert, „die sich 
in Gestalt der geistigen und körperlichen Wahrnehmungs-, Bewertungs- und 
Handlungsschemata in den individuellen Körpern niedergeschlagen haben“ 
(Bourdieu/Wacquant 1996: 36 f.). Er ist das Produkt der Internalisierung äu-
ßerer Strukturen (Bourdieu 1979: 147), d.h. der Aneignungsbedingungen der 
verschiedenen Felder, in die ein Individuum im Laufe des Lebens nacheinander 
und gleichzeitig eingebunden ist. Der Habitus als Verkörperung von Kapitalien 
(wie berufliche Fähigkeiten, ein bestimmtes äußeres Erscheinungsbild oder Auf-
treten, der Zugang zu informellen Netzwerken) und als soziale Normierung ist 

8	 Zu Distinktion als Praktik der (Re-)Produktion von Geschlechterhierarchisierun-
gen vgl. Hofbauer (2004; 2008) und Krell (2010).
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ein wichtiges Selektionskriterium bspw. für den Zugang zu und den Aufstieg 
in Organisationen – und damit auch für die Diversity-Forschung und -Praxis 
relevant. Wer zwar formal qualifiziert und leistungsbereit ist, aber den „Orga-
nisationshabitus“ (dazu gleich ausführlicher) nicht (glaubwürdig, überzeugend) 
verkörpert, ist bzw. wird benachteiligt. Das erklärt auch die Barrieren für Frauen 
und für Männer mit der „falschen“ sozialen Herkunft beim Zugang zu Top-
Führungspositionen. Für die Gleichstellungspraxis folgt daraus: Frauenförderung 
greift dort zu kurz, wo Exklusion auch auf Klassenunterschieden beruht.

GK: Formulierungen wie, das Verhältnis von Habitus und Feld sei „erst einmal 
eines der Konditionierung“ (Bourdieu/Wacquant 2006: 160), klingen irritie-
rend deterministisch. Und mit Blick auf Mehrfachzugehörigkeiten frage ich 
mich bzw. dich: Haben wir es dann mit „Ensembles von mehr oder weniger 
konkordanten Feldern“ zu tun, „wobei Diskordanzen zu einem gespaltenen, ja 
zerrissenen Habitus führen können“ (ebd.: 161)? Oder ist die Pointe, dass der 
Habitus („als System von Dispositionen“) „erst im Verhältnis zu einer bestimm-
ten Situation manifest [wird]“ (ebd.: 168; Herv. i.O.)?

JH: Viele Stellen muten in der Tat deterministisch an. Bourdieu hat (übrigens 
ganz im Sinne von Intersektionalität) auf diese Kritik geantwortet, er wolle die 
Kontinuität von Ungleichheitsstrukturen hervorheben, um dem populären 
Modernisierungsdiskurs etwas entgegenzusetzen.

Jenseits dieser politischen Intention ist das Habituskonzept sehr wohl geeignet, 
Entwicklungen und auch biographische Brüche und Krisen zu erfassen. Weil 
seine Strukturierung unter immer komplexeren Bedingungen stattfindet, steigt 
das Risiko, dass der Habitus nicht an die Anforderungen eines Feldes angepasst 
ist. Krais beschreibt den Habitus moderner Subjekte als widersprüchliches, in-
kohärentes System von Dispositionen (also weit entfernt von deterministischer 
Struktur):

„Mit der Komplexität ihrer Strukturen und Kriterien sozialer Differenzierung legt 
die moderne Gesellschaft […] zugleich Sprengsätze im Habitus der Subjekte an, Kon-
flikte zwischen unterschiedlichen Ordnungsvorstellungen und Verhaltensweisen, die 
die Selbstverständlichkeit der Praxen immer wieder ein Stück weit in Frage zu stellen 
vermögen. Die Doxa, die Selbstverständlichkeit der sozialen Ordnung, wird in kon-
flikthaften Erfahrungen leicht brüchig, muss, um die Handlungsfähigkeit des Subjekts 
zu erhalten, in Orthodoxie überführt werden oder weicht der Auflehnung und der 
bewussten Auseinandersetzung“ (Krais 1993: 220).

GK: Worin liegt für dich der Beitrag eines solchen Habitus-Konzeptes für Di-
versity Management?
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JH: Diversity Management zielt ja auf eine Veränderung von Organisations-
kulturen. Özbilgin und Tatli (2005) übersetzen „Organisationskultur“ in die 
Bourdieusche Begriffswelt und sprechen von „Organisationshabitus“. Diesen 
müsse man sich ebenfalls als ein Spannungsfeld vorstellen, „contested terrain 
and site of tension, negation, and negotiation among different organizational 
members“ (ebd.: 862). Um diese Auseinandersetzungen zu verstehen und das 
Potenzial für die Entwicklung von Organisationskulturen zu erkennen, bedarf 
es fundierter Kenntnisse auch von Intersektionalität. In den Interdependen-
zen von z.B. Geschlecht, Ethnie und sozialer Herkunft und in der Ausprägung 
mehrdimensionaler Habitus, die durch Einbindung in verschiedene Felder 
immer wieder als spannungsgeladenes Verhältnis reproduziert werden, liegt 
ein Veränderungspotenzial, das Diversity Management nützen könnte. Einen 
Ansatzpunkt hierfür bietet etwa Diversity Training, das auf Erfahrungen des 
„Being Different“9 aufbaut, die unweigerlich auch durch multiple soziale Ein-
bindungen entstehen. Diese Erfahrungen können genützt werden, um Angehö-
rige sozialer Majoritäten für Probleme sozialer Minoritäten zu sensibilisieren.

GK: Wenn du „mehrdimensionaler Habitus“ sagst, ist das Singular oder Plu-
ral? Oder anders formuliert: Gehe ich in einer Bourdieuschen Perspektive auf 
Mehrfachzugehörige von einem – interdependenten – Habitus aus oder von 
mehreren?

JH: Das kommt darauf an. Wenn ich mich selbst aus der Perspektive der Habi-
tustheorie zu begreifen versuche, dann sehe ich einen mehrdimensionalen bzw. 
interdependenten Habitus. Als (Intersektionalitäts-)Forscherin kann ich aber 
unterschiedliche Habitus – zumindest analytisch – ausschneiden und untersu-
chen: z.B. den durch Geschlecht und den durch Klasse strukturierten Habitus 
– sowie deren Zusammenspiel.

5	 Zum Schluss

GK: Auch wenn wir nur sehr knapp darauf eingehen konnten, sollte deutlich 
geworden sein, dass Habitus ein Konzept ist, dass für die Forschung zu Inter-
sektionalität und Diversity fruchtbar gemacht werden kann. Kommen wir nun 
zurück zu der Frage „Felder oder soziale Kategorien?“ und damit zum Schluss. 
Weinbach (2008) hält „die grundlegende Annahme des Intersektionalitäts-

9	 Abgedruckt in: Gieselmann/Krell (2008: 349).
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paradigmas, – es existierten bestimmte, per se soziale Ungleichheit stiftende 
Kategorien – für falsch“ und begründet das zunächst10 mit Bourdieu, „dem-
zufolge das Feld im Vordergrund der sozialwissenschaftlichen Analyse stehen 
soll“ (174). Auch Walgenbach (2007) betont – mit Bezug auf Bourdieu – die 
Bedeutung von „Feldern der Reproduktion von Dominanzverhältnissen“ bzw. 
von Feldern als Orten, „wo soziale Kategorien komplexe historisch-lokale Arran-
gements hervorbringen“ (57 f.; Herv. i.O.).

JH: Dass die Intersektionalitätsforschung von sozialen Kräftefeldern ausgehen 
soll, die ja gruppenbildende Kategorien erst hervorbringen, ist aus einer Bour-
dieuschen Perspektive sehr schlüssig. Die entscheidende Frage ist aber, wie das 
in empirischer Forschung umgesetzt werden kann. Und: Im Kontext von Or-
ganisationen – und damit von Diversity Management – sind Gruppenzugehö-
rigkeiten für die Positionierung in diesen sozialen Kräfteverhältnissen vielleicht 
wichtiger als im Kontext von Gesellschaften.

GK: Insofern war unsere Frage „Felder oder soziale Kategorien?“ zu verein-
fachend formuliert. Das führt uns auch noch mal zurück zum epistemologi-
schen Bruch: „Allerdings gibt es bei der relationalen Analyse unter anderem 
die Schwierigkeit, dass man soziale Räume meist nur in Form von Merkmals-
distributionen bei Individuen zu fassen bekommt“ (Bourdieu 2006: 264). Der 
Gewinn für Intersektionalität und für Diversity liegt zunächst einmal darin, 
eben das zu erkennen.

JH: Hinzu kommt, dass die Schwerpunktsetzung auf soziale Kräftefelder bzw. 
Felder der Macht wichtige Einsichten für die Ausgestaltung von Diversity Ma-
nagement und anderen Veränderungsstrategien ermöglicht.
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Barbara Sieben / Nicole Bornheim

Intersektionalität und Diversity – Achsen der Differenz  
in Managementkonzepten und Managementforschung

1	 Einleitung

In diesem Beitrag wird aufgezeigt und kritisch gewürdigt, welche Berücksichti-
gung Intersektionalität in Managementkonzepten und Managementforschung 
zu Diversity findet. Damit begegnen wir zugleich einem immer wieder anzutref-
fenden „Diversity Bashing“ – d.h. Vorwürfen wie: mit Diversity Management 
(DiM) oder Diversity-Forschung würden Geschlechter- und weitere Unter-
schiede essentialisiert und naturalisiert, der Fokus auf den Business Case würde 
gleichstellungspolitische Bestrebungen überlagern oder ausblenden. Entspre-
chende Vorwürfe werden v.a. von Gender- und Intersektionalitäts-Forscher/n/
innen aus anderen Disziplinen wie der Soziologie erhoben (vgl. z.B. die bei Krell 
2010 diskutierten Quellen), aber auch von (kritischen) Managementforscher/n/
innen, die sich mit Gleichstellungsfragen befassen und Vorbehalte gegenüber 
dem Diversity-Konzept haben (z.B. Hoobler 2005; Noon 2007). Nicht zu ver-
gessen sind Diversity-Forscher/innen selbst, die sich mit blinden Flecken und 
Problemen der Diversity-Forschung und/oder der Umsetzung von Diversity-In-
itiativen befassen (z.B. Nkomo 1992; Prasad/Mills 1997; Litvin 2006; Pringle 
2010) und entsprechende Kritikpunkte zum Anlass nehmen, um Analysean-
sätze und Konzepte zu Diversity und DiM zu entwerfen und weiterzuentwi-
ckeln. Dies geschieht nicht zuletzt mit Bezug auf Intersektionalitätsansätze.

Ausgangspunkt unserer Argumentation sind die großen Gemeinsamkeiten 
(oder auch: Überschneidungen) von Intersektionalitäts- und Diversity-Forschung. 
Nehmen wir zunächst Intersektionalität als analytisch-beschreibenden Begriff, so 
sind Überschneidungen zwischen sozialen Kategorien wie Geschlecht, Herkunft, 
Religionszugehörigkeit etc. gemeint. Dabei soll der Begriff, wie von Crenshaw 
(1989) eingeführt, die Interdependenz und Überlagerung von sozialen Kategorien 
betonen – ihren komplexen Zusammenhang, der sich nicht auf eine einfache 
Addition von Merkmalen reduzieren lässt. Der Begriff Diversity verweist auf das 
gleiche Phänomen, allerdings mit einer leichten Akzentverschiebung: Während 
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Intersektionalität die Überlappung und das Zusammenspiel von Kategorien 
bezeichnet, bezieht sich Diversity auf das Produkt solcher Überschneidungen 
(vgl. dazu Hardmeier/Vinz 2007), eben die menschliche Vielfalt – sei es in Form 
multipler Identitäten von Individuen (z.B. diverse identities in organizations, 
Nkomo/Cox 1996) oder in Form der sozialen Komplexität von Gruppen (z.B. 
diversity of masculinities, Hearn/Collinson1994). Ein Verständnis von Diversity 
als Unterschiede und Gemeinsamkeiten von Organisationsmitgliedern (und an-
deren organisationsrelevanten Akteur/en/innen), wie er vielen DiM-Konzepten 
und der Managementforschung zu Diversity zugrunde liegt, ist mithin unlösbar 
verknüpft mit einem Blick auf Intersektionalität.

In der Intersektionalitätsforschung geht es dabei immer explizit um die Er-
forschung struktureller Ungleichheiten, Benachteiligungen und (Mehrfach-)
Diskriminierungen (z.B. McCall 2005); es liegt also grundsätzlich eine kri-
tisch-politisierende Forschungsintention vor. In der Diversity-Forschung geht 
es etwas allgemeiner um die Erforschung von Vielfaltsdimensionen, die sich 
nicht unbedingt alle in Form struktureller Benachteiligung niederschlagen – 
oder anders gewendet: soziale Ungleichheit, Diskriminierung und strukturelle 
Benachteiligung sind nicht immer der Hauptfokus. Diversity wird zwar v.a. an 
solchen Dimensionen festgemacht, an die potenziell Benachteiligungen geknüpft 
sind, jedoch werden diese zugleich als Ressourcen begriffen. Entsprechend liegt 
der Fokus der Diversity-Forschung oftmals auf der Leistungsfähigkeit sozialer 
Systeme – etwa auf Fragen nach der Gestaltung einer Vielfalt wertschätzenden 
Erziehung (z.B. Prengel 2007), politischer Maßnahmen oder sozialer Sicherungs-
systeme (z.B. Riedmüller/Vinz 2007) oder – in der Managementforschung zu 
Diversity, um die es in diesem Beitrag geht – nach einem wertschätzenden Um-
gang mit der Vielfalt des Personals (und anderen organisationsrelevanten Akteur/
en/innen, vgl. auch Krell/Sieben 2007). Ein Befund bestehender Ungleichheiten 
oder zumindest der bislang unzureichenden Berücksichtigung von Vielfalt ist 
dabei grundsätzlich Ausgangspunkt der Diversity-Forschung und von DiM-
Konzepten. Eine grundlegende Gemeinsamkeit der Intersektionalitäts- und der 
Diversity-Forschung ist damit der Fokus auf Unterschiede hinsichtlich sozialer 
Kategorien sowie auf den Fragen, worin sie bestehen, wie sie (re)produziert werden 
und welche Konsequenzen sie haben.

DiM-Konzepte und Managementforschung zu Diversity sind somit immer 
schon mit einem Fokus auf Intersektionalität verbunden. Wie dieser Fokus um-
gesetzt wird, in welcher Form (und mit welchem Ziel) Überschneidungen sozialer 
Kategorien in Managementkonzepten und -forschung zu Diversity thematisiert 
werden, wird im Folgenden dargestellt. Dabei ist zu sehen, dass die Bandbreite 
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sozialer Komplexität, die mit den Begriffen Intersektionalität und Diversity 
bezeichnet wird, in verschiedener Hinsicht eingeschränkt wird. Dies geschieht 
u.a. aus management- und forschungspraktischen Gründen, die sich aus den 
verschiedenen Logiken ergeben, denen Managementpraxis und -forschung folgen; 
sie sind der Grund dafür, die folgende Darstellung getrennt nach Ansätzen zu 
DiM und Managementforschung zu Diversity vorzunehmen.

2	 Diversity Management-Konzepte

2.1	 Diversity Management als Konzept:  
Business Case gegen oder zusammen mit Gleichstellungszielen?

Hier geht es – als Grundlage der Argumentation – zunächst darum, was DiM 
als Managementkonzept ausmacht. Denn nur unter Beachtung der entspre-
chenden Inhalte und Ziele können auch Möglichkeiten und Grenzen der Be-
rücksichtigung von Intersektionalität beurteilt werden.

Was ist die Grundlogik eines Managementkonzeptes (vgl. z.B. Nienhüser 
2002; Kieser 1996)? Ein Managementkonzept kann zunächst beschrieben werden 
als ein Set von Aussagen zu einem Problem- oder Gestaltungsbereich, der im 
Unternehmen strategisch angegangen werden soll. Ein Konzept enthält sowohl 
beschreibende und analytische Aussagen zu dem betreffenden Bereich als auch 
Gestaltungsempfehlungen und Verfahren. Dieser instrumentell-technologische 
Kern wird verknüpft mit ideologisch-legitimierenden Elementen. Förderlich (und 
typisch) für ein Managementkonzept ist, wenn es als wissenschaftlich fundiert 
gilt bzw. dargestellt wird und seine Umsetzung Unternehmenserfolg verspricht. 
Verbreitung findet es durch Unternehmensberatungen, Handbücher, praxisori-
entierte und wissenschaftliche Aufsätze, Kongresse, Expertenverbünde u.v.m. 
Oftmals wird es aus der Unternehmenspraxis abgeleitet – als sog. Best Practices 
– und zielt darauf, dort umgesetzt bzw. weiter verbreitet zu werden.

Bei DiM basieren die Aussagen und Annahmen zum Gestaltungsbereich, der 
im Unternehmen strategisch angegangen werden soll, auf dem Befund, dass 
Organisationen oftmals monolithische oder monokulturelle Gebilde sind, deren 
kulturelle Werte, Normen und Regeln durch eine dominante Gruppe (hetero-
sexuelle westeuropäische Männer) geprägt sind, der Vielfalt eher bedrohlich 
erscheint (z.B. Cox 1993; Loden/Rosener 1991). Es wird davon ausgegangen, 
dass dort Mitglieder dominierter Gruppen (Frauen, Ältere, Migrant/en/innen 
etc.) benachteiligt sind und ein hoher Druck besteht, sich an die dominante 
Organisationskultur anzupassen (vgl. auch Krell 2008).
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Das strategische (und idealtypische) Ziel von DiM ist der Auf bau einer 
multikulturellen Organisation, in der Vielfalt und Chancengleichheit geför-
dert, personalpolitische Kriterien, Verfahren und Praktiken vorurteils- und 
diskriminierungsfrei(er) gestaltet und Intergruppenkonflikte durch ein proak-
tives DiM minimiert werden (Cox 1993; 2001). Wie etwa Thomas (1991: 12 ff.) 
ausführt, zielt DiM dabei auf einen fundamentalen Wandel der vorhandenen 
Strukturen, Praktiken und Kultur, der nicht nur die sichtbare Ebene der Orga-
nisationskultur (vgl. Schein 1985), sondern ebenso die unsichtbaren und schwer 
veränderbaren Grundüberzeugungen der Organisationsmitglieder tangiert – 
einschließlich des Selbstverständnisses von Manager/n/innen und ihrer „courage 
to lead“, wie Cross (2000) unterstreicht.

Ebenso werden konkrete Empfehlungen zur Gestaltung solcher Verände-
rungsprozesse gegeben. Cox (2001) z.B. stellt ein Regelkreis-Modell vor, in dem 
Maßnahmenbereiche (wie Leadership, Research & Management oder Education) 
zu einer erfolgreichen Implementierung von DiM und deren strategische Ver-
knüpfung aufgezeigt werden. Eine Auflistung zentraler Maßnahmen zu ihrer 
Verbreitung in deutschen Unternehmen findet sich etwa bei Süß und Kleiner 
(2006); speziell an der Erhöhung ethnischer Vielfalt und der Integration von 
Personen mit Migrationshintergrund orientierte Gestaltungsempfehlungen 
geben z.B. Anders et al. (2008: 85 ff.).

Dieser instrumentell-technologische Kern wird auch bei DiM mit ideolo-
gisch-legitimierenden Elementen verknüpft. Letztere basieren auf einem Mix 
von moralisch-ethischen und rechtlichen sowie ökonomischen Argumenten. 
Die historischen Wurzeln von DiM liegen bekanntermaßen in der Human-
Rights-Bewegung (vgl. z.B. Vedder 2006), die die Benachteilung bestimmter 
Gruppen (insb. Schwarze, Homosexuelle, Frauen) in der US-amerikanischen 
Gesellschaft anprangerte und zu einer Ausweitung von Diskriminierungsverbo-
ten und Gleichstellungsgeboten am Arbeitsplatz führte. In Deutschland finden 
sich entsprechende Regelungen z.B. im Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz 
und im Betriebsverfassungsgesetz.

Während „Doing the right thing“ im Sinne der Befolgung rechtlicher Vorga-
ben oder aufgrund ethischer Überzeugungen eine der Legitimationen für DiM 
sein kann (vgl. z.B. Kossek et al. 2006), ist der mögliche Beitrag zum Unter-
nehmenserfolg eine weitere. Cox und Blake (1991) gehörten zu den ersten, die 
darlegten, dass DiM „brings a net-added value to organization processes“ (ebd.: 
46). Für diesen viel beschworenen Business Case von Diversity spricht, dass Unter-
nehmen durch DiM Zugang zu einem größeren Pool von High Potentials haben. 
Sie profitieren von einer Kreativität und Innovationen fördernden Mischung 
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an Erfahrungen und Perspektiven in heterogenen Teams und erhoffen sich, den 
Bedürfnissen einer vielfältigen Kundschaft besser gerecht zu werden (z.B. Cox/
Blake 1991; Loden/Rosener 1991; Robinson/Dechant 1997; Krell 2008).

Seine wissenschaftliche Fundierung erfährt das DiM-Konzept zum einen durch 
psychologische Theorien sowie Konzepte und Befunde der Gruppenforschung, 
durch die die Dynamiken personeller Vielfalt am Arbeitsplatz erklärt werden 
(auch sog. „drawbacks“ ungemanagter Diversity, d.h. Implikationen von Stereo-
typisierungen und Diskriminierung, die Entstehung von Konflikten etc.; vgl. 
z.B. Cox 1993; Williams/O’Reilly 1998; Goldman et al. 2006). Zum anderen 
wird der Business Case von Diversity aus der ressourcenbasierten Sicht des Stra-
tegischen Personalmanagements erklärt (McMahan et al. 1998; Richard 2000). 
Danach entstehen Wettbewerbsvorteile für Unternehmen durch die optimale 
Kombination und das Management ihres „Humanressourcen-Pools“, d.h. der 
Fähigkeiten, Fertigkeiten und des Wissens der Mitarbeiter/innen. Diese sind eine 
strategische Ressource, wenn sie selten, schwer zu imitieren und zu ersetzen sind 
(z.B. Barney/Wright 1998; Boxall 1996). Aufgrund der spezifischen Mischung 
von Talenten und ihrer sozialen Komplexität ist die personelle Vielfalt eines 
Unternehmens nur schwer imitierbar. Zudem ist gerade ethnische Vielfalt rar, weil 
die wachsenden Bevölkerungsanteile von Personen mit Migrationshintergrund 
sich nicht in gleichem Verhältnis auf dem Arbeitsmarkt oder in den Unternehmen 
widerspiegeln. Die Annahme, dass personelle Vielfalt den Unternehmenserfolg 
positiv beeinflusst, wird in vielen Studien geprüft (z.B. Kochan et al. 2003; Ri-
chard 2000; Richard et al. 2007; im Überblick: Shore et al. 2009). Auch wenn 
dabei z.T. widerstreitende Ergebnisse erzielt werden, stimmen die Forscher/innen 
doch dahingehend überein, dass personelle Vielfalt genau dann wirtschaftlichen 
Nutzen generiert, wenn ein effizientes DiM betrieben wird.

Zur Verbreitung von DiM hat – wie für Managementkonzepte üblich – eine 
Reihe von Akteur/en/innen beigetragen. Als Pionier/e/innen gelten u.a. Un-
ternehmensberater/innen und Trainer/innen wie Lee Gardenswartz und Anita 
Rowe, Roosevelt Thomas oder Elsie Cross, Unternehmen, die sich frühzeitig durch 
DiM hervorgetan haben (wie Ford, Phillips, Shell Oil, Disney) sowie Professor/
en/innen an Business Schools wie Taylor Cox (University of Michigan Business 
School) oder Robin Ely und David Thomas (Harvard Business School). Erste 
einschlägige Veröffentlichungen umfassen lehrbuchartige Monographien zu DiM 
(Cox 1993; Thomas 1991), gestaltungsorientierte Handbücher (Gardenswartz/
Rowe 1998), Aufsätze in praxisorientierten Zeitschriften wie der Academy of Ma-
nagement Executive (Cox/Blake 1991) und fachwissenschaftliche Aufsätze, so im 
Handbook of Organization Studies (Nkomo/Cox 1996). Expertenverbünde wie 
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die führende US-amerikanische Vereinigung für Personalmanagement (SHRM) 
nahmen das Thema auf oder bildeten sich neu, so das „Research Network on 
Diversity Management“ (vgl. Kochan et al. 2003).

Wie schon erwähnt, wird DiM-Konzepten oft zum Vorwurf gemacht, den 
Business Case zu stark zu betonen, Gleichstellungsziele lediglich zu instrumenta-
lisieren oder gar bestehende Ungleichheiten zu verfestigen. Aus den obigen Aus-
führungen sollte jedoch deutlich geworden sein, dass der Business Case ein konsti-
tutives Merkmal von Managementkonzepten darstellt, der in gewinnorientierten 
privatwirtschaftlichen Unternehmen unerlässlich ist: Um die Implementierung 
kostengenerierender Maßnahmen zu befördern, sollte ein Nutzen in Aussicht 
gestellt werden. Aber auch in anderen, nicht gewinnorientierten Organisationen 
gilt: eine Aussicht auf Effizienzsteigerung erhöht die Chancen der Umsetzung. So 
stellen Boogard und Roggeband (2010) fest, dass die Business Case-Argumente 
im Fall der von ihnen untersuchten Polizeiarbeit in den Niederlanden nicht etwa 
Ungleichheiten reproduziert, sondern (durch die Betonung multikultureller 
relationaler Fertigkeiten) v.a. eine förderliche Legitimationsgrundlage für die 
Integration der Angehörigen von Minderheitsgruppen geschaffen haben.

In der Debatte um DiM sind grundsätzlich zwei verschiedene Positionen 
vorfindbar: eine konfrontative, bei der DiM als gewinnorientiert kategorisiert und 
von einer ethisch bzw. rechtlich orientierten Gleichstellungspolitik abgegrenzt 
wird (z.B. Loden/Rosener 1991: 198), und eine integrative, bei der ökonomische, 
rechtliche und ethisch-moralische Argumente für DiM gleichwertig nebenei-
nander stehen (z.B. Cox 1993: 11 ff.). Dem hier dargelegten Verständnis von 
DiM liegt eine integrative Position zugrunde (vgl. auch Krell 2008; Liff 1999), 
d.h. wir betrachten DiM als ein Konzept, das sowohl auf eine Erhöhung von 
Chancengleichheit als auch auf die Erzielung von Wettbewerbsvorteilen zielt. 
Mithin halten wir es (im Einklang mit Krell 2010) für legitim und sinnvoll, 
ökonomische Nutzen-Argumente gleichsam als „Türöffner für Gleichstellungs-
forderungen“ einzusetzen. Dies macht rechtliche Regelungen jedoch nicht über-
flüssig. Im Gegenteil: diese sind und bleiben notwendig, um die Umsetzung von 
Gleichstellungszielen in Organisationen auch in Krisenzeiten zu gewährleisten, 
in denen ökonomische Argumente allein nicht greifen. Wie schon Cox und Blake 
(1991: 55) betonen, geht mit dem Anführen ökonomischer Begründungen für 
DiM also keineswegs eine automatische Ausblendung sozialer, moralischer und 
gesetzlicher Gründe einher.
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2.2	 Intersektionalität in DiM-Konzepten

Anhand ausgewählter DiM-Konzepte gehen wir nun der Frage nach, welches 
Verständnis von Diversity zugrunde gelegt wird und wie dabei Intersektiona-
litätsgedanken berücksichtigt sind: 1. Wie werden Überschneidungen sozialer 
Kategorien beschrieben und modellhaft verdeutlicht? 2. Inwiefern unterliegt 
DiM-Konzepten eine politisierende Intention; (wie) werden soziale Ungleich-
heit und (Mehrfach-)Benachteilung berücksichtigt?

Zur ersten Frage nach der Beschreibung und Modellierung von Intersektionalität 
in DiM-Konzepten kann zunächst festgestellt werden, dass in der DiM-Literatur 
zwei Begriffsvarianten zu Diversity vorherrschen: Einem Fokus auf Unterschiede 
zwischen Gruppen von Arbeitnehmer/n/innen (z.B. Loden/Rosener 1991) steht 
die Begriffsfassung von Diversity als Unterschiede und Gemeinsamkeiten (z.B. 
Thomas 1996) gegenüber. Während die erste Begriffsvariante Gefahr läuft, Über-
schneidungen sozialer Kategorien auszublenden, ist dies bei der zweiten nicht der 
Fall: Mit ihr kommen auch Unterschiede zwischen den Personen einer Merkmals-
gruppe in den Blick, die u.a. dadurch entstehen, dass Personen immer mehreren 
sozialen Gruppen gleichzeitig angehören (vgl. Krell/Sieben 2009; Krell 2008).

Konkrete Modellierungen von Diversity finden sich z.B. in den von Cox 
(1993) und Gardenswartz/Rowe (1994) entworfenen DiM-Konzepten. Cox 
versteht Diversity als „group affiliations of cultural significance“ (ebd.: 5 f.) von 
Organisationsmitgliedern oder anderen Stakeholdern der Organisation. Dieses 
Verständnis modelliert er mit dem Konzept der Gruppenidentitätsstruktur, das 
verschiedene soziale Teilidentitäten umfasst, die bei jeder Person unterschiedlich 
ausgeprägt sein können.

Abbildung 1 zeigt zwei Beispiele solcher Identitätsstrukturen, die in einem 
seiner Sensibilisierungstrainings entstanden sind. Dort ist abzulesen, welchen 
sozialen Gruppen sich zwei seiner Student/en/innen jeweils in welchem Maße 
zugehörig fühlen. Die Anzahl der Kuchenstücke auf dem Tortendiagramm zeigt 
die verschiedenen Identitätskategorien, die Größe der Stücke spiegelt deren jewei-
lige Wertigkeit für die Person wider. Es wird deutlich, dass sich jedes Individuum 
immer mehreren Gruppen zugleich, aber je nach persönlichem Hintergrund in 
unterschiedlicher Gewichtung, zuordnet.

Der Vorzug dieser Modellierung liegt in ihrer Einfachheit, der Offenheit der 
Kategorien und ihrer (individuellen) Wertigkeit. Jedoch wirkt es vergleichsweise 
statisch und erweckt den Eindruck separater und einander ausschließender Iden-
titätskategorien. Die Überschneidung sozialer Kategorien, die Cox durchaus 
für relevant hält und zu berücksichtigen fordert (vgl. Nkomo/Cox 1996), bleibt 
hier unsichtbar.
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Abb. 1: Culture Identity Structures
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Abbildung 2 zeigt das von Gardenswartz und Rowe entwickelte Konzept der 
„layers of diversity“, das die Autorinnen in ihren Diversity-Trainings zur Be-
wusstmachung von Diversity verwenden.

Während bei Cox alle Identitätskategorien auf einer Ebene angesiedelt sind, 
stellen Gardenswartz und Rowe Diversity im Organisationskontext in vier kon-
zentrischen Kreisen dar, die den Grad widerspiegeln, in welchem eine Person 
Einfluss auf entsprechende identitätsbestimmende Kategorien nehmen kann. Im 
Mittelpunkt steht die Persönlichkeit, „the innately unique aspect that gives us 
each our own particular style“ (Gardenswartz/Rowe 1998: 26). Auf der nächsten 
Ebene befinden sich die internalen Dimensionen von Diversity. Sie beinhalten 
Aspekte, über die wir keine oder nur geringe Kontrolle haben, da sie eng mit 
unserer biologischen Existenz verbunden sind. Die dritte Ebene der externalen 
Dimensionen beinhaltet soziale Einflüsse und Lebenserfahrungen, mit denen 
wir konfrontiert werden und umzugehen haben (vgl. dazu auch Loden/Rosener 
1991). Die äußere Dimension beinhaltet schließlich Einflüsse, die mit unserer 
sozialen Situation und Stellung in der Organisation verbunden sind.

Zur zweiten Frage nach der Berücksichtigung sozialer Ungleichheit und (Mehr-
fach-)Benachteilung mag zunächst die Kernbotschaft von DiM-Konzepten in 
den Sinn kommen, die lautet, dass Vielfalt – „richtig“ gemanagt – Nutzen für 
Unternehmen stiftet; daher auch der gängige Vorwurf, der Business Case stehe 
im Vordergrund und Ziele der Chancengleichheit könnten dabei aus dem Blick 
geraten. Wie jedoch schon oben gezeigt, ist eine solche Betonung des potenziellen 
Nutzens schlicht unerlässlich für ein Managementkonzept und kann ihm nicht 

Student
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zum Vorwurf gemacht werden. Zudem ist der Befund, dass bestimmte Gruppen 
in Unternehmen unterrepräsentiert sind und ein normatives Ideal vorliegt, das 
sich an einer (nicht nur quantitativ) dominanten Gruppe orientiert, konstitutiv 
für DiM-Konzepte.

So führen Loden und Rosener (1991) aus: „The term dominant group refers 
to those people with a disproportional amount of power and influence within 
an organization“ (ebd.: 37, Herv.i.O.). Dieses Verhältnis zu ändern, ist erklärtes 
Ziel von DiM. Cox (1993) verweist explizit darauf, dass mit der Herstellung ei-
ner multikulturellen Organisation der Abbau von Benachteilungen bestimmter 
Gruppen verbunden ist, die dadurch entstanden sind, dass die Mitglieder der 

Quelle: Gardenswartz/Rowe 1994: 33

Abb. 2: Layers of diversity in the organizational context 
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dominanten Gruppe „have historically held advantages in power and economic 
resources compared to minority group members“ (ebd.: 6). Für Cross liegt der 
Hauptfokus von DiM auf der Eliminierung der Unterdrückung nicht-dominanter 
Arbeitnehmergruppen. Sie interessiert, „how oppression functions at the indi-
vidual, group, and systems levels, and how leaders of public and private organiza-
tions must, and can, combat it in work settings“ (so die Kurzbeschreibung von 
Cross 2000). Ihr zufolge kann ein erfolgreiches DiM nur realisiert werden, wenn 
die Privilegien und Schäden, die aus der Unterdrückung bestimmter Gruppen 
resultieren, in die Betrachtung einbezogen werden. Ähnlich argumentieren auch 
Sessa und Jackson (1995). Sie stellen selbstkritisch fest, zuvor nur die horizontale 
Dimension personeller Unterschiede berücksichtigt zu haben, die als symmetrisch 
und „more or less equal in their consequences“ (ebd.: 134) gelten. Aus einer solchen 
Perspektive werde allerdings die vertikale Unterschiedsdimension, d.h. Aspekte 
wie Macht, Status etc., vernachlässigt, die dazu beiträgt, die Zuweisung bestimmter 
Positionen im hierarchischen Machtgefüge von Organisationen zu legitimieren. 
Um den Einfluss von Diversity im Arbeitskontext vollständig zu verstehen, müssen 
ihrer Ansicht nach beide Dimensionen der Differenzierung betrachtet werden.

3	 Diversity in der Managementforschung

3.1	 Diversity (Management) als Forschungsgegenstand:  
Beförderung oder Kritik bestehender Verhältnisse?

Auch hier zunächst als Grundlage ein kurzer Blick auf die Managementfor-
schung, ihren Gegenstand und ihre Perspektiven (dazu genauer Sieben 2007): 
Die Managementforschung befasst sich mit Fragen, die das Management als In-
stitution und als Funktion betreffen. In den Blick genommen werden Manager/
innen als Personen(gruppen) mit Führungsaufgaben und Entscheidungsbefug-
nissen sowie deren Handeln oder allgemeiner, Probleme, die den Prozess des 
Managens betreffen. Neben privatwirtschaftlichen Unternehmen geht es auch 
um andere Organisationen sowie das Management über Organisationsgrenzen 
hinaus. Ein Verständnis von Management als Institution und Funktion eröffnet 
somit den Blick auf das gesamte Geschehen in und zwischen Organisationen.

Dabei besteht keineswegs Einigkeit über das Selbstverständnis der Manage-
mentforschung – eine Debatte, in der Czarniawska (1999) zwei Positionen un-
terscheidet: Sie sei

–– „a practical subject, which produces practitioners and improves practice“ 
oder
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–– „an academic discipline eager to remain in close contact with practice, with 
the purpose not of dictating the order of things, but of reflecting and provo-
cing via basic research and theory“ (ebd.: 3, Herv.i.O.).

Die erste Position ist mit dem Anspruch verknüpft, für die Managementpraxis 
nützliches Wissen herzustellen und zu vermitteln. Vertreter/innen der zweiten 
Position beanspruchen nicht, der Praxis bessere Lösungen vorzugeben, sondern 
gängige Praxis zu reflektieren und zu problematisieren. Sie lenken den Blick 
auf den Prozess wissenschaftlichen Denkens als Konstruktion verschiedener 
„An-Sichten von der Organisation und von guten Gründen für oder gegen be-
stimmte Gestaltungsvorschläge“ (Kieser 1997: 255) und auf die Produkte wis-
senschaftlichen Denkens als „tropes and rhetorical figures“ (Czarniawska 1999: 
8), als Argumente, die in den Dialog mit Praktiker/n/innen eingebracht werden 
können. Wissenschaftliche Erkenntnisse als ein „seeing-as“ zu verstehen, unter-
streicht deren politischen Charakter insofern, als die Relevanz der Standpunkte 
und Positionen der Forschenden sowie Interessen, Erfahrungen und weitere 
Bedingungen der Erkenntnisgewinnung reflektiert werden (z.B. Deetz 2003: 
423  f.). Diese zweite Position markiert Ziele der kritischen Managementfor-
schung (z.B. Alvesson/Deetz 2000), der auch viele Forscher/innen verpflichtet 
sind, die sich mit Fragen zu Gender und Diversity befassen.

Insgesamt wird das Thema Diversity in den letzten Jahrzehnten in der Ma-
nagementforschung (und speziell der Personalforschung) zunehmend aufge-
griffen (Deadrick/Stone 2009). Ein Großteil der Forschung befasst sich mit 
Voraussetzungen und Konsequenzen personeller Vielfalt wie Vorurteile gegen-
über Minoritätengruppen, Effekten von Diversity auf die Unternehmensleistung 
oder Bedingungen für ein effizientes DiM (vgl. Shore et al. 2009). Insgesamt 
überwiegen dabei funktionalistische Ansätze wie die o.g. Studien zum Einfluss 
von Diversity und DiM auf den Unternehmenserfolg. Zumindest seit den 1990er-
Jahren nimmt aber auch die kritische Managementforschung zu Diversity zu (im 
Überblick: Zanoni et al. 2010).

Um nur einige Beispiele zu nennen: Jones und Stablein (2006) legen dar, 
welche Implikationen an Kritischer Theorie orientierte und poststrukturalistische 
Ansätze für die Forschung zu Diversity haben. Litvin (1997) dekonstruiert die 
Business Case-Argumentationen und zeigt ihre Machtwirkungen auf. Lorbiecki 
und Jack (2000) analysieren DiM-Literatur diskursanalytisch und zeigen, wie 
bestehende Ungleichheiten – v.a. das Verhältnis zwischen dem (höher angesie-
delten und nicht von Diversity „betroffenen“) Management und dem (kontrol-
lierten und untergeordneten) diversen Personal – verfestigt werden. Zanoni 
und Janssens (2004) analysieren die von flämischen Personalmanager/n/innen 
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genutzte Rhetorik zu Diversity und zeigen dabei die Machtwirkungen auf, die 
am Arbeitsplatz wirksam werden; Zanoni und Janssens (2007) richten den Blick 
auf Arbeitnehmer/innen, die Minoritätengruppen angehören, und zeigen, wie sie 
sich zu DiM-Praktiken des Unternehmens verhalten und in einem Wechselspiel 
von Unterwerfung und Emanzipation ihre Identität daran ausrichten.

3.2	 Intersektionalität in der Managementforschung zu Diversity

Wie findet nun speziell Intersektionalität in der Managementforschung zu Di-
versity Berücksichtigung? Auch dazu ein kurzer Überblick unter zwei Aspek-
ten: 1. in Hinblick auf Operationalisierungen und Konzeptionalisierungen der 
Überschneidung sozialer Kategorien, 2. in Hinblick auf Ansätze der kritischen 
Managementforschung: Wie werden dort Machtverhältnisse, soziale Ungleich-
heit und (Mehrfach-)Benachteilung thematisiert?

Zur Konzeptionalisierung sozialer Kategorien muss festgehalten werden, 
dass in der Managementforschung ein Fokus auf einzelne Kategorien wie Ge-
schlecht oder auf Gruppen von Arbeitnehmer/n/innen wie Frauen, Behinderte 
oder Ältere dominiert. Dabei wird jedoch zumeist auch die Heterogenität in 
diesen Gruppen berücksichtigt. Zur Operationalisierung von Vielfalt werden 
z.B. Diversity-Indizes verwendet (Voigt/Wagner 2006), das Konzept der or-
ganizational faultlines (z.B. Lau/Murnighan 1998; Li/Hambrick 2005) oder 
andere Heterogenitätsmaße aus der Forschung zur organisationalen Demographie 
(Williams/O’Reilly 1998). Ein häufig verwendetes Maß für Diversity ist dabei 
Blaus (1977) Heterogenitätsindex, der aus der Ungleichheitsforschung stammt 
(z.B. verwendet von Richard et al. 2007, die den Einfluss von personeller Vielfalt 
auf den Unternehmenserfolg untersuchen). Aber auch interpretative Ansätze 
finden Verwendung, so z.B. zur Erstellung von „Identitäts-Landkarten“, wie sie 
Lindau in diesem Band beschreibt.

Während solche Operationalisierungen typischerweise in der funktionalis-
tisch geprägten Managementforschung zu Diversity verwendet werden, wird in 
der kritischen Managementforschung zu Diversity zunehmend analysiert, dass 
entsprechende Konzeptionalisierungen zur Naturalisierung der mit Diversity 
bezeichneten Unterschiede und Gemeinsamkeiten beitragen. Mit verschiedensten 
Ansätzen wird Aspekten von Macht und Herrschaft nachgegangen, auch mit 
Bezug auf die Intersektionalitätsforschung.

Frühe Beispiele stammen etwa von Nkomo und Cox (1996), die aufzeigen, 
dass einzelne Identitätskategorien wie ‘Race’ nicht isoliert von anderen ana-
lysiert werden können, sowie von Mighty (1997), die die „triple jeopardy“ für 
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farbige Migrantinnen auf dem Arbeitsmarkt darlegt. Beispiele aus der neueren 
internationalen Diversity-Forschung finden sich bei Holvino (2008) mit ihrem 
Plädoyer für eine stärkere Sichtbarmachung der Simultanität verschiedener Iden-
titätskategorien, bei Kamenou (2007) mit ihren methodologischen Überlegungen 
zur Berücksichtigung von Intersektionalität, bei Essers und Benschop (2009) 
mit ihrer Studie zur Verwobenheit von Religion, Geschlecht und Ethnizität 
bei muslimischen Geschäftsfrauen oder bei Boogard und Roggeband (2010) in 
ihrer Untersuchung der „paradoxes of intersectionality“ bei niederländischen 
Polizeikräften.

4	 Fazit

Wie in diesem Beitrag gezeigt, sind DiM-Konzepte und die Managementfor-
schung zu Diversity grundsätzlich mit Intersektionalität verbunden. Dabei 
wird die Bandbreite sozialer Komplexität, die mit den Begriffen Intersektiona-
lität und Diversity bezeichnet wird, in verschiedener Hinsicht eingeschränkt, 
u.a. aus management- und forschungspraktischen Gründen. Auch wenn eine 
politisierende Intention nicht immer im Vordergrund steht, liegt jedoch sowohl 
DiM-Konzepten als auch der Managementforschung zu Diversity zumindest 
als Ausgangspunkt der Befund zugrunde, dass bestimmte Gruppen potenziell 
von Benachteiligung betroffen sind und die Herstellung von Chancengleich-
heit ein förderungswürdiges Ziel für Organisationen ist.

Ansätze zu Intersektionalität und Diversity gegeneinander auszuspielen, wie 
es zuweilen geschieht, ist unserer Ansicht nach nicht sonderlich stichhaltig, 
da in dieser Debatte zumeist die verschiedenen Logiken der Forschungs- und 
Managementpraxis ausgeblendet werden. Eingeräumt werden muss, dass mit 
der Managementperspektive auf Diversity als Ressource eine Gefahr der Essen-
tialisierung (etwa von einem weiblichen oder migrantischen Arbeitsvermögen) 
verbunden ist. Diese Perspektive hat jedoch auch einen grundsätzlichen Charme 
und Vorzug – nämlich den, dass die Diversität der Beschäftigten als wertvoll und 
förderungswürdig betrachtet wird und nicht, wie in manch anderer Manage-
mentliteratur durchaus üblich, als problematisch, oder bestimmte Kategorien 
als „besonders“ oder defizitär (vgl. auch Krell 2008). Im Übrigen besteht bei 
Letzterem ebenso die Gefahr der Essentialisierung – mit der „Doppelgefahr“, dass 
die vermeintlichen Defizite nicht nur be-, sondern auch festgeschrieben werden. 
So werden Gründe für Ungleichheiten am Arbeitsmarkt und in Organisationen 
mitgeliefert, quasi als Legimitierungsgrundlage, diese Verhältnisse fortzuschrei-
ben. Der Perspektivwechsel auf Diversity als Ressource liefert hingegen Gründe 
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für die bevorzugte Beschäftigung bislang benachteiligter Gruppen – und somit 
für die Veränderung der Verhältnisse.

Zur Erforschung personeller Vielfalt in Organisationen mit Blick auf Intersek-
tionalität sind noch viele Fragen offen, so v.a., in welcher Weise die unterschied-
lichen Kategorien miteinander verflochten sind und wie diese Verflochtenheit 
erfasst und (auch für Praxiszwecke) abgebildet werden kann. Konzeptionalisie-
rungen wie jene von Cox oder Gardenswartz und Rowe könnten in diese Richtung 
weitergedacht werden. Dabei besteht jedoch auch die Gefahr der Überkomplexi-
tät. So haben auch wir den ursprünglichen Versuch aufgegeben, die Intersektio-
nalität von Vielfaltsdimensionen zu visualisieren, da wir nicht eine weitere der 
„wirrsten Graphiken der Welt“ produzieren wollten. Komplexitätsreduktion ist 
schließlich auch eine der vornehmsten Aufgaben der Wissenschaft – und ebenso 
der Managementpraxis.
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II.

Methodische Zugänge und  
Herausforderungen für die Forschung
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Sibylle Hardmeier

Intersektionalität – Zur empirisch-quantitativen 
Operationalisierung des Konzepts

1	 Einleitung

Der von der Spezialistin für Arbeitsmarktdiskriminierung, Kimberlé Crens-
haw, eingeführte Begriff der „Intersection“ ist heute längst ein Modewort ge-
worden und unterliegt einem eigentlichen Boom. Wenn aber auf der einen Seite 
Femokraten und Praktikerinnen bereits auf wenigen Seiten das intersektionale 
Framework abhandeln können, während auf der anderen Seite erst noch das 
Potenzial von Intersektionalität ausgeleuchtet wird, dann hat das nicht nur mit 
unterschiedlichen Dynamiken im kontinentaleuropäischen und angelsäch-
sischen Raum zu tun, sondern mit der Vagheit bei der Rezeption von Begriff 
und Konzept. Hancock (2007a: 249) identifiziert einen „significant amount 
of semantic slippage“. Vor diesem Hintergrund sind die zuweilen mit Kraft-
ausdrücken gespickten Äußerungen von empirisch Forschenden zu verstehen, 
who „are challenged by how to accurately and sensitively portray intersectiona-
lity“ and „wrestling with how to define intersectionality“ (Davis 2008a: 448). 
Quantitative Erhebungsmethoden setzen mehr theoretisches und quantitatives 
Wissen über den Untersuchungsgegenstand voraus als qualitative und stärker 
explorativ orientierte Zugänge. Wenn man zum Beispiel nicht weiß, welche 
Überkreuzungen theoretisch vorhanden sind, läuft man Gefahr, eine relevante 
Achse nicht zu operationalisieren1 oder im Fragebogen keine Fragen dazu zu 
stellen.

Daher sollte ein Artikel über quantitative Zugänge der Intersektionalitätsana-
lyse insbesondere drei Fragenkomplexe klären: Wo sind die quantitativen Ansätze 
der Intersektionalitätsanalyse anzutreffen und was untersuchen sie (Abschnitt 

1	 Quantitative Erhebungen sollen Konstrukte wie zum Beispiel „Ungleichheit“ nicht 
einfach direkt befragen („fühlen Sie sich ungleich behandelt?“), sondern über meh-
rere Indikatoren indirekt erheben. Letztere „indizieren“ den theoretisch gemeinten 
Sachverhalt und sollen ihn auch räumlich wie zeitlich vergleichbar machen. 
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2)? Wie operationalisieren sie das Konzept (Abschnitt 3)? Was vermögen sie 
innerhalb der Intersektionalitätsanalysen zu leisten (Abschnitt 4)?

2	 Analysefokusse und das Verständnis  
von Differenzen und Kategorien

Idealtypisch gelten Zugänge mit folgenden Eigenschaftswörtern als quantita-
tiv: distanziert (Beziehung Forscher-Subjekt), bestätigend oder konfirmato-
risch (Beziehung Theorie-Forschung), strukturiert (Forschungsstrategie), hart 
und generalisierbar (Daten); die dazugehörigen Datenerhebungen sind häufig: 
Stichproben und Befragungen, Aggregatdaten und Experimente. Entsprechend 
stammen quantitative Intersektionalitätsanalysen eher auch aus bestimmten 
Disziplinen: Soziologie, Politikwissenschaft und Sozialpsychologie, jedoch we-
niger bis kaum aus der Anthropologie, Rechtswissenschaft oder Geschichte. 

Für die empirische Forschung ist es schwierig, die Komplexität von Intersek-
tionalität zu managen (McCall 2005; Manuel 2006: 184) und entsprechend 
groß ist die Vielfalt. Zwar neigen einige Autoren dazu, qualitative Zugänge als 
geeigneter für Intersektionalitätsanalysen zu betrachten, weil sie die Komplexi-
tät von Intersektionen ebenso wie die Narrationen dazu eher erfassen können 
(Shields 2008: 306) und umgekehrt die quantitativen Zugänge insbesondere in 
Bezug auf Umfang der Daten an ihre Grenzen stossen (Landry 2007; Manuel 
2006). Aber das sind meistens keine theoretischen Argumente. Zudem ist die 
Wahrnehmung der Desiderate häufig auch von der Position und Disziplin der 
Urteilenden bestimmt. So ist es ebenso berechtigt wie verständlich, wenn einer-
seits die Soziologin (Collins 2009: IX) die Fokussierung auf die Mikroebene der 
persönlichen Identitätsnarrationen beklagt, andererseits die Psychologin (Shields 
2008: 306) den behavioristischen Mainstream kritisiert und mehr qualitative 
Methoden fordert. In der Regel werden aber – auch von den zitierten Autorin-
nen – qualitative und quantitative Zugänge als gleichwertig oder besser noch 
als sich ergänzend angesehen (Hancock 2007a: 251; Manuel 2006); zumal auch 
viele Protagonistinnen des Ansatzes diese Varianz widerspiegeln. So könnten 
zum Beispiel die Zugänge von Collins oder McCall in ihrer qualitativen bzw. 
quantitativen Ausrichtung unterschiedlicher fast nicht sein. 

Wenn wir also mit anderen Worten Intersektionalitätsanalysen nach den 
untersuchten Ebenen (Makro, Meso, Mikro) oder Akteuren und Identitäten 
(Kollektive, soziale Gruppen, Individuen) unterscheiden, dann sind grundsätzlich 
qualitative wie auch quantitative Zugänge möglich. Derzeit herrschen aber quan-
titative Zugänge auf der Mikro- und Mesoebene eher vor und stammen aus dem 
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angelsächsischen Kontext (Knapp 2008: 142). Große Vielfalt ist darüber hinaus 
in Bezug auf die untersuchten Kategorien (achsiale Prinzipien, Dimensionen, 
Indikatoren) oder Differenzen (Ungleichheit, Diskriminierung, Differenzierung) 
festzustellen: Wer einer ungleichheits- und gesellschaftstheoretischen Perspektive 
verpflichtet ist, nennt in der Regel Geschlecht, „Rasse“/Ethnizität sowie Klasse2 
als die entscheidenden Strukturkategorien.3 Andere verändern diesen Katalog, 
indem sie auf Youngs „fünf Formen der Unterdrückung“ zurückgreifen (Lutz 
2001: 218 f.) oder noch weitere Differenzierungen vornehmen: So unterscheidet 
die Systemtheoretikerin Christine Weinbach (2008: 176) „Publikumsrollen“ in 
zwölf „Funktionssystemen“. Lutz und Wenning (2001: 13) wiederum erarbei-
ten 13 „Differenzlinien“ (Geschlecht, Sexualität, Rasse/Hautfarbe, Ethnizität, 
Nation/Staat, Klasse, Kultur, Gesundheit, Alter, Sesshaftigkeit/Herkunft, Be-
sitz, Nord-Süd/Ost-West, gesellschaftlicher Entwicklungsstand); während die 
Policyforscherin Manuel (2006: 180) nüchtern festhält: „the range of identity 
markers that could be examined in scholarly work on intersectionality is literally 
endless“. Dabei werden wir im nächsten Abschnitt sehen, dass dies auch mit der 
Operationalisierung in Modellen mit abhängigen und unabhängigen Variablen 
zu tun hat. An dieser Stelle bleibt vorerst festzuhalten: nachdem der Ursprung der 
Intersektionalitätsanalyse darin lag, die kategoriale Hegemonie einer Doktrin wie 
Marxismus (Klasse) oder Feminismus (Geschlecht) zu hinterfragen, wird heute 
aufgrund der Kontextualisierung von Intersektionen eher auch die konzeptuelle 
Trinität von Geschlecht, Rasse/Ethnizität und Klasse aufgeweicht. Von einem 
Konsens kann nicht die Rede sein und für die meisten quantitativen Analysen gilt: 
Die Frage nach der Bedeutung von Geschlecht in einer Intersektionalitätsanalyse 
ist eher eine empirische als eine axiomatische.

2	 Nachfolgend verwende ich für diese Trias eine lose Reihenfolge, um keine Hierar-
chisierung zu implizieren. Aus Platzgründen bleiben die durchaus berechtigten De-
batten über die Konzeption der drei Masterkategorien sowie deren Operationali-
sierungen ausgeklammert. Dabei stehen im ersten Fall das Verständnis von „Rasse“ 
und „Ethnizität“ im Vordergrund (Davis 2008b: 24; Krieger 1996); im zweiten Fall 
geht es vor allem um bessere Operationalisierungen, die einfache, dichotome Sche-
mata wie „schwarz/weiß“ oder „reich/arm“ durchbrechen (Landry 2007: 113 ff.).

3	 Zum Beispiel werden Alter und Religion – zumindest für den westeuropäischen 
Kontext – explizit ausgeklammert (Knapp 2008: 148 f.). Im Gegensatz dazu: Win-
ker und Degele (2009: 38). Zuweilen werden in der Debatte über die Auswahl der 
Differenzlinien (welche? wie viele?) auch rein forschungspraktische Argumente 
aufgeführt (vgl. Manuel 2006).
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Damit einher geht die Feststellung, dass die Intersektionen selbst, die sich aus 
Überkreuzungen von Kategorien und Differenzen ergeben, sehr unterschiedlich 
gefasst werden. Auch wenn die häufigsten Konnotationen in diesem Zusammen-
hang sicher Unterdrückung, Ungleichheit oder Diskriminierung heißen und 
mit Herrschafts- oder Machtverhältnissen einhergehen, so gibt es doch auch 
ein Verständnis von Intersektionalität im Zusammenhang mit sozialen oder 
rollenspezifischen Positionierungen, das darauf verweist, dass Intersektionen auch 
Opportunitäten kreieren können: So wurde bereits früh darauf verwiesen, dass 
eine integrale Perspektive auf Intersektionalität neben Nachteilen auch Vorteile 
erfassen kann (Collins 1990: 225; Zinn/Dill 2003: 357). Auch jüngere Schriften 
unterstreichen die Mechanismen von beidem, nämlich Unterdrückungen und 
Privilegien (Williams 2004: 63; Kohlman 2006: 46). Andere haben zudem auf 
eine „intersectional invisibility“ hingewiesen (vgl. Hofbauer/Krell in diesem 
Band). Demnach können Personen, welche aufgrund von Intersektionen nicht 
zu den Prototypen der Diskriminierten zählen, möglichen Diskriminierungen 
eher entfliehen (Purdie-Vaughns/Eibach 2008: 382). 

Insgesamt kann aber nichts darüber hinwegtäuschen, dass bei den Inter-
sektionen selbst eine große Forschungslücke besteht. In Bezug auf das, was 
Knapp (2008: 138) als „Formen der Intersektion“ bezeichnet und die Frage, 
was beim Auftreten von realen Intersektionen eigentlich genau passiert, wissen 
wir noch sehr wenig. Während die Biographieforschung schon von „doing in-
tersectionality“ spricht (Davis 2008b: 27)4 oder die Repräsentationsforschung 
bereits „strategische Intersektionalität“ als die Instrumentalisierung von Inter-
sektionalitätspositionen thematisiert (Hunt/Zajicek 2008), liegen m.W. keine 
quantitativen Beschreibungen von Intersektionen und die dadurch ausgelös-
ten Reaktionen vor. Nehmen wir wiederum die von Knapp vorgeschlagenen 
Formen (Zusammenstoß, Vermittlung, Kumulation, Interferenz): Auch wenn 
die erste Form, der Zusammenstoß, unmittelbar an die Metapher von einem 
Unfall auf einer Verkehrskreuzung (Crenshaw 1998: 321 f.) anknüpft und auf 
der Ebene von identitären Aspekten oder Trägern sozialer Rollen stark an das 
soziologische Konzept des Inter-Rollen-Konflikts (vgl. Lindau in diesem Band)5 

4	D amit wird insbesondere auf die Ressourcen verwiesen, welche Biographinnen zur 
Beschreibung ihrer intersektionellen Identität nutzen. Dieses „doing intersectiona-
lity“ (Davis 2008b: 27) ist von jenem zu unterscheiden, das die Methodik der Inter-
sektionalitätsanalyse thematisiert.

5	 Obwohl dieses alte Konzept anschlussfähig für Intersektionalitätsanalysen wäre, 
wird kaum darauf Bezug genommen; Parallelen ergeben sich bei Winker und De-
gele (2009).
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erinnert, liegen derzeit keine entsprechenden Kollisionsstatistiken vor. Wann, 
bei wem, bei welchen Intersektionalitätsachsen und mit welchen Folgeschäden 
treten Kollisionen auf? Quantitative Antworten auf diese Fragen liegen noch 
fast keine vor. Das heisst mit anderen Worten, die Mehrzahl der vorliegenden, 
quantitativen Studien verwenden Intersektionalität eher als Analysetool, denn 
als theoretischen Grundzugang. Nicht die Intersektion oder die Herausbildung 
intersektionaler Identitäten (Warner 2008: 459) selbst ist die abhängige Variable. 
Vielmehr werden Effekte von Geschlecht, „Rasse“/Ethnizität und Klasse sowie 
deren Zusammenspiel in Bezug auf ganz unterschiedliche, abhängige Variablen 
untersucht.

3	 Operationalisierungen

Wie bereits ausgeführt, muss sich ein konfirmatorisch-quantitativer Zugang 
stark am bisherigen Forschungsstand und an der Theorie mit ihren Kerngedan-
ken und Stichworten orientieren. In der Tat ist in den theoretischen Schriften 
über Intersektionalität eine spezifische Semantik festzustellen, die Anleitungen 
zu Operationalisierungen geben kann. Wenn von Überkreuzungen die Rede 
ist, dann wird nicht nur der Monismus einer Differenzachse oder Kategorie 
verworfen, sondern es wird von einer Gleichzeitigkeit ausgegangen, die über 
ein rein additives Wirkungsverständnis dieser Achsen oder Kategorien hinaus-
geht. Begrifflichkeiten wie „non-additive“, „simultaneity“, „both/and“ (Brewer 
1993: 16; Collins 1989: 4; King 1988: 19) und die damit verbundene Kritik 
an „either/or“-Ansätzen prägen daher Texte zur Intersektionalität genauso wie 
die Kritik an ihren Vorläuferkonzepten (z.B. „double jeopardy“.)6 Mit Blick auf 
quantitative Analysezugänge hat das verschiedene Implikationen. 

3.1	 Gleichzeitigkeit und komplexe, soziale Positionierungen

Zum ersten wird postuliert, dass möglichst alle Intersektionen in den Blick ge-
nommen werden und es als empirische Frage verstanden wird, welche davon re-

6	 Allerdings zeigt sich gerade auch bei King, dass die Semantik nicht immer der in-
teraktiven, multiplikativen Konzeption folgt. Es ist schwierig, Ausführungen mit 
Begriffen wie „und“, „auch“ oder „ebenso“ anders als in einem additiven Sinne zu 
verstehen (vgl. Landry 2007: 12 f.). Ähnliche Kritik lässt sich gegenüber dem sonst 
sehr fundierten Artikel von (Hancock 2007b) formulieren. Der zweite Absatz in 
Spalte 2 auf Seite 70 vermischt die Begriffe „additiv“ und „multiplikativ“, die Ter-
minologie bleibt ungenau.
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levant sind und wie das Zusammenspiel wirkt (Landry 2007: 11 bzw. 13; Han-
cock 2007b: 64; Hancock 2007a: 251). Nicht nur in diesem Zusammenhang 
ist für quantitativ orientierte Intersektionalitätsanalysen das bisher einzig vor-
liegende Methodenbuch (Landry 2007) zu empfehlen. Der Soziologe Landry 
nimmt zunächst den von Collins geprägten Begriff der „social locations“ auf und 
hält zu den entsprechenden Ansätzen fest: „They push the boundaries beyond 
dichotomous thinking to an examination of our experiences as complex indivi-
duals who are not black, or female, or working class but who may be a working 
class white female (…) or a middle-class black female“ (Landry 2007: XVI). Da-
ran anschließend systematisiert Landry das, was McCall (2005: 1781) mit ihrer 
Unterscheidung zwischen intra-kategorialen und inter-kategorialen Ansätzen 
erläutert hat. Entsprechend können die möglichen Kategorien und ihre Dimen-
sionen7– aus didaktischen Gründen vorerst vereinfachend, nämlich dichotom 
konzipiert – geordnet werden: „… Research using race, gender, and class as dicho-
tomous variables will have eight possible social locations“ (Landry 2007: XVII):  
nämlich 2 (black/white) * 2 (male/female) * 2 (working/middle class). Quan-
titative Intersektionalitätsanalysen sollen also diese Gleichzeitigkeit (Hancock 
2007a: 251; Simien 2007: 265  ff.) modellieren und möglichst umfassend – 
durch eine Multiplikation der Dimensionen – untersuchen können, was Ver-
schiedenes heißt:

Intersektionalitätsanalysen gehen erstens über die Analyse einer einzigen Mas-
terkategorie hinaus. Zweitens schärft die Gleichzeitigkeitsregel unseren Blick auf 
die zu untersuchenden Identitäten: eine Konzeption als „black“ + „working class“ 
+ „woman“ geht zum Beispiel in eine Identität vom Typ „black working class 
woman“ über. Wenn wir allein diese Identität untersuchen, nehmen wir drittens 
zwar eine intersektionale Perspektive ein. Aber diese ist gemäss der Terminologie 
von McCall (2005:1781) nur intra-kategorial; sie fokussiert „at the intersection 
of single dimensions of multiple categories“ 8. Erst die inter-kategoriale Perspek-
tive betrachtet jedoch die Intersektion „of the full range of dimensions of a full 
range of categories“ (ebd.). Mit anderen Worten und viertens heißt das: Landrys 

7	D ie Terminologie ist nicht einheitlich. McCall (2005) spricht meist von Katego-
rien (Geschlecht, Rasse, etc.) und ihren Dimensionen (männlich, weiblich); Landry 
(2007) spricht bei den Kategorien oft von Variablen, bei den Dimensionen von 
Gruppen.

8	D amit geht der intra-kategoriale Ansatz häufig auch mit qualitativen Zugängen 
einher. Der McCallsche intra-kategoriale Zugang wird häufig – nicht zuletzt auf-
grund des Labels „intra“ – verkürzt zusammengefasst als Varianzanalyse innerhalb 
einer Kategorie (z.B. Hancock 2007b: 66). 
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„simultaneity-rule“ (2007: 108 und 117) ist auch als Handlungsanleitung für die 
von McCall favorisierte interkategoriale Analyse zu verstehen, und aus diesem 
Grund stellen mehrdimensionale Kreuztabellen eine zentrale Komponente von 
quantitativen Intersektionalitätsanalysen dar. Am Anfang einer Analyse steht 
fast immer eine Disaggregierungs-Tabelle;9 das war bereits bei King (1988: 49) 
so10 und ist – wie das Beispiel von Jackson und Willams (2006: 137) zeigt – bis 
heute so geblieben.11 Schliesslich können wir das nicht-additive, multiplikative 
Verständnis zur Entwicklung und Evaluation von – nicht nur quantitativen – 
Researchdesigns verwenden. Weshalb wurde eine bestimme Intersektion gewählt 
und welche Identitäten gelten als Vergleichsgruppen (Warner 2008: 455 ff.)? 

Angewendet auf zwei Sammelbände aus der politikwissenschaftlichen Reprä-
sentationsforschung (Hardy-Fanta/Lien et al. 2006) sowie der sozialwissenschaft-
lichen Gesundheitsforschung (Schulz/Mullings 2006)12 lässt sich zum Beispiel 
schließen: Der Artikel von Fraga/Lopez et al. (2006), der Frauen- und Latina 
in vier US-Teilstaaten untersucht und sich auf eine explorative Elitenbefragung 
stützt, ebenso wie die explorative Gesundheitsstudie von Zambrana/Dill (2006) 
sind deshalb nicht intersektional, weil ihnen die Varianz fehlt und sie bivariat 
bleiben. So untersuchen zum Beispiel Zambrana und Dill den Gesundheitszu-
stand (abhängige Variable) in Abhängigkeit von der Rasse amerikanischer Frauen 
(erklärende Variable). Dabei ist die Operationalisierung von Rasse differenzierter 
als in manch anderer Studie, der dritten Variablen (Geschlecht) hingegen fehlt 
die Varianz, es werden lediglich Frauen untersucht. Scola (2006) wiederum mo-
delliert keine Kreuzung der Masterkategorien als erklärende Variablen. In diesen 
Fällen handelt es sich um Studien, die – so verrät neben der Methodik auch das 
Literaturverzeichnis – näher bei der Repräsentations- oder Gesundheitsforschung 
als bei der Intersektionalitätsforschung stehen. Die Befunde jedoch können 
durchaus als Beitrag zur Intersektionalitätsanalyse gewertet werden. Sie zeigen 
auf, dass die Masterkategorien Geschlecht oder Rasse keine homogenen Gruppen 
erfassen und folgen dem Postulat der Dis-Aggregierung. Das heisst mit anderen 

9	 Eine einfache graphische Umsetzung mit zwei erklärenden Variablen bzw. vier „lo-
cations“ schlägt McCall (2005: 41) vor.

10	D ie „multiplicative effects“ von Rasse (2) * Geschlecht (2) * Klasse (5) auf das Ein-
kommen ergeben eine Tabelle mit 20 Zellen (King 1988: 49).

11	D ie Effekte von Rasse (3) * Geschlecht (2) * Klasse oder sozioökonomischen Status 
(4) auf den Gesundheitszustand ergeben eine Tabelle mit 24 Zellen (Jackson/Wil-
liams 2006: 137).

12	 Insgesamt ist dieser Band eher qualitativ resümierend.
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Worten auch: Solche Studien erfüllen das Postulat der Inklusion und machen 
bisher ausgeblendete Gruppen bzw. „social locations“ sichtbar (Hancock 2007a: 
248). In den USA sind das vor allem die Latinas und Latinos; vergleichsweise 
junge Daten machen diese erstmals als Abgeordnete, Wählende oder Empfänger 
von Gesundheitsleistungen sichtbar. 

3.2	 Modellierung als Interaktion

Das Prinzip der Gleichzeitigkeit und Nicht-Additivität schlägt sich häufig nicht 
nur in Analysedesigns, sondern direkt auch in der Analysemethode nieder. Zur 
Kennzeichnung von Überkreuzungen der untersuchten Kategorien werden in 
den theoretischen Schriften – zumeist ohne genauere Abgrenzung und aus-
wechselbar13 – Adjektive wie „interlocking“, „intertwined“ „interdependent“ 
oder auch „interactive“ verwendet. Dabei ist der letztgenannte Begriff für die 
quantitative Analyse nicht nur deshalb attraktiv, weil er von den „Theoriemüt-
tern“ explizit verwendet wird. Vielmehr gehört der Terminus „Interaktion“ 
zum Standard quantitativer Analysetools. Illustrieren lässt sich das an den sehr 
beliebten Regressionsmodellen: Eine Regressionsgleichung vom Typ

Y = k + b1x1 + b2x2 + e14

ist additiv, sie betrachtet die Wirkung von Geschlecht (x1) UND „Rasse“ (x2), 
versteht die Wirkung unabhängig voneinander. Sie achtet zum Beispiel auf den 
Effekt von Geschlecht, während sie den Effekt von „Rasse“ konstant hält oder 
kontrolliert. Diese Gleichung betrachtet gerade nicht, ob und wie Geschlecht 
und Ethnizität interagieren; diese linearen, additiven Modelle konzipieren 
keine Intersektion (Weldon 2006: 242; vgl. auch Fussnote 19). 

Nun lässt sich aber Interaktion so operationalisieren, dass die additive Un-
terstellung15 entkräftet und ein fast nahtloser Anschluss an die Semantik der 

13	 Eine wichtige Ausnahme im deutschsprachigen Raum stellt sicher der Versuch von 
Walgenbach und ihren Kolleginnen dar (Walgenbach 2007).

14	D abei stellt Y die abhängige, zu erklärende Variable dar; x1 z.B. Geschlecht; x2 z.B. 
Rasse; k die Konstante in der Regressionsgleichung, e den Fehlerterm.

15	 Zu Recht kritisiert Weldon, eine Operationalisierung als Interaktionsterm sei 
(noch) nicht intersektional, weil der Effekt als Funktion der ursprünglichen Varia-
blen dargestellt werden kann. „But it is important to note that intersectional effects 
are by definition effects that cannot be derived as any function of gender, race, and 
class considered independently“ (Weldon 2006: 243). Das ist eine wichtige Kritik, 
die auf die Grenzen quantitativer Zugänge hinweist (Warner 2008: 458; Bowleg 
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Intersektionalitätstheorie gefunden wird. Interaktionsterme erweitern nämlich 
lineare (additive) Modelle, indem die entsprechenden Terme multipliziert werden 
und als eigenständige Prädiktoren in die Regressionsgleichung eingeführt werden: 

Y = k + b1x1 + b2x2 +b3x1 * x2 + e

Die vorgenommene Multiplikation von Geschlecht (x1) mit Rasse (x2) verweist 
auf die Interaktion der zwei Variablen. Der Zusammenhang zwischen Ge-
schlecht und abhängiger Variable ist unterschiedlich je nach Ausprägung der 
zweiten, erklärenden Variable (Rasse). Weldon (2006: 242) „übersetzt“ diese 
mathematische Multiplikation mit „separable but mutually reinforcing“ und 
verweist gleichzeitig auf einen kumulativen Effekt. Das ist insofern nachzu-
vollziehen, als in der angelsächsischen Literatur die Umschreibung als „mutu-
ally constitutive“ breite Verwendung findet (Dill/Zambrana 2009: 14; Shields 
2008: 301). Die Apostrophierung als verstärkend oder kumulativ entspricht in-
dessen nicht wirklich dem mathematischen Vorgehen; die sozialwissenschaftli-
che Methodikerin würde – wie zum Beispiel King (1988) – von konditionalen, 
konfundierenden oder moderierenden Zusammenhängen sprechen.

Insgesamt sind sich daher die Methodiker von Intersektionalitätsanalysen 
(Dubrow 2008; Warner 2008; Landry 2007) einig, dass die klassischen Tools 
der Kausalattribuierung, die Regressions- und Varianzanalyse – mit all ihren 
Anwendungen und unter Berücksichtigung der Schwierigkeiten und Grenzen 
des Instruments16 – gerade zur Analyse von Interaktionen hilfreich sein können; 
wobei für die Modelle Interaktionsterme (Rasse * Geschlecht) verwendet – oder 
was inhaltlich das Gleiche bedeutet – Subgruppenanalysen (schwarz-männlich; 
schwarz-weiblich; weiss-männlich; weiss-weiblich) vorgenommen werden kön-

2008). Was Weldon jedoch als Korrektur vorschlägt, ist nicht nur aufgrund der 
Notation verwirrend: Y = a + b1x1 + b2x2 + b3x1 * x2 + b4x3 + c + e (dabei repräsen-
tiert b4x3 den Effekt auf Y, „resulting from a particular combination of gender-race, 
and particular to particular gender-race group“). Vielmehr stellt sich die Frage, wie 
diese partikulare Variable einer „gender-race“ Kombination ex-ante in einer quanti-
tativen Analyse operationalisiert und weshalb sie in einem saturierten Modell mit 
sämtlichen, möglichen Interaktionseffekten und im Rahmen einer hierarchischen 
multiplen Regression (Warner 2008: 561) nicht identifiziert werden kann. 

16	D iese sind insbesondere: Das Testen und die Entdeckung von signifikanten Inter-
aktionseffekten bei starken Haupteffekten und damit verbunden die Problematik 
der Samplegröße bzw. die Frage der einzelnen Zellenbesetzung in einer Mehrfelder-
tafel. Mehrere erklärende Variablen/Faktoren verlangen große Samples. Darüber 
hinaus sollte die Multikollinearität geprüft werden und oft bleibt die Interpretation 
von Interaktionseffekten schwierig.
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nen (Landry 2007; Warner 2008: 458). Allerdings unterstreicht die faktische 
Dominanz der Regressionsanalysen eher auch die Praxis sozialwissenschaftlicher 
Methodenausbildung als die Exklusivität des Instruments.

In den meisten quantitativen, kausalen Analysen wird mit Regressionsmodel-
len gerechnet. Im Vergleich dazu scheinen die analytisch sehr ähnlichen Varian-
zanalysen leider schon weniger attraktiv (Hardy-Fanta/Lien et al. 2006). Andere 
Tools, wie zum Beispiel die Faktoranalyse oder Strukturgleichungsmodelle, wer-
den sehr selten und primär für die Erfassung von Einstellungsstrukturen erfasst 
(Clawson/Clark 2003; Harnois 2005). Schließlich wäre Ragins „Qualitative 
Comparative Analysis“ für Intersektionalitätsanalysen sehr geeignet,17 da in der 
„Fuzzy-Set“ Logik von Beginn an starkes Gewicht auf alle möglichen Interakti-
onen von Kausalfaktoren gelegt wird. Aber meines Wissens wurde dieses Tool 
noch gar nicht verwendet. 

Umso breiter ist die Palette bei Intersektionalitätsanalysen mit Regressi-
onsmodellen. Sie fokussieren auf so unterschiedliche abhängige Variablen wie 
Schulerfolg (Battle/Alderman-Swain et al. 2005), Ehearrangements (Dillaway/
Clifford 2001), politischen Protest (Dubrow 2008), Selbsteinschätzungen bezüg-
lich Gesundheitszustand (Cummings/Braboy Jackson 2008) oder Diskriminie-
rungserfahrungen in der Hochschulausbildung (Zambrana/MacDonald 2009); 
Einstellungen gegenüber der Schule (Battle/Linville 2006); Bezugsdauer von 
Mutterschaftsurlaub (Manuel/Zambrana 2009); Frauenanteile in Legislaturen 
(Scola 2006); substanzielles Repräsentationsverhalten im Parlament (D’Andrá 
Orey/Smooth et al. 2006; Bratton/Haynie et al. 2006); öffentliche, politische 
Meinung der Wählenden (Bedolla/Lavariega Monforti et al. 2006); sexuelle 
Belästigung (Kohlman 2006) und Einstellungen zu „affirmative action“ (Stein-
bugler/Press et al. 2006). Dabei unterteilt das kursive „Oder“ diese Aufzählung in 
solche Studien, die mit Interaktionstermen arbeiten (davor stehend), und solche, 
welche ohne Interaktionsterme arbeiten und auf die Analyse von Subgruppen 
zurückgreifen (dahinter stehend).18

17	 Vgl. Ragin (2000: 120 ff.). Auf das Potenzial dieses Zugangs weisen McCall (2001: 
17) und Hancock (2007: 73) hin.

18	D ie 13 quantitativen Studien, die Landry (2007: 226 ff.) integral abdruckt und be-
spricht, sind hier nicht enthalten.
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4	 Forschungsstand und Ausblick

Die Analyse der Intersektion „is still in its infancy“ (Collins 2009). Zwanzig 
Jahre nach dem hoffungsvollen „toward a new vision“ (Collins 1989) verdeut-
licht diese Aussage die Ambivalenz des aktuellen Forschungsstandes. Auf der 
einen Seite fügen sich Konzept und Semantik der Intersektion für einen femi-
nistischen Ansatz ungewöhnlich gut in die Methodik des Mainstreams ein, auf 
der anderen Seite bleibt – vielleicht gerade deshalb – die theoretische Durch-
dringung dieses Mainstreams marginal. Am Beispiel eines hervorragenden 
Einführungsbuches zur Intersektionalitätsanalyse (Landry 2007) und den 13 
darin vorgestellten quantitativen Studien lässt sich festhalten: Eine Mehrheit 
der Texte (10) kommt im Abstract ohne Verweis auf einen Intersektionalitäts-
ansatz aus, lediglich ein Text verwendet „intersectionality“, deren zwei sprechen 
von „intersection theory“. Alle Texte sprechen aber von Interaktion und/oder 
multivariaten Analysen von Differenzen, Ungleichheit oder „gender gaps“. 
Selbst Lehrbuchtexte zur Methode der Intersektionalität kommen also ohne 
prominenten Verweis auf die feministische Theorie aus. Das heißt mit anderen 
Worten auch: Einige der hier referierten Studien sind theoretisch stärker dem 
Kanon im Bereich ihrer abhängigen Variable als der Intersektion verpflichtet, 
so dass Shields (2008: 304) Urteil über die Psychologie hinaus Gültigkeit hat: 
„Most behavioral science research that focuses on intersectionality, especially 
research using quantitative techniques, employs intersectionality as a perspec-
tive on research rather than as a theory that drives the research question“.

Allerdings ist das Urteil von Collins auch den hohen Ansprüchen des Ansatzes 
und dem breiten Programm der Intersektionalitätsanalyse geschuldet. Das heisst 
im Sinne einer konstruktiven Kritik: Die perfekte quantitative Intersektionali-
tätsanalyse gibt es noch nicht. Zu diesem Urteil geben die bisherigen Research-
designs Anlass – und zwar trotz einer selten umfangreichen und komplexen 
Studie wie jener von McCall (2001) zur Lohnungleichheit. Denn auch diese 
Studie ist nicht umfassend intersektional und vergleichend: Erst wenn wir eine 
thematisch vergleichende Perspektive einnehmen, lassen sich Intersektionen 
dem vielfach geäußerten Postulat „Kontextualisierung“ folgend entsprechend 
verorten. Dies ist insbesondere angezeigt für quantitative Zugänge, die mit ihrer 
zwingenden Bildung von Kategorien zu Essentialisierungen neigen oder Anlass 
dazu geben können. Erst über den geographischen (bei McCall übrigens sehr 
prominent), zeitlichen und thematischen Vergleich können Konfigurationen 
entdeckt und Intersektionen oder Kategorien als relevant respektive sekundär 
beurteilt werden. Das heißt im Jargon der quantitativen Methode ausgedrückt: In-
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tersektionalitätsanalysen müssen nicht nur genügend Varianz herstellen, sondern 
sollten auch komparativ sein (McCall 2001: 15; Weldon 2006: 246 f.). Zudem 
sind beim Studium der Intersektion nicht-signifikante Interaktionen genauso 
berichterstattenswert wie signifikante.19 Somit können quantitative Erhebun-
gen – im Gegensatz zur häufig geäußerten Befürchtung – Essentialisierungen 
entgegenwirken: indem sie Masterkategorien disaggregieren, qualitativ gestützte 
Aussagen korrigieren oder extern validieren.

Darüber hinaus ist das Urteil der Kinderschuhe hinsichtlich der Datenlage 
zulässig. Abgesehen von der Übermacht US-amerikanischer Daten, welche nicht 
zuletzt Fragen zur Operationalisierung und Relevanz der Masterkategorie „Rasse/
Ethnizität“ im europäischen Kontext aufwirft, gilt es zu bedenken: Die meisten 
quantitativen Intersektionalitätsanalysen stützen sich auf Befragungsdaten, die 
sekundär genutzt wurden oder die Sichtbarmachung bestimmter Dimensionen 
bzw. „locations“ zum Ziel hatten. Das hat einerseits zur Folge, dass viele Untersu-
chungen nicht integral alle interessierenden Kategorien und Dimensionen erfas-
sen können. Andererseits lassen diese standardisierten, sozialwissenschaftlichen 
Erhebungen kaum Platz für spezifisch intersektionale und kategorial-kritische 
Fragen. Dazu sind weitere, intersektionale Primärerhebungen mehr als angezeigt. 
Wobei letzteres wohl mit einem – wie von einigen Autoren angemahnten20 – 
„mixed method design“ (Morse 1998) erreicht werden kann, indem quantitative 
Ansätze in einem Projekt qualitativ ergänzt werden. Die Komplexität der Inter-
sektion geht aber darüber hinaus. Sie ruft nach einem „multi method design“, 
in dem mehrere Projekte mit qualitativen und quantitativen Fokusse sowie un-
terschiedlichen Analysetools in einem Programm zusammengefasst werden, das 
nicht zuletzt geeignete Publikationskanäle bereitstellt und eine selbstkritische 
Triangulation ermöglicht.

19	  Das ist neben der Tatsache, dass wissenschaftliche Journals oft monothematisch 
spezialisiert sind (McCall 2005: 1787), eine weitere Hürde für Intersektionalitäts-
analysen; signifikante Resultate gelten leider als berichtenswerter.

20	  Bowleg (2008: 314 ff.) problematisiert „additive“ Frageformulierungen; vgl. auch 
Warner (2008: 457): „Making use of open-ended questions and asking exploratory 
questions that reference intersections“.
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Ulrike Schultz

Intersektionalität, Ethnie und Geschlecht:  
Umsetzung in der qualitativen Sozialforschung

1	 Einleitung

Intersektionalität ist seit geraumer Zeit ein Paradigma in der Geschlechter-
forschung. Das Konzept der Intersektionalität soll helfen, Wechselwirkungen 
zwischen den Differenzkategorien nicht aus dem Auge zu verlieren (Klinger/
Knapp 2007: 21). Diskutiert werden dabei unterschiedliche Bedeutungsebe-
nen von Intersektionalität sowie semantische Fragen, wie z.B., ob es sich um 
Achsen der Ungleichheit handelt oder ob der Begriff der Kreuzung (intersec-
tion) angemessener die Wechselwirkung einzelner Kategorien aufeinander 
wiedergibt. Etwas zu kurz kommt die Auseinandersetzung mit dem metho-
dischen Vorgehen in intersektionellen Analysen. Zudem sind die vorgeschla-
genen Methoden meist auf einzelne Kategorien und ihre Verknüpfung mit 
anderen beschränkt.

In der Entwicklungssoziologie und Sozialanthropologie wird der Begriff der 
Intersektionalität nicht verwendet. Gleichzeitig gibt es gerade in diesem Feld eine 
Reihe von Ansätzen, die durchaus Wechselwirkungen zwischen unterschiedli-
chen Zugehörigkeiten bzw. Differenzkategorien thematisieren. Dies ist besonders 
in Untersuchungen der Fall, die Ethnizität ins Zentrum der Analyse stellen. Dies 
liegt an dem besonderen Charakter der Kategorie „Ethnie“, aber auch an einer 
langen Tradition qualitativer Sozialforschung in der Sozialanthropologie und 
Entwicklungssoziologie.

Im Folgenden werde ich zunächst theoretische und methodologische Ansätze 
aus der Geschlechterforschung mit der Diskussion um ethnische Zugehörigkeit 
verknüpfen. Dabei geht es mir darum aufzuzeigen, wie komplex die Kategorie 
Ethnie ist und wie sie mit anderen Differenzkategorien verknüpft ist. Dies bildet 
auch die Grundlage für die Reflexion unterschiedlicher Methodologien und 
empirischer Forschungsmethoden, die sich zum Ziel setzen, multiple Zugehörig-
keiten zu erfassen. Ich werde am Beispiel eines Forschungsprojekts im Sudan mein 
methodisches Vorgehen erklären. Dabei wird deutlich, dass die Perspektive der 
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Intersektionalität auch in einem außereuropäischen Kontext fruchtbar gemacht 
werden kann, dass dies aber nur gelingt, wenn die Differenzkategorien aus den 
empirischen Daten generiert, Datenerhebung und -analyse simultan erfolgen 
und wenn Ethnie als komplexes Beziehungsgefüge unterschiedlicher ethnischer 
Zugehörigkeiten betrachtet wird.

2	 „Ethnie“ als Differenzkategorie in Intersektionalitätsanalysen

In der Diskussion um Intersektionalität bezeichnet Ethnizität eine von meh-
reren Differenzkategorien. Dabei wird ethnische Zugehörigkeit zum einen als 
Synonym für race zum anderen aber als zusätzliche Ungleichheitskategorie 
betrachtet. So sprechen Cornelia Klinger und Gudrun-Axeli Knapp (ebd.: 19) 
von drei Achsen der Unterdrückung, von der Trias „Geschlecht, Klasse, Rasse/
Ethnie“, die auf ebenso unterschiedliche wie nachhaltige Weise die Ungleich-
heitsstruktur fast aller Gesellschaften prägen, während z.B. Regina Becker-
Schmidt (2007: 56) Rasse und Ethnizität als gesonderte Kategorien behandelt 
und von vier Ungleichheitskategorien ausgeht. Dabei wird häufig übersehen, 
dass die Kategorie Ethnie bzw. Ethnizität nicht nur eine eigene Genese aufweist 
und eng mit dem Aufkommen des Nationalismus und des Kolonialismus ver-
bunden ist, sondern dass ethnische Zugehörigkeit ein Beziehungsgeflecht von 
Fremd- und Selbstzuschreibungen bildet (Elwert 1989: 22). Bei der Kategorie 
race hingegen steht die Fremdzuschreibung im Mittelpunkt. In diesem Kontext 
ist zudem Sandra Hardings Unterscheidung zwischen der „reinen Differenz“ 
(mere difference) und Differenzen, die an sich schon mit unterschiedlichen 
Machtpositionen verknüpft sind, von Bedeutung. Reine Differenz kann z.B. zu 
unterschiedlichen Lebensweisen und Wissenssystemen führen, ohne dabei not-
gedrungen eine Ungleichheit zwischen den einzelnen Gruppen zu konstituie-
ren. Ethnische Zugehörigkeit kann auch etwas von dieser „reinen Differenz“ in 
sich tragen, während race an sich unterschiedliche Machtpositionen beinhaltet 
(Yuval-Davis 2006: 199, Harding 1997: 385).

Nancy Frasers (2003: 27 f.) Unterscheidung der Differenzkategorien anhand 
unterschiedlicher politischer Agenden (Anerkennung und Umverteilung) ist 
im Hinblick auf die Kategorie Ethnie schwieriger anzuwenden. Hierbei zeigt 
sich das Spannungsfeld, das sich in Intersektionalitätsanalysen in Bezug auf 
Ethnizität auftut. Ethnische Gruppen sind häufig nahezu identisch mit sozialen 
Lagen (Klasse) und fordern die Umverteilung von politischen und ökonomischen 
Ressourcen. Gleichzeitig kann im Hinblick auf ethnische Zugehörigkeit allein 
soziale und kulturelle Anerkennung im Mittelpunkt stehen.
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Generell wird in der Ungleichheitsforschung oft ausgeklammert, dass es sich 
bei der Trias „Geschlecht, Klasse, Rasse/Ethnie“ und allen weiteren Ungleich-
heitskategorien um ganz unterschiedlich strukturierte Kategorien handelt. In der 
Gender-Forschung wird Ethnizität meist als eine weitere Form der Ungleichheit 
behandelt, die die geschlechtsspezifische Unterdrückung verstärkt. Geschlecht 
wird zudem von Regina Becker-Schmidt (2007: 64 f.) als Ungleichheitskategorie 
erster Ordnung betrachtet. Zugehörigkeit zum weiblichen Geschlecht addiert sich 
demnach immer zu anderen Ungleichheitskategorien, während Männer nicht 
aufgrund ihres Geschlechts unterdrückt werden. Damit bleibt Regina Becker-
Schmidt der Vorstellung verhaftet, dass binäre Geschlechterordnungen universell 
vorzufinden sind und dass damit immer männliche Überlegenheit verknüpft ist.

Aber nicht nur die Frage, welche Ungleichheitskategorie größeren Allge-
meinheitsanspruch erheben kann, sondern auch die Frage der Beschaffenheit der 
einzelnen Kategorien muss im Vorfeld einer empirischen Untersuchung geklärt 
werden. Während Geschlecht ein relativ übersichtliches Kategorieschema bildet 
und die verschiedenen Ausprägungen alle auf einer Ebene liegen, bildet Ethni-
zität in vielen Kontexten ein komplexes taxonomisches System. Darüber hinaus 
umfasst Ethnizität – anders als z.B. Klasse oder race – Bedeutungsebenen, die 
konträr dazu verlaufen, sie allein als Differenz- bzw. Ungleichheitskategorie zu 
behandeln. Es besteht Konsens, dass Ethnizität konstruiert ist; im alltäglichen 
Leben vieler Menschen wird dieses Konstrukt jedoch sehr real: Ethnizität ist Trä-
ger von lokalen Kulturen, die im Kontext von Globalisierung und postkolonialer 
Staatlichkeit häufig als Refugium oder sogar als Ort des Widerstands betrachtet 
werden. Ethnische Zugehörigkeit ist damit in höchstem Maße symbolisches 
Kapital.

Zudem müssen auch dann, wenn Ethnizität im Zentrum der Analyse steht, 
multiple ethnische Zugehörigkeiten berücksichtigt werden. Es gibt kleinteiligere 
und umfassendere ethnische Zugehörigkeiten (von einer lokalen Kleingruppe, die 
sich ethnisch definiert, bis hin zu Kategorien wie „Araber/in“ oder „Europäer/
in“). So gehören z.B. die von mir Befragten „Bari“ einer Vielzahl von ethnischen 
Gruppen an. In einem bestimmten Kontext sind sie z.B. „Afrikaner/innen“, 
dann wieder „Sudanes/en/innen“; in der Diaspora in Khartum werden sie als 
Südsudanes/en/innen bezeichnet, während sie sich in anderen Kontexten als 
„Bari“ verorten.

Es entstehen komplexe taxonomische Systeme, in denen Menschen unter-
schiedliche, sich überlappende ethnische Zugehörigkeiten haben (Schlee/Werner 
1996: 11). Zudem kommt es zu diversen Überschneidungen mit anderen Kate-
goriesystemen z.B. mit Religion und Staatsangehörigkeit. Günther Schlee und 
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Karin Werner (ebd.) betonen darüber hinaus, dass diese pluritaxischen Systeme 
Spielräume für Inklusion und Exklusion öffnen und es häufig dem Kalkül der 
Handelnden überlassen ist, ob sie sich situativ lieber auf die eine oder andere 
Zugehörigkeit berufen.

Diese Konzeptionalisierung von Ethnizität – ethnische Zugehörigkeit als ein 
komplexes taxonomisches System mit multiplen, sich teilweise überschneidenden 
Zugehörigkeiten – ist m.E. geeigneter, die Vielfalt der lokalen Kontexte und 
Zuschreibungen zu integrieren, als eine Definition von Ethnizität, in der diese 
als ein universales Gliederungsprinzip menschlicher Gesellschaften betrachtet 
wird (Lonsdale 1992). Die Betonung multipler Zugehörigkeiten stellt aber auch 
Analysen in Frage, in denen Ethnizität allein als Differenzkategorie bzw. Un-
gleichheitskategorie betrachtet wird.

Die Kategorie Ethnie weist somit folgende Besonderheiten auf:
1. Ethnizität bildet ein taxonomisches System, in dem Individuen meist nicht 

nur einer ethnischen Gruppe angehören. 2. Die Markierung, wer zur ethnischen 
Gruppe gehört und wer nicht, geschieht unter Zuhilfenahme anderer Differenz-
kategorien wie z.B. Geschlecht und Klasse. 3. Ethnische Zugehörigkeit bildet 
zudem ein besonders umkämpftes und politisiertes Terrain. Gruppen und In-
dividuen reagieren häufig sensibel auf ethnische Zuschreibungen, auf Diskurse, 
in denen Ethnizität konstruiert wird, sowie auf die Instrumentalisierung von 
Ethnizität durch politische Akteure. Dies kann auch dadurch erklärt werden, dass 
sich die Individuen scheinbar auf ihre ethnische Gruppe zurückziehen können. 
In der Konstruktion von Tradition oder Imagination der Vergangenheit wird 
häufig zugrunde gelegt, dass es nur eine Tradition oder eine ethnische Gruppe 
gibt. Geschlecht dagegen ist per se eine Kategorie, in der die beiden Ausprägungen 
als komplementär und voneinander abhängig konstruiert werden.

3	 Methodologie und Forschungsdesign

In der Diskussion um das methodische Vorgehen in empirischen Forschungen 
mit einer intersektionalen Perspektive ist zentraler Diskussionspunkt, wie viele 
und welche Differenzkategorien berücksichtigt werden müssen. Einige Autor/
en/innen legen sich dabei auf bestimmte zentrale Kategorien fest und gehen 
davon aus, dass diese in jeder Gesellschaftskonstellation von Bedeutung sind. 
Anderer Ansicht sind z.B. Helma Lutz und Norbert Wenning (2001: 20) die 
in einer Analyse der Interaktion in Kleingruppen 13 Kategorien benennen und 
davon ausgehen, dass in spezifischen Kontexten unterschiedliche Kategorien 
zentral sind.
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Kategorien kontextspezifisch zu bestimmen, ist in einer intersektionalen 
Analyse unabdingbar. Auch wenn einige Kategorien allgemeingültiger (z.B. Ge-
schlecht) sind als andere, kommen wir in Anbetracht transnationaler Räume, der 
Verflüssigung von Grenzen und Identitäten sowie der wechselseitigen Durchdrin-
gung von Lokalem und Globalem m.E. nicht umhin, die Kategorien im Kontext 
einer empirischen Forschung zu gewinnen und sie aus den Daten zu generieren.

Die von Nira Yuval Davis (2006: 195) befürchtete Engführung, die aus der 
einen, vorzeitigen Definition der Kategorien folgt und ihrer Widersprüchlichkeit 
nicht gerecht wird, kann gleichermaßen durch die Generierung der Kategorien 
aus dem empirischen Material verhindert werden. Hier zeigt sich ihre Wider-
sprüchlichkeit und Komplexität, die dann in die Definition der Kategorien, die 
allerdings erst am Ende des Forschungsprozesses steht, eingehen kann. Wenn 
Zugehörigkeiten nicht fixiert werden, öffnen sich zudem neue Anschlussmög-
lichkeiten im Forschungsprozess.

In der Intersektionalitätsanalyse gibt es zwei grundsätzliche Herangehenswei-
sen, die meist dichotom gegenübergestellt werden. Zum einen wird Intersekti-
onalität als ein zusätzliches Element in einer Analyse von sozialer Ungleichheit 
betrachtet, in der zunächst eine Ungleichheitskategorie im Mittelpunkt steht. 
Z.B. wird die Überschneidung der Kategorie Geschlecht mit anderen Kategorien 
sozialer Ungleichheit betrachtet. Dem gegenüber gestellt wird eine Herangehens-
weise, in der Intersektionalität der Ausgangspunkt der Analyse ist. Individuen 
oder auch Gruppen von Individuen werden als Schnittpunkte von unterschied-
lichen Zugehörigkeiten betrachtet. Yuval Davis (ebd.) bezeichnet diese unter-
schiedlichen Vorgehensweisen als Konflikt zwischen Identitätspolitiken und 
transversalen Politiken und stellt sie damit dichotom gegenüber.

Nancy Fraser dagegen sieht die Vorteile von Intersektionalitätsanalysen gerade 
darin, die beiden Ebenen zu verknüpfen. Sie macht dabei deutlich, dass Identi-
tätspolitiken (Kämpfe um Anerkennung), die in der ersten Herangehensweise im 
Fokus stehen, nur dann verstanden werden können, wenn die unterschiedlichen 
Achsen der Benachteiligung gleichermaßen berücksichtigt werden:

„Vielmehr sind die Individuen so etwas wie Schnittpunkte, an denen sich die mannig-
faltigen und zueinander quer liegenden Achsen der Benachteiligung kreuzen. In der 
Regel auf einigen Achsen benachteiligt und zugleich auf anderen bevorzugt, führen sie 
im modernen Regime ihre Kämpfe um Anerkennung“ (Fraser 2003: 80, zitiert nach 
Lutz 2007: 223).

Auch im Kontext meiner Forschung verstehe ich die unterschiedlichen Dif-
ferenzkategorien nicht allein als Diskriminierungsressourcen, sondern auch 
als symbolisches Kapital, auf das situationsspezifisch zurückgegriffen werden 
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kann. Ob eine Differenzkategorie symbolisches Kapital ist und inwieweit da-
durch Handlungsspielräume eröffnet werden, hängt jedoch ganz zentral von 
anderen Differenzkategorien ab. So kann die Zugehörigkeit zu einer ethnischen 
Minderheit z.B. symbolisches Kapital bedeuten, wenn sie mit einer bestimmten 
Klassenzugehörigkeit verknüpft ist, während sie zu Diskriminierung und Aus-
grenzung führt, wenn damit eine schlechte ökonomische Lage verbunden ist. 
Dies spricht m.E. für eine Analyse, in der Intersektionalität der Ausgangspunkt 
ist und die Differenzkategorien nicht im Vorfeld festgelegt werden.

Zudem bedingen sich die Kategorien gegenseitig: Einzelne Kategorien gehen 
in die Konstruktion anderer Kategorien ein. Trotz dieser zentralen Einwände 
gegen die Fokussierung auf eine der Differenzkategorien gebe ich jedoch Regina 
Becker-Schmidt (2007: 57) in gewisser Weise Recht, die davon ausgeht, dass zu 
Beginn einer empirischen Forschung meist eine der Kategorien im Mittelpunkt 
steht. Allerdings kann in einem offenen qualitativen Forschungsdesign diese 
Perspektive wieder verlassen oder auf den Kopf gestellt werden. Umgeht man zu-
dem die analytische Engführung und betrachtet Klasse, Geschlecht, Generation 
und Ethnie nicht allein als Differenzkategorien, durch die die gesellschaftliche 
Lage der Einzelnen bestimmt wird, sondern berücksichtigt auch, wie einzelne 
Kategorien in die Konstruktion anderer Kategorien eingehen, dann wird die-
ser Perspektivwechsel zwingend notwendig. So sind z.B. die Kategorien Klasse 
und Geschlecht nicht nur wichtig, um Unterschiede innerhalb einer ethnischen 
Gruppe zu analysieren, sondern es sind zentrale Bezugspunkte, um zu verstehen, 
wie Ethnizität konstruiert wird, also was unter Ethnizität in einem bestimmten 
historischen Kontext überhaupt zu verstehen ist und was ethnische Zugehö-
rigkeit für die einzelnen Mitglieder der ethnischen Gruppe bedeutet. Die eine 
Kategorie ist somit nicht beschreibbar ohne die andere; sie macht sie lebendig, 
und stellt sie in einen lokalen Kontext (Davids/Driel 2005: 8). Kathy Davis 
(2008: 70) verweist in diesem Zusammenhang auf Matundas Aufforderung „Ask 
the Other Question“. Intersektionale Analyse bedeutet in diesem Sinne, die ins 
Zentrum gerückte Kategorie nicht im Zentrum zu lassen, sondern sukzessive 
die Perspektive zu wechseln.

Ein Perspektivenwechsel, in dem stufenweise unterschiedliche Zugehörig-
keiten in der Datenerhebung und Analyse ins Zentrum gerückt werden, ist in 
einem offenen qualitativen Forschungsdesign möglich. Die theoretische Offenheit 
des Konzepts der Intersektionalität, aufgrund dessen es auf unterschiedliche 
Kontexte und Fragestellungen anwendbar ist und mit der Kathy Davis (ebd.: 
69) sogar seinen Erfolg erklärt, muss sich auch im Forschungsdesign und in den 
angewendeten Methoden widerspiegeln.



134 Ulrike Schultz

Neben biographischen Methoden bietet die Grounded Theory einen metho-
dischen Zugang zur Intersektionalität. Die Kategoriegewinnung durch offenes 
Kodieren eignet sich besonders gut dazu herauszufinden, welche Differenzka-
tegorien in einem bestimmten Kontext von Bedeutung sind und welche nicht, 
während das axiale Kodieren die Wechselwirkungen zwischen den Kategorien 
im Blick hat. Das simultane Erheben und Analysieren von Daten ermöglicht 
zudem den Perspektivwechsel schon bei der Datenerhebung. Gemäß den in der 
Analyse generierten Kategorien werden die Fragestellung bzw. der Fokus der Un-
tersuchung und die Untersuchungsgruppe neu bestimmt. Durch die Technik des 
theoretischen Samplings können generierte Kategorien und Wechselwirkungen 
überprüft, modifiziert und gesättigt werden.

Am Beispiel meiner Forschung im Sudan, in der zunächst ethnische Zugehö-
rigkeit im Zentrum stand, möchte ich dieses methodische Vorgehen beschreiben.

5	 Kontext und Fragestellung eines qualitativen 
Forschungsprojektes im Sudan

Die „Three Towns“ Khartum, Omdurman, Bahri sind heute eine multi-ethni-
sche und multinationale 8-Millionen-Metropole. Einen großen Teil der Bevöl-
kerung bilden Migrant/en/innen aus dem sudanesischen Hinterland und die so 
genannten IDPs (Internal Displaced People), die aufgrund von Bürgerkriegen 
und Dürrekatastrophen überwiegend aus Darfur und dem Südsudan in die Me-
tropole gekommen sind.

Für die südsudanesischen Bürgerkriegsflüchtlinge und Migrant/en/innen in 
Khartum steht nach dem Friedensabkommen vom Januar 2005 die Rückkehr in 
den Südsudan auf der Agenda. Während viele Menschen aus den Lagern darauf 
warten, möglichst bald in ihre Heimatgebiete zurückzukehren – sie haben keine 
andere Perspektive –, stellen sich viele etablierte Migrant/en/innen die Frage, was 
sie in der alten „Heimat“ erwartet. In diesem Prozess des Wartens, Entscheidens 
und der innerfamiliären Verhandlungen über eine baldige Rückkehr werden die 
vielfältigen, sich oft überlappenden Zugehörigkeiten vieler Migrant/en/innen 
sichtbar.

In meiner Untersuchung habe ich einen Aspekt dieser multiplen Fremd- und 
Selbstzuschreibungen als meinen Ausgangspunkt gewählt – die Zugehörigkeit zu 
einer ethnischen Gruppe, den Bari. Zu Beginn des Forschungsprojekts ging es mir 
darum herauszufinden, welche Bedeutung im Kontext der oben beschriebenen 
Veränderungen ethnische Zugehörigkeit im Sinne von Stammeszugehörigkeit 
für die Migrant/en/innen hat und wie diese mit anderen Zugehörigkeiten ver-
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schränkt und verknüpft ist. Im Laufe der Forschung wurde mir klar, dass die 
Frage der Konstruktion von Ethnizität und der Bedeutung von ethnischer Zu-
gehörigkeit (im Sinne von Stammeszugehörigkeit) nicht nur für unterschiedliche 
Gruppen differenziert betrachtet werden muss, sondern dass andere Differenz-
kategorien ganz zentral in die Konstruktion von Ethnizität eingehen. In diesem 
Sinne wandelte sich mein Forschungsvorhaben von einer Untersuchung, in der 
ethnische Zugehörigkeit im Zentrum stand, zu einem Forschungsprojekt, in 
dem die Wechselwirkungen zwischen den Kategorien zentraler Bestandteil des 
Forschungsdesigns wurden. Dabei waren vor allem folgende Forschungsfragen 
von Interesse: Wie wird Diskriminierung geschlechtsspezifisch erfahren? Für 
welche spezifische Zugehörigkeitskonfiguration ist ethnische Zugehörigkeit eine 
Ressource und für welche nicht?

6	 Datenerhebung

Zunächst ist es wichtig, schon bei der Datenerhebung die eigene Position im Be-
ziehungsgeflecht unterschiedlicher Zugehörigkeiten zu reflektieren. So ist z.B. 
von Bedeutung, dass ich als Frau und Europäerin angesehen, mir aber bezüg-
lich anderer ethnischer Zugehörigkeiten und den damit verbundenen Abgren-
zungen keine bestimmte Position zugeschrieben wurde. So spielt in der gegen-
wärtigen politischen Situation im Sudan die Zuschreibung, „Araber/in“ oder 
„Afrikaner/in“ zu sein, eine große Rolle. Damit ist häufig die essentialistische 
Vorstellung verbunden, Träger/in einer bestimmten Kultur und Mentalität zu 
sein. Wie stark sich diese Zuschreibungen auf die Interviewsituation auswirken, 
wurde mir dadurch bewusst, dass ich mit unterschiedlichen Forschungsassis-
tentinnen gearbeitet habe. Zu den meisten Interviews ging ich mit Sara, einer 
in Khartum geborenen jungen Frau, deren Familie aus dem Südsudan stammt 
und der Ethnie der Bari zugehörig ist. In den mit ihr durchgeführten Inter-
views wurde häufig ziemlich unverblümt auf „Araber“ geschimpft, die Unmög-
lichkeit einer Versöhnung betont sowie der Südsudan als die verlorene Heimat 
konzipiert, obwohl Sara an keiner Stelle diese Positionen vertrat. Zu einigen 
Interviews ging ich mit Sanaa, einer Freundin, deren Familie aus dem Nordsu-
dan stammt und die als „Araberin“ betrachtet wird. In diesen Interviews wurde 
oft auf die Versöhnung abgestellt und das Sudanesisch-Sein beschworen („we 
are all Sudanese“).

Die Differenzkategorien entwickeln zudem eine eigene Dynamik, wenn in 
einer Interviewsituation auf sie abgestellt wird. Sie bilden relativ abgeschlossene 
diskursive Räume, in denen kaum auf Wechselwirkungen Bezug genommen 
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wird. Intersektionalität ist kein allgemein bekanntes Konzept, dagegen aber 
Geschlecht und Ethnizität. Der plötzliche Wechsel der Perspektive durch den/
die Interviewer/in führt somit manchmal zu Irritationen bei den Befragten, kann 
aber deutlich machen, welche Zugehörigkeiten in welchem Zusammenhang von 
Bedeutung sind.

In meinen Interviews gibt es Abschnitte, in denen sich die Befragten ganz 
explizit mit dem diskursiven Raum „Ethnizität“ beschäftigten. Die Interviewten 
verknüpfen bestimmte Themen mit bestimmten Diskursen und Zugehörigkeiten 
und fokussieren in ihrer Erzählung auf diese. Wird ein neues Thema angespro-
chen, wird manchmal abrupt auf einen anderen Diskurs eingegangen. Zudem 
sind bestimmte Themen eher geeignet, Material bezüglich der Schnittstellen und 
Wechselwirkungen von Kategorien zu generieren als andere. Dies zeigt z.B. das 
Interview mit Hanna, einer jungen verheirateten Frau, die in einem der ärmeren 
Vororte Omdurmans lebt und sich der Gruppe der Bari zugehörig fühlt.

Da sich durch die Analyse vorangegangener Interviews Heirat als Themenfeld 
herauskristallisiert hat, in dem ethnische Zugehörigkeit zentral ist und zudem 
eine Reihe von anderen Zugehörigkeiten erwähnt werden, beginne ich das In-
terview mit diesem Thema. Hanna spricht in diesem Zusammenhang eine Reihe 
von Zugehörigkeiten bzw. Differenzkategorien an. Sie verweist auf ethnische 
Zugehörigkeit (im Sinne von tribal belonging), indem sie über die Grenzziehung 
zu anderen ethnischen Gruppen spricht.1 Sie thematisiert „Generation“ – der 
hohe Brautpreis führt zu einem Konflikt zwischen den Generationen – und sie 
positioniert sich als Migrantin, indem sie Heiratspraktiken in der Diaspora mit 
denen im Südsudan vergleicht. Sie verweist zudem in diesem Zusammenhang auf 
ihre eigene Biographie. Mit dem Ziel, Genaueres über ihr Zusammenleben mit 
ihrem Mann und ihre Erwartungen an die Ehe sowie über die Verknüpfung von 
ethnischer Zugehörigkeit und Geschlecht zu erfahren, stelle ich folgende Frage: 
„How is it now in your family? Do you help each other in the house? How do 
you distribute the work in the house?“ Hanna antwortet darauf triumphierend: 
„Oh, you mean gender …“ und erklärt ausführlich, wie Männer und Frauen mit-
einander in der Familie leben und weshalb Frauen oft mit der Verantwortung 
allein gelassen werden. Ethnische Zugehörigkeit oder Generation – die Beziehung 
zur Schwiegermutter ist im Alltag vieler junger Frauen häufig wichtiger als die 

1	D ieser Punkt wird z.B. dadurch angesprochen, dass sie unterschiedliche Heirats-
praktiken vergleicht und damit definiert, was das „Bari-Sein“ eigentlich ausmacht, 
aber auch durch die Thematisierung der Eheschließung mit einem Partner aus einer 
anderen ethnischen Gruppe (tribal group).
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zum Ehemann – werden nicht thematisiert. Auch geht Hanna an dieser Stelle 
nicht auf ihre persönlichen Erfahrungen und Handlungsstrategien ein, sondern 
reproduziert einen Gender-Diskurs, der im Kontext von entwicklungspolitischen 
Organisationen verbreitet ist. Dies wird noch dadurch verstärkt, dass mir als 
„Western Woman“ eine enge Affinät zu diesem Diskurs unterstellt wird.

In der Interviewsituation ist es deshalb wichtig, Fragen zu stellen und The-
men anzusprechen, die unterschiedliche diskursive Räume verknüpfen oder den 
Interviewten die Möglichkeit bieten, sich darüber zu äußern, was in ihrem alltäg-
lichen Bezugsrahmen wichtig ist. Zudem geht es darum, bestimmte Formen der 
Zugehörigkeit, die nicht opportun sind und im Widerspruch zu herrschenden 
Diskursen stehen, sichtbar zu machen, indem bestimmte Themen angesprochen 
werden. Die angesprochenen Themenfelder und Fragen werden aus der Analyse 
des Datenmaterials gewonnen und immer wieder dem neuen Erkenntnisstand 
angepasst. Zudem eignen sich bestimmte Fragen nur für bestimmte Gruppen 
von Befragten.

Biographische Fragen sind wichtige Anknüpfungspunkte. Je nach Frage-
stellung aber auch lokalem Kontext können diese gezielt auf einen bestimmten 
Biographieabschnitt hin gestellt werden. 

7	 Multiple Zugehörigkeiten und ihre Klassifizierung  
in der Datenanalyse

Im Bereich der Ethnizitätsforschung ist es problematisch, die benutzten Kate-
gorien als konsistent, widerspruchsfrei und in sich geschlossen zu betrachten. 
Dies liegt zum einen an der besonderen Beschaffenheit von Ethnizität – z.B. der 
Zugehörigkeit zu mehreren sich überlappenden ethnischen Gruppen –, zum 
anderen aber an dem besonderen Kontext, in dem ethnische Gruppen während 
des Kolonialismus und durch den postkolonialen Staat hervorgebracht wurden.

Postkoloniale Kritiker verweisen zudem darauf, dass nicht nur Geschlecht 
durch koloniale Herrschaft und Institutionen erschaffen wurde, sondern dass der 
Kolonialismus auch ethnische Gruppen hervorgebracht hat, indem die Koloni-
sierten anhand ihrer „Stämme“ benannt, erfasst und registriert wurden. Ethnische 
Zugehörigkeit wird auch heute in vielen afrikanischen Staaten durch Eintragung 
in den Personalausweis oder durch Volkszählungen festgeschrieben und zum 
allgemeingültigen Gliederungsprinzip erhoben (Yuval Davis 2006: 205).

Es besteht somit die Gefahr, ethnische Zugehörigkeit im Verlauf der Daten-
analyse zu konstruieren, Grenzen zwischen ethnischen Gruppen zu verfestigen 
und neue Grenzen hervorzubringen.
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Zudem muss zu Beginn einer empirischen Forschung nicht nur entschieden 
werden, welche Differenzkategorie ins Zentrum gerückt wird, sondern auch, ob 
eine bzw. welche der unterschiedlichen ethnischen Zugehörigkeiten im Mittel-
punkt steht. So kommt es im Kontext meiner Forschung zu ganz unterschiedlichen 
Aussagen, je nachdem, ob sich die Befragten als Bari – als Mitglied einer kleinen 
ethnischen Gruppe (im emischen Sprachgebrauch „Stamm“) – oder als Teil der 
südsudanesischen Diaspora in Khartum angesprochen fühlen. Während sie als 
„Südsudanes/en/innen“ die erlittene Diskriminierung und Ausgrenzung durch die 
Mehrheitsgesellschaft in den Fokus rücken und ihre Rechte als „Sudanes/en/innen“ 
einfordern, werden im Kontext des „Bari-Seins“ Grenzen zu anderen ethnischen 
Gruppen (Stämme) aus dem Südsudan gezogen und die eigene ethnische Gruppe in 
einer Konfiguration von politischen Auseinandersetzungen im Süden positioniert.

Folgende Ausprägungen ethnischer Zugehörigkeit werden in den Interviews 
genannt:

–– „Bari“ – Kleinteilige ethnische Zugehörigkeit; einige – vor allem verhei-
ratete – Frauen oder Kinder mit Eltern aus zwei verschiedenen ethnischen 
Gruppen fühlen sich auch zwei oder drei ethnischen Gruppen zugehörig.

–– „Äquatorianer/in“ – Gebiet, aus dem die „Bari“ stammen, in dem aber auch 
viele andere ethnische Gruppen leben.

–– „Southerner“ – Südsudanes/e/in in Abgrenzung zu Nordsudanes/e/in, Ara-
ber/in oder auch Muslim/in (bezüglich dieser Zugehörigkeit findet sich eine 
enge Verbindung von religiöser und ethnischer Zugehörigkeit).

–– „Afrikaner/in“ – in Abgrenzung zu Araber/in; dies ist häufig mit religiösen 
Zuschreibungen verknüpft. Im Laufe meiner Forschung lässt sich eine Ver-
schiebung zu essentialistischen kulturellen Zuschreibungen beobachten, bei 
denen Religion an Bedeutung verliert.

–– „Sudanes/e/in“ – eine oft unsichtbare Zugehörigkeit, da sie politisch nicht 
erwünscht ist, die aber im Alltag immer wieder sichtbar wird, z.B. beziehen 
sich viele Befragte bei der Beschreibung des Essens oder anderer Bräuche und 
Rituale, wie z.B. der Gastfreundschaft, auf eine sudanesische Kultur.

–– „Afrikaner/in“ – in Abgrenzung zu Europäer/in, auf diese Zugehörigkeit 
wird besonders in der Beschreibung von Geschlechterarrangements verwie-
sen.

Auswahl und Definition der Differenzkategorien (durch offenes Kodieren)

Aus den mir zur Verfügung stehenden Daten habe ich folgende Zugehörigkei-
ten generiert:
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1.	 Ethnische Zugehörigkeiten im Sinne des oben beschriebenen Systems: Eth-
nische Zugehörigkeit umfasst die oben genannten unterschiedlichen Ebenen 
und Abgrenzungskriterien. Einige sind zentraler und stehen häufig im Mit-
telpunkt der Erzählungen wie z.B. das Bari- oder das Südsudanes/e/in-Sein, 
andere werden erst im Verlauf der Erzählung sichtbar und laufen quer zu den 
gängigen Identitätskonstruktionen (wie z.B. das Sudanesisch-Sein)

2.	 Geschlecht: Auf Geschlecht wird in den Interviews eher von Frauen ver-
wiesen. Sie positionieren sich zum einen häufig als Frau in Abgrenzung zu 
Männern: Hierbei werden Zugehörigkeiten auch miteinander verknüpft 
und es entstehen neue Kategorien (z.B. Frauen eines Stadtteils oder arme 
Frauen). Zum anderen erklären Frauen häufig die Besonderheit ihrer eth-
nischen Gruppen und grenzen sich von anderen ethnischen Gruppen durch 
geschlechtsspezifische Eigenschaften ab wie z.B., dass „Barifrauen“ härter 
arbeiten und ihren Männern helfen, während „Dinkafrauen“ dies nicht tun.

3.	 Generation: Auf Generation als Zugehörigkeit, die bestimmte Handlungs-
optionen öffnet und andere schließt, stellen besonders junge Männer ab. Bei 
genauerem Hinsehen sind diese Männer meist gebildet und ökonomisch 
etwas besser gestellt als die meisten Männer ihres Alters. Während sie sich 
in den Interviews als „Youth“ bezeichnen, wird durch die Analyse deutlich, 
dass Youth hier weniger Alter oder auch im engeren Sinne Generation be-
zeichnet, sondern eine bestimmte Gruppe von jungen gebildeten Männern, 
die ihre Teilhabe in der ethnischen Community und beim Aufbau eines Na-
tionalstaats im Süden einklagen (Schultz 2008, Schultz 2010).

4.	 Im Norden lebende Südsudanes/en/innen in Abgrenzung zu den im Südsu-
dan lebenden: Dies entspricht einem wichtigen Unterscheidungsmerkmal im 
derzeitigen politischen Diskurs im Südsudan zwischen denen, die ausgeharrt 
und gekämpft haben, und den anderen, die in den Norden oder nach Kenia 
und Uganda geflohen sind. Die von mir Interviewten stellen diese Zuschrei-
bungen in Frage und versuchen damit, ihren Anspruch auf eine zentrale 
Rolle beim Aufbau einer Nation im Süden zu begründen. Sie verweisen auf 
ihre Leistung in der Diaspora und auf die dort erworbenen Kompetenzen.

5.	 Zeit der Migration: Diese Zugehörigkeit verweist auf einen zentralen Kon-
flikt innerhalb der Bari-Community in Khartum. Die schon in den 1970er-
Jahren nach Khartum als Arbeitsmigrant/en/innen gekommene Gruppe ist 
besser ausgebildet und besser in die Mehrheitsgesellschaft integriert als die 
später aufgrund des Bürgerkriegs nach Khartum gekommene Gruppe.

6.	 Bildungsstand: Bildung ist ein zentrales Distinktionsmerkmal innerhalb der 
ethnischen Gruppe der Bari, aber auch im Sudan allgemein.
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7.	 Klasse: Klassenzugehörigkeit wird im Kontext meiner Untersuchung zum 
einen im Sinne einer innerethnischen Untergliederung verwendet. Es gibt 
sogenannte Klassen unter den Bari, die auf der Zugehörigkeit zu bestimmten 
Abstammungsgruppen beruhen und aufgrund derer der Status innerhalb 
der ethnischen Gruppe zugeschrieben wird. Zum anderen wird in den Inter-
views auf Klasse im Sinne einer sozialen Lage verwiesen. So bezeichnen sich 
einige Interviewte als Teil einer „low class“ und verweisen in diesem Zusam-
menhang darauf, dass ethnische Zugehörigkeit für sie deshalb keine Rolle 
spielt.

8.	 Religion: Mit Religionszugehörigkeit wird zum einen die erlittene Diskrimi-
nierung und Ausgrenzung in der Mehrheitsgesellschaft erklärt, zum anderen 
wird besonders von jüngeren Frauen Religion auch als Ressource betrach-
tet, um sich gegenüber ihren Männern oder auch den älteren Bari Hand-
lungsspielräume zu erkämpfen. Dies geschieht zum Beispiel im Kontext der 
kirchlichen Hochzeit, durch die Frauen versuchen, ihre Männer von einer 
polygamen Ehe abzuhalten.

9.	 Lokalität: Es wird auch auf gängigen Identitätskonstruktionen widerspre-
chenden Zugehörigkeiten wie der Verbundenheit zu einem bestimmten 
Stadtteil und den dort erlebten Erfahrungen Bezug genommen. 

Verknüpfung der Zugehörigkeiten (Axiales Kodieren)

Die oben aufgeführte Liste von Differenzkategorien zeigt deutlich, dass schon 
in die Beschreibung einzelner Kategorien andere Kategorien einfließen bzw. 
dass diese sonst gar nicht beschreibbar und kontextualisierbar wären. Auf diese 
wechselseitige Durchdringung der Kategorien wird im zweiten Schritt der 
Analyse ganz gezielt eingegangen. Es werden folgende Fragen bearbeitet:
1.	 Auf welche Verknüpfungen wird besonders eingegangen? (z.B. educated Bari 

Youth)
2.	 Was wird mit bestimmten Zugehörigkeiten verbunden? (z.B. ist Youth 

männlich konnotiert, ohne dass dies explizit so benannt wird)
3.	 Wie weit gehen bestimmte Zugehörigkeiten in die Definition anderer ein? 

(z.B. Geschlecht in das, was eigentlich Bari-Sein bedeutet oder auch Religion 
als Zugehörigkeitsmerkmal zur ethnischen Gruppe der Bari)

4.	 In welchen Zusammenhängen wird sich auf welche Zugehörigkeiten beru-
fen? Welche Zugehörigkeiten bleiben eher unsichtbar oder werden nur im 
Zusammenhang mit ganz bestimmen Erfahrungen genannt?
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Verknüpfung der multiplen Zugehörigkeiten  
mit Strukturen und Handlungsstrategien

Am Ende der Analyse werden nun die multiplen Zugehörigkeiten daraufhin 
untersucht, inwieweit sie bestimmte Handlungsoptionen eröffnen, andere be-
schränken oder zu Ausgrenzung und Diskriminierung führen. Auch hierbei 
wird auf die vorliegenden Daten zurückgegriffen. Es können im Zuge eines 
theoretischen Samplings auch neue Daten generiert werden. Dabei bin ich mit 
Hilfe des Datenmaterials folgenden Fragen nachgegangen:
1.	 Welche Zugehörigkeiten werden mit Ausgrenzung und Diskriminierung 

in den unterschiedlichen Bereichen verknüpft? Welche Beispiele werden ge-
nannt?

2.	 Welche Zugehörigkeiten bieten bestimmte Möglichkeiten, mit welchen wer-
den Privilegien und Ansprüche verknüpft?

3.	 Welche Handlungsstrategien werden geäußert, wie sind diese mit bestimm-
ten Zugehörigkeiten verknüpft?

4.	 Was ist politisch opportun? Auf welche Diskurse wird Bezug genommen? Wie 
verorten sich die Befragten in bestimmten politischen Auseinandersetzungen?

Am Ende der Untersuchung stelle ich ethnische Zugehörigkeit wieder in den 
Mittelpunkt. Die intersektionale Analyse ermöglicht es mir, diese in ihrer Flui-
dität, Komplexität und Verwobenheit mit anderen Differenzkategorien und die 
Individuen als Schnittpunkte in einem Beziehungsgeflecht ganz unterschied-
lich strukturierter Zugehörigkeiten darzustellen.

8	 Schlussfolgerungen

Am Beispiel meines derzeitigen Forschungsprojektes habe ich deutlich gemacht, 
dass offene qualitative Methoden in besonderem Maße geeignet sind, intersek-
tionale Analysen durchzuführen und die Verwobenheit der unterschiedlichen 
Kategorien deutlich zu machen. Ich gehe davon aus, dass in intersektionalen 
Analysen die Kategorien nicht voneinander getrennt betrachtet werden kön-
nen, dass aber eine der Kategorien den Ausgangspunkt der Datensammlung 
und Analyse bilden kann. Diese Perspektive muss jedoch sukzessive erweitert 
und andere Kategorien ins Zentrum gerückt werden. Die Grounded Theory mit 
dem theoretischen Sampling, dem Ineinandergreifen von Datenerhebung und 
Analyse sowie dem Kodierschema bietet eine Reihe von Techniken, die in inter-
sektionalen Analysen fruchtbar gemacht werden können.

Zudem war es mir wichtig aufzuzeigen, dass Ethnizität nicht nur eine weitere 
Differenzkategorie ist, sondern in sich ein komplexes taxonomisches System 
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bildet, in dem sich die Individuen situationsabhängig positionieren. Auch diesem 
komplexen Beziehungsgeflecht müssen intersektionale Analysen methodisch 
gerecht werden. Es ist deshalb zentral, die Differenzkategorien aus den Daten 
zu generieren und sie nicht – wie z.B. in bestimmten Formen der qualitativen 
Inhaltsanalyse – ad hoc festzulegen. Damit kann auch verhindert werden, dass 
im Forschungsprozess Differenz konstruiert und festgeschrieben wird.
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Brigitte Kerchner

Diskursanalyse der Intersektionalität
„Die Vielfalt selbst hat nichts Überraschendes 
an sich.	 Georges Duby [1976] 1992, 17

Das Ziel dieses Beitrags besteht darin, den derzeit international reüssierenden 
Ansatz der Intersektionalität aus diskursanalytischer Sicht zu lesen und einen 
Vorschlag zu unterbreiten, wie die Diskursanalyse als Theorie und Methode 
fruchtbar gemacht werden kann. Dazu gehe ich in zwei Schritten vor: Zunächst 
stelle ich am Beispiel ausgewählter Texte meine Lesart des Neuansatzes der In-
tersektionalität vor, wobei ich auf den bisherigen Einsatz des Diskursbegriffes 
besonders achte. Im zweiten Schritt gebe ich einen kurzen Überblick über die 
maßgeblichen Varianten der Diskurstheorie und Diskursanalyse (Habermas; 
Sacks; Foucault), um dann systematischer die Anknüpfungsmöglichkeiten für 
die Intersektionalitäts-Forschung zu prüfen: Was leisten die drei Diskursmo-
delle jeweils zur Erforschung von Intersektionalität?

Wenn ich mich hier dem Phänomen der Intersektionalität annähere, so 
geschieht dies zunächst auf der Basis eigener Forschungen auf den Gebieten 
„Beruf und Geschlecht“, „Körpertheorie und Körperpolitik“ sowie der poli-
tischen Kultur- und Rechtsgeschichte der sexuellen Gewalt. Auch wenn der 
Begriff Intersektion noch unbekannt war, so begegneten mir in Texten des 18., 
19. und 20. Jahrhunderts doch bereits in auffälliger Weise sich mit „gender“ über-
schneidende Definitionen von Alter, Stand/Klasse, race, sexueller Orientierung 
und Behinderung. Die systematische Auseinandersetzung mit Diskurstheorie 
und Diskursanalyse (Kerchner/Schneider 2006d) bot dann Gelegenheit, die 
Probleme sich überschneidender Differenz- und Diskriminierungserfahrungen 
genauer zu überdenken.

1	 Der Neuansatz der Intersektionalität

Nachdem es in den letzten Jahren um die Frauen- und Geschlechterforschung 
etwas ruhiger geworden war, scheint sich mit dem Ansatz der Intersektionalität 
wieder eine gewisse Neugier und Spannung einzustellen. Zunächst im Kontext 
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der us-amerikanischen Rechtswissenschaft (Crenshaw 1989; 1990; 1991) und 
politischen Philosophie (Young 1997) entwickelt, dann in weiteren Diszipli-
nen theoretisch vertieft und empirisch konkretisiert (McCall 2005), findet 
das Konzept nun auch im europäischen (Yuval-Davis 2006; Verloo 2006) und 
deutschsprachigen Raum (Knapp 2005; Hardmeier/Vinz 2007; Walgenbach 
u.a. 2007; Klinger/Knapp/Sauer 2007; Degele/Winker 2007; Kerner 2009: 
345-359) Aufmerksamkeit – und dies durchaus über den engeren Kreis des Fe-
minismus hinaus. Worum geht es?

„Mapping the Margins“ (1991) – unter diesem Titel legt die amerikanische 
Juristin Kimberlé W. Crenshaw Anfang der 1990er-Jahre erste programma-
tische Studien vor. Ausgangspunkt sind die vielfältigen Diskriminierungser-
fahrungen schwarzer Frauen auf dem amerikanischen Arbeitsmarkt sowie in 
Fällen häuslicher Gewalt. Dabei unterscheidet Crenshaw systematisch zwischen 
„struktureller“, „politischer“ und „repräsentativer Intersektionalität“: Als „re-
präsentativ“ gelten Diskriminierungsformen auf der Ebene der kulturellen 
Imagination (Crenshaw 1991: 1282-1295), als „strukturell“ solche, die sich aus 
historisch tradierten Normen und kulturellen Vorurteilen ergeben und bereits 
in verfestigten Sozialstrukturen manifestieren (1991: 1245-1251). Als „politisch“ 
bezeichnet Crenshaw (1991: 1251-1282) Erfahrungen von Differenz, die für das 
Selbstverständnis einzelner sozialer Bewegungen maßgeblich sind. Hier lau-
ten die brisanten Fragen: Wie und wo trägt der auf die Geschlechterdifferenz 
fokussierte Feminismus dazu bei, die Erfahrungen ethnischer Minderheiten 
oder behinderter Frauen zu dethematisieren? Wie und wo bewirken emanzipativ 
gemeinte Maßnahmen der Gleichstellung oder des Anti-Rassismus faktisch, dass 
einzelne oder ganze Gruppen von Frauen dennoch marginalisiert oder herab-
gesetzt werden? Schließlich verdichten sich die sich gegenseitig verstärkenden 
Formen von Ungleichheit und Diskriminierung zu einem bekannten Bild: Wie 
bei einer Straßenkreuzung verschiedene „Linien“ aufeinander treffen, so kreuzen 
sich demnach in der Erfahrung der „women of color“ verschiedene „Linien“ oder 
„Achsen der Ungleichheit“ und „Diskriminierung“. Und es ist dieses Bild der 
sich kreuzenden „Linien“, das seitdem die internationale Forschung zur Inter-
sektionalität inspiriert und beschäftigt (Verloo 2006: 212-214; McCall 2005: 
1779; Hardmeier/Vinz 2007: 23-24). Aber worin besteht eigentlich das Neue?

Zunächst scheinen die klassischen Themen des Feminismus zurückzukehren. 
Über den gender-Aspekt hinaus werden die Befunde nun aber systematisch im 
Hinblick auf mehrfache Ungleichheit („multiple inequalities“; so Verloo 2006) 
und mehrfach erfahrene Diskriminierung („intersecting oppressions“, so Collins 
20002: 33, 36) überprüft, so dass sich auch die Definition der Probleme Arbeit, 
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Beruf und Entlohnung, Abtreibung, sexuelle Gewalt oder Öffentlichkeit und 
Privatheit ändert. Zudem werden soziale Bewegungen, trotz bedenkenswerter 
Einwände (etwa Benhabib 1999: 13-32), verstärkt im Hinblick auf identitäts-
politische Strategien der Anerkennung untersucht (so Collins 20002; 2004). 
Nachdem sich nach dem Vorbild der USA nun auch in der EU Antidiskriminie-
rungsprogramme als neues Rechtsgebiet und Politikfeld etablieren, können diese 
jetzt zum bevorzugten Gegenstand der Intersektionalitäts-Forschung werden 
(Verloo 2006). Bei all dem liegt das Neue des Ansatzes nicht nur darin, additiv 
mit mehr als einer Form von Ungleichheit und Diskriminierung zu rechnen, 
sondern für die sich qualitativ ändernden Folgen sensibel zu werden. Gefragt ist 
ein differenziertes Instrumentarium, um eine negativ als undurchschaubar, positiv 
als vielfältig bewertete Wirklichkeit analysieren zu können, die nun zunehmend 
als „komplex“ bezeichnet wird (McCall 2005). Dabei mag die Vokabel „komplex“ 
meist eher nebenbei eingestreut sein. Möglicherweise, und dies wäre dann in 
einer bislang skeptischen feministischen Forschung wirklich neu, signalisiert der 
gehäufte Rekurs auf „Komplexität“ aber auch eine wachsende Bereitschaft, sich 
theoretisch der neueren Systemtheorie zu öffnen, die Fragen der Komplexität 
bekanntlich ins Zentrum rückt (ausführlich Kerchner 2010a; b).

Doch was genau heißt nun to intersect? Liest man in den einschlägigen Texten 
nach, so gibt es auf diese Frage keine eindeutige Antwort. Daher ist es hilfreich, 
wenn versucht wird, die heterogenen Beiträge zum Thema Intersektionalität 
unter erkenntnistheoretischen Gesichtspunkten zu systematisieren. Je nachdem 
wie sie das Problem der Komplexität aufgreifen, empfiehlt Leslie McCall (2005), 
zwischen anti-kategorialen, intra-kategorialen und inter-kategorialen Ansätzen zu 
unterscheiden. Auch wenn diese Taxonomie Fragen aufwirft,1 eröffnet sie doch 
eine wichtige Einsicht: Anscheinend kann der Vorgang der Intersektion – je 
nach erkenntnistheoretischem Standpunkt – mit unterschiedlichen Begriffen 
beschrieben und ausgehend von unterschiedlichen theoretischen Prämissen 
auch unterschiedlich erklärt werden. Dies birgt zwar reichlich Anlass für Ver-
ständnisprobleme zwischen den Disziplinen und Ansätzen, es eröffnet einer 
transdisziplinär kooperierenden Intersektionalitäts-Forschung aber zweifellos 
auch eine Fülle von Möglichkeiten.

1	 So ist vor allem fraglich, ob die an Jacques Derrida oder Michel Foucault anknüp-
fenden Verfahren tatsächlich als „anti-kategorial“ bezeichnet werden können (Mc-
Call 2005: 1776), geht es doch hier nicht um die Ablehnung von Kategorien, son-
dern um ihre Historisierung; dazu s.u. Kap. 2.3.1.
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Allerdings sind noch einige Fragen offen: Handelt es sich bei den fraglichen 
Differenzen um erkenntnistheoretisch zu begreifende Kategorien2 und/oder 
um Spaltungsstrukturen (cleavages) der historischen, sozialen und politischen 
Wirklichkeit3, oder handelt es sich um kulturelle Deutungsmuster? In welcher 
Beziehung stehen hier Kultur, Geschichte, Gesellschaft und Politik? Darüber 
hinaus ist umstritten, wie viele Kategorien, Differenzierungslinien oder cleavages 
im Falle multipler Ungleichheit und mehrfacher Diskriminierung eigentlich zu 
berücksichtigen sind. Während zum Problem der Intersektionalität derzeit The-
orieentwürfe auf einer abstrakten Ebene der Generalisierung rege ausformuliert 
werden, erweist sich die historisch-empirische Konkretion als schwierig, zumal 
wenn Verfahren der quantitativen Sozialforschung operationalisiert werden 
sollen. So wird die Suche nach einer praktikablen Methode (Beisel/Kay 2004: 
504-505; McCall 2005: 1771-1772; Verloo 2006: 222, 224; Hardmeier/Vinz 
2007: 25) zum neuralgischen Punkt.

Nicht selten traut man poststrukturalistisch inspirierten Verfahren der Dis-
kursanalyse nun zu, eine als vielfältig, multiple oder komplex wahrgenommene 
Wirklichkeit erfassen und durchschauen zu können. Aber inwiefern eröffnen 
Diskurstheorie und Diskursanalyse tatsächlich einen klärenden Blick auf den 
schwer zu fassenden Augenblicksmoment der Intersektion?

Fraglos ist in den Texten der Intersektionalitäts-Forschung der Diskursbegriff 
ausgesprochen präsent. Mal tritt er nur oberflächlich als Schlagwort auf, häufig 
aber sind an ihn weitreichende theoretische und methodische Erwartungen ge-
knüpft. Geht man die Texte im Einzelnen durch, zeigt sich: Hier auf Anhieb so 
etwas wie einen gemeinsamen Begriff des Diskurses zu erkennen, wird schwierig 
sein. 

2	 Wie in der Grammatik oder Algebra, so ist auch in der Philosophie die Bildung von 
Kategorien zunächst nur ein üblicher Weg, um einzelne unterscheidbare Elemente 
(Dinge, Menschen) mit Hilfe des Verstandes gedanklich zu ordnen und zu Grup-
pen (oder Klassen) zusammenzufassen. Zu den historisch sich herausbildenden Ver-
fahren der Kategorienbildung und des Klassifizierens s.u. Kap. 2.3.

3	D er Begriff „cleavages“ („Spaltungsstrukturen“) wurde vom norwegischen Politik-
wissenschaftler Stein Rokkan (2000: 185-274, 332-412) geprägt, um zu zeigen, wie 
seit der frühen Neuzeit die Gegensätze von Staat und Religion, Stadt und Land, 
Zentrum und Peripherie, Arbeitgeber und Arbeitnehmer (Klasse) als grenzüber-
schreitende „Oppositionen“ den historischen Prozess der Nationenbildung struktu-
rieren und so das moderne Europa als politisch-kulturelle Einheit (Staatensystem) 
konstituieren. 
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Was sich bei aller Disparität übergreifend abzeichnet, ist jedoch der Gedanke, 
dass ‘wir’ nicht naturgegeben existieren, sondern in Prozessen des Fremdzuschrei-
bens sowie der kritischen Selbstdefinition als Subjekte und Gruppen überhaupt 
erst hervorgebracht, produziert oder konstituiert werden. Gilt dieser Gedanke 
inzwischen fast als Allgemeinplatz der gender-Forschung, so ist allerdings eine 
Frage weiterhin offen, ja umstritten: Inwiefern geschieht dieser Prozess der Kon-
struktion diskursiv?

Eine mögliche Antwort lautet: „We are not simply oppressed but produced 
through these discourses, a production that is historically complex, contingent, 
and occurs through formations that do not honor analytically distinct identity 
categories.“ (Brown 1997: 87, Hervorh. i.O.). Demnach werden wir nicht nur 
unterdrückt, sondern auch „produziert“ in sich historisch komplex und kontin-
gent entfaltenden Diskursen, wobei allerdings die sich im Diskurs abzeichnenden 
historisch-spezifischen „Formationen“ nicht unbedingt übereinstimmen müssen 
mit jenen erkenntnistheoretisch unterscheidbaren Kategorien der Identität, wie 
wir sie heute kennen. Gerade diese Diskrepanz, zwischen den historisch sich 
wandelnden und ausdifferenzierenden Formen von Ungleichheit einerseits und 
den uns heute als gewohnt und selbstverständlich erscheinenden Identitätskate-
gorien andererseits, wäre dann Gegenstand der Analyse.4 Es ist diese Einsicht in 
die historische Vielschichtigkeit der sich über Jahrhunderte erstreckenden Iden-
titätsbildungsprozesse, die die Historikerin Joan W. Scott (1986) erstmals pro-

4	 Sind heute Klasse und Geschlecht geläufige Identitätskategorien, so erhellt ein his-
torischer Rückblick möglicherweise schlagartig, dass zu einer anderen Zeit andere 
Differenzlinien maßgeblich waren und zudem unsere heutigen Begriffe eine andere 
Bedeutung hatten. So zeigt etwa der französische Historiker Georges Duby ([1976] 
1992: 11-134), wie im abendländischen Europa um das Jahr 1000 unzählige Diffe-
renzlinien die Alltagswirklichkeit durchzogen, so dass diese kaum weniger zerrissen 
und vielfältig erscheint als heute. Mit dem Entstehen der Feudalordnung seien dann 
die auf Treue und Körperkraft setzenden Ritter (Aristokratie) zur „herrschenden 
Klasse“ aufgestiegen; hinzu kamen als weiterer Stand („status“) die „Geistlichen“ 
(Mönche) als gesalbte kirchliche Würdenträger. Aus der Sicht beider Stände fiel der 
Blick auf eine als „homogen“ wahrgenommene „Masse“ der „Armen“; als „arm“ galt, 
wer nicht in der Lage war, Waffen zu tragen und die Burg/Domäne der Herrschaft 
zu verteidigen („not armed“). Körper oder Geist markieren hier die Differenz zwi-
schen zwei herrschaftlichen Klassen/Ständen; und das, was Arme und Herrschaften 
unterscheidet, ist nicht die heutige Differenz von arm und reich, sondern der Ge-
gensatz unbewaffnet/bewaffnet (65). Frauen werden in den historischen Quellen 
dieser Zeit kaum erwähnt (73-74), der Begriff „Geschlecht“ thematisiert weniger 
den Gegensatz zwischen Mann und Frau, als die leibliche Abstammung (Ahnen) 
sowie Verwandtschaft und Erbschaft.
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grammatisch formulierte, dann Wendy Brown (1997) für die politische Theorie 
verallgemeinerte, die nun auch, sei es zustimmend, sei es kritisch reflektierend, in 
die Intersektionalitäts-Forschung Eingang gefunden hat (McCall 2005: 1772). 
Und im Grunde enthält der oben zitierte Satz – zumindest in nuce – schon das 
Programm einer an Foucault anschließenden Diskurstheorie und Diskursanalyse. 
Doch schauen wir uns zunächst das Spektrum möglicher Diskurstheorien und 
Diskursanalysen genauer an.

2	 Diskurstheorie und Diskursanalyse:  
Prämissen, Varianten, Anwendungen

Folgt man einschlägigen Einführungen (Keller u.a. 2001 u. 2003; Kerchner/
Schneider 2006d; zuletzt Petitclerc/Billig 2009), so lassen sich vor allem drei 
Diskursbegriffe unterscheiden: 1. die normativ-kritische Diskursethik (Haber-
mas), 2. die analytisch-neutrale Diskurspragmatik (Austin, Searle, Sacks), 3. die 
genealogisch-kritische Diskursanalyse (Foucault). Mit diesen drei Diskursbe-
griffen korrespondieren dann jeweils spezifische Theorieentscheidungen und 
methodische Verfahren.

2.1	 Die normativ-kritische Diskursethik (Habermas)

Einflussreich ist derzeit in den Politik- und Sozialwissenschaften zunächst der 
normativ-kritische Diskursbegriff, wie er vor allem mit der „Diskursethik“ von 
Jürgen Habermas ([1981] 1995, Bd. 1-2) entwickelt wurde. Mit seiner zweibän-
digen „Theorie des kommunikativen Handelns“ verfolgt Habermas das Ziel, 
eine umfassende Gesellschaftstheorie vorzulegen, die zwar an Max Weber an-
knüpft, dabei aber die Dimensionen von Sprache und Kommunikation stärker 
berücksichtigt. Dabei geht Habermas, vereinfacht gesagt, von vier zentralen 
Thesen aus: 1. Das soziale und politische Handeln in der Moderne folgt einer 
bestimmten „Vernunft“ oder „Rationalität“, die wir genauer ergründen müssen. 
2. Zugang zur „Rationalität“ des sozialen und politischen Handelns erlangen 
wir, indem wir uns die Prozesse der Kommunikation genauer anschauen, hier 
insbesondere die Verfahren, in denen die Mitglieder einer Gesellschaft sich über 
die Wahrnehmung der Welt oder über unterschiedliche Teilwelten verständi-
gen. 3. Damit Verständigung über die Welt und ihre Sachverhalte überhaupt ge-
lingen kann, sind Prozesse der „rationalen“ Verständigung notwendig. 4. „Rati-
onal“ ist eine Kommunikation immer dann, wenn themenbezogene Aussagen 
auf „Gründe“ zurückgeführt werden können und also kritisierbar sind (Haber-
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mas [1981] 1995, bes. Bd. 1). Damit stützt Habermas sein Politikverständnis 
ausdrücklich auf einen emphatischen Kommunikationsbegriff, bei dem die 
Verständigung über politische Normen und Ziele im Vordergrund steht. Den 
handlungstheoretischen Prämissen der Diskursethik folgend lässt sich der 
Diskurs demnach als ein Ort auffassen, an dem im Streitfall die Präferenz für 
eine Entscheidung auf rationale Argumente gestützt, die normative Geltung 
von Argumenten rational überprüft und so die getroffene Entscheidung legiti-
miert werden kann. In der Analyse hätte man dann zu untersuchen, inwieweit 
Sprecher/innen/Aktoren in aktuellen Sprechakten eher offen und direkt an 
Verständigung orientiert („originär“) oder eher am eigenen Interesse und Er-
folg orientiert („strategisch“) argumentieren und handeln. Als dem kulturellen 
Rechtfertigungsniveau der Moderne angemessen begreift Habermas insgesamt 
den herrschaftsfreien Diskurs aller von einer Entscheidung Betroffenen.

Doch wer gilt im Einzelfall als betroffen, und wer wird zum öffentlichen Ge-
spräch zugelassen? Wem werden vernünftige Argumente zugetraut, wem nicht? 
Diese Fragen, die in der Geschlechterforschung schon länger diskutiert werden, 
bewegen nun auch die Intersektionalitäts-Forschung. So wird nun auch hier, wenn 
von Diskursen im Sinne von Debatten über ein spezifisches Thema (Abtreibung, 
sexuelle Gewalt, Lohn) die Rede ist, implizit diskursethisch argumentiert. Es gibt 
aber auch Hinweise, dass Dialog oder Deliberation als Verfahren der kommuni-
kativen Verständigung explizit in Anspruch genommen und die diskursethischen 
Ideale offensiver vertreten werden. 

„Intersecting voices“ – unter diesem Titel publiziert die politische Theoretike-
rin Iris Marion Young (1997) eine Sammlung von Essays, die, angeregt von den 
Theorien des Postkolonialismus, Multikulturalismus und der Identitätspolitik, 
das Ziel verfolgen, „communication across difference“ neu zu thematisieren und 
die Habermas’sche Diskursethik weiterzudenken (1997: 3-37, 52-53, 60-74). Beim 
Versuch, über soziale Gruppen wie class, sexuality, gender, race, age, ethnicity 
zu sprechen, ohne die einen einzuschließen und die anderen auszugrenzen, wird 
Sartres Idee der „Serie“ hier zum Schlüsselkonzept. Sartre folgend sieht Young 
eine Gruppe immer dann entstehen, wenn sich die Mitglieder auf gemeinsame 
Ziele verständigen und gemeinsam aktiv und absichtlich handeln. Dagegen ent-
stehe ein soziales Kollektiv in Form einer Serie, wenn sich die Mitglieder passiv, 
unabsichtlich und ohne sich untereinander zu verständigen auf dasselbe Ziel oder 
Resultat hinbewegen. Demnach konstituieren beispielsweise die auf einen Bus 
Wartenden keine Gruppe, aber eine Serie. Die lockere Form der Serie ermögliche 
es den Einzelnen (Wartende), sich in einer Situation kollektiv auf ein gemeinsames 
Ziel (Busfahrt) hinzubewegen, ohne ansonsten eine gemeinsame Erfahrung, 
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Geschichte oder Identität zu teilen oder sich von anderen abgrenzen zu müssen. 
Folgen wir Young, dann soll die Verankerung in einer als „seriell“ gedachten 
Struktur („serialized structure“) es dem Einzelnen ermöglichen, sich als Mitglied 
eines Kollektivs zu artikulieren, ohne in seinem Denken und Handeln durch 
das Kollektiv determiniert zu sein (Young 1997: 6-7, 12-37, 22-23). Ein weiterer 
Vorschlag betrifft direkt die Diskursethik, in der bislang das rationale Argument 
als Element verständigungsorientierter Kommunikation im Zentrum stand. Um 
diverse „people or groups“ nicht von vornherein auszugrenzen und den bislang 
ungehörten Stimmen in der politischen Debatte Gehör zu verschaffen, plädiert 
Young (1997: 60-74) dafür, in einer zu schaffenden „communicative democracy“ 
die „differences of culture“ als Ressource zu nutzen und neben dem Argument 
weitere Kommunikationsformen, wie „greeting“, „rhetoric“ und „storytelling”, als 
legitim anzuerkennen. So gesehen handelt es sich bei den „intersecting voices“, auf 
die uns Young aufmerksam macht, um jene Stimmen, die sich trotz unterschied-
licher kultureller Erfahrungen selbstbestimmt in einem gemeinsamen politischen 
Dialog äußern können, ohne durch zu eng gefasste Kommunikationsstandards 
privilegiert oder beeinträchtigt zu werden.

„Finding a voice“ – unter diesem Stichwort diskutiert Patricia Hill Collins 
(20002: 12, 33-39) den Ausschluss der Ideen und Theorien schwarzer Frauen 
aus dem Mainstream des „academic discourse“ ebenfalls unter diskursethischen 
Gesichtspunkten. „Dialogical practices“, also Gespräche zwischen schwarzen 
Frauen verschiedener Sozialpositionen und Bildungsstufen, sollen aus ihrer Sicht 
dazu beitragen, den Prozess der „Selbstdefinition“ auf der Seite der schwarzen 
Frauen offensiv in Gang zu setzen und interne Konfliktlinien zu überwinden. 
Die Art, wie hier im Konfliktfall der vernünftige Dialog zwischen schwarzen 
Frauen verschiedener Statusgruppen eingefordert wird, verweist eindeutig auf 
das diskursethische Ideal einer Verständigung unter Betroffenen (Habermas 
[1981] 1995, Bd. 1-2). Dass darüber hinaus in Collins’ Intersektionalitäts-Studien 
Elemente einer Foucaultschen Diskurskonzeption (dazu später Kap. 2.3) mit-
schwingen, ist allerdings genauso wenig zu übersehen.5

5	 Foucaultsches Denken ([1970] 20018; [1976] 19926: 113-124) zeigt sich, sobald 
Collins (20002) den „academic discourse“ als kanalisierende und regulierende 
Wissensordnung analysiert, die Ausgrenzungsmechanismen gegenüber schwarzen 
Frauen auf die im „discourse“ wirkende Machtausübung zurückführt und die „po-
wer of self-definition“ als Widerstandsressource behandelt (97-123).
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2.2 Die analytisch-neutrale Diskurspragmatik (Austin; Searle; Sacks)

Vor allem in der qualitativen Empirie der Politik- und Sozialwissenschaften be-
steht aktuell die Tendenz, sich sprach- und wissensbasierten Ansätzen zu öffnen 
und dabei – neben dem normativ-kritischen – einen analytisch-pragmatischen 
Diskursbegriff auszubilden. Hier scheint es ergiebiger, den von Habermas noch 
empathisch vertretenen ethischen Anspruch der Verständigung zurückzustel-
len, um gemäß der anglo-amerikanischen Tradition der „Diskurspragmatik“ 
Gesprächssituationen von außen zu beobachten und die gesprochene Sprache 
(Diskurs) im Hinblick auf die zutage tretenden Verhaltensregeln oder Deu-
tungsrahmen (frames) möglichst authentisch und neutral zu erfassen und auf-
zuzeichnen. Zugrunde liegt in der Regel die von den englischen Sprachphiloso-
phen John L. Austin ([1962] 2005) und John R. Searle ([1969] 1977) vertretene 
„Sprechakttheorie“, die sich unter handlungstheoretischer Perspektive für die 
Voraussetzungen des Sprachgebrauchs interessiert (Kerchner 2006a).

Daran anknüpfend und zugleich von der „Ethnomethodologie“ (Garfinkel) 
und dem „Symbolischen Interaktionismus“ (Goffman) beeinflusst, entwickelte 
der amerikanische Soziologe Harvey Sacks (1992) ein Verfahren zur Analyse der 
„Interaktion“ in einer Gesprächssituation. Besonders interessiert hier die „sozi-
ale Interaktion“ in alltäglich-trivialen Gesprächen (Dialoge, Unterhaltungen, 
Konversation). Ziel der Gesprächs- und Konversationsanalyse ist es dann, jene 
„Mechanismen“ zu finden, mit denen die Sprecher/Akteure das eigene Tun mit 
dem Tun der anderen koordinieren und so die Sinn-Ordnung einer Kommuni-
kationssituation insgesamt „strukturieren“. Wie stimmen sich die Sprechenden/
Handelnden in ihren Äußerungen und Aktivitäten wechselseitig ab? Wie geben 
sie dem Geschehen eine sinnhafte Ordnung („Struktur der Interaktion“)? Wie 
weit beziehen sie in unterschiedlichen Sequenzen des Gesprächs die Handlungs-
kontexte und situativen Umstände in ihre Äußerungen ein? Dies sind in etwa die 
Fragen, die sich in dieser pragmatischen „discourse analysis“ stellen. 

Gefragt wird darüber hinaus aber auch nach dem uns besonders interessie-
renden Problem der diskursiven Konstruktion: Mit welchen „konstitutiven 
Mechanismen“ gelingt es Sprechern/Akteuren, im Verlauf einer Gesprächsitua-
tion genau jene Interaktions-„Struktur“ und Sinn-Ordnung selbst herzustellen 
und zu erzeugen, also zu „konstituieren“, die uns von außen betrachtet und im 
Nachhinein als überhistorisch und (natur-)gegeben erscheint (Bergmann 2000a; 
b)? Genau hier bieten sich dann Anknüpfungspunkte für Diskursanalysen, die 
erkenntnistheoretisch auf dem Standpunkt des Sozialkonstruktivismus stehen, 
wie er etwa von Peter L. Berger und Thomas Luckmann oder Anthony Giddens 
vertreten wird. Konzentrieren sich Berger/Luckmann ([1969] 200721) vor allem 
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auf die zeitlos gedachte sprachlich-kommunikative Struktur eines gegenwärti-
gen oder vergegenwärtigten Interaktions-Systems, so richtet Anthony Giddens 
([1984] 1988a; b) den Blick stärker auf die zeitbedingten Prozesse der sozialen 
Strukturierung im Ganzen des Gesellschaftssystems.

Wie Elemente des Sozialkonstruktivismus und der Diskurspragmatik in der 
Intersektions-Forschung zum Einsatz kommen, lässt sich exemplarisch zeigen 
an einem Text der Soziologinnen Nicola Beisel und Tamara Kay (2004). Zu-
nächst behandeln die Autorinnen das Thema „Abortion, Race, and Gender in 
Nineteenth-Century America“; ihr darüber hinausgehendes Ziel aber lautet: 
„Theorizing Intersectionality“! Gesucht wird ein Modell, das besser als bisher 
erklären soll, „how“ „race, class and gender as social structures“ „interact“ (Beisel/
Kay 2004: 498-504). Auf den ersten Blick scheinen die Autorinnen unter dem 
„discourse about abortion“ (Beisel/Kay 2004: 505) nicht viel mehr zu verste-
hen als jene amerikanische Debatte des 19. Jahrhunderts, in der Mediziner und 
Frauenrechtlerinnen Argumente über das Thema Abtreibung austauschten. Sich 
von einschlägigen Studien der Geschlechtergeschichte distanzierend, die das 
Abtreibungsproblem primär unter dem gender-Aspekt behandelt und rassistische 
Stereotypen allenfalls als Sonderproblem registriert hätten, rücken Beisel/Kay nun 
die sich überkreuzenden Konfliktlinien ins Zentrum: Im Streit um die Bewertung 
der reproduktiven Fähigkeiten und Kapazitäten von Frauen hätten die historischen 
Diskutanten versucht, sich als kulturell überlegene Angelsachsen zu stilisieren, 
um ihre Kontroll- und Dominanzstrategien gegenüber anderen Gruppen zu le-
gitimieren. Bemerkenswert sei, wie dabei zur Bestätigung des Selbst – sowie zur 
Abgrenzung von den anderen – diese anderen als abweichende „Rasse“ („the 
Irish“) etikettiert und zusätzlich mit vermeintlichen Attributen der Unterschicht 
ausgestattet worden seien. Im Ergebnis glauben Beisel/Kay zeigen zu können, dass 
gender, race und class im untersuchten „discourse about abortion“ nicht nur als 
voneinander abgrenzbare kulturelle Deutungsmuster fungierten; vielmehr hätten 
sich die Klassifikationen überlagert und diesen sich verschränkenden Klassifikatio-
nen sei dann zunehmend eine materielle Qualität zugeschrieben worden, so dass sie 
schließlich als soziale Konstrukte funktionierten (2004: 498-500, Hervorh. B.K.).

Theoretisch berufen sich Beisel/Kay (2004: 503-504) auf Positionen des So-
zialkonstruktivismus (etwa Giddens ([1984] 1988a; b). Mit ihrer Methode des 
„close reading“ führen sie (Beisel/Kay 2004: 504-505) dann konkret vor, wie die 
einschlägigen Dokumente sorgfältig und systematisch vergleichend im Hinblick 
auf konkurrierende Bedeutungen von „gender“ (Weiblichkeit, Mütterlichkeit) 
gegengelesen und pragmatisch analysiert werden können. Darüber hinaus zeigen 
Beisel/Kay aber auch, wie aus ihrer Sicht Intersektion als „Mikro-Interaktion“ 
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(2004: 498-505) funktioniert: Anscheinend formulieren Ärzte und Frauenrecht-
lerinnen in den Deutungskämpfen des 19. Jahrhunderts ihre Forderungen zum 
Thema Abtreibung mit einem Vokabular, das über den Geschlechteraspekt hinaus 
auf ungewohnte Weise rassistische Unterschiede definiert und strategisch einsetzt 
(„racial claims“). Dies führt wiederum zu einem vertieften Diskursverständnis: 
Offenbar handelt es sich bei den untersuchten historischen Texten nicht nur um 
Zeugnisse einer vergangenen Debatte, sondern wir erkennen im „discourse about 
abortion“ einen Ort sozialer Konstruktion, an dem „Ideen“ über „gender“, „race“ 
und „class“ formuliert, mit einer materiellen Qualität ausgestattet und schließlich 
als die Wirklichkeit ordnenden „Strukturkategorien“ „hervorgebracht“ werden 
(Beisel/Kay 2004: 502). Folgen wir Berger/Luckmann ([1969] 200721: 31-48), 
dann handelt es sich bei dem hier untersuchten Typ von Interaktion allerdings 
um eine Kommunikationssituation dritten Grades, denn vermittelt über die 
historischen Quellen können Beisel/Kay allenfalls indirekt beschreiben, wie 
zwei Sprecher/Aktoren (Frauenrechtlerinnen, Mediziner) zu einem vergangenen 
Zeitpunkt über Dritte als Rasse („the Irish“) öffentlich gesprochen haben. An-
knüpfend an Giddens ([1984] 1988a; b) wird es darüber hinaus aber auch möglich 
zu erfassen, wie die im „discourse about abortion“ formulierten Differenzen 
(gender, race, class) das Handeln und Entscheiden der am Konflikt Beteiligten 
„strukturieren“ und wie verfestigte Diskurspositionen dann auf Dauer zur in-
neren „Strukturierung“ des amerikanischen Gesellschaftssystems beigetragen 
haben (Beisel-Kay 2004: 503-504, 514-515). Nicht zuletzt finden wir auch bei 
Beisel/Kay (2004: bes. 502-505) Indizien dafür, dass darüber hinaus vereinzelt 
Elemente einer poststrukturalistischen Analytik integriert werden.

2.3	 Diskursanalyse als Genealogie der Gegenwart (Foucault) 

In klarer Abgrenzung zur anglo-amerikanischen „Diskurspragmatik“ (Foucault 
[1969] 19978: 155; [1982/83] 2009: 96-97), sich punktuell mit Habermas aus-
einandersetzend ([1984b] 2005, Bd. IV: 715-724) und dennoch mit der Frank-
furter Schule letztendlich die gleiche kritische Philosophietradition teilend 
([1982/83] 2009: 40) formuliert Michel Foucault in zahlreichen Monografien, 
Vorlesungen und verstreuten Texten sein diskursanalytisches Programm. Da-
bei kommen die historisch zurückgehende Genealogie als eine Art politischer 
Taktik sowie die Archäologie als poststrukturalistische Methode zum Einsatz 
(ausführlich Kerchner 2006a; b).

„Ich gehe von einem Problem so aus, wie es sich in heutigen Ausdrücken stellt 
und versuche, davon eine Genealogie zu machen. Genealogie heißt, dass ich eine 
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Analyse ausgehend von einer gegenwärtigen Frage betreibe“ – so bringt Foucault 
([1984a] 1985: 161) seine Taktik auf den Punkt. Ein früher Artikel (Foucault 
[1971] 2002: 172-174) erläutert die konkreten Schritte: Weiterhin das Wesen 
oder den „Ursprung“ der Dinge zu ergründen, scheint demnach wenig ergiebig. 
Statt von der „Herkunft“ im Sinne einer festen Zugehörigkeit zu einer Gruppe 
oder Gemeinschaft auszugehen, empfiehlt Foucault, „das komplizierte Netz der 
Herkunft auf[zu]dröseln“ und sich den disparaten Prozessen der Identitätsbildung 
zuzuwenden, in denen Subjekte im Lauf der Geschichte unablässig definiert, 
geformt, zersetzt und zu Gruppen geordnet werden. Statt die „Entstehung“ von 
Gegenständen und Ereignissen in einer kontinuierlichen Linie nachzuzeichnen, 
müsse das zufällige Spiel von Kräfte- und Herrschaftsverhältnissen erfasst und der 
unablässige Bruch in der Geschichte betont werden. Eine „Genealogie“, die derart 
an die Gewordenheit allen Seins erinnert, wird so zu einem kritisch-analytischen 
Instrument, mit dem wir die „Aspektbefangenheit“ unserer eigenen Kultur über-
winden (Owen 2003: 129) und den gewohnten Denk-, Wahrnehmungs- und 
Handlungsschemata der Gegenwart ihre Selbstverständlichkeit nehmen können.

Mit seinem Methodenbuch, der „Archäologie des Wissens“, reagiert Foucault 
([1969] 19978) dann bereits auf Nachfragen, die seine frühen Schriften provoziert 
haben: Wie lässt sich eine Geschichte der Wissenschaften schreiben, die sich von 
der letztlich metaphysischen Spekulation der traditionellen Ideen- und Geistes-
geschichte befreit und zugleich die Zeitvergessenheit überwindet, wie sie sich in 
Folge des Strukturalismus und Empirismus ausbreitet? Um hier einen nachvoll-
ziehbaren Analyseweg zu weisen, fasst Foucault das System des „Wissens“ als eine 
Menge von Begriffen und Aussagen. Konkret interessiert er sich für die Art, in der 
sich aus der Vielfalt aller individuellen, spontanen Äußerungen („énonciations“) 
mit der Zeit Aussagen („enoncés“) herauskristallisieren, die innerhalb spezifischer 
Wissenschaften als wahr akzeptiert werden. Folgt man dem, so ist man der Funk-
tionsweise des Diskurses auf der Spur. Durch vier Merkmale oder „Achsen“ ist 
diese Funktionsweise laut Foucault ([1969] 19978: 31-112) gekennzeichnet: durch 
die „Formation der Gegenstände“, die „Formation der Äußerungsmodalitäten“, 
die „Formation der Begriffe“ und die „Formation der Strategien“. Möglich wird 
die Analyse der nur vordergründig synchron erscheinenden Diskursformationen 
jedoch eigentlich erst durch zwei weitere, oft übersehene Schritte: Um zu den 
maßgeblichen Aussageordnungen vorzudringen, ist stets ein Gang ins historische 
„Archiv“ notwendig (Foucault [1969] 19978: 113-190, 236-252); und um die hier 
wirkenden Machteffekte zu erkennen, gilt es, den Zusammenhang zwischen der 
historischen Aussageordnung und ihrer Auswirkung auf die Gegenwart sichtbar 
zu machen. So erschließt sich am Ende die sich meist über Jahrhunderte erstre-
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ckende „Transformation“ der Diskurse und deren Machtwirkung für heute. Als 
„Diskurs“ definiert Foucault in der „Archäologie des Wissens“ ([1969] 19978: 61-
103) schließlich jene „Menge von Aussagen, die einem gleichen Formationssystem 
angehören“, wobei mit „Formationssystem“ vor allem die jeweiligen konkreten 
Regeln, Prozeduren und Institutionen einzelner Wissenschaften in der Moderne 
gemeint sind.

Zwar wird die Foucaultsche Diskursdefinition häufig zitiert. Wirklich nach-
vollziehbar wird sie aber erst, wenn wir uns, wie von Foucault vorgeführt, aus-
gehend von einer aktuell brennenden Frage rückblickend auf die Suche nach 
jenen Aussageordnungen machen, die unserer stets begrenzten Sichtweise ge-
genwärtiger Probleme historisch zugrunde liegen. Das gilt auch für das Problem 
der Intersektionalität. Aber inwiefern ist Foucaults Diskursanalytik tatsächlich 
„anti-kategorial“ (McCall 2005: 1772-1784)?

„To handle complexity“ – unter diesem Stichwort rückt Leslie McCall (2005: 
1772-1773) das methodologische Problem der Kategorienbildung („categoriza-
tion“) ins Zentrum der Intersektionalitäts-Forschung. Selbst aus der quantitativen 
Forschung kommend stellen sich aus ihrer Sicht zwei drängende Fragen: Dürfen 
wir, nachdem postmoderne Theorien – u.a. anknüpfend an Foucault – gewohnte 
Kategorie, wie gender und class radikal in Frage gestellt haben, überhaupt noch 
mit diesen Kategorien im Sinne von Variablen oder kausalen Einflussfaktoren 
(„causes“) operieren? Wie müsste ein Forschungsdesign der quantitativen Sozi-
alforschung aussehen, das die postmoderne Kritik aufnimmt? Um ihr eigenes 
quantifizierendes Vorgehen als „categorical approach“ (2005: 1772-1784) profi-
lieren und gegen die einflussreich gewordene postmoderne Kritik rechtfertigen 
zu können, fasst McCall, wie erwähnt, die poststrukturalistischen Ansätze als 
„anti-kategorial“ und die multikulturalistischen als „intra-kategorial“ auf. So 
eignet sich gerade der Foucault-skeptische Text von McCall um anzudeuten, 
welche Perspektive die Foucaultsche Diskursanalyse für die Intersektionalitäts-
Forschung eröffnet.

Jenen feministischen Einwänden, die in der Nachfolge des älteren Positivis-
musstreits an den quantitativen Methoden Simplifizierung, Reduktionismus 
und eine statische Wirklichkeitsauffassung beklagen, sucht McCall mit einem 
reformulierten „categorical approach“ (2005: 1772-1796) zu begegnen, der mit 
der Möglichkeit sich mehrfach überschneidender Dimensionen von Ungleichheit 
rechnet. Für das empirische Feld der Lohnpolitik heißt dies: nicht mehr nur die 
Lohndifferenzen zwischen Männern und Frauen, sondern „structural inequa-
lities“, insbesondere „among different classes of women“, im Zeitverlauf sowie 
in Abhängigkeit von unterschiedlichen regionalen Bedingungen zu erfassen 
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und zu erklären. Als „categorical“ versteht sich der Ansatz insofern, als hier 
„existing analytical categories“ (gender, class, region) nicht aufgegeben, sondern 
im Sinne vorläufiger „Ankerpunkte“ („starting points“) zum Dokumentieren 
und Begreifen faktisch gegebener Ungleichheitsbeziehungen „strategisch“ zum 
Einsatz kommen sollen.

Methodisch schlägt McCall (2005: 1772-1784, 1787-1791) vor, die Vielfalt 
möglicher Einflussfaktoren, wie „gender“ (Mann/Frau), „class“ (Lohn, Bildung) 
und „region“ (regionale Ökonomien, soziale Bewegungen vor Ort) als „Kom-
plexität“ zu begreifen und auf der Basis eines umfangreichen Datensatzes streng 
systematisch zu vergleichen. Um diese – hier eindeutig statistisch definierte – 
Komplexität zu bewältigen („to manage complexity“), gelte es, die additiven 
und linearen Erklärungsmodelle der traditionellen empirischen Sozialforschung 
hinter sich zu lassen; stattdessen soll mit neueren mehrstufigen, ökologischen oder 
kontextuellen Modellen gerechnet und gezielt nach statistisch nachweisbaren 
Interaktions-Effekten („interaction effects“) gefragt werden. Offenkundig haben 
wir es hier mit einem anderen Begriff der Interaktion zu tun als im kommunika-
tionswissenschaftlichen Verständnis (s.o. Kap. 2.2). Als statistischer Fachbegriff 
bezeichnet „Interaktion“ hier den gemeinsamen Einfluss von zwei oder mehr 
nicht unabhängig voneinander wirkenden Faktoren („causes“) auf eine sich mit 
der Zeit ändernde Größe (Lohn).

Damit ändert sich auch das Verständnis von „intersection“. Denn in einer 
rein statistischen Logik formuliert McCall am Ende auch ihr – aus qualitativer 
Sicht nicht unbedingt überraschendes – Ergebnis: Die Ungleichheit im Lohn-
gefälle zwischen verschiedenen sozialen Gruppen zu unterschiedlichen Zeiten 
in hunderten von Städten lasse sich nicht kausal auf einen einzelnen Faktor 
zurückführen; vielmehr sei das Muster der gefundenen Lohnstruktur, so McCall 
(2005: 1790-1791), mit dem Begriff „multiple intersections“ zu beschreiben. 
Intersektionalität bezeichnet hier also einen statistischen Befund: Demnach 
haben wir im untersuchten Sample vielfältig konfligierende Dimensionen von 
Ungleichheit vor uns. Am Beispiel von vier ausgewählten Städten und für das 
Jahr 1989 wird das Ergebnis schließlich in Form einer Tabelle dargestellt.

Unterstellt man nun Foucault „anti-kategoriales“ Denken, so könnte man wie 
McCall (2005: 1775-1778) auf die Idee kommen, mit seiner Art der Diskursana-
lyse ließe sich frontal gegen jeden wissenschaftlichen Gebrauch von Kategorien 
argumentieren. Doch das ist ein Missverständnis. Denn es geht bei Foucaults 
Gegendenken nicht um das Ablehnen, sondern um die kritische Reflexion ak-
tuell gebräuchlicher Kategorien durch sich genealogisch rückwärts bewegendes 
und dadurch unsere gegenwärtigen Gewissheiten relativierendes Historisieren. 
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Genau jenes methodologische Problem der „categorization“, die damit notwendig 
einhergehende Reduktion, Vereinfachung und selektive Wahrnehmung einer 
vielfältigen Wirklichkeit, genau dieses Problem, das McCall (2005) selbstkritisch 
anspricht, wird von Foucault nicht negiert, sondern in seinen Diskursanalysen 
zum Thema gemacht.

Ohne hier die weit ausgreifenden Studien Foucaults im Einzelnen referieren 
zu können (ausführlich Kerchner 2006b; 2010a; b), müssen an dieser Stelle einige 
kurze Hinweise genügen. So zeigt Foucault etwa in der „Ordnung der Dinge“ 
([1966] 1974), wie sich im Übergang zur Moderne das Repräsentieren und Klas-
sifizieren als wissenschaftliche Darstellungstechniken disziplinübergreifend in 
den Humanwissenschaften herausbilden. In der Vorlesung „In Verteidigung der 
Gesellschaft“ legt Foucault ([1975/76] 1999) dar, zu welcher Zeit die Kategorien 
„Stand“, „Klasse“, „Nation“ und „Rasse“ jeweils entstehen, wie diese Kategorien 
zum Teil historisch auseinander hervorgehen und auf welche Weise sie jeweils 
politisch eingesetzt werden. Schließlich macht Foucault im ersten Band von 
„Sexualität und Wahrheit“ (1976] 19926: 122-124) deutlich, dass wir stets mit 
der „Polyvalenz“ all dieser Diskurse rechnen müssen, also mit ihrer Fähigkeit, sich 
unablässig zu wandeln, zu zirkulieren, sich dabei zu überlagern und zu überkreu-
zen. Dies ist der Grund, warum Bezeichnungen wie Rasse, Nation oder Klasse 
diskursanalytisch nicht als starre Kategorien aufgefasst, sondern allenfalls in 
ihrer Gewordenheit beschrieben werden können.

Wenig Sinn macht es nun zu glauben, man könne oder müsse deshalb auf 
Kategorien verzichten. Statt dessen machen Foucaults diskursanalytische Studien 
deutlich: Für die Formierung unserer modernen Denk- und Wissenssysteme 
sind die Erkenntnis- und Darstellungsverfahren des Kategorisierens, Repräsen-
tierens und Klassifizierens konstitutiv; ohne Kategorienbildung ist moderne 
Wissenschaft also un-denkbar. So käme es also eher darauf an, über das von 
uns jeweils privilegierte Verfahren des Kategorisierens und Klassifizierens noch 
einmal genauer nachzudenken. Folgen wir hierbei Foucault, dann gilt es kritisch 
zu reflektieren, was wir heute einer mit allen Sinnen erfahrbaren Wirklichkeit 
antun, sobald wir beginnen, sie reduzierend, selektierend und simplifizierend in 
„sections“ (Abteilungen, Gruppen) zu zerschneiden, um dann am Ende überrascht 
festzustellen: Genau mit solchen Wahrnehmungs- und Darstellungstechniken, 
die uns im Alltag so selbstverständlich geworden sind, verlieren wir immer wieder 
aufs Neue die Qualität der Vielfalt aus dem Auge.
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Anja Lindau

Identitätslandschaften – Zur Erforschung der Herstellung  
von Diversity in Organisationen

1	  Einleitung

In der Auseinandersetzung mit Diversity – bezogen auf eine vielfältig zusam-
mengesetzte Belegschaft in der Organisations- und Managementforschung – 
stehen vorwiegend die Auswirkungen einzelner Diversity-Merkmale (zumeist 
Geschlecht, Nationalität/Ethnizität/„Rasse“ und Alter) auf Prozesse und Er-
gebnisse der Arbeit in Teams und Organisationen im Vordergrund (vgl. Jans-
sens/Zanoni 2005: 311  f.). Eindeutige Zusammenhänge zwischen Diversity 
und Effekten auf die genannten Variablen konnten bisher jedoch nicht nach-
gewiesen werden (vgl. z.B. Jackson/Joshi et al. 2003: 807 ff.). Vielmehr scheint 
der Umgang mit Diversity ausschlaggebend für die jeweiligen Konsequenzen 
zu sein (vgl. Krell/Sieben 2007: 247). Die Konzentration des Forschungsinte-
resses auf die Auswirkungen von Diversity hatte zur Folge, dass die Prozesse 
der Herstellung von und Interaktion um Diversity bis dato wenig erforscht 
sind. Aufgrund dessen wurde aus der identitätstheoretischen Sicht des Symbo-
lischen Interaktionismus theoretisch und empirisch untersucht, wie Diversity 
von Akteur/en/innen im organisationalen Handeln hergestellt und ausgehan-
delt wird.

Die Untersuchung ist in der Organisations- und Managementforschung 
zu Diversity angesiedelt. Die Vorgehensweise stellt jedoch nach Meinung der 
Autorin auch eine Möglichkeit dar, Intersektionalität zu erforschen. Dies soll 
im vorliegenden Beitrag gezeigt werden. Daher stehen im Folgenden nicht die 
Untersuchungsergebnisse, sondern die einzelnen Schritte des methodischen 
Vorgehens im Vordergrund.

Unter dem Konstrukt Intersektionalität werden Wechselwirkungen und 
Überschneidungen von Identitätskategorien und damit einhergehende struk-
turelle Ungleichheiten und (mehrfache) Diskriminierungen verstanden (vgl. 
z.B. Davis 2008a: 67; Winker/Degele 2009: 10). Das Konstrukt Diversity wird 
breiter gefasst verstanden: So geht es auch um die Erforschung verschiedener Iden-

Identitätslandschaften
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titätskategorien bzw. Diversity-Dimensionen und auch um Wechselwirkungen 
zwischen ihnen im Sinne eines Verständnisses von Vielfalt als Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten von Akteur/en/innen (vgl. Krell 2008: 65 f.). Allerdings liegt 
in der Diversity-Forschung und im Konzept Diversity Management der Fokus 
nicht immer („nur“) auf Aspekten struktureller Ungleichheiten, Benachteili-
gungen und Diskriminierungen, die abgebaut, sondern auch auf Chancen und 
Ressourcen sich (überlappender) Diversity-Dimensionen, die gefördert werden 
sollen. Sowohl in der Debatte um Intersektionalität als auch um Diversity wird 
heftig diskutiert und es ist (jedoch aus unterschiedlichen Gründen) umstritten, 
welche Identitätskategorien untersucht werden sollen. Die Diskussion bewegt sich 
dabei zwischen einem engen Fokus auf einige wenige Identitätskategorien (für 
Intersektionalität auf die Triade Geschlecht, „Rasse“ und Klasse; für Diversity 
auf die sogenannten „Big 8“) und einem breiten Einbeziehen weiterer Identitäts-
kategorien, deren Aufzählung meist mit einem als hilflos wirkend kritisierten 
„etc.“ beendet wird (vgl. dazu z.B. Davis 2008b: 24 f.; Hardmeier/Vinz 2007: 
26; Krell 2008: 64).

Da es in diesem Beitrag um die Erforschung der Herstellung von Diver-
sity durch Mitarbeiter/innen im organisationalen Geschehen aus einer iden-
titätstheoretischen Sichtweise geht, wird Diversity hier zunächst als Vielfalt 
an Teilidentitäten verstanden. Es wird keine Einschränkung auf bestimmte 
Identitätskategorien vorgenommen, da aus einer interaktionistischen Perspek-
tive analysiert wird, welche Teilidentitäten ausgehandelt werden und wie diese 
Aushandlung vonstatten geht. Somit ist diese Untersuchung auf der Mikroe-
bene sozial konstruierter Identitäten angesiedelt, bei der Klassifikationsprozesse 
(und nicht ihre Ergebnisse) sowie Interaktionen (und nicht gesellschaftliche 
Strukturen der Makroebene) im Mittelpunkt der Analyse stehen (vgl. Winker/
Degele 2009: 19 f.).

2	 Fortgang der Untersuchung

Die Herstellung von Diversity durch Akteur/innen im organisationalen Ge-
schehen wurde im Rahmen der Doktorarbeit der Autorin theoretisch und em-
pirisch untersucht (vgl. Lindau 2010). Dabei bestand das Ziel zum einen darin 
zu analysieren, wie Identitätskategorien situationsspezifisch in sozialen Inter-
aktionen ausgehandelt und mit Sinn gefüllt werden, sowie eine Methodik für 
eine solche Analyse zu entwickeln. So kann bspw. rekonstruiert werden, wie 
Ungleichheiten oder Hierarchisierungen (re)produziert werden. Zum anderen 
sollte das Verständnis von Diversity theoretisch und empirisch aus einer (bis 
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dato selten eingenommenen) interpretativen Perspektive1 weiterentwickelt 
werden.

In diesem Beitrag wird das Vorgehen der Untersuchung anhand wichtiger 
Teilschritte und mit Hilfe exemplarischer Ergebnisse illustriert, um zu zeigen, 
dass es auch für die Erforschung von Intersektionalität geeignet ist. So wird die 
theoretische Grundlage des Symbolischen Interaktionismus, insbesondere der 
Prozess der Identitätskonstruktion, dargelegt. Darauf wurde das methodische 
Vorgehen abgestimmt: Mit Hilfe qualitativer Interviews wurde die Aushandlung 
von Teilidentitäten von Mitarbeiter/n/innen aus vier Teams zweier Unternehmen 
rekonstruiert. Die einzelnen Schritte der Datenanalyse werden anhand der Vor-
stellung der Identitätskonstruktion einer Befragten und der Identitätslandschaft, 
die für ihr Team entwickelt wurde, dargelegt. Bei dem Team handelt es sich um 
das Team Personal- und Organisationsentwicklung eines Energieunternehmens.

2.1 Theoretisches Fundament: Der Symbolische Interaktionismus

Der Symbolische Interaktionismus wurde als identitätstheoretische Grundlage 
gewählt, da er es ermöglicht, die situative Konstruktion von Teilidentitäten 
anhand eines Aushandlungsprozesses mit verschiedenen Komponenten zu re-
konstruieren. Auch die Herstellung überkreuzender Teilidentitäten kann so 
beleuchtet werden.

Nach dem Verständnis des Symbolischen Interaktionismus erschließt sich 
ein Individuum die Welt über Bedeutungen. „Dingen“ gegenüber wird auf der 
Basis der Bedeutungen, die diese Dinge für das Individuum besitzen, gehandelt. 
Diese Bedeutungen entstehen für die/den Einzelne/n in Interaktion mit Anderen 
und werden auch in Interaktion verändert. Bedeutungen sind dementsprechend 
keine „objektiven“ Eigenschaften einer Sache, sondern soziale Produkte (vgl. 
Blumer 1969: 2 ff.). Handlungen eines Individuums sind nach dieser Auffassung 
nicht Reaktionen auf Bedingungen, sondern auf die Bedeutungen, die diese 
Bedingungen für das Individuum haben. Dadurch wird Individuen eine aktive 
Rolle in der Gestaltung ihrer Umwelt zugesprochen. Dies bedeutet nicht, dass 

1	 Basierend auf dem Diversity-Kompass von Krell/Sieben (2007: 243 ff.), einer Orien-
tierungs- und Strukturierungshilfe für die Unterscheidung verschiedener Perspekti-
ven auf das Konstrukt Diversity, ist mit einer interpretativen Forschungsperspektive 
gemeint, dass zum einen das Forschungsziel bzw. die Intention der Forschungsfragen 
erhaltend ist (im Gegensatz zu politisierend) und dass zum anderen der Weg der Un-
tersuchung, also die Herkunft von Konzepten und Forschungsfragen, während des 
Forschungsprozesses formuliert und detailliert wird (im Gegensatz zu vorab definiert).



165Identitätslandschaften

ein Individuum gänzlich frei ist von gesellschaftlichen Normen und Regeln, aber 
es wird als „tätiges Subjekt“ (Abels 2001: 35) gesehen.

Voraussetzung für die Entstehung von Identität (und auch für Interaktion) 
ist nach dem Symbolischen Interaktionismus ein Bewusstsein über sich selbst. 
Dieses Bewusstsein wird über den Prozess der Rollenübernahme entwickelt. 
Rollenübernahme bedeutet, sich in Andere hineinzuversetzen. Durch dieses 
Hineinversetzen kann ein Individuum sich selbst und die eigenen Reaktionen 
aus der Sicht von Interaktionspartner/n/innen betrachten. Es macht sich so zum 
Objekt der eigenen Wahrnehmung. Dieses Bild von sich selbst aus Sicht der/
des Anderen wird als Me2 bezeichnet (vgl. Mead 1965: 138 ff., 173 ff.). Das Me 
beinhaltet den Blick auf sich selbst aus Sicht einer oder verschiedener konkreter 
Personen, aber auch den Blick aus Sicht der/des generalisierten Anderen. Mit 
der/dem generalisierten Anderen sind verinnerlichte Verhaltenserwartungen 
verschiedener Bezugsgruppen, also Normen und Werte, gemeint, die im Laufe 
der Sozialisation erworben und in einer bestimmten Situation als relevant er-
achtet werden. So wird auch der gesellschaftliche Einfluss auf Handlungen von 
Individuen sowie die Aushandlung von Identität(en) erklärt (vgl. Mead 1965: 
154 f.). Ein Individuum nimmt durch Rollenübernahme nun aber nicht nur den 
Standpunkt einer anderen Person oder einer Bezugsgruppe sich selbst gegenüber 
ein, sondern vieler unterschiedlicher Interaktionspartner/innen bzw. Bezugsgrup-
pen. Dementsprechend gibt es eine Vielzahl an veränderbaren und differenzierten 
Me(s), die auch im Widerspruch zueinander stehen können.

Somit steht jedes Individuum vor der Aufgabe, diese unterschiedlichen Me(s) 
in den jeweiligen Interaktionskontexten zu verknüpfen, aufeinander abzustim-
men und für sich zu bewerten. Diese Aufgabe wird durch den zweiten Bestandteil 
der Ich-Identität – das I – erfüllt. Das I gibt die Antworten auf die verschiedenen 
Me(s). Zum einen ist es das Selbstbild einer Person; bzw. verschiedene Selbstbilder, 
die auf Basis der Rollenübernahme unterschiedlicher Standpunkte entwickelt 
wurden. Zum anderen ist es durch die erbrachte Strukturierungs- und Interpre-
tationsleistung hinsichtlich der unterschiedlichen Me(s) das bewertende Subjekt 
eines Individuums, das Selbstreflexion möglich macht.3 Die Ich-Identität eines In-

2	 Es gibt vielfältige Versuche Me und I (vgl. unten) zu übersetzen, die allesamt unbe-
friedigend sind (vgl. Abels 2001: 32). Um eine Unterscheidung der beiden Bezeich-
nungen zu ermöglichen, werden hier die englischen Begriffe beibehalten.

3	 Bezüglich der Möglichkeit der Selbstreflexion eines Individuums wird hier nicht 
der Auffassung von Mead (1965: 173 ff.) sondern der von Strauss (1959: 33 f.) ge-
folgt. Für eine ausführliche Diskussion siehe Lindau (2010: 70f.).
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dividuums entsteht dann aus dem Zusammenspiel der beiden gleichberechtigten 
Bestandteile I(s) und Me(s) (vgl. Mead 1965: 173 ff.; vgl. dazu auch Krappmann 
1973: 59; Strauss 1959: 33 f.).

Der dargestellte Prozess der Rollenübernahme ermöglicht neben dem Blick 
auf sich selbst auch den Blick auf die/den Interaktionspartner/in. Durch das 
Einnehmen der Perspektive der/des Anderen werden ihr/ihm bestimmte Eigen-
schaften, Einstellungen, Absichten etc. zugeschrieben, und es wird ein Fremdbild 
über die/den Andere/n entwickelt (vgl. Blumer 1969: 9 f.).

Die bis hierhin beschriebenen Komponenten der Identitätsaushandlung – 
Ich-Identität als Zusammenspiel aus I(s) und Me(s) sowie Fremdbilder über An-
dere – werden zunächst selbstreferenziell ohne Bezugnahme auf tatsächliche 
Erwartungen, Identifikationen und Reaktionen von Interaktionspartner/n/innen 
entwickelt. Aus Sicht des Symbolischen Interaktionismus ist dies aber gerade 
nicht ausreichend für die Herstellung von Identität. Vielmehr müssen diese Kon-
struktionen durch tatsächliche Fremdreferenz – also durch soziale Interaktion 
– ergänzt werden. Denn die Fabrikation von Identität erfordert (zumindest bis 
zu einem gewissen Grad) die Anerkennung von Interaktionspartner/n/innen. 
Ansonsten würde es bei einem Identitätsvorschlag bleiben (vgl. Krappmann 1973: 
40). Denn als „innerpsychisches Organisationsprinzip“ (ebd.: 24) würde Identität 
aus dieser theoretischen Perspektive keine soziale Relevanz haben. Die kognitiven 
Konstruktionen müssen also durch Kommunikation ausgedrückt werden. Auf 
der expressiven Ebene der Kommunikation werden analytisch zwei Prozesse, 
die zur gleichen Zeit ablaufen, unterschieden: Zum einen wird die Ich-Identität 
durch die Selbstdarstellung präsentiert. Zum anderen wird durch Altercasting 
(„casting Alter into a particular identity“, siehe bei Weinstein/Deutschberger 
1963: 456) das eigene Fremdbild über die/den Interaktionspartner/in dargestellt 
(vgl. McCall/Simmons 1966: 137 ff.).4

4	 So könnten bspw. in einer Situation, in der eine Professorin eine Vorlesung hält, die 
Komponenten der Identitätsaushandlung des Selbst folgendermaßen gefüllt wer-
den: Im inneren Dialog zwischen I und Me(s) wird die Ich-Identität Professorin 
ausgehandelt, die sich z.B. am Selbstbild, an bestimmten Erwartungen von Studie-
renden an Vorlesungen, etc. orientieren kann. Gleichzeitig werden damit Fremd-
bilder über Andere entwickelt – in dem Fall bspw. Studierende als Zuhörende oder 
auch als Diskussionspartner/innen. In der Kommunikationssituation der Vorle-
sung wird durch das Halten eines Vortrags die Ich-Identität der Professorin – hier 
als vortragende Professorin – präsentiert. Zur gleichen Zeit wird das den Studieren-
den zugeschriebene Fremdbild durch Altercasting dargestellt, z.B. hier das Fremd-
bild der Zuhörer/innen.
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In der Interaktion findet nun ein Abstimmungs- und Anpassungsprozess statt, 
bei dem kognitive und über Kommunikation dargestellte Selbst- und Fremdbilder 
der Interaktionspartner/innen solange angeglichen werden, bis ein (vorläufig) 
tragfähiger Kompromiss – ein Arbeitskonsens – erreicht wird (vgl. Abb. 1). Es 
entfacht sich ein regelrechter Handel um Identität/en (vgl. ebd.: 141 f.).

Über den dargestellten Aushandlungsprozess werden Teilidentitäten also 
situationsbezogen ausgehandelt. Überlappungen zwischen unterschiedlichen 
Teilidentitäten können dabei ständig hergestellt werden, da sie nicht als fest und 
abgegrenzt, sondern als fließend und im ständigen Prozess der (Re-)Produk-
tion verstanden werden. Eine Teilidentität wird je nach Interaktionssituation 
(geringfügig) anders ausgehandelt und bedeutet für ein Individuum und seine 
Interaktionspartner/innen stets etwas anderes. Überschneidungen können da-
bei bspw. durch die Wahrnehmung von Selbstbildern (I[s]), Erwartungen oder 
Zuschreibungen (Me[s]), die sich auf unterschiedliche Teilidentitäten beziehen, 
zustande kommen.

Im Ergebnis werden hier Diversity und Diversity-Merkmale im Sinne eines 
„doing diversity“ verstanden: Sie werden von Akteur/en/innen unter der Berück-
sichtigung von Selbstbildern, Normen und Verhaltenserwartungen interaktiv 
und situationsspezifisch im jeweiligen Kontext ausgehandelt und können auch 
im Sinne eines „undoing“ neutralisiert werden (vgl. dazu auch Frohnen 2005; 
West/Fenstermaker 1995).

2.2	 Einzelfallanalyse

Auf Basis des dargestellten Prozesses der Identitätsaushandlung wurde mit 
Hilfe episodischer Interviews (vgl. Flick 2007: 238 ff.) analysiert, wie und wel-
che Teilidentitäten von Mitarbeiter/n/innen im organisationalen Geschehen 
ausgehandelt werden.

Die Komponenten des Prozesses der Identitätskonstruktion (vgl. Abb. 1) 
bildeten die Ausgangsbasis für die Datenanalyse und strukturierten sie vor. 
Durch Paraphrasieren und Abstrahieren wurden Kategorien gebildet, die den 
verschiedenen Komponenten der Identitätskonstruktion zugeordnet wurden.
Das Ergebnis dieses ersten Analyseschrittes wird exemplarisch anhand der rekonst-
ruierten Aushandlung verschiedener Diversity-Merkmale durch Befragte T nachge-
zeichnet. Befragte T handelt die Teilidentitäten Frau und Jüngere, die zur Teiliden-
tität junge Frau überlappen, sowie die Teilidentität Beraterin aus (vgl. Abb. 2).

Die Teilidentität Frau wird hauptsächlich aufgrund wahrgenommener Zu-
schreibungen durch Kollegen (Me[s]) ausgehandelt. T legt dar, dass aus ihrer 
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Sicht die Zusammensetzung der Belegschaft des Unternehmens, die zu ca. 75% 
aus männlichen Angestellten besteht, eine stärkere Wahrnehmung von Mitarbei-
terinnen bedingt. Rückmeldungen von Kunden wie, „Sie als Frau haben das so 
toll gemacht“ (Befragte T, Zeile 418-419), die sich auf einen wahrgenommenen 
geschlechtsspezifischen Arbeitsstil beziehen, führt sie darauf zurück. Diese Unter-
schiede im Arbeitsstil nimmt T ebenfalls als geschlechtsspezifisch wahr. Zudem 
erwähnt sie differierende Verhaltensweisen männlicher Workshopteilnehmer 
(Fremdbilder über Andere) je nach Geschlecht der/des Referierenden. Einerseits 
empfindet T die Geschlechtszuschreibungen als unangenehm, besonders in Bezug 
auf einen geschlechtsspezifischen Arbeitsstil. Andererseits ist die Teilidentität 
Frau im untersuchten Unternehmen meist mit positiven Stereotypen belegt, die 
Befragte T auch für ihre Zwecke einsetzt und nutzt. Im Großen und Ganzen 
entwirft sie von dieser Teilidentität für sich ein positives Bild.

Die Teilidentität Jüngere handelt T ebenso maßgeblich aufgrund wahrgenom-
mener Identitätszuschreibungen durch Teammitglieder und interne Kund/en/
innen (Me[s]) aus. Alter ist in der untersuchten Organisation eng an (Berufs-)
Erfahrung gekoppelt. So erzählt T bspw., dass gerade im Beratungskontext Kund/
en/innen sie wegen ihres Alters als Praktikantin einstufen und sie so wegen der 
Zuschreibung fehlender beruflicher Erfahrung nicht ernst nehmen. Respekt von 
Kolleg/en/innen muss sie sich als Jüngere erst erarbeiten. Auch die Teammitglie-
der erwähnen T ś Alter mit dem Hinweis darauf, dass sie als junge Mitarbeiterin 
eng mit anderen Kolleg/en/innen zusammenarbeitet, um Erfahrung zu sammeln 
bzw. um von deren Erfahrung zu profitieren (Fremdbild Anderer über T). Diese 
Teilidentität bewertet T für sich im Kontext des Unternehmens negativ.

Die beiden beschriebenen Teilidentitäten Frau und Jüngere stehen nicht un-
abhängig nebeneinander, sondern beeinflussen sich in starkem Maße und werden 
zu der Teilidentität junge Frau zusammengeführt. Grund dafür sind wiederum 
wahrgenommene Identitätszuschreibungen (Me[s]). T schildert: „… jung und 
Frau ist ‘ne schlechte Kombination. Also Frau und ein bisschen Lebenserfah-
rung, die einem erst mit einem bestimmtem Reifegrad der Zellen zugesprochen 
wird, dann ist es o.k.“ (Befragte T, Zeile 242-244). Hier wird deutlich, dass die 
Teilidentität Jüngere dominant und somit auch ausschlaggebend für die negative 
Bewertung der überlappenden Teilidentität junge Frau ist. Erneut nimmt T die 
Kopplung von Alter und (Berufs-)Erfahrung für sich als negativ wahr. Befragte 
T legt eine Strategie damit umzugehen dar: Sie zieht sich so an, dass sie älter 
wirkt (Selbstdarstellung). Weitere Überlegungen und Handlungen, um diesen 
Zuschreibungen entgegenzutreten, werden im Zusammenspiel mit der folgenden 
Teilidentität deutlich.
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Befragte T stellt sich als Personalentwicklerin und Beraterin dar (I[s]), die 
kund/en/innenorientiert handelt. Kund/en/innenorientierung – die Ori-
entierung an Kund/en/innenbedarfen und die Befriedigung von Kund/en/
innenbedürfnissen – wird hier als aus dem Unternehmen wahrgenommene 
Norm (Me[s]) interpretiert. Denn an anderer Stelle erwähnt T die aktuelle 
Umstrukturierung innerhalb des Unternehmens, durch die alle Abteilungen, 
die interne Dienstleistungen erbringen, in einer Gesellschaft zusammenge-
führt werden. Dadurch rückt die Serviceorientierung ins Blickfeld. Kund/en/
innenorientierung nimmt T auch bei ihren Teammitgliedern wahr (Fremdbild 
über Andere). Sie kreiert so das Bild eines Teams, das der wahrgenommenen 
Unternehmensnorm der Serviceorientierung entspricht. Diese Teilidentität 
bewertet sie auf dieser Basis für sich positiv. Das Wechselspiel mit der Teili-
dentität junge Frau kommt über wahrgenommene Identitätszuschreibungen 
(Me[s]) zustande. So schildert T, wie Kund/en/innen sie nicht als kompetente 
Ansprechpartnerin für Personalentwicklung wahrnehmen, sondern als junge 
(und dabei mitschwingend unerfahrene) Frau. T geht mit diesen Zuschreibungen 
so um, dass sie anfangs bei der Erstellung von Beratungsangeboten besonders 
viel Zeit investiert und in Vorleistung geht, um ihre fachliche Kompetenz in den 
Vordergrund zu stellen. Bei dieser Darstellung des Selbstbildes der kompetenten 
Personalentwicklerin, das (zunächst) nicht den Zuschreibungen einiger Kund/
en/innen entspricht, wird das Ringen um Identität/en, bei dem Selbst- und 
Fremdbilder von Interaktionspartner/n/innen in einem Aushandlungsprozess 
aneinander angeglichen werden, besonders deutlich.

Die Aushandlung der verschiedenen Teilidentitäten von Befragter T findet 
vornehmlich innerhalb der Komponente Ich-Identität statt. Fremdbilder über 
Kolleg/en/innen spielen für die Aushandlung der eigenen Teilidentitäten der 
Interviewpartnerin nur eine untergeordnete Rolle. Bei den meisten anderen 
Befragten der Untersuchung haben Fremdbilder über Andere eine größere Be-
deutung. Sie werden dabei ähnlich der vorgestellten Teilidentität Beraterin in 
den Identitätsaushandlungsprozess einbezogen.

Auf dieselbe Art und Weise wie eben vorgestellt wurde die Aushandlung von 
Diversity-Merkmalen der anderen Untersuchungsteilnehmer/innen analysiert.

Im nächsten Analyseschritt wurden die Gründe für die Aktivierung der ver-
schiedenen Teilidentitäten aller Befragten verglichen und auf Muster durchsucht. 
Durch Paraphrasieren, Zusammenfassen, Integrieren und Abstrahieren wurden 
induktiv vier Kategorien gebildet, die die unterschiedlichen Gründe verdichten. 
Die erste Kategorie umfasst wahrgenommene Normen und/oder eigene Erwar-
tungen. Mit Normen sind soziale Regeln oder Fremderwartungen gemeint, die 
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aus verschiedenen Bezugsgruppen (z.B. der Organisation) wahrgenommen und 
bei der Aushandlung von Teilidentitäten berücksichtigt werden. Der Übergang 
zu eigenen Erwartungen ist zum Teil fließend, da es sich bei diesen um verin-
nerlichte Normen handelt. In der zweiten Kategorie sind Gründe, die sich auf 
wahrgenommene (Verhaltens-)Unterschiede beziehen, zusammengefasst. Diese 
Unterschiede werden von den Befragten auf die jeweilige Teilidentität zurück-
geführt. Diese Kategorie wird in drei Unterkategorien – Selbst vs. Andere; im 
Team; Team vs. Andere – unterteilt, da so die Differenzziehungen, die durch das 
Aufzeigen von Unterschieden vorgenommen werden, genauer klassifiziert werden 
können. Die dritte Kategorie der wahrgenommenen (Verhaltens-)Gemeinsam-
keiten bildet das Gegenstück zur zweiten. Auch hier werden die Gemeinsamkei-
ten wiederum der jeweiligen Teilidentität attribuiert. Bei dieser Kategorie wird 
keine Unterteilung vorgenommen, da die thematisierten Gemeinsamkeiten fast 
ausschließlich innerhalb der Teams zum Tragen kommen. Die vierte Kategorie 
beinhaltet wahrgenommene Zuschreibungen durch Andere. Die erarbeiteten 
Kategorien lehnen sich an den Analyserahmen der Identitätsaushandlung nach 
dem Symbolischen Interaktionismus an. Sie strukturieren die im nächsten Schritt 
erfolgte teambezogene Analyse.

2.3	 Teambezogene Analyse

Bei der teambezogenen Analyse wurde zunächst eine Übersicht über die Identi-
tätslandschaft des Teams erstellt. Die Metapher Identitätslandschaft wurde aus 
verschiedenen Gründen gewählt: Damit wird ausgedrückt, dass sich ein überaus 
vielfältiger Anblick ergeben kann, der durch unterschiedliche Einflussfaktoren 
geprägt ist. Zudem wird deutlich, dass kein ganzheitliches, allumfassendes Bild 
gewonnen werden kann und auch nicht alle Teile der Landschaft auf einen 
Blick erfasst werden können. Es wird immer verdeckte oder sich verändernde 
Teile geben. Die Landschaft bietet sich je nach Wahrnehmende/m/r bzw. je 
nach Betrachtungspunkt – ob als Teil der Landschaft oder als Beobachter/in 
– in einer anderen Art und Weise dar. Die verschiedenen Akteur/e/innen als 
Gestalter/innen der Landschaft interagieren miteinander und beeinflussen sich 
in dem beschriebenen Identitätsaushandlungsprozess gegenseitig. Die entwi-
ckelten Identitätslandkarten sollen nun als Hilfsmittel für die Betrachtung und 
„Navigation“ der Landschaft dienen. Sie geben einen Überblick über die Teili-
dentitäten, die von den Teammitgliedern ausgehandelt wurden, die Gründe der 
Aushandlung sowie ihre Bewertung. Die verschiedenen Teilidentitäten wurden 
dafür zu Identitätskategorien gruppiert.
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Abb. 3: Übersicht Identitätslandkarte des Teams

Im Personal- und Organisationsentwicklungsteam, dem Befragte T angehört, 
werden insgesamt sechs Identitätskategorien in verschiedenen Ausprägungen aus-
gehandelt (vgl. Abb. 3). Bis auf eine spielen alle Kategorien für jeweils mehrere Be-
fragte eine Rolle. Bezogen auf die Beurteilung der einzelnen Teilidentitäten wird 
ersichtlich, dass ein großer Anteil der Teilidentitäten von den Interviewpartner/n/
innen positiv eingeschätzt wird; nur wenige werden neutral oder negativ bewertet.
Die Gründe für die jeweilige Aktivierung und Bewertung der Teilidentitäten 
sind auf der detaillierten Identitätslandkarte auszugsweise dargestellt (vgl. Abb. 
4). Sie sind anhand der entwickelten Kategorien strukturiert.

	 Neutral		  Positiv		  Negativ

Beispielhaft wird hier auf die Identitätskategorien Berufserfahrung und funk-
tionaler Bereich eingegangen, da bei diesen beiden Kategorien wiederum ein 
Ineinandergreifen und Überlappen zu beobachten ist.

Die Identitätskategorie Berufserfahrung wird von Befragter V und Befragtem 
Y in der Ausprägung Erfahrene ausgehandelt. Bei der Herstellung dieser Teili-
dentität spielt die schon angesprochene, aus dem Unternehmen wahrgenommene 
Norm der Kund/en/innenzufriedenheit die ausschlaggebende Rolle. Sowohl V 
als auch Y beschreiben ihre langjährige Berufserfahrung aus ganz unterschiedli-
chen Bereichen des untersuchten Unternehmens. V erwähnt darüber hinaus ihre 
Erfahrung als Führungskraft der Organisation. Beide geben an, dass sie dadurch 
die Probleme des Arbeitsalltags der Kund/en/innen kennen und wissen, welche 
Kund/en/innenbedürfnisse sich daraus für die Personal- und Organisationsent-
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wicklung ergeben. V und Y erklären, auf Basis dieser Berufserfahrung Kund/
en/innen besser verstehen und beraten zu können. Sie stellen so die Erfüllung 
der wahrgenommenen Norm der Kund/en/innenzufriedenheit heraus. Beide 
schreiben – ebenso wie die Befragten T und W – auch den anderen Teammit-
gliedern Berufserfahrung zu und kreieren so eine Gemeinsamkeit im Team.

Bei der zweiten Identitätskategorie funktionaler Bereich spielt die wahrgenom-
mene Norm der Kund/en/innenzufriedenheit ebenso eine Rolle. Die Kategorie 
funktionaler Bereich kommt bei allen sechs Befragten des Teams zum Tragen. 
Sie wird von vier Befragten in der Ausprägung Berater/in und von zwei Befragten 
in der Ausprägung HR-Expert/e/in hergestellt. Im Folgenden wird nur auf die 
Teilidentität Berater/in eingegangen. Für die Aushandlung dieser Teilidentität 
ist wiederum die Wahrnehmung der Norm der Kund/en/innenzufriedenheit 
maßgeblich verantwortlich. Die Befragten belegen mit verschiedenen Beispie-
len, auf welche Art und Weise sie diese Norm erfüllen. So positionieren sie sich 
einerseits z.B. durch das Maßschneidern von Beratungsprodukten als Dienstleis-
ter/innen. Dabei greifen die Interviewpartner/innen auf ihre Berufserfahrung 
und – wie eben beschrieben – das dadurch aus eigener Erfahrung gewonnene 
Verständnis für Kund/en/innenbedürfnisse zurück. An dieser Stelle ist der aus 
Sicht der Befragten positive Einfluss der Teilidentität Erfahrene/r auf die Aus-
handlung der Teilidentität Berater/in erkennbar. Andererseits erwähnen die 
Befragten bspw., dass sie nur auf die Zusammenarbeit mit Kolleg/en/innen des 
eigenen Teams zurückgreifen, wenn dies auch einen Mehrwert für Kund/en/
innen darstellt. Auch mit diesem Punkt stellen sie sich als interne Dienstleister/
innen, die verantwortungsvoll mit Ressourcen von Kund/en/innen umgehen, dar. 
Drei Befragte beschreiben diese Dienstleistungsmentalität auch für die anderen 
Teammitglieder. Im Ergebnis schildern alle Befragten, die diese Teilidentität 
herstellen, dass sie die wahrgenommene Norm der Kund/en/innenzufriedenheit 
erfüllen. Aufgrund dessen bewerten sie diese Teilidentität für sich jeweils positiv.

Die Identitätslandkarte, die hier ausschnittsweise vorgestellt wurde, gibt also 
für das Team aggregiert Auskunft über die Gründe, die in die Herstellung und 
Bewertung von Teilidentitäten einbezogen werden. Bezogen auf die vier zusam-
mengefassten Kategorien der Aktivierungsgründe ergibt sich für das vorgestellte 
Team Personal- und Organisationsentwicklung folgendes Bild: Von besonderer 
Wichtigkeit für die Herstellung von Teilidentitäten sind wahrgenommene orga-
nisationale Normen. Dabei nimmt die Norm der Kund/en/innenorientierung 
bzw. -zufriedenheit eine herausragende Stellung ein, da sie bei der Aushand-
lung mehrerer Identitätskategorien maßgeblich einbezogen wird. Neben den 
beschriebenen Teilidentitäten Erfahrene/r und Berater/in kommt sie auch bei der 
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Identitätskategorie Persönlichkeitsmerkmale in den Ausprägungen Sachlicher 
und Kreativer zum Tragen. Dabei veranschaulichen die Befragten jeweils die 
Erfüllung dieser wahrgenommenen Norm.

Wahrgenommene (Verhaltens-)Unterschiede kommen vor allem in der Unter-
kategorie Unterschiede zwischen der eigenen Person und Anderen zum Tragen. 
Unterschiede innerhalb des Teams sowie zwischen dem Team und Anderen wer-
den fast gar nicht von den Interviewpartner/n/innen thematisiert. Dies könnte 
ein Hinweis darauf sein, dass die Befragten sich möglicherweise nicht als Team 
definieren. Diese Vermutung wird durch die bei vier Befragten ausgehandelte 
Teilidentität Einzelkämpfer/in gestützt (vgl. Abb. 3). (Verhaltens-)Gemein-
samkeiten innerhalb des Teams werden nur bei einzelnen Identitätskategorien 
wahrgenommen. Eine Erklärung dafür könnte wiederum die Aushandlung der 
Teilidentität Einzelkämpfer/in sein, die den Fokus eher auf Unterschiede statt 
auf Gemeinsamkeiten lenkt. Wahrgenommene Zuschreibungen durch Andere 
kommen zwar nur bei zwei Identitätskategorien (Alter und Geschlecht) für zwei 
Befragte zum Tragen, spielen dort dann aber eine ausschlaggebende Rolle bei der 
Aushandlung der jeweiligen Teilidentität.

3	 Fazit

Die vorgestellte Methodik der Erarbeitung von Identitätslandkarten auf Basis 
des Symbolischen Interaktionismus stellt eine Möglichkeit dar, Diversity und 
auch Intersektionalität als Vielfalt von Identitäten zu erforschen und als einen 
interaktiven Aushandlungsprozess zu verstehen. Der Fokus der beschriebenen 
Vorgehensweise liegt auf der Analyse der Aushandlung von Teilidentitäten auf 
der Ebene des Individuums in Interaktion mit Anderen5 (Mikroebene sozial 
konstruierter Identitäten) – also das „wie“ der Aushandlung von Diversity. 
Dabei werden neben der Aushandlung, Ausgestaltung und Bedeutung, die 
Diversity-Merkmale für Akteur/e/innen im organisationalen Wahrnehmen 
und Handeln – hier v.a. in der Zusammenarbeit im Team – haben, auch die 
Gründe für die jeweilige Bedeutung und ihre Aushandlung beleuchtet – also 
das „warum“ der Herstellung von Teilidentitäten. Dadurch können in der Her-

5	D as heißt, basierend auf dem Verständnis von Identitätskonstruktion als sozialem 
Aushandlungsprozess wird nicht nur die kognitive Ebene der Identitätskonstruk-
tion berücksichtigt, wie dies bei einer Reihe von Untersuchungen zu Intersektiona-
lität und Identität, die sich z.B. auf das Konzept der narrativen Identität stützen, der 
Fall ist (vgl. z.B. Buitelaar 2006; Ludvig 2006).
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angehensweise auch die Ebenen des Teams und der Organisation berücksichtigt 
werden. Die Identitätslandkarten als Ergebnis der Untersuchung geben eine 
Übersicht über die für Mitarbeiter/innen im Team und in der Organisation 
ausgehandelten Diversity-Merkmale, die Gründe für ihre Aushandlung, ihre 
Ausgestaltung sowie ihr Ineinandergreifen.

Das heißt, der Fokus der dargelegten Herangehensweise liegt auf der Art 
und Weise der Fabrikation von Identitätskategorien in Interaktionen. Aus Sicht 
des Intersektionalitätskonstrukts kann so untersucht werden, wie überlappende 
Teilidentitäten ausgehandelt werden, wie sie mit handlungs- und wahrnehmungs-
leitendem Sinn gefüllt werden und wie die Herstellung von Ungleichheit und/
oder Hierarchisierung von (überkreuzenden) Teilidentitäten abläuft. Aus der 
Perspektive des Konstrukts Diversity kann darüber hinaus darauf fokussiert 
werden, wie im Prozess der Identitätskonstruktion auch Chancen ausgehandelt 
und Ressourcen eingesetzt und genutzt werden.

So wurde bspw. bei der vorgestellten Einzelfallanalyse der Befragten T 
deutlich, wie die Teilidentität Jüngere durch die Kopplung an die Identitäts-
kategorie Berufserfahrung mit negativen Stereotypen besetzt wird, und welche 
Auswirkungen das auf die Aushandlung dieses Diversity-Merkmals für T hat. 
So konnte einerseits gezeigt werden, welche Stigmatisierung dies für T zur Folge 
hat, aber auch, welche Ressourcen T im Handel um Identität nutzt, um negativen 
Zuschreibungen bezogen auf die Teilidentität Jüngere entgegenzutreten. Beide 
Aspekte können Ansatzpunkte im Rahmen eines Diversity Managements in 
Organisationen sein: So können einerseits negative Stereotype über bestimmte 
(überkreuzende) Teilidentitäten von Mitarbeiter/n/innen thematisiert und be-
arbeitet werden. Andererseits kann Unterstützung beim Umgang mit Zuschrei-
bungen und negativen Stereotypen angeboten werden.

Neben den genannten Möglichkeiten, die auf der individuellen Ebene an-
setzen, wurden Ansatzpunkte auf der organisationalen Ebene dargelegt, die 
ebenfalls im Rahmen eines Diversity Managements adressiert werden können: 
Die Identitätslandkarten verdeutlichen auch die Wichtigkeit des organisationa-
len Diskurses bei der Fabrikation von Diversity. So spielen in der Organisation 
gängige soziale Praktiken und Annahmen erstens in Bezug auf die Identitäts-
kategorie Alter eine Rolle für negative Stereotype über Jüngere. Zweitens wurde 
ersichtlich, welch große Bedeutung der aus der Organisation wahrgenommenen 
Norm der Kund/en/innenzufriedenheit bei der Herstellung mehrerer Identi-
tätskategorien beigemessen wird, indem bspw. von den Befragten dargestellt 
wird, wie sie über die Aushandlung der Teilidentitäten Erfahrene/r oder Bera-
ter/in die wahrgenommene Norm erfüllen. Die dieser Norm zugeschriebene 
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Wichtigkeit kann nun von Entscheidungsträger/n/innen in der Organisation 
reflektiert werden.

In Bezug auf die oben angesprochene Frage, welche Identitätskategorien bzw. 
Diversity-Dimensionen untersucht werden sollen, kann mit Hilfe der aufgezeig-
ten Methodik sowohl eine breite als auch eine enge Herangehensweise gewählt 
werden. Das heißt, es kann mit einem offenen Vorgehen untersucht werden, 
welche Diversity-Merkmale von Akteur/en/innen in Interaktionen hergestellt 
werden. So würde dann das oben erwähnte „etc.“ der Aufzählung für Intersek-
tionalität und/oder Diversity relevanter Identitätskategorien ausgefüllt werden 
können; nicht häufig untersuchte Identitätskategorien könnten beleuchtet wer-
den. Ebenso ist es denkbar, nur auf bestimmte (überkreuzende) Teilidentitäten 
zu fokussieren. Dabei (und auch insgesamt) muss jedoch berücksichtigt werden, 
dass die dargelegte Untersuchungsmethodik Grenzen hat. So können mit der 
vorgestellten Herangehensweise nur Identitätskategorien rekonstruiert werden, 
die durch Akteur/e/innen ausgehandelt werden. Ausgeblendete Identitätskate-
gorien können nicht untersucht werden. So wurde bspw. die Identitätskategorie 
Geschlecht in der zweiten untersuchten Organisation der vorgestellten Studie 
nicht von Akteur/en/innen für sich als Teilidentität ausgehandelt, obwohl durch 
geschlechterspezifische Zuschreibungen im Interview mit einer männlichen 
Führungskraft und durch den geringen Anteil von Frauen an Führungskräften in 
der Organisation eine Relevanz der Teilidentität Frau vermutet werden kann. Es 
wird angenommen, dass eine teilnehmende Beobachtung die Möglichkeit eröffnet 
hätte, die Aushandlung der Identitätskategorie Geschlecht zu rekonstruieren. 
Allerdings stößt auch die teilnehmende Beobachtung bei der Erforschung von 
ausgeblendeten Identitätskategorien an ihre Grenzen. Dementsprechend sollte 
insbesondere bei der Erforschung von Tabukategorien die vorgestellte Methodik 
durch weitere Untersuchungsformen ergänzt werden, die bspw. auch stärkeren 
Bezug zur Makro- und Mesoebene von Sozialstrukturen herstellen.

Die vorgestellte Methodik soll als Möglichkeit und Vorschlag verstanden 
werden, die Aushandlung von Intersektionalität aus der identitätstheoretischen 
Sicht des Symbolischen Interaktionismus zu erforschen und so neue, interak-
tionsorientierte Perspektiven auf das in diesem Sammelband im Mittelpunkt 
stehende Konstrukt zu eröffnen.



179Identitätslandschaften

Literatur

Abels, Heinz (2001): Interaktion, Identität, Präsentation: Kleine Einführung in inter-
pretative Theorien der Soziologie. In: Abels, Heinz/Werner Fuchs-Heinritz/Wie-
land Jäger/Uwe Schimank: Hagener Studientexte zur Soziologie. Wiesbaden.

Blumer, Herbert (1969): Symbolic Interactionism: Perspective and Method. Berkeley/
Los Angeles.

Buitelaar, Marjo (2006): „I Am the Ultimate Challenge“: Accounts of Intersectionality 
in the Life-Story of a Well-Known Daughter of Morrocan Migrant Workers in the 
Netherlands. In: European Journal of Women’s Studies 13 (3): 259-276.

Davis, Kathy (2008a): Intersectionality as Buzzword: A sociology of Science Perspec-
tive on What Makes a Feminist Theory Successful. In: Feminist Theory 9 (1): 67-85.

– (2008b): Intersectionality in Transatlantic Perspective. In: Klinger, Cornelia/Gud-
run-Axeli Knapp (Hrsg.): ÜberKreuzungen: Fremdheit, Ungleichheit, Differenz. 
Münster: 19-35.

Flick, Uwe (2007): Qualitative Sozialforschung – Eine Einführung. Reinbek bei Ham-
burg.

Frohnen, Anja (2005): Diversity in Action – Multinationalität in globalen Unterneh-
men am Beispiel Ford. Bielefeld.

Hardmeier, Sibylle/Vinz, Dagmar (2007): Diversity und Intersectionality: Eine kriti-
sche Würdigung der Ansätze für die Politikwissenschaft. In: Femina Politica (1): 
23-33.

Jackson, Susan E./Joshi, Aparna/Erhardt, Niclas L. (2003): Recent Research on Team 
and Organizational Diversity: SWOT Analysis and Implications. In: Journal of Ma-
nagement 29 (6): 801-830.

Janssens, Maddy/Zanoni, Patrizia (2005): Many Diversities for Many Services: Theo-
rizing Diversity (Management) in Service Companies. In: Human Relations 58 (3): 
311-340.

Krappmann, Lothar (1973): Soziologische Dimensionen der Identität. Strukturelle Be-
dingungen für die Teilnahme an Interaktionsprozessen. Stuttgart.

Krell, Gertraude (2008): Diversity Management: Chancengleichheit für alle und auch 
als Wettbewerbsfaktor. In: Krell, Gertraude (Hrsg.): Chancengleichheit durch Per-
sonalpolitik. Gleichstellung von Frauen und Männern in Unternehmen und Ver-
waltungen. Rechtliche Regelungen – Problemanalysen – Lösungen. Wiesbaden: 
63-80.

–/Sieben, Barbara (2007): Diversity Management und Personalforschung. In: Krell, 
Gertraude/Barbara Riedmüller/Barbara Sieben/Dagmar Vinz (Hrsg.): Diversity 
Studies – Grundlagen und disziplinäre Ansätze. Frankfurt a.M.: 235-254.

Lindau, Anja (2010): Verhandelte Vielfalt. Die Konstruktion von Diversity in Organi-
sationen. Wiesbaden.

Ludvig, Alice (2006): Differences Between Women? Intersecting Voices in a Female 
Narrative. In: European Journal of Womeń s Studies 13 (3): 245-258.
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Ingrid Jungwirth

Geschlechtliche Konfigurationen in grenzüberschreitenden 
Berufsverläufen von Migrantinnen

1	 Einleitung

Grenzüberschreitende Berufsverläufe zu untersuchen, erfordert einen mehr-
dimensionalen Ansatz, der nicht nur dem Migrationsprozess Rechnung trägt, 
sondern auch den darin stattfindenden Wandel von Geschlechterverhältnis-
sen sowie die Veränderungen in der beruflichen Stellung einbezieht. Insofern 
ist ein intersektionaler Ansatz geboten, wenn darunter in einem allgemeinen 
Sinn die Mehrdimensionalität sozialer Verhältnisse sowie von sozialen Positio-
nierungen verstanden wird. Ich möchte darüber hinaus vorschlagen, zwischen 
Intersektionalität als normativem Begriff und einer gesellschaftsanalytischen 
Vorgehensweise zu unterscheiden, die der Mehrdimensionalität gesellschaftli-
cher Phänomene gerecht wird. Intersektionalität als normativer Begriff ist in 
der Geschichte der Frauenbewegungen begründet und wurde insbesondere als 
Forderung von Schwarzen Frauen artikuliert, die weder in den antirassistischen 
noch in den antisexistischen Kämpfen sowie in der Durchsetzung von Rech-
ten entsprechend berücksichtigt waren (Crenshaw 1989; Anthias/Yuval-Davis 
1983).

Allerdings sind mit Intersektionalität als gesellschaftsanalytischem Ansatz 
und einer entsprechend umzusetzenden empirischen Untersuchung Schwierig-
keiten verbunden, aus denen ich vor allem die der Umsetzbarkeit herausgreifen 
möchte, die sich aus dem Anspruch ergibt, möglichst umfassend soziale Realitäten 
zu untersuchen. Dieser Anspruch auf Vollständigkeit ist in der feministischen 
Theoriebildung schon seit längerem kritisch hinterfragt worden (Haraway 1995a; 
1995b). Als normativer Begriff kann Intersektionalität besser als Richtlinie gel-
ten, an der sich Forschung orientieren kann bei der Bestimmung der Anzahl an 
Kategorien und der Ebenen, die einzubeziehen wären.

Für gesellschaftsanalytische Untersuchungen möchte ich dagegen eher den 
Begriff der Mehrdimensionalität verwenden, der als ein zunächst unbestimmter 
Begriff für die jeweilige Untersuchung definiert und theoretisch begründet wer-

Geschlechtliche Konfigurationen
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den sollte. Wie im Folgenden gezeigt wird, ist für die kritische sozialwissenschaft-
liche Forschung eine Untersuchung zudem historisch zu verorten. Schließlich 
sollten Gesellschaftsanalyse und kritische Wissenschaft vor dem Hintergrund der 
gegenwärtigen feministischen Kritik, die auf die Mehrdimensionalität auch einer 
Kategorie wie Gender sowie von Geschlechterverhältnissen verweist, sowie vor 
dem Hintergrund von sozial hoch differenzierten und komplexen Gesellschaften 
begründet werden, in denen weder der Begriff der Gesellschaft noch eine darin 
fundierte kritische Wissenschaft ein für alle Mal festgelegt sind.1

Ich möchte im Folgenden einen analytischen Ansatz präsentieren, der der 
Mehrdimensionalität sozialer Realitäten gerecht wird, indem z.B. der Bezug von 
Migrant/en/innen zu mehr als ausschließlich einer nationalstaatlich organisierten 
Gesellschaft berücksichtigt wird. Der Ansatz der Lebenslaufforschung sowie 
die in diesem Zusammenhang entwickelten Konzepte der Geschlechter- und 
Migrationsforschung stellen den theoretischen Bezugsrahmen dar, um die mehr-
dimensionale Bedingtheit und Entwicklung sozialer Verortungen zu analysieren. 
Die Analyse der Berufsverläufe hochqualifizierter Migrant/en/innen soll dabei 
Aufschluss darüber geben, wie sie zu einer bestimmten Stellung im sozialen Un-
gleichheitsgefüge gekommen sind.2

2	 Hochqualifizierte Migration in der Geschichte  
von Migrationsprozessen

Angesichts der medial dominanten Debatte, die Migrantinnen und Migran-
ten pauschal mit fehlender Ausbildung verknüpft, muss daran erinnert werden, 
dass es durchaus viele qualifizierte und hochqualifizierte Migrant/en/innen in 
Deutschland gibt. Nohl/Weiß (2009) weisen darauf hin, dass 7,8% der Hoch-

1	 Einen aktuellen Vorschlag für eine Begründung von Intersektionalitätsanalysen im 
Rahmen einer „feministischen Reformulierung“ Kritischer Theorie machen Klin-
ger/Knapp (2007). Ein Aspekt dieser Begründung ist die Kritik an der „hegemoni-
alen Stellung der Ökonomie“ (ebd.: 29). 

2	 Unter Migrant/en/innen sollen sowohl Menschen ohne deutsche Staatsbürgerschaft 
als auch Deutsche mit Migrationshintergrund verstanden werden, d.h. Menschen 
mit eigener oder familiärer Migrationsgeschichte, die selbst oder deren Eltern im 
Laufe ihres Lebens die deutsche Staatsbürgerschaft angenommen haben. In diesem 
Text wird es allerdings überwiegend um Bildungsausländer/innen gehen, d.h. Men-
schen, die ihre (Schul- oder) Berufsausbildung nicht in Deutschland abgeschlossen 
haben. Als „hochqualifiziert“ werden Hochschulausbildungen oder vergleichbare 
Ausbildungen definiert, als „qualifiziert“ Berufsausbildungen oder vergleichbare 
Ausbildungen.
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schulabsolvent/en/innen in der BRD ihren Abschluss im Ausland erwarben. 
Stürzer berechnete für 2005, dass der Anteil der Ausländerinnen zwischen 
30 und 35 mit Hochschulabschluss mit 12,6% höher ist als der von deutschen 
Frauen (11,2%), Männern (11,5%) und von ausländischen Männern (10,2%), 
was darauf hinweist, dass auch viele Frauen zum Abschluss eines Studiums in 
die BRD kommen (Stürzer 2005: 84). Allerdings sagt das noch nichts über de-
ren berufliche Chancen oder gar Erfolg aus. Aktuelle Zahlen zur Arbeitsmarkt-
integration von Migrant/en/innen, die ihre Hochschulausbildung im Ausland 
absolvierten, zeigen, dass sie gegenüber autochthonen Hochschulabsolvent/
en/innen deutlich benachteiligt sind. 2008 lag die Arbeitslosenquote für sie 
bei 14,6%, während von den Autochthonen 2,8% arbeitslos sind (Nohl/Weiß 
2009: 13). Insbesondere Migrantinnen sind deutlich weniger häufig erwerbstä-
tig als autochthone Frauen und auch als Migranten (ebd.). Wenn sie beschäftigt 
sind, dann öfter in befristeten oder Teilzeitstellen. Auch sind Migrant/en/in-
nen mit ausländischem Hochschulabschluss weit überproportional in „einfa-
chen Berufen“ tätig (20,6%), im Unterschied zu 3,1% der autochthonen Hoch-
schulabsolvent/en/innen (ebd.: 14).

Der Bildungsabschluss von Migrant/en/innen lässt außerdem keine Schlüsse 
über ihre Zuwanderungswege zu. Es stellt sich vielmehr die Frage, ob angesichts 
dessen, dass über die Einwanderungsbestimmungen für hochqualifizierte Mig-
ration nur wenige zuwandern, nicht auch andere Zuwanderungswege zu berück-
sichtigen sind. So wurde seit der Einschränkung der Arbeitsmigration durch den 
Anwerbestopp 1973 die Familienmigration zum wichtigsten Zuwanderungsweg 
in die Bundesrepublik. Daran änderte sich auch nichts, als mit dem Greencard-
Programm (2000-2004) und später mit dem Zuwanderungsgesetz 2005 hoch-
qualifizierte Migration reguliert wurde. Während 2008 für hochqualifizierte 
Migrant/en/innen 14.934 Visa ausgestellt wurden, die über unterschiedliche 
Zuwanderungswege immigrierten (Migrationsbericht 2008: 87 ff.), wanderten 
nach dem AZR (Ausländerzentralregister) über die familienbedingte Migration 
51.244 Migrant/en/innen zu (ebd.: 139 ff.). Die Migrationswege sind außerdem 
geschlechtlich strukturiert. So wurden lediglich 12% der Visa im Rahmen des 
Greencard-Programms an Frauen ausgestellt (Migrationsbericht 2005), ein Frau-
enanteil, der sich fortsetzt (Migrationsbericht 2008). Laut Migrationsbericht 
2008 (ebd.: 100) waren außerdem unter den 1.370 Niederlassungserlaubnissen 
für Hochqualifizierte, die bis Ende des Jahres erteilt wurden, lediglich 20% für 
Frauen bestimmt. Im Vergleich dazu beträgt der Anteil von Frauen, die im Zuge 
des Ehegattennachzugs 2007 zuwanderten, 51%, während der Männeranteil 21% 
ausmacht (ebd.: 140). 
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Der öffentliche Diskurs zur hochqualifizierten Migration bezieht sich dabei 
überwiegend auf Migrant/en/innen, die z.B. über das Greencard-Programm 
zuwanderten, oder auf den Fachkräftemangel in Industrie und Wirtschaft. Dass 
diese ausschließlich ökonomische Perspektive auf Migration der Realität – ins-
besondere von vielen Migrantinnen – nicht gerecht wird, darauf hat Kofman 
schon länger hingewiesen (2004). Mein Argument lautet, dass es elementar ist, 
nicht von den Einwanderungsbestimmungen auf die Migration selbst – und erst 
recht nicht auf die Motive von Migrantinnen und Migranten – zu schließen. Die 
sind vielschichtiger als die Einwanderungsbestimmungen, wie die empirische 
Forschung seit jeher zeigt (Weiß/Ofner/Pusch 2010; Seifert 2001; Treibel 2001). 
Dies wurde für die EU-Migration bestätigt (z.B. Verwiebe 2004).

Gleichwohl wird in einer Welt zunehmender Internationalsierung von Ver-
gesellschaftung (Pries 2008) soziale Mobilität von vielen Menschen über nati-
onalstaatliche Grenzen hinweg angestrebt (vgl. u.a. Morokvasic 2003; Sassen 
2003; Jungwirth 2008). Vor allem in Freihandelszonen wie beispielsweise der 
EU werden diese Lebensläufe in supranationalen Arbeitsmärkten ermöglicht. 
Sie bieten den jeweiligen Staatsangehörigen einen privilegierten Zugang zur 
Migration, sind aber nicht die einzigen Einwanderungsmöglichkeiten. Migration 
ist zwar politisch steuerbar, kann aber offenbar nicht kontrolliert werden, wie 
nicht zuletzt die illegalisierte Migration (auch) in den EU-Staaten zeigt.

In dem Verbundvorhaben über die Arbeitsmarktintegration hochqualifizierter 
Migrantinnen in Naturwissenschaft und Technik, das u.a. an der Humboldt-
Universität zu Berlin durchgeführt wird, ist die Zielsetzung, Berufsverläufe vor 
und nach der Migration zu rekonstruieren.3 Der Berufsverlauf steht im Mittel-
punkt der Analyse, wobei alle Zuwanderungswege berücksichtig werden. 

3	  Das Verbundprojekt „Die Integration hochqualifizierter Migrantinnen auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt. Effekte der Migration auf die Karriereverläufe hochquali-
fizierter Frauen in Technologiebranchen“ wird an drei Universitäten durchgeführt, 
gefördert vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen des The-
menschwerpunkts „Frauen an die Spitze“. An der Humboldt-Universität zu Berlin 
werden Erwerbsverläufe von hochqualifizierten Migrantinnen aus postsozialist-
ischen Staaten untersucht, die ohne Arbeitsvertrag in die Bundesrepublik zugewan-
dert sind, d.h. über Familienzusammenführung, als Aussiedlerinnen, als jüdische 
Zuwandererinnen aus der ehemaligen Sowjetunion bzw. als deren Ehepartnerinnen 
sowie als Fluchtmigrantinnen. An der Technischen Universität Hamburg-Harburg 
wird die Integration von hochqualifizierten Migrantinnen in technischen Berufs-
feldern in Unternehmen erforscht, die mit der Aussicht auf einen Arbeitsvertrag 
zuwanderten. An der RWTH Aachen wird die Integration von hochqualifizierten 
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In der Geschlechterforschung wird inzwischen Migrationsforschung als For-
schungsperspektive integriert. Allerdings gibt es wenige Arbeiten, die Migrati-
onsprozesse auf (hoch-)qualifizierte Beschäftigung beziehen, bzw. die Situation 
von Migrant/en/innen unter diesem Gesichtspunkt untersuchen (Kofman/
Raghuram 2006). Eine Ausnahme ist im internationalen Kontext die Studie 
von Ackers (1998) sowie die neuere Studie von Liversage (2009), die explizit die 
Arbeitsmarktpartizipation und berufliche Situation von Migrantinnen untersu-
chen. Im deutschsprachigen Diskurs wird durchaus auch die Situation (hoch-)
qualifizierter Migrant/en/innen thematisiert und untersucht (Gutiérrez Ro-
dríguez 1999, Lutz 2007, Shinozaki 2009, Bauschke-Urban 2010), allerdings mit 
anderen Fragestellungen. In der Migrationsforschung wird eine differenziertere 
Perspektive auf Arbeitsmigration eingefordert, die über den Gegensatz von „Elite“ 
und „Proletariat“ hinausgeht (Favell et al. 2006). Obschon inzwischen einige 
Studien zur hochqualifizierten Migration – u.a. auch aus postsozialistischen 
Staaten – vorliegen, werden Geschlechterverhältnisse kaum systematisch einbe-
zogen. Allerdings wird „Gender“ von Nohl et al. (2010) als relevante Dimension 
in dem Übergang von Migrant/en/innen in den Arbeitsmarkt konzipiert, ebenso 
von Schittenhelm (2001).

In der Geschichte der Arbeitsmigration in der Bundesrepublik gab es mit dem 
sog. Greencard-Programm für IT-Fachkräfte (2000-2004) einen Wechsel in der 
Migrationspolitik in Bezug zur Arbeitsmigration, da sie nun auch auf hochquali-
fizierte Migration bezogen wurde und als wünschenswert und notwendig ausge-
macht wurde. Im Zusammenhang der Vorbereitung des Zuwanderungsgesetzes 
wurde seit Ende der 1990er-Jahre in der öffentlichen Debatte die Bundesrepublik 
nun erstmals auch von offizieller Seite als Einwanderungsland thematisiert. Man 
wollte zum attraktiven Einwanderungsland für Hochqualifizierte werden und mit 
den historischen Einwanderungsstaaten USA, Kanada und Australien in einem 
Wettbewerb um jene konkurrieren4. Damit war eine Verkürzung des Zeitraums 
bis zur Bewilligung eines Arbeitsvertrags verbunden (Kolb 2006). Allerdings 
zeigte sich, dass der politische Diskurs sich gegen die Zuwanderung Hochqua-
lifizierter richtete (ebd.). Auch die gesetzlichen Regulierungen beschränkten 
Migration eher, als dass sie sie ermöglichten, etwa durch die Begrenzung des 
Aufenthalts auf fünf Jahre.

Migrantinnen in der technologischen Spitzenforschung an Hochschulen unter-
sucht, die ebenfalls mit Aussicht auf einen Arbeitsvertrag zuwanderten.

4	  Zum Konzept des „competition state“ vgl. Cerny (2005); Lavenex (2006)
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Mit der Verabschiedung des neuen Zuwanderungsgesetzes von 2005 wurde 
dann hochqualifizierte Migration für unterschiedliche Bereiche reguliert, u.a. 
für Ingenieur/e/innen, für die inzwischen ein „Fachkräftemangel“ öffentlich 
problematisiert wird. Seit 2009 wurde der Arbeitsmarkt für Akademiker/innen 
weiter geöffnet, indem die Notwendigkeit für eine Prüfung des Arbeitsmarkts 
vor Genehmigung eines Arbeitsvertrags für EU-Bürger/innen aufgehoben wurde 
und der Zugang für Drittstaatenangehörige geöffnet wurde (Migrationsbericht 
2008). Schließlich hat die Europäische Kommission 2009 mit dem so genannten 
Bluecard-Programm eine Direktive5 veröffentlicht, nach der nach US-amerika-
nischen Vorbild der Greencard eine alle zwei Jahre erneuerbare Aufenthalts- 
und Arbeitserlaubnis für nicht-europäische Fachkräfte in den Mitgliedsstaaten 
eingeführt werden soll.

Seit dem Fall der Mauer in Europa entstanden neue Migrationswege, unter 
anderem von Ost- nach Westeuropa. Migrant/en/innen aus postsozialistischen 
Staaten machen inzwischen ungefähr ein Drittel (31%) der Migrant/en/innen 
ohne deutschen Pass aus (Migrationsbericht 2007: 178). Unterscheidet man 
nach Nationalität, so ist die größte Gruppe nach wie vor die der Türk/en/innen 
(25,4%).6 Auch unter den Menschen mit einem deutschen Pass und Migrati-
onshintergrund – immerhin 9,5% aller Deutschen – stellen postsozialistische 
Staaten nach der Türkei (16,5%) wichtige Herkunftsstaaten dar: Russland 6,2% 
und Polen 5,6% (ebd.: 189 f.). Die wichtigsten Migrationswege sind dabei, als 
Aussiedler/innen, jüdische Migrant/en/innen aus der ehemaligen Sowjetunion 
sowie als deren Angehörige zuzuwandern oder über Familienzusammenführung. 
Aus dem ehemaligen Jugoslawien sind in den 1990er-Jahren auf der Flucht vor 
den Kriegen ebenfalls viele Migrant/en/innen gekommen. Da in den postsozi-
alistischen Staaten die Bildungssysteme gut ausgebaut sind, verfügen viele von 
ihnen über eine Berufs- oder Hochschulausbildung.

Für die Geschlechterforschung ist dabei interessant, dass in diesen Ländern 
die Erwerbstätigkeit von Frauen über der in der BRD und vielen EU-15-Staaten 
liegt. Auch in den wissenschaftlichen und technischen Berufen sind Frauen in den 
postsozialistischen Staaten im Vergleich zum EU-Durchschnitt (50,8%) stärker 

5	 COUNCIL DIRECTIVE 2009/50/EC of 25 May 2009. On the conditions of 
entry and residence of third-country nationals for the purposes of highly qualified 
employment. Zugriff am 26. Mai 2010 unter http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/
LexUriServ.do?uri=OJ:L:2009:155:0017:0029:EN:PDF

6	D abei kommen die meisten Zuwander/er/innen aus den postsozialistischen Staaten 
aus den EU-12 Staaten (24,4%), den neuen Beitrittsstaaten von 2004 und 2007. 
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vertreten, z.B. in Litauen mit 72,2% bis hin zu 57,3% in Rumänien. Im Vergleich 
dazu sind in Deutschland Frauen mit 49,9% leicht unterdurchschnittlich in diesen 
Berufen vertreten, wobei sich diese Angaben nicht nur auf die Tätigkeiten mit 
Hochschulausbildung als Qualifikationsanforderung beziehen, sondern auch 
auf Ausbildungsberufe (Meri 2008). Hinsichtlich einer Hochschulausbildung 
in Naturwissenschaften und Technik zeigen die She Figures 2009, die sich auf 
EUROSTAT Daten stützen, dass der Frauenanteil in den postsozialistischen 
Staaten ebenfalls jeweils über dem EU-27 Durchschnitt liegt, der bei den pro-
movierten Ingenieurinnen mit 25% und bei den Naturwissenschaftlerinnen mit 
41% beziffert wird (European Commission 2009).

3	 Berufsverläufe von Migrant/en/innen  
in der Lebenslaufforschung

Im Folgenden wird die Analyse von Berufsverläufen skizziert, indem diese 
in ihrer Mehrdimensionalität aufgezeigt werden. Die Untersuchung von Be-
rufsverläufen basiert auf der Grundannahme, dass die Partizipation auf dem 
Arbeitsmarkt entscheidend für die Möglichkeiten gesellschaftlicher Partizi-
pation im Allgemeinen ist. Diese zentrale Bedeutung der Lohnarbeit, die eine 
grundlegende Annahme von Theorien sozialer Ungleichheit ist, wird vor dem 
Hintergrund des aktuell analysierten Wandels von Arbeit bestätigt. Es wird 
als kennzeichnend für den Strukturwandel der Arbeit in postindustriellen 
Gesellschaften angesehen, dass die Lohnarbeit in ihrer Bedeutung für die Ka-
tegorisierung sozialer Akteur/e/innen sogar noch zugenommen hat (z.B. Cas-
tel 2000). In einem allgemeineren Sinn wird die Organisation von Arbeit in 
ihrer Funktion, soziale Ungleichheitsverhältnisse zu strukturieren, analysiert. 
Hier ist auch der Ansatzpunkt für Geschlechtertheorien, die die Ungleichheit 
zwischen den Geschlechtern aus der Organisation von Lohn- und Reproduk-
tionsarbeit ableiten (aktuell z.B. Aulenbacher 2009; Nickel 2009; Jungwirth/
Scherschel 2010)7. Gleichzeitig ist auch die Verteilung der Lohnarbeit auf dem 
geschlechtlich segregierten Arbeitsmarkt die Grundlage für die Geschlechte-
rungleichheit.

7	D ieses Theorem der Begründung der Geschlechterungleichheit in der Organisation 
von Produktions- und Reproduktionsarbeit ist mit der Entstehung der Frauenfor-
schung in den 1970er-Jahren formuliert worden (vgl. für einen Überblick die Bei-
träge in Gather et al. 2002).
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Neuere Studien über Migrantinnen in der Pflege- und Sorgearbeit zeigen, dass 
diese Arbeiten nun nicht mehr ausschließlich geschlechtlich organisiert sind, 
sondern oft auch durch Staatsangehörigkeit bzw. Aufenthaltstitel strukturiert 
sind (Lutz 2007; Rerrich 2006; Hess 2005; Hillmann 2000 – siehe auch Beck-
mann/Ehnis in diesem Band), so dass die Geschlechterforschung diesbezüglich 
das Theorem von der geschlechtlichen Organisation von Arbeit revidieren und die 
analytische Perspektive um Staatsangehörigkeit und Aufenthaltstitel erweitern 
muss (Jungwirth/Scherschel 2010; Jungwirth 2010). Hinsichtlich der Migration 
von Frauen und ihrer Beschäftigung ist es jedoch wichtig, diese nicht ausschließ-
lich im Bereich der irregulären Sorge- und Pflegearbeit zu untersuchen, sondern 
darüber hinaus auch in (hoch-)qualifizierten Beschäftigungsverhältnissen zu 
berücksichtigen.8 Die Forschung beispielsweise zur EU-Migration zeigt, dass 
diese mit dem Ziel der beruflichen Mobilität verfolgt wird (Verwiebe 2004). 
Allerdings gibt es auch Unterschiede zwischen Frauen und Männern hinsichtlich 
der Möglichkeiten der Verwirklichung dieser Ziele. Die Befunde legen nahe, dass 
zudem die Zielsetzungen, die mit der Migration verbunden werden, Auswirkun-
gen auf die Integration von Frauen in die Beschäftigung haben. So zeigt Ackers 
(1998), dass die Migration von vielen Frauen, die ihrem Partner folgen, und die 
nicht mit dem Ziel beruflicher Mobilität oder Qualifizierung stattfindet, mit 
Erwerbsunterbrechungen und Dequalifizierungen einhergehen kann.

Vor diesem Hintergrund ist es demnach angebracht, die Migration von Frauen 
daraufhin zu untersuchen, inwiefern damit (hoch-)qualifizierte Beschäftigung 
realisiert werden kann oder auch mit beruflichen Perspektiven einhergehen kann. 
Die Lebenslaufforschung bietet sich dabei an, um Berufsverläufe zu untersuchen. 
Sie stellt dafür ein Modell zur Verfügung, das dem Prozesscharakter sozialer 
Phänomene gerecht wird. Die soziale Position im Ungleichheitsgefüge bzw. die 
berufliche Stellung zu einem spezifischen Zeitpunkt kann auf diese Weise auch in 
ihrer Entstehung begriffen werden. Die Ansätze, die in diesem Zusammenhang 
in der Geschlechter- und Migrationsforschung entwickelt wurden, konzeptu-
alisieren darüber hinaus die Mehrdimensionalität von sozialen Positionen im 
Lebensverlauf. Im Folgenden werde ich ein Modell zur geschlechterdifferenzie-
renden Analyse grenzüberschreitender Berufsverläufe skizzieren. Dabei beziehe 
ich mich zum einen auf Krügers Überlegungen zur Revidierung des Konzepts 
des Lebenslaufs und der damit verbundenen Dreiteilung in Ausbildung, Erwerbs-

8	 So zeigt Kofman (2004), dass z.B. in Großbritannien ein Markt für Gesundheitsbe-
rufe entstand, für den Frauen als qualifizierte Arbeitskräfte u.a. aus den Philippinen 
angeworben wurden.
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tätigkeit und Rente aus der Perspektive der Geschlechterforschung. Über den 
Ansatz Krügers hinausgehend werden auch Migrationsprozesse in ihrem Einfluss 
auf Berufsverläufe in das Modell einbezogen. Dabei schließe ich zum anderen 
an das Konzept der „mehrdimensionalen Statuspassagen“ von Schittenhelm an, 
das für Übergänge von Migrantinnen in Bildung und Arbeit entwickelt wurde.

Krüger erweiterte auf der Grundlage eines Modells von Horstmann (1996) 
die Lebenslaufforschung um einige Begriffe, die sowohl stärker prozessorientiert 
sind als auch der geschlechtlichen Strukturierung des Lebens- und Berufsverlaufs 
Rechnung tragen. Horstmanns Modell zeigt dabei auf, wie das Zusammenwirken 
von Erwerbs- und Familienzyklus zu ungleichen Rentenansprüchen zwischen 
Frauen und Männern führt. Krüger stellt heraus, dass auf diese Weise, „Ver-
schränkungen zwischen Geschlecht, Herkunft, Familie und Erwerbsarbeit für 
die Ungleichheitsforschung nutzbar“ gemacht werden und dazu beitragen, die 
„Komplexität des gesamten Lebenslaufs […] für beide Geschlechter zu systemati-
sieren“ (Krüger 2001: 518). Mit anderen Worten, zusätzlich zum Erwerbsverlauf 
wird der Einfluss des Familienzyklus im Lebensverlauf als analytische Dimension 
einbezogen und damit als Bedingung in der Reproduktion einer sozialen Position 
im sozialen Ungleichheitsgefüge. Indem der Familienzyklus systematisch in 
den Lebensverlauf einbezogen wird, wird er als relevante Dimension für beide 
Geschlechter ausgewiesen. Die Ungleichheit zwischen den Geschlechtern ist 
u.a. darin begründet, dass die überwiegende Übernahme von Familienaufgaben 
durch Frauen Unterbrechungen der Erwerbstätigkeit sowie eine Reduzierung der 
Arbeitszeiten mit sich bringen, die in der Folge zu einer Benachteiligung in der 
Allokation im Ungleichheitsgefüge führen (Mayer et al. 1991; Blossfeld/Drobnic 
2001). Für die EU-Migrationsforschung wurde diese Auswirkung auf weibliche 
Lebensläufe bestätigt (Verwiebe 2004, Ackers 1998).

Dabei stellt Krüger (2001: 523) heraus, dass nicht erst mit der vollzogenen Fa-
miliengründung geschlechtsspezifische Ungleichheiten bedingt werden, sondern 
erstens die geschlechtlich differenzierten Übergänge von der Schule in den Beruf 
zu berücksichtigen sind, und zweitens mit der Kategorie der „Amortisierungschan-
cen“ die Möglichkeiten der „Verwertung der Bildungsressourcen im Arbeitsmarkt“ 
in die Analyse einbezogen werden. Die Kategorie der Amortisierungschancen ist 
im Unterschied zu den in der sozialen Ungleichheitsforschung üblichen Katego-
rien des „Bildungsniveaus“ und des „Arbeitsmarktniveaus“ zudem prozessorien-
tiert. D.h. es werden nicht nur die spezifische Position im Arbeitsmarkt sowie der 
Bildungsabschluss erfasst, sondern die analytische Perspektive bezieht sich auf den 
Erwerb einer spezifischen Position. Sie ist davon abhängig, dass Qualifikationen 
und Kenntnisse eingesetzt werden können. Krüger bezieht sich dabei auf sog. frau-
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entypische Berufe, die mit niedrigeren Amortisierungschancen verbunden sind, 
da sie niedriger entlohnt werden und langfristig geringere Aufstiegsmöglichkeiten 
bieten. Der Begriff der Amortisierungschancen für Migrant/en/innen ist jedoch 
noch in einer weiteren Hinsicht relevant. Für sie geht es darum, wie sie ihre Qua-
lifikation in einem grenzüberschreitenden Berufs- und Lebensverlauf einbringen 
können. Eine dritte Kategorie Krügers ist die der „Ressourcenausstattung“, die an 
den in der Ungleichheitsforschung gängigen Ansatz des Humankapitals ebenso 
wie an Bourdieus Kapitalbegriffe anschließen kann.

Nohl/Schittenhelm/Schmidtke/Weiß (2010) verwenden für die Analyse hoch-
qualifizierter Migration Bourdieus Begriff des kulturellen Kapitals, das sich auf 
den Bildungsabschluss bezieht. Dabei stellen sie heraus, dass der Wert eines Ab-
schlusses zum einen institutionalisiert ist, zum anderen auch situationsspezifisch 
ausgehandelt wird. Insofern ist der Begriff des kulturellen Kapitals vergleichbar 
mit dem der Ressourcenausstattung und der Amortisierungschancen, die Krü-
ger verwendet. Krüger trennt allerdings analytisch Ressourcenausstattung und 
die Möglichkeit ihrer Umsetzung. Das ermöglicht außerdem, die strukturelle 
Differenz zwischen sog. Frauen- und Männerberufen begrifflich zu fassen, die 
soziale Akteur/e/innen mit unterschiedlichen Möglichkeiten ausstattet, sie in 
Einkommen und Status in unterschiedliche soziale Positionen umzusetzen. Für die 
Migrationsforschung kann zudem auf diese Weise die strukturelle Differenz von 
Qualifikationen von Bildungsinländer/n/innen und -ausländer/n/innen gefasst 
werden. Beschäftigungsmöglichkeiten und berufliche Stellung sind offensichtlich 
– wie die oben genannten Zahlen zeigen – ganz entscheidend dadurch bestimmt, 
ob die Ausbildung in der Bundesrepublik oder im Ausland absolviert wurde.

Über Krügers Überlegungen hinausgehend schlage ich vor, für die Analyse 
von Berufsverläufen von Migrant/en/innen den Lebensverlauf, zusätzlich zum 
Erwerbs- und Familienzyklus auch in seiner Abhängigkeit vom Migrationsprozess 
zu konzipieren (vgl. Abb. 1). Dabei beeinflusst Migration in mehrerlei Hinsicht 
den Erwerbsverlauf.

Mit der Migration wird ein bestimmter aufenthaltsrechtlicher Status erworben, 
von dem der Zugang zum Arbeitsmarkt abhängt (Scherschel 2009, Jungwirth/
Scherschel 2010).9 Migration bestimmt darüber hinaus den Erwerbsverlauf und 

9	D ies kann z.B. ein formaler Ausschluss sein, wie dies für Asylbewerber/innen der 
Fall ist, oder ein nachrangiger Zugang, wie dies für viele Migrant/en/innen zutrifft, 
insbesondere wenn sie nicht aus einem EU-Staat zuwanderten, ebenso wie für Ar-
beitnehmer/innen aus den neuen EU-Staaten. Die Regelungen hinsichtlich der 
Arbeitsgenehmigungen sind komplexer, als es hier dargestellt werden kann. Grund-
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damit die soziale Position. Sie kann mit Erwerbsunterbrechungen einhergehen, 
die vom Zuwanderungsweg abhängig sind (Jungwirth/Wolffram 2011). So ist 
für Arbeitsmigrant/en/innen mit der Migration keine Erwerbsunterbrechung 
verbunden, wenn sie mit einem Arbeitsvertrag bzw. mit der Aussicht auf einen 
Arbeitsvertrag zuwandern. Für die anderen Zuwander/er/innen sind Erwerbs-
unterbrechungen und Beschäftigung auf niedrigerem Qualifikationsniveau 
häufig anzutreffen (Cohen/Haberfeld/Kogan 2008; Gans 2009; Seifert 2001; 
Konietzka/Kreyenfeld 2001).

Darüber hinaus steht der Migrationszyklus in einem Wechselverhältnis mit 
dem Familienzyklus. Es ist elementar, die Bedeutung der Familie für Migrati-
onsprozesse zu berücksichtigen. Schließlich wurde familienbedingte Migration 
zu dem wichtigsten Zuwanderungsmodus in die EU-Staaten. Auch für andere 
Zuwander/er/innen erweist sich die Einbeziehung der Familie in die Zukunfts-
planung, die mit Migration angestrebt wird, als zentral, wie eine erste Auswertung 
der Interviews im Rahmen unserer Studie zeigt. Insbesondere für Aussiedler/
innen und jüdische Migrant/en/innen ist es oft die nachfolgende Generation, die 

sätzlich gilt allerdings, dass die Erteilung einer Arbeitserlaubnis von dem Aufent-
haltstitel abhängt.

Abbildung 1: Modell des Lebensverlaufs im Erwerbs-, Familien- und  
Migrationszyklus

Lebensverlauf

Familienzyklus Erwerbszyklus Migrationszyklus

Ausbildungsdauer / 
-niveau
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-situation
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Erwerbsstatus:
Voll- / Teilzeit,
befristet / unbefristet
sv-p�ichtig / selbstständig

Anzahl der Kinder

Unterbrechung der
Erwerbstätigkeit
Dauer / Anzahl der
Unterbrechungen

Zuwanderungsweg
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bei den Überlegungen bezüglich der Migration eine wesentliche Rolle spielt. So 
wird Migration oft mit Aufstiegsmöglichkeiten für die nachfolgende Generation 
begründet und umgesetzt. Nicht zuletzt kann die regulierte hochqualifizierte 
Migration unter diesem Gesichtspunkt betrachtet werden. Unter den überwie-
gend männlichen hochqualifizierten Zuwanderern in die BRD, die 2007 eine 
Niederlassungserlaubnis hatten, lebten 83% mit ihrer Partnerin oder ihrem 
Partner in der BRD (Migrationsbericht 2008: 89).

Eine zusätzliche Erweiterung von Krügers Ansatz ist notwendig hinsichtlich 
der Bildung und Ausbildungszeiten im Lebenslauf, wenn grenzüberschreitende 
Lebensläufe betrachtet werden. Dabei muss anderen nationalstaatlichen Bil-
dungssystemen Rechnung getragen werden. Für die Migration zwischen Ost und 
West heißt das insbesondere in den naturwissenschaftlich technischen Feldern 
ein weniger stark geschlechtlich segregiertes Bildungssystem wie einen weniger 
stark geschlechtlich segregierten Arbeitsmarkt in den postsozialistischen Staaten 
in die Analyse von Berufsverläufen einzubeziehen.

An dieser Stelle ist der Begriff der Amortisierungschancen von Bildung und 
Ressourcen im Allgemeinen zentral. Für Migrant/en/innen zeigt sich, ebenso wie 
für nicht geographisch mobile Frauen, dass Ausbildungszeiten alleine nicht eine 
Schlechterstellung im Erwerbsleben erklären können. Vielmehr sind zugewan-
derte (Hoch-)Qualifizierte mit der Neubewertung und oft auch Unterbewertung 
ihrer Ausbildung konfrontiert. Diese Prozesse tragen zu längeren Erwerbsunter-
brechungen, Beschäftigung auf niedrigerem Qualifikationsniveau und Berufs-
wechseln bei, bei Frauen oft zu sog. typischen Frauenberufen und -tätigkeiten 
(United Nations 2006). Für die Ressourcenausstattung der Migrant/en/innen 
bedeutet die Neubewertung der Qualifikation eine mögliche Infragestellung und 
Unterbewertung ihrer Kenntnisse.

Dabei wäre aus der Perspektive der Geschlechterforschung die Dimension der 
Vergeschlechtlichung einzubeziehen, die durch die Aberkennung von Qualifi-
kationen in naturwissenschaftlichen und technischen Berufen im Migration-
prozess zwischen postsozialistischen Staaten und der BRD stattfindet. Auch die 
Beschäftigung in Tätigkeiten, die als typisch weiblich gelten (Pflege, Erziehung 
und Reinigung u.ä.), ist als Vergeschlechtlichung zu begreifen. Hinsichtlich der 
Ressourcenausstattung und deren Bewertung bedeutet dies, dass eine Zuschrei-
bung von Kenntnissen aufgrund der Annahme einer universellen weiblichen 
Sozialisation stattfindet. Es erfolgt demnach nicht nur eine Abwertung, sondern 
auch eine Zuschreibung von Ressourcen bzw. von kulturellem Kapital.

Für die Analyse von Ethnisierungs- und Vergeschlechtlichungsprozessen beim 
Übergang in den Arbeitsmarkt greift Schittenhelm (2001) das Konzept der Statu-
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spassage auf. Zuschreibungen von Geschlecht und Ethnie können eine Schlechter-
stellung im Arbeitsmarkt und sozialen Ungleichheitsgefüge begründen, die sich 
in Arbeitslosigkeit, Beschäftigung auf niedrigerem Qualifikationsniveau sowie 
dem Ausschluss aus Feldern manifestiert, die nicht mit weiblichem Geschlecht 
assoziiert werden. Diese Erfahrung machen Ingenieurinnen und Naturwissen-
schaftlerinnen aus postsozialistischen Staaten in der Arbeitswelt der BRD. Wenn 
ihre Qualifikation aufgrund osteuropäischer oder postsozialistischer Herkunft 
in Frage gestellt, d.h. ihnen als Gruppe die Qualifikation abgesprochen wurde, 
kann das zudem als Ethnisierung der Statuspassage im Sinne von Schittenhelm 
analysiert werden.

Der Begriff der Statuspassage, der von Glaser/Strauss (1971) geprägt wurde, 
um dynamische Aspekte in Integrationsprozessen zu analysieren (Levy 1991: 
87), ist daher geeignet, jene Prozesse zu rekonstruieren, die zum Erwerb einer 
spezifischen Stellung im Ungleichheitsgefüge führen. Dabei stellt Levy die Prä-
misse auf, dass eine soziale Position immer durch mehrfache Partizipationen 
an Stellungen, Rollen und Zugehörigkeiten bestimmt sei, was im Begriff der 
Konfiguration gefasst wird. Um sowohl der Dynamik als auch der Stabilität von 
Integrationsprozessen Rechnung zu tragen, ist der Lebensverlauf im Sinne einer 
„Abfolge von Konfigurationen“ zu definieren, so Levy: „the life course can then 
be defined analytically as sequence of such configurations“ (ebd.: 92). Mit anderen 
Worten, eine Statuspassage im Sinne eines Übergangs zwischen spezifischen 
Statuspositionen – etwa der Übergang von der Ausbildung in die Arbeitswelt 
oder der Zugang von Migrant/en/innen zum deutschen Arbeitsmarkt – zerlegt 
sich in eine Abfolge von Konfigurationen. Oder umgekehrt: eine soziale Position 
wird durch Statuspassagen erworben. Die Reproduktion sozialer Ungleichheit 
gilt es demnach sowohl als Verfestigungen in spezifischen Positionen, im Sinne 
von Konfigurationen von Stellungen, Rollen und Zugehörigkeiten, als auch als 
Dynamik, im Sinne von Prozessen des Übergangs und Zugangs zu Feldern und 
Märkten, zu verstehen.

In dem vorgestellten Modell des Lebensverlaufs wurde dem Prinzip gefolgt, 
sowohl die Dynamik als auch die Stabilität von sozialen Positionierungen bei 
der Inklusion von Migrant/en/innen in Arbeit und Gesellschaft einzubeziehen. 
Der Erwerbsstatus, bzw. die soziale Position im Sinne einer Konfiguration von 
Stellungen, Rollen und Zugehörigkeiten wird durch unterschiedliche Prozesse 
bedingt. Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Erwerbsverlauf, der elementar für 
die Stellung im sozialen Ungleichheitsgefüge ist, diese nicht alleine bestimmt. 
Vielmehr sind Familien- und Migrationsgeschichte ebenfalls wichtige Prozesse, 
die die Erwerbssituation von Migrant/en/innen beeinflussen, indem sie Erwerbs-
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unterbrechungen und oft auch Dequalifizierungen zur Folge haben. Insofern der 
Prozess der Vergeschlechtlichung beim Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt 
elementar ist, möchte ich im Falle der hochqualifizierten Migrantinnen in Na-
turwissenschaft und Technik von geschlechtlichen Konfigurationen sprechen. 
Fachliche Kompetenz in diesen Feldern wird nicht mit weiblichem Geschlecht 
assoziiert bzw. von weiblichem Geschlecht dissoziiert, so dass Frauen, die sich 
in ihrem Herkunftsland selbstverständlich z.B. als Ingenieurinnen begreifen 
konnten, in der BRD auf ihre Geschlechtlichkeit verwiesen werden. Ihre soziale 
Stellung, die Konfiguration von Rollen, Stellungen und Zugehörigkeiten wird 
nach der Migration durch Geschlecht (neu) definiert. Was den Zugang zum 
Arbeitsmarkt angeht, bestimmt Geschlecht zum einen durch das Absprechen von 
fachlichen Kompetenzen in Naturwissenschaft und Technik ihre Möglichkeiten 
und zum anderen durch das Zuschreiben von Kompetenzen, was häufig zu einer 
Beschäftigung in Tätigkeiten führt, die als typisch weiblich (oft in Bürotätigkei-
ten, als Verkäuferin, im Bereich der Gesundheit und Pflege) gelten.

4	 Fazit

Die Mehrdimensionalität von sozialen Verhältnissen und Prozessen wurde in 
diesem Beitrag mit Bezug zu geschlechter- und migrationssoziologischen An-
sätzen des Lebenslaufs konzipiert. Ich habe dabei vorgeschlagen, statt eines 
allumfassenden Intersektionalitätsansatzes für gesellschaftsanalytische Un-
tersuchungen jeweils spezifische historische und theoretische Begründungen 
zu definieren. Die Untersuchung von Berufsverläufen hochqualifizierter Mi-
grantinnen aus postsozialistischen Staaten in die BRD ist erstens aufgrund 
der Transformationen in den ehemaligen sozialistischen Staaten und zweitens 
aufgrund der zunehmenden Bedeutung von Arbeit gegenwärtig eine For-
schungsperspektive, die angebracht und notwendig ist. Dabei ist für die Ge-
schlechterforschung eine Erweiterung der Forschungsfragen hinsichtlich der 
qualifizierten Beschäftigungschancen von Migrant/en/innen erforderlich. Für 
die Untersuchung der Inklusion von Migrantinnen in Arbeit und Gesellschaft 
wurde ein Modell entworfen, mit dem eine spezifische Erwerbssituation und 
soziale Position in ihrer Entstehung rekonstruiert werden kann. Im Anschluss 
an geschlechter- und migrationssoziologische Ansätze des Lebenslaufs wurde 
dabei zusätzlich zum Erwerbs- und Familienzyklus der Migrationszyklus als 
zentrale Dimension für die Definition einer sozialen Stellung im Ungleichheits-
gefüge konzipiert. Dabei ist die Frage einzubeziehen, inwiefern der Übergang in 
die Arbeitswelt durch eine Vergeschlechtlichung und/oder Ethnisierung über-
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formt wird, d.h. inwiefern eine Vergeschlechtlichung und/oder Ethnisierung 
der Statuspassagen stattfindet.
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Intersektionale Perspektiven auf die geschlechtliche 
Arbeitsteilung – Schweden und Frankreich im Vergleich

1	 Einleitung

Die Entstehung des Nationalstaates, die Trennung zwischen Öffentlich und 
Privat sowie die Entfaltung der kapitalistischen Produktion stellen wichtige 
Säulen der Entwicklung der bürgerlichen Gesellschaft dar. Die damit korres-
pondierenden Ungleichheitsverhältnisse Gender, Klasse und Ethnizität sind 
tief in die Funktionsweise moderner Gesellschaften eingeschrieben und haben 
jeweils ihre spezifische Verbindung zur Strukturierung von Arbeit (vgl. Klin-
ger 2008). Die Verfügbarkeit über Produktionsmittel und -vermögen sowie die 
Integration in den Arbeitsmarkt bestimmen maßgeblich die Position sozialer 
Gruppen. Dieses betrifft nicht nur die Klassenverhältnisse. So bestimmen die 
national selektierenden Regulierungen und Mechanismen von Arbeitsmärkten 
auch Status und Chancen für Migrant/en/innen. Und die gesellschaftliche Or-
ganisation von Arbeit ist nach wie vor auch ein zentrales Fundament des Herr-
schaftsverhältnisses zwischen Männern und Frauen – ob mit oder ohne Mi-
grationshintergrund. In einer Gesellschaft, die sowohl materielle Ressourcen 
als auch immaterielle Anerkennung maßgeblich über Erwerbsarbeit verteilt, 
erweist sich die traditionelle Verortung von Frauen im privaten Raum als stark 
hierarchierelevant.

Insofern kommt der geschlechtlichen Arbeitsteilung eine besondere Bedeu-
tung für die Ungleichheitsdimensionen von Gender zu. Partizipationsmöglich-
keiten von Frauen sind abhängig vom Zugang und von der Ausgestaltung der 
Erwerbsarbeit sowie von der Defamilialisierung von Frauen (und der Familiali-
sierung von Männern). Neben Gender haben auch die Ungleichheitskategorien 
Klasse und Migration1 eine spezifische Verbindung zur gesellschaftlichen Arbeit. 

1	 Wir konzentrieren uns auf Menschen mit Migrationshintergrund, da diese auf-
grund der Herkunft aus einem anderen Land (in erster, zweiter oder auch dritter 
Generation) einen nachweislich schwierigeren Zugang zum Arbeitsmarkt haben – 
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Daneben, so lautet unsere These, können sich die verschiedenen Kategorien von 
Ungleichheit in ihrer Verbindung zur Strukturierung von Arbeit überkreuzen 
und dabei die Handlungsoptionen von Individuen beeinflussen. Bei der Be-
trachtung von Ungleichheitsverhältnissen sollten neben sozialstrukturellen und 
institutionellen (etwa wohlfahrtsstaatlichen) Faktoren auch, so unsere zweite 
These, geschlechterkulturelle Einflüsse (vgl. Pfau-Effinger 2000) analysiert wer-
den. Diese Perspektiverweiterung der Analyse von Arbeitsteilung ermöglicht 
eine umfassendere Bewertung des Wandels sozialer Verhältnisse.

Anhand eines Ländervergleichs zwischen Frankreich und Schweden werden 
wir aufzeigen, wie sich die Regulation der Arbeitsteilung in Bezug auf Gender, 
Klasse und Migration auswirkt und wie sich der Status quo der geschlechtlichen 
Arbeitsteilung in diesen Ländern erklären lässt. Kernanliegen ist es zunächst 
darzustellen, inwieweit sich die Verteilung von bezahlter und unbezahlter Ar-
beit zwischen Männern und Frauen im Rahmen der länderspezifischen insti-
tutionellen, maßgeblich wohlfahrtsstaatlichen Rahmenbedingungen gestaltet. 
Hierbei zeigt sich die Bedeutung geschlechterkultureller Faktoren. Anschließend 
werden wir die Überkreuzung der Ungleichheitskategorien Gender, Klasse und 
Migration und den Zusammenhang mit der Organisation der geschlechtlichen 
Teilung von Erwerbsarbeit als auch die daraus resultierenden Konsequenzen für 
die familiale Arbeitsteilung beleuchten.

Wir halten es für gewinnbringend, die Analyse der geschlechtlichen Arbeitstei-
lung einer Gesellschaft aus der Perspektive der Intersektionalität durchzuführen, 
da hierdurch die Möglichkeit eröffnet wird, die im Rahmen unterschiedlicher 
wohlfahrtsstaatlicher Rahmenbedingungen entstehenden Inklusions- und Par-
tizipationsmöglichkeiten – oder -hemmnisse – genau herausarbeiten zu können 
und hieraus Handlungsoptionen zu entwickeln für eine sozial- und geschlech-
tergerechte Gleichstellungspolitik.

und zwar zum Teil unabhängig von Kategorien wie Rasse und Ethnizität – und 
Integrationsdefiziten ausgesetzt sind. Zu beachten ist jedoch auch bei der Kategorie 
Migration eine starke Differenzierung, die häufig mit der Form des Migrationshin-
tergrundes (etwa, wenn nur ein Elternteil einen solchen besitzt), dem sozialen Sta-
tus im Herkunftsland und im Zielland zusammenhängt.
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2	 Die intersektionale Analyse der geschlechtlichen Arbeitsteilung 
in Schweden und Frankreich

Die folgende intersektionale Untersuchung wird erstens die Ebene der sozialen 
Strukturen beleuchten, welche Daten zur Partizipation von Frauen und Män-
nern an Erwerbs- und Fürsorgearbeit, ausgewählte Sozialdaten und die Dar-
stellung der sozialpolitischen Rahmenbedingungen umfasst. Zweitens werden 
wir uns mit der Ebene der symbolischen Repräsentation (vgl. Winker/Degele 
2009) beschäftigen, also mit den jeweiligen hegemonialen Normen, Werten 
und Ideologien, die durch die Darstellung von Ergebnissen verschiedener ge-
schlechterkultureller Studien (vgl. etwa Björnberg 1994; Ridder et al. 2004) 
erarbeitet wird.

2.1	 Die Entwicklung der geschlechtlichen Arbeitsteilung  
in Frankreich und Schweden

In Frankreich und Schweden hatte sich in den 1950er- und 1960er-Jahren zu-
nächst das Hausfrauenmodell etabliert. Im Zuge von sozialem Wandel wuchs 
das Bildungsniveau von Frauen wie auch deren Wunsch nach einer dauerhaften 
Erwerbsbeteiligung, die ihre Autonomie festigte. Entsprechend stieg in beiden 
Ländern die Erwerbsbeteiligung von Frauen.

In Frankreich vollzog sich die zunehmende Erwerbstätigkeit von Frauen vor 
allem in den 1980er-Jahren und maßgeblich in Vollzeit. Sehr schnell etablierte 
sich die auch für Mütter geltende Norm der Vollzeit erwerbstätigen Frau, Teil-
zeitbeschäftigung war in Frankreich generell eher ungewöhnlich (Fagnani/Le-
tablier 2005: 146). So lag die Erwerbstätigenquote von Frauen 2008 bei 60,7%, 
im Vergleich zur allgemeinen Erwerbstätigenquote von 65,2%. Besonders die 
Erwerbstätigenquote der Mütter ist hoch, sie lag 2007 bei etwa 73% (OECD 
2009a: 2). Dennoch lässt sich bei Paaren mit Kindern ein Anteil von fast 30% 
ermitteln, bei denen nur der Mann erwerbstätig ist (OECD 2009b: 11).

Die hohe Frauenerwerbstätigkeit in Frankreich wurde unterstützt durch die 
bis in die 1990er-Jahre reichenden mangelnden Möglichkeiten einer bezahlten 
Erwerbsunterbrechung in Verbindung mit einem intensiven Ausbau des Kinder-
betreuungssystems. Auch kulturell hat sich Frankreich von einem traditionellen 
Mütterbild mit der Mutter als Hausfrau verabschiedet. Der Staat übernimmt 
einen Großteil der Verantwortung für die Erziehung der Kinder. Trotzdem sind 
es aber die Frauen, die die Verantwortung für die Organisation der Fürsorgearbeit 
tragen, und es mangelt an einer präsenten Vaterschaft. So hat sich in Frankreich 
trotz der immensen Veränderungen der familialen Arbeitsteilung durch die 
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zunehmende Erwerbstätigkeit der Frauen die Verteilung von Haus- und Fami-
lienarbeit zwischen Männern und Frauen kaum verändert. Männer haben ihre 
Partizipation an der privaten Fürsorgearbeit in den letzten Jahren nur geringfügig 
erhöht, ein Großteil der Familienarbeit wird bei Doppelverdienerpaaren daher auf 
den Staat oder den Markt verlegt oder von den Frauen getragen, deren zeitliche 
Belastung hierdurch sehr hoch ist, wie Studien zur familialen Zeitverteilung 
(etwa Bauer 2007) belegen.

In Schweden lassen sich ähnliche Entwicklungen der Frauenerwerbsarbeit 
erkennen. Schweden, geprägt durch eine hohe Kultur von Gleichstellungsbe-
strebungen, hat bereits in den 1960er-Jahren, besonders jedoch in den darauf 
folgenden beiden Jahrzehnten, Bemühungen zur Herstellung von Geschlech-
teregalität durch die Förderung der Frauenerwerbstätigkeit verfolgt. Ebenso 
wie in Frankreich stand hierbei der Ausbau von Kinderbetreuungsplätzen im 
Mittelpunkt. Insgesamt waren die Programme zur Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf jedoch umfassender und beinhalteten auch weitreichende 
Maßnahmen wie bezahlte Erziehungsfreistellungen für Männer und Frauen sowie 
Möglichkeiten zur Arbeitszeitreduzierung aus Betreuungsgründen. Bereits in den 
1970er-Jahren lag die Frauenerwerbstätigenquote bei 55%, 2008 waren 71,8% 
aller Frauen im erwerbsfähigen Alter erwerbstätig und das bei einer allgemeinen 
Erwerbsquote von 74,3%. Die Erwerbsquote von Frauen mit Kindern belief sich 
im Jahr 2007 sogar auf etwas über 80% (OECD 2009a: 2). Der Anteil der Paare, 
bei denen beide Elternteile Vollzeit erwerbstätig sind, lag 2007 in Schweden in 
etwa derselben Höhe wie in Frankreich: Gut 40% aller Paare lebten dieses Fa-
milienmodell. Im Gegensatz zu Frankreich ist in Schweden der Anteil der Paare, 
in denen die Mutter einer Teilzeitbeschäftigung nachgeht, wesentlich höher. Er 
liegt bei etwa 35%. Jedoch leben nur 16% der schwedischen Paare das Alleiner-
nährermodell (OECD 2009b: 2). Ein großer Unterschied zwischen Schweden 
und Frankreich ist auch in der Verteilung der Haus- und Familienarbeit zwischen 
Männern und Frauen festzustellen. Denn im Gegensatz zu Frankreich kann in 
Schweden durchaus ein Wandel der Partizipation von Männern an der Versor-
gung von Kindern und Haushalt festgestellt werden. Während in Schweden der 
Anteil von Vätern, die eine bezahlte Erziehungsfreistellung in Anspruch nehmen, 
ständig steigt2 und die Zeit, die schwedische Männer für die Versorgung und 
Erziehung ihrer Kinder aufwenden, bei gut 27 Stunden pro Woche liegt, bringen 
Männer in Frankreich hierfür gut zehn Stunden weniger auf (OECD 2009c: 11).

2	D er Anteil der von Vätern beanspruchten Elternzeittage lag 2008 bei 21,5% (Försä-
kringskassan 2009).
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Insgesamt kann für beide Länder ein Status quo der geschlechtlichen Ar-
beitsteilung festgestellt werden, der eine zunehmende Annäherung der Erwerbs-
partizipation von Frauen und Männern beinhaltet, auch wenn hier noch eine 
höhere Erwerbsbeteiligung von Frauen über Teilzeitbeschäftigung erkennbar ist. 
Während diese Entwicklung in Schweden mit einer höheren Partizipation der 
Männer an der Haus- und Familienarbeit einhergeht, lässt sich in Frankreich 
diesbezüglich nur ein geringer Wandel erkennen. Im Folgenden sollen zunächst 
sozialstrukturelle Faktoren mit Fokus auf sozialpolitische Rahmenbedingungen 
sowie die hierin vorfindbaren symbolischen Repräsentationen dargestellt werden. 
Erkennbar wird hierbei die Überkreuzung der Ungleichheitskategorien Klasse 
und Migration mit den Gender-Dimensionen von Arbeit im Kontext sozialpo-
litischer Rahmenbedingungen und Kultur. Diese Überkreuzungen werden im 
darauf folgenden Teil näher beleuchtet.

2.2	 Wohlfahrtsstaatliche Rahmenbedingungen, soziale Lage  
und Kultur in Frankreich und Schweden

Die Entwicklung der geschlechtlichen Arbeitsteilung, insbesondere im Er-
werbsbereich, steht in beiden Ländern in engem Zusammenhang mit wohl-
fahrtsstaatlicher Politik. Frankreich hatte mit dem Anstieg der Frauenerwerbs-
arbeit die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für Frauen (sic!) durch den 
Ausbau der Kinderbetreuungsplätze gefördert (Reuter 2002). Das kulturelle 
Leitbild der Vollzeit erwerbstätigen Mutter hat sich so auf allen Ebenen der 
Gesellschaft etabliert. Ganztagsschulen, ein umfassendes Betreuungsangebot 
außerhalb der Schulzeiten sowie die kostenlose Betreuung und Bildung der 
Kinder ab drei Jahren ermöglichen den Eltern eine gemeinsame Erwerbstätig-
keit. Auch für Kinder unter drei Jahren wird ein breites Betreuungsangebot in 
öffentlichen Einrichtungen oder über Tagesmütter bereitgestellt. Während die 
Betreuung der Kinder ab drei Jahren jedoch flächendeckend und kostenlos ist, 
können größere Unterschiede bei der Betreuung der unter Dreijährigen festge-
stellt werden. Diese Angebote sind vor allem in ländlichen Gebieten weniger 
vorhanden und zum Teil sehr kostenintensiv (vgl. Beckmann/Ehnis 2009). So 
gibt es zwar für einkommensschwache Familien eine finanzielle Unterstützung, 
dennoch kann in den letzten Jahren eine vermehrte Erwerbsunterbrechung von 
Frauen nach der Geburt eines Kindes beobachtet werden: Das geringe Einkom-
men vieler Familien, prekäre Beschäftigungsverhältnisse und hohe Kosten der 
Kleinkindbetreuung kommen zusammen. Sie führen häufig – und gerade in 
Zusammenhang mit der Geschlechtersegregation des Arbeitsmarktes und den 
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damit verbundenen Lohnunterschieden zwischen Frauen und Männern – zu 
einer Erwerbsunterbrechung der Frauen. Hiermit wird auch die geschlechtsspe-
zifische Arbeitsteilung in der Familie forciert.

Auffällig ist, dass das Familienmodell des Alleinernährers häufig einhergeht 
mit einer prekären sozialen Lage der Familien. Denn in den 1990er-Jahren wurde 
in Frankreich die Bezugsmöglichkeit einer bezahlten Erziehungsfreistellung 
ausgeweitet, die hohe Anreize jenen Familien bot, die eine Kleinkindbetreuung 
nur eingeschränkt oder gar nicht in Anspruch nehmen konnten. Während die 
bezahlte Erwerbsunterbrechung zunächst nur ab der Geburt des dritten Kindes 
bezogen werden konnte, wurde es 1994 auf Familien mit zwei Kindern und 2004 
schließlich auf eine Bezugsberechtigung bereits ab dem ersten Kind erweitert. 
Schon die 1994 erfolgte Erweiterung zog starke Veränderungen der Erwerbstätig-
keit von Müttern mit zwei Kindern nach sich. Von Dezember 1994 bis Dezember 
1995 sank die Erwerbstätigenquote von Frauen mit zwei Kindern, deren jüngstes 
Kind im Alter zwischen sechs und achtzehn Monaten war, um 26 Prozentpunkte 
– von 70% auf 44% (Reuter 2002: 18). Der überwiegende Anteil der Empfänge-
rinnen dieser Leistungen sind einfache Angestellte und Arbeiterinnen, prekär 
Beschäftigte oder Erwerbslose, denen die bezahlte Erziehungsfreistellung auch 
„als Ausstiegshilfe aus schwierigen Arbeitsbedingungen und gering bezahlten 
Tätigkeiten [dient]“ (Fagnani 2000: 66). Von Familien mit gehobenem und 
höherem Einkommen wird das Erziehungsgeld eher in Kombination mit einer 
Erwerbsreduzierung und der Inanspruchnahme öffentlicher Kinderbetreuung 
genutzt (Marical 2007). Hieran lässt sich erkennen, dass diese verschiedenen 
familienpolitischen Maßnahmen – also die öffentliche Kleinkindbetreuung 
einerseits und die bezahlte Erziehungsfreistellung andererseits – Familien entlang 
einer sozialen Linie ansprechen (sollen). An dieser Stelle wird die Überkreuzung 
der Gender-Dimensionen der geschlechtlichen Arbeitsteilung mit sozialen Lagen 
im Kontext wohlfahrtsstaatlicher Rahmenbedingungen, also sozialer Strukturen, 
deutlich. Denn ein erschwerter Zugang zu Möglichkeiten der öffentlichen Kin-
derbetreuung und Anreize durch eine bezahlte Erwerbsunterbrechung führen 
trotz des in Frankreich hegemonialen Rollenverständnisses der erwerbstätigen 
Mutter vor allem bei sozial schwächeren Familien zur Entscheidung für eine 
Erwerbsunterbrechung der Frau. Diese zieht dann wiederum eine geschlechts-
spezifische familiale Arbeitsteilung nach sich. Die Anreize zum Erwerbsaus-
stieg verschärfen die Armutsproblematik, da sich ein beruflicher Wiedereinstieg 
häufig schwierig gestaltet (Veil 2007). Ambivalent ist jedoch, dass zwar durch 
die Anreize des Erwerbsausstiegs die Armuts- und Teilhabeproblematik von 
Frauen erhöht wird, dem jedoch die Unattraktivität prekärer Beschäftigungs-
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verhältnisse entgegensteht. Somit stellt sich die Frage, inwieweit für Frauen in 
prekären Beschäftigungsverhältnissen, mit geringem Erwerbseinkommen und 
in schwierigen Arbeitssituationen die bezahlte Erziehungsfreistellung nicht eine 
willkommene Möglichkeit ist, dieser unbefriedigenden Erwerbsarbeit zeitweilig 
zu entfliehen. Dieses verweist auf die generelle Problematik des Armuts- und 
Abhängigkeitsrisikos, auf die schlechte Qualität von Erwerbsarbeit und auf die 
darin enthaltenen Gender-Dimensionen.

Betrachtet man nun die existierende geschlechtliche Arbeitsteilung im Pri-
vaten, die ein weitaus geringeres Engagement für Haus- und Familienarbeit der 
Männer in Frankreich verzeichnet als derer in Schweden (vgl. OECD 2009c: 
11), so ist diese jedoch maßgeblich durch kulturelle Faktoren erklärbar, insbeson-
dere durch einen fehlenden Wandel von Männlichkeit (Beckmann 2008). Denn 
gerade bei Vollzeit erwerbstätigen Doppelverdienerpaaren könnte die egalitäre 
Verteilung der Erwerbsarbeit zu einer Angleichung der Haus- und Familienarbeit 
führen. Dass dieses nicht so ist, kann – wie Studien belegen (etwa Ridder et 
al. 2004) – maßgeblich auf das hegemoniale Männlichkeitsbild in Frankreich 
zurückgeführt werden. Zwar sehen sich auch französische Väter inzwischen 
weniger in der Rolle des autoritären Vaters, auch übernehmen Männer durchaus 
kindbezogene Aufgaben, jedoch hat sich das männliche Selbstverständnis des 
Familienversorgers stark gehalten (ebd.). Dieses relative Verharren in traditio-
nellen Werten spiegelt sich auch in der Alltagsorganisation in Frankreich wider. 
Die Organisation des Familienalltags ist Aufgabe der Frau, Männer engagieren 
sich zumeist erst dann, wenn es aufgrund der Erwerbstätigkeit der Mutter zu 
Engpässen kommt und keine andere Möglichkeit der Kinderbetreuung besteht. 
Das traditionelle Männlichkeitsbild in der Gesellschaft zeigt sich auch in der 
französischen Familienpolitik, die bis auf die Einführung eines elftägigen Va-
terschaftsurlaubes (congé de paternité) keine Maßnahmen entwickelt hat, die 
Männern Anreize zu mehr Engagement in der Erziehung ihrer Kinder bieten.

Somit lässt sich die geschlechtliche Arbeitsteilung im Erwerbsbereich in Frank-
reich anhand wohlfahrtsstaatlicher und kultureller Faktoren erklären, die auf 
der einen Seite die Partizipation von Frauen und Müttern an der Erwerbsarbeit 
fördern und zur Norm erhoben haben. Auf der anderen Seite wird durch den 
Wandel wohlfahrtsstaatlicher Politik – mit dem Rückzug des Staates aus einem 
weiteren Ausbau der Betreuungspolitik und der Zunahme finanzieller Anreize für 
einen Erwerbsausstieg – der Norm der erwerbstätigen Mütter entgegengewirkt 
und zwar entlang von Klassendifferenzen, wobei Frauen aus sozial benachteiligten 
Schichten weniger Förderung des Erwerbszugangs erfahren. Darüber hinaus fehlt 
eine deutliche diskursive Wahrnehmung der Belange von Fürsorgetätigkeiten, 
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die nach wie vor alleinige Aufgabe von Frauen sind und neben einer Verteilung 
dieser Aufgaben zwischen Staat und Frauen vor allem zwischen Frauen und 
Frauen mit Migrationshintergrund (siehe Kap. 2.3) erfolgen.

Anders hingegen hat sich die Situation in Schweden entwickelt. Hier lässt 
sich ein gesamtgesellschaftlicher geschlechterkultureller Wandel beobachten, 
der sowohl auf institutioneller als auch individueller Ebene festgestellt werden 
kann. So hat sich in Schweden in den letzten Jahrzehnten ein Wandel der Ge-
schlechterrollen und der individuellen Präferenzen dahingehend entwickelt, 
dass Frauen als Erwerbs- und Fürsorgepersonen wahrgenommen werden, aber 
auch Männer ein zunehmend starkes Interesse an einer aktiven Vaterschaft und 
an egalitären Paarbeziehungen haben, wie verschiedene empirische Studien 
zu Vaterschaft und Männerbild zeigen konnten (etwa Björnberg 1994; Bäck-
Wiklund/Bergsten 1996). So ist der Anteil der Männer und Väter, die sich eine 
aktive Vaterschaft wünschen und sich selbst weniger als versorgender, sondern 
als fürsorglicher Vater begreifen (vgl. Björnberg 1994), um einiges höher als in 
Frankreich. Dieser Wandel der Männerrolle drückt sich in der zunehmenden 
Partizipation von Männern in der Haus- und Familienarbeit aus, und Schwe-
den ist im europäischen Vergleich das Land, in dem sich die geschlechtliche 
Arbeitsteilung am egalitärsten darstellt. Darüber hinaus lassen sich Diskurse über 
emanzipatorische Geschlechterrollen nicht nur auf der Ebene der individuellen 
Identitäten beobachten, sondern auch in der öffentlichen Sphäre. Diskurse über 
eine egalitäre Rollengestaltung und Arbeitsteilung sind bereits seit den 1960er-
Jahren auch in der wohlfahrtsstaatlichen Politik präsent und haben sich in einer 
ausgeprägten Vereinbarkeitspolitik mit deutlichen Anreizen für Väter, sich in 
der Betreuung ihrer Kinder zu engagieren, niedergeschlagen. Mit Hilfe sozial-
politischer Maßnahmen wird darüber hinaus versucht, neben der Bedeutung 
der Erwerbsarbeit auch die Anerkennung von Fürsorgearbeit zu stärken und 
das Leitbild der erwerbstätigen, pflegenden Bürger/innen zugrunde zu legen. 
Die vergleichsweise egalitäre Entwicklung der geschlechtlichen Arbeitsteilung 
in Schweden lässt sich somit als Wechselbeziehung zwischen institutioneller und 
individueller Ebene und der jeweiligen emanzipatorischen Entwicklungen von 
geschlechterkulturellen Normen erklären.

Anders als in Frankreich gestaltet sich in Schweden die Überkreuzung 
der Gender-Dimensionen von Arbeitsteilung mit sozialen Kategorien. Auch 
in Schweden ist der Zugang zum Erwerbsarbeitsmarkt für Menschen mit Be-
treuungsaufgaben an Möglichkeiten einer öffentlichen Betreuung während der 
Erwerbsarbeitszeit gekoppelt. Im Gegensatz zu Frankreich wird jedoch generell 
das erste Jahr nach der Geburt eines Kindes als Zeit für die Familie definiert 
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und durch eine finanziell umfangreiche Erziehungsfreistellung gestützt. Danach 
besteht weiterhin das Recht auf eine Arbeitszeitreduzierung in Kombination mit 
einem gut ausgebauten Kinderbetreuungsangebot, welches breit genutzt wird. Die 
Kosten der Kinderbetreuung für die unter Sechsjährigen sind so gestaltet, dass 
alle Kinder öffentlich betreut werden können, unabhängig von der finanziellen 
Situation der Eltern. Allerdings gab es bis 2001 den Rechtsanspruch auf einen 
Betreuungsplatz nur für gemeinsam erwerbstätige Eltern.3 Diese Regelung wurde 
anschließend reformiert, weil somit Eltern, bei denen zumindest ein Elternteil 
nicht erwerbstätig oder in Elternzeit war, von der Möglichkeit einer öffentlichen 
Kinderbetreuung ausgeschlossen werden konnten. Dieses hatte insbesondere 
Frauen betroffen, häufig aus sozial schwächeren Schichten, und einen Wiederein-
stieg in die Erwerbstätigkeit erschwert. Zudem hatte es Chancenungleichheiten 
zwischen den Kindern entsprechend ihrer sozialen Herkunft verschärft. Gemäß 
dem Ziel der schwedischen Sozialpolitik, einen universellen Zugang zu staatlichen 
Leistungen zu gewähren, wurde diese Regelung abgeschafft. Insgesamt kann in 
Schweden eine weitaus geringere Überkreuzung der Kategorien Gender und 
Klasse im Zusammenhang mit der geschlechtlichen Arbeitsteilung beobachtet 
werden. Im Gegensatz zu Frankreich lassen sich in Schweden weitaus weniger 
wohlfahrtsstaatlich bedingte Rahmenbedingungen beobachten, die entlang einer 
sozialen Linie den Zugang zur Erwerbsarbeit bestimmen bzw. Anreize für eine 
Erwerbsunterbrechung bieten.4 Eine Ungleichheitskategorie, die diesbezüglich 
jedoch auch in Schweden zum Tragen kommt, ist der Migrationshintergrund.

2.3 	 Migration, Gender, Klasse im Kontext geschlechtlicher Arbeitsteilung

Die Ungleichheitskategorie Migration ist im Zusammenhang mit der ge-
schlechtlichen Arbeitsteilung in den beiden Sphären der Arbeit – der produkti-
ven Arbeit auf der einen Seite und der reproduktiven, bezahlten Arbeit auf der 
anderen Seite – unterschiedlich eingelassen.

Der Zugang zur Erwerbsarbeit ist für Menschen mit Migrationshintergrund 
durch deutliche Exklusionsmechanismen geprägt, die für den Gesamtkomplex 

3	 Alleinerziehende ausgenommen.
4	 Vor kurzem wurde in Schweden ein Betreuungsgeld für die häusliche Betreuung 

von Kindern im Alter zwischen einem und drei Jahren eingeführt. Daten zur In-
anspruchnahme und zu Auswirkungen auf die Erwerbspartizipation von Frauen 
liegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht vor. Es können jedoch ähnliche 
Entwicklungen wie in Frankreich erwartet werden.
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der geschlechtlichen Arbeitsteilung zu ähnlichen Problematiken führen wie im 
Hinblick auf die Differenzkategorie Klasse: So war 2005 die Erwerbslosenquote 
von Männern in Schweden und Frankreich, die nicht in diesen beiden Ländern 
geboren wurden, um den Faktor 2 (Schweden) beziehungsweise 1,6 (Frankreich) 
höher als die Erwerbslosenquote von Männern ohne Migrationshintergrund 
(OECD 2008:112) Die Erwerbslosenquote der in Schweden und Frankreich 
lebenden Frauen, die nicht in diesen beiden Ländern geboren worden waren, war 
1,8 mal höher als die Erwerbslosenquote nicht migrantischer Frauen (ebd.). Dane-
ben sind etwa in Frankreich Frauen und Männer mit Migrationshintergrund in 
weitaus höherem Maße in unsicheren oder prekären Beschäftigungsverhältnissen 
erwerbstätig, wie Zeitarbeit, befristete Verträge, Arbeitsförderungsmaßnahmen 
u.ä. (Meurs et al. 2006: 661). Darüber hinaus sind Migrant/en/innen überreprä-
sentiert in Erwerbsbereichen wie dem Gesundheitsbereich, als Haushaltshilfen, 
Reinigungskräfte u.ä. (ebd.: 673). Auch in Schweden sind Migrant/en/innen 
überrepräsentiert in gering qualifizierter Beschäftigung und haben zumeist gerin-
gere Einkommen als Schwed/en/innen ohne Migrationshintergrund (Lemaître 
2007).

Entsprechend dieser Situation trifft gerade in Frankreich auf Frauen mit Mig-
rationshintergrund im besonderen Maße die bereits analysierte Konstellation zu, 
dass durch geringes Einkommen und prekäre Beschäftigung die Möglichkeit der 
Inanspruchnahme von Kinderbetreuung für unter Dreijährige kaum ermöglicht 
wird, wohingegen Anreize einer Erwerbsunterbrechung durch bezahlte Erzie-
hungsfreistellung geboten werden. Hierdurch werden die traditionelle familiale 
Arbeitsteilung und die Erschwerung von Frauenerwerbsarbeit perpetuiert. Ent-
sprechend kann im Kontext der wohlfahrtsstaatlichen Rahmenbedingungen ein 
deutlicher Zusammenhang zwischen den Ergebnissen einer geschlechtsspezifi-
schen Arbeitsteilung und der Ungleichheitskategorie Migration erkannt werden.

Daneben zeigt sich eine Überkreuzung der Differenzkategorien Migration 
und Gender im Kontext der geschlechtlichen Arbeitsteilung jedoch in einer 
weitaus tiefgreifenderen Dimension: Denn besonders in Frankreich hängt die 
Möglichkeit von Frauen der Mittel- und Oberschicht, ihre Erwerbstätigkeit in 
höherem Umfang aufrechtzuerhalten – somit also eine egalitäre Arbeitsteilung 
auf dem Arbeitsmarkt herzustellen –, maßgeblich davon ab, Fürsorgearbeit, die 
nicht auf den Staat übertragen oder innerfamiliär, also zwischen Mann und Frau, 
verteilt werden kann, auf andere Frauen, häufig mit Migrationshintergrund, zu 
übertragen (Misra/Merz 2007: 123). Es kommt somit statt zu einer Verteilung 
der Fürsorgearbeit zwischen Frauen und Männern oder Eltern und Staat zu einer 
Verteilung zwischen Frauen und Frauen – verschiedener Klassen und zwischen 
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Frauen ohne und mit Migrationshintergrund. Diese Verteilung kann durch den 
Staat forciert werden, wirksam werdend als 

„negative Konsequenzen der Neo-Liberalisierung der Wohlfahrtsstaaten … Während in 
vielen europäischen Ländern der Staat Dienstleistungen für Kinder, ältere und behin-
derte Menschen durch finanzielle Unterstützungen im Betreuungsbereich (Erziehungs-
urlaub, Kindertagesstätten, Altersfürsorge und Wohnungen) bereitgestellt hat, führt die 
momentane Reorganisation des Wohlfahrtsstaates zu marktgesteuerten Dienstleistungs-
angeboten und einer beträchtlichen Abnahme an vom Staat zur Verfügung gestellten 
sozialen Betreuungsleistungen“ (Lutz 2007: 66).

So lässt sich etwa in Frankreich feststellen, dass mit dem Rückzug aus dem Aus-
bau der Betreuungsangebote für die unter Dreijährigen parallel hierzu verstärkt 
finanzielle und steuerliche Angebote ausgebaut wurden, um die Organisation 
der Fürsorgearbeit durch die Familien selbst – mit Hilfe von Haushaltshilfen 
oder Kindermädchen – zu erweitern (ebd.). Dieses hat insofern weitreichende 
Folgen, als hierdurch die zumeist gut bezahlte Erwerbsarbeit von Mittel- oder 
Oberschichtsfamilien durch die zumeist schlecht bezahlte und prekäre Fürsor-
gearbeit von Frauen mit Migrationshintergrund gewährleistet wird, die wie-
derum selbst keine entsprechend flexiblen Möglichkeit haben, ihre Erwerbs-
tätigkeit durch die Verlagerung von Fürsorgearbeit zu flankieren. Eine weitere 
Problematik ist auch insofern zu sehen, als in Ländern, in denen zunehmend 
auf die subventionierte Verlagerung von Fürsorgearbeit von Familien auf den 
Markt gesetzt wird, Familien mit geringem Einkommen von diesen Möglich-
keiten ausgeschlossen werden. Haushaltshilfen und Kindermädchen sind für 
viele Familien unerschwinglich.

Konstellationen einer Organisation von Fürsorgearbeit durch migrantische 
Haushaltsarbeiterinnen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie stehen im 
Kontext bestimmter Wohlfahrts-, Gender- und Migrationsregime (Lutz 2007). 
Im Fall von Frankreich werden diese Regime durch eine Fokussierung auf die 
Belange der Erwerbsarbeit bestimmt, die sich darin äußert, dass „Maßnahmen in 
erster Linie dazu beitragen, dass der ‘Rest des Lebens’ immer effizienter um die 
Erwerbsarbeit herum organisiert wird“ (Janczyk 2008: 81). Eine solche Perspek-
tive auf die Bedeutung von Erwerbsarbeit führt in der Konsequenz zur Exklusion 
derer, die den Anforderungen des Arbeitsmarktes nicht völlig entsprechen.

Diese gesellschaftliche Fokussierung auf Erwerbsarbeit ist allerdings auch Spie-
gelbild kultureller Wertvorstellungen, ebenso wie die Organisation von Arbeit 
in ihrer Gesamtheit von kulturellen Faktoren geprägt ist. So ist im Gegensatz zu 
Frankreich in Schweden eine Verlagerung privater Fürsorgearbeit auf Haushalts-
arbeiterinnen kaum feststellbar und auch kulturell nicht akzeptiert (Lister et al. 
2007: 155 ff.). Eine Beschäftigung von Haushaltshilfen und privat finanzierten 
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Kinderbetreuerinnen ist in Schweden unüblich und trägt dort ideologisch den 
Beigeschmack herrschaftlicher Ausbeutung von „Dienstboten“, die nicht in die 
moderne, gleichberechtigte Gesellschaft passt (ebd.) Diese gesellschaftlich-kultu-
rellen Präferenzen bestimmen auch die wohlfahrtsstaatliche Politik Schwedens, die 
anders als in Frankreich keine staatlich subventionierte Verlagerung von Fürsor-
gearbeit von der Familie auf prekäre marktförmige Dienstleistungen, angeboten 
von Frauen mit Migrationshintergrund oder aus sozial schwachen Schichten, 
kennt. Im Gegensatz zu Frankreich ist der schwedische Wohlfahrtsstaat bislang 
resistent gegenüber einer durch steuerliche Vorteile oder finanzielle Förderungen 
unterstützte Etablierung eines privaten Dienstleistungssektors im Fürsorgebereich.

Diese Verweigerung auf der einen Seite, wie sie in Schweden beobachtet werden 
kann, beziehungsweise die Entwicklung hin zur Förderung privater Haushalts-
dienstleistungen, wie sie auf der anderen Seite in Frankreich besteht, hängt mit 
dem jeweilig vorherrschenden Care-Regime einer Gesellschaft und eines Staates 
zusammen. Innerhalb des jeweiligen Care-Regimes koexistieren entsprechend 
vorherrschender „Care-Kulturen“ wohlfahrtsstaatliche Programme zur Orga-
nisation von Arbeit mit Normen und Werten bezüglich der optimalen Art und 
Weise, Familie und Beruf zu vereinbaren. Die Konsequenzen der jeweiligen 
Care/Work-Regime in Schweden und Frankreich in Form einer spezifischen 
Arbeitsteilung stehen auch im Zusammenhang mit Ungleichheitskategorien 
von Geschlecht, Klasse und Migration, wie die vorangegangenen Abschnitte 
zeigen konnten. Demzufolge stellen sich an Wohlfahrtsstaaten Anforderungen 
zur Herstellung von gleichberechtigter Partizipation, Inklusion und sozialer 
Gerechtigkeit, die davon abhängen, wie Wohlfahrtsstaaten ein differenziertes 
Konzept zur Integration aller Bürger und Bürgerinnen verfolgen.

3	 Eine demokratische (Arbeits-)Gesellschaft?

Ungleichheitskategorien wie Gender, Klasse und Migration, das hat der Bei-
trag gezeigt, überkreuzen sich in ihrer Verbindung zur Strukturierung von 
Arbeit und münden in einer spezifischen Arbeitsteilung bzw. Arbeitspartizi-
pation. Diese strukturellen Dimensionen von Arbeit, Geschlecht, Klasse und 
Migration stehen im Kontext von Care/Work-Regimen, in denen Kulturen 
von Erwerbs- und Fürsorgearbeit erkennbar sind. Sie äußern sich darin, welche 
Normen und Werte über die optimale und bevorzugte Organisation und An-
erkennung von Arbeit, Leben, Teilhabe in der Gesellschaft vorherrschen bzw. 
forciert werden. Wohlfahrtsstaatliche Programme unterstützen die Umsetzung 
dieser Normen und Werte, wie sie auch Spiegelbild derselben sind.
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In Frankreich kommt der Erwerbsarbeit eine besonders zentrale Bedeutung zu, 
die sich auch darin äußert, dass alle Bürger/innen, unabhängig von Geschlecht 
oder Mutterschaft, als Erwerbspersonen definiert werden. Eine geschlechterega-
litäre Organisation von Fürsorgearbeit steht jedoch kaum im Zentrum öffent-
lichen Interesses, ebenso wenig werden soziale Dimensionen des Zugangs zur 
Erwerbstätigkeit reflektiert. Ausdruck hierfür sind sozialpolitische Programme, 
die eine Wahlfreiheit in der Betreuung von Kindern ermöglichen sollen, jedoch 
in einer sozialen Segregation von Kinderbetreuung münden – die Kinder von 
wohlhabenden Doppelverdienerpaaren werden außerhalb der Familie betreut, 
während sozial schwache Familien die Betreuung selbst übernehmen. Ebenso we-
nig scheinen die in der zunehmenden Beschäftigung von Haushaltsarbeiterinnen 
angelegten Dimensionen des Verhältnisses zwischen nicht migrantischen und 
migrantischen Frauen wahrgenommen zu werden. Diese sozialen Verhältnisse in 
der Organisation von Fürsorgearbeit sind Ausdruck des Care/Work-Regimes in 
Frankreich, welches die Ermöglichung einer Erwerbsarbeit für Familien der Mit-
tel- und Oberschicht in den Mittelpunkt wohlfahrtsstaatlicher Politik stellt, die 
Organisation von Fürsorgearbeit (ausgenommen die Bildung der Kinder) als pri-
vate Aufgabe von Frauen betrachtet und soziale Dimensionen ausblendet. Allein 
der verstärkte Ausbau der Kinderbetreuung für die unter Dreijährigen inklusive 
geringerer Kinderbetreuungskosten statt finanzieller Anreize zur Einstellung von 
Haushaltshilfen hätten die soziale Segregation hier vermeiden können.

Unterschiede hierzu sind in Schweden erkennbar. Dort wird das Leitbild 
einer gemeinsamen Verantwortung für die Organisation von Fürsorgearbeit 
und Erwerbsarbeit von Frauen, Männern und Staat verfolgt. Diese kulturelle 
und wohlfahrtsstaatlich forcierte Präferenz mündet entsprechend darin, Rah-
menbedingungen herzustellen, die Fürsorge- und Erwerbsarbeit in der Familie 
und mit staatlicher Unterstützung ermöglichen und keiner Verlagerung auf den 
Markt, insbesondere auf prekär gestaltete Dienstleistungen, bedarf.

Die intersektionale Analyse der Dimensionen von Gender, Klasse und Mi-
gration in der geschlechtlichen Arbeitsteilung zeigt also, dass soziale und Ge-
schlechtergerechtigkeit maßgeblich davon abhängen, wie der eingangs erwähnte 
Stellenwert einer umfassenden Herstellung von gesellschaftlicher Teilhabe und 
einer umfassenden Berücksichtigung des Zusammenhangs von Leben, Arbeit, 
Anerkennung und Teilhabe auf gesellschaftlicher, kultureller und staatlicher 
Ebene in politisch-gesellschaftliche Rahmenbedingungen umgesetzt wird. Eine 
emanzipative Umgestaltung der Gesellschaft muss dabei der Diversität ihrer 
Subjekte gerecht werden. Es muss ihnen eine gleichberechtigte Teilhabe an den 
verschiedenen Aspekten des Lebens wie Arbeit, Politik, Familie, Ehrenamt, 
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Freundschaft, Freizeit etc. und eine ausgewogene Vereinbarkeit dieser unter-
schiedlichen Aspekte ermöglicht werden. Ein eindimensionales Leitbild von 
Citizenship, welches sich etwa auf einen weißen, mitteleuropäischen, männ-
lichen, gebildeten, sich in gefestigtem Vollzeiterwerbsverhältnis befindenden, 
von Fürsorgeaufgaben unabhängigen Bürger fokussiert, verliert diejenigen aus 
dem Blick, die diesem Leitbild nicht entsprechen. Ein solches Leitbild impliziert 
auch eine Erwerbszentriertheit, die einer umfassenderen Definition von Arbeit 
widerspricht.

Umfassende Partizipation, soziale und Geschlechtergerechtigkeit und eine 
Anerkennung von Fürsorgetätigkeiten im Zusammenhang mit einer egalitären 
Arbeitsteilung setzen somit ein sich an Pluralität und Intersubjektivität orien-
tierendes Demokratiekonzept (Lieb 2009) voraus, welches

„dabei auf einem Gleichheitsverständnis [beruht], in dem Differenz als Grundbedingung 
von Gleichheit im Sinne von Gleichwertigkeit anerkannt werden muss. … Zentral ist auch 
die Kenntnis über die sozialen und ökonomischen Bedingungen, unter denen sich Demo-
kratie entfaltet, sowie über die demokratischen Bedingungen, in denen emanzipatorische 
Vorstellungen von Arbeit realisiert werden können“ (Kurz-Scherf et al. 2009: 290).
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Intersektionalität von Geschlecht und Ethnizität:  
Zur Konstitution benachteiligungsrelevanter 
Unterscheidungen im Bildungssystem

Die Problematik der sozialen Selektivität des Bildungssystems wird gegen-
wärtig im Rahmen bildungssoziologischer Studien sowie der empirischen Bil-
dungsforschung breit untersucht (vgl. zusammenfassend Konsortium Bildungs-
berichterstattung 2006; Solga/Dombrowski 2009). Vor dem Hintergrund der 
aktuellen Fachdiskussion um den Wandel formaler Bildungschancen wird wie-
derkehrend die Annahme vertreten, dass die „katholische Arbeitertochter vom 
Lande“ als Prototyp der Bildungsbenachteiligung der 1960er-Jahre mittlerweile 
vom „Migrantensohn aus bildungsschwachen Familien“ (Geißler 2005) oder in 
Variation hiervon vom „italienischen Gastarbeiterjungen aus dem Bayerischen 
Wald“ (Hunger/Tränhardt 2001) abgelöst worden sei. Derartige Typisierungen 
geben Auskunft über das Set beobachtungsleitender Kategorien, mit denen die 
Bildungsforschung operiert: Im Wesentlichen handelt es sich um die Merkmale 
Bildungshintergrund, Migrationshintergrund, Geschlecht, sozio-ökonomische 
und sozial-räumliche Lage, die als soziale Differenzierungslinien offensicht-
lich in ihrem Zusammenwirken spezifische Benachteiligungsmuster erzeugen. 
In dieser Aufmerksamkeit für multiple Ungleichheitsrelationen wird daher 
auch bereits eine Affinität zum Intersektionalitätsansatz gesehen (vgl. Kahlert 
2008: 784).

Die folgenden Überlegungen widmen sich daran anknüpfend der Frage, ob 
und inwiefern der Intersektionalitätsansatz einen Ausgangspunkt für die diffe-
renzierte Analyse von Benachteiligungsmustern im Bildungssystem sowie ihrer 
Genese bietet. Der erste Teil des Beitrags befasst sich mit dem analytischen Po-
tenzial der Intersektionalitätsperspektive in Bezug auf die Untersuchung sozialer 
Ungleichheitsverhältnisse. Dabei wird in Rückbindung an differenzierungsthe-
oretische Überlegungen vorgeschlagen, die mit dem Intersektionalitätsansatz 
aufgeworfene Frage der Komplexität von Ungleichheitsstrukturen auf der Ebene 
der Gesellschaft rückzubinden an das Problem multireferenzieller Prozesse der 
In- und Exklusion durch das eigenrationale Operieren von Organisationen. Am 
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Beispiel des allgemeinbildenden Schulsystems wird gezeigt, dass und inwiefern 
sich organisationsspezifische Benachteiligungsmuster und -mechanismen entlang 
der sozialen Klassifikationen Geschlecht und Ethnizität herausbilden, die nicht 
durch differentielle Eigenschaften der damit kategorial eingegrenzten sozialen 
Gruppen und ihrer gesellschaftlichen Relationierung erklärbar sind.

1	 Komplexität sozialer Ungleichheitsstrukturen als 
Bezugsproblem intersektionaler Beobachtungsperspektiven

Die folgenden Ausführungen beschränken sich auf drei zentrale Referenz-
punkte der mittlerweile recht ausdifferenzierten Intersektionalitätsdebatte, aus 
denen sich weitreichende Folgen für die Konstruktion intersektionaler Beob-
achtungsperspektiven auf soziale Ungleichheiten ergeben: auf die initiale Be-
griffsbildung bei Kimberlé Crenshaw, auf Leslie McCalls strukturanalytisches 
Forschungsprogramm und auf den Versuch einer gesellschaftstheoretischen 
Rückbindung des Ansatzes bei Cornelia Klinger und Gudrun-Axeli Knapp. 
Das Spezifische der zugrunde gelegten Intersektionalitätsperspektive an allen 
drei Ansätzen lässt sich an dem Problem der Komplexität sozial benachteili-
gender und diskriminierender Strukturen festmachen (vgl. auch Walby 2009).

Crenshaws Intersektionalitätsansatz reagiert zunächst auf spezifische Parado-
xien des Rechtssystems: Sie geht davon aus, dass die Überschneidung von Ras-
sismen und Sexismen eine spezifische Qualität der Diskriminierungserfahrung 
schwarzer Frauen hervorbringt, die sich der fallorientierten Beobachtungslogik 
des Rechtssystems entzieht (vgl. Crenshaw 1989)1. Die Unterkomplexität des 
rechtlich fixierten Kategorienschemas gegenüber der – intersektionalen – Kom-
plexität von Diskriminierungserfahrungen führt entsprechend dazu, dass die 
‘reale’ Benachteiligungssituation im Rechtssystem unsichtbar gemacht wird. 
Diese Problematik realisiert sich insbesondere auf der Ebene der Rechtsprechung 
durch Rechtsorganisationen, d.h. im eigenrationalen Entscheidungshandeln von 
Gerichten, die in der fallbezogenen Verhandlung von Diskriminierung eine Invi-
sibilisierung von solchen Benachteiligungsformen erzeugen, die dem rechtlichen 
Kategoriensystem nicht entsprechen.

1	 So zeigt Crenshaw in Bezug auf die US-amerikanische Antidiskriminierungsge-
setzgebung, dass diese als „single-axis framework“ (Crenshaw 1989: 139) konstrui-
ert ist, was zur Folge hat, dass ein derartiges Recht Diskriminierung lediglich in 
einem Entweder-oder-Schema – entweder rassistische oder sexistische Diskrimi-
nierung – beobachten kann.
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Im Unterschied hierzu strengt McCall mit ihrer empirischen Orientierung 
auf eine quantitativ ausgerichtete Sozialstrukturanalyse gewissermaßen eine 
Versozialwissenschaftlichung der Intersektionalitätsdebatte an (vgl. McCall 2001 
u. 2005). McCall geht dabei vom methodologischen Problem komplexer Un-
gleichheitsrelationen zwischen sozialen Gruppen aus, dem mit einem adäquaten, 
möglichst differenzierten, beobachtungsleitenden Kategoriensystem begegnet 
werden soll. „Class, Gender, Race“ werden von McCall dabei als interkategorial 
wirksame Dimensionen von Ungleichheit vorausgesetzt; die Komplexität und 
Variabilität von Ungleichheitsrelationen ergibt sich durch die wechselseitige 
Überschneidung dieser Zentralkategorien (vgl. McCall 2005: 1784 ff.).

Der von McCall vertretene interkategoriale Ansatz wird in der deutschsprachi-
gen Intersektionalitätsdiskussion als Möglichkeit gesehen, die kritisierte Engfüh-
rung intersektionaler Forschung auf die Mikro- bzw. Mesoebene von Gesellschaft 
zu überwinden (vgl. Klinger/Knapp 2007: 36). Auch hier wird die Komplexität 
gesellschaftlicher Ungleichheitsverhältnisse als relevantes Bezugsproblem aufge-
griffen, allerdings nicht als primär empirisch zu bearbeitende Frage, sondern im 
Horizont herrschaftskritischer Gesellschaftstheorie. Dabei wird die Notwendig-
keit einer gesellschaftstheoretischen Fundierung des Intersektionalitätskonzepts 
betont, die der Ansatz McCalls selbst nicht bietet (vgl. Knapp 2008). Knapp und 
Klinger gehen von der „gesellschaftstheoretischen Ausgangsannahme“ aus, „dass 
die Trias Klasse, ‘Rasse’/Ethnizität und Geschlecht Verhältnisse bezeichnet, die 
auf ebenso unterschiedliche wie nachhaltige Weise die Ungleichheitsstruktur 
nahezu aller Gesellschaften prägen“ (Klinger/Knapp 2007: 20). Die Forschungs-
perspektive, die sich an eine solche Grundlegung anschließt, beobachtet dann 
die spezifisch historische Ausprägung der Überlagerung von Herrschaftsmecha-
nismen entlang der angenommenen triadischen Struktur.

Die Bestimmung des Verhältnisses von Klasse, Geschlecht und ‘Rasse’/Ethni-
zität2 im Rahmen einer makrosoziologisch angelegten Großtheorie ist allerdings 
mit der Schwierigkeit konfrontiert, dass sich soziale Teilhabechancen nicht linear 

2	 Für die weitere Argumentation ist bedeutsam, dass die Verwendung von Ethnizität 
oder gar ‘Rasse’ als sozioanalytische Strukturkategorien im Kontext einer sozialwis-
senschaftlichen Beschreibung sozialer Wirklichkeit in Frage gestellt werden muss. 
Während ‘Rasse’ nicht jenseits rassistischer, d.h. soziobiologistischer Diskurse Re-
levanz erlangt, gewinnt Ethnizität als hegemoniale Beschreibungsmatrix im bundes-
deutschen Kontext Plausibilität, insofern sie eine Referenz auf die historische Diffe-
renzierungsform Nation hat. Infolge der Migrationspolitik der Nachkriegsgeschichte 
fungiert Ethnizität seit den 1980er-Jahren als Kontingenzformel, die Fremdheit mar-
kiert und für die Interpretation sozialer Verhältnisse bedeutsam wird (s. Exkurs).
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aus dem Klassen- und/oder dem Geschlechterverhältnis und/oder dem Verhältnis 
zwischen ‘ethnisch’ definierten Gruppen ableiten lassen. Aus einer differenzie-
rungstheoretischen Perspektive wäre demgegenüber in Rechnung zu stellen, 
dass soziale Ungleichheiten und Prozesse sozialer Schließung „gerade durch das 
Inklusions- und Exklusionsarrangement von Organisationen … hergestellt und 
stabilisiert“ (Nassehi 2004: 341) werden. Organisationen bilden den legitimen 
Modus der Produktion sozialer Ungleichheit – und dies paradoxerweise im 
Horizont einer modernen Semantik der Gleichheit (vgl. Luhmann 2000: 394). 
In einer stärker institutionentheoretisch akzentuierten Perspektive formuliert 
Thomas Schwinn (2008: 23): „Die modernen differenzierten Institutionen sind 
die notwendige Voraussetzung, um Chancengleichheit zu verwirklichen, und mit 
ihnen entstehen zugleich die sozialen Ungleichheiten von Klasse, Geschlecht und 
Ethnie.“ Daraus ergibt sich folgende Problemstellung: Zwar basieren die Repro-
duktionsprinzipien moderner Gesellschaften nicht primär auf der Zuweisung von 
Positionen entlang sozialer Kategorien wie Geschlecht und Ethnizität. Dennoch 
werden diese als Modi der Klassifikation in Prozessen der sozialen Positionierung 
in institutionell strukturierten oder formal organisierten Bereichen von Gesell-
schaft ungleichheitsrelevant.

Erkenntnistheoretisch unterscheiden sich die drei „Achsen der Ungleichheit“ 
(Klinger/Knapp 2007) insofern, als Klasse und Geschlecht primäre – und in 
diesem Sinn kategoriale – Differenzierungslinien bezeichnen, die sich nicht aus 
anderen gesellschaftsstrukturellen Verhältnissen ableiten lassen. Dies gilt auch 
für den unter den Bedingungen nationalstaatlicher Vergesellschaftung strukturell 
ungleichheitsrelevanten Status der Kategorie Staatsbürgerschaft (vgl. Hormel 
2007: 196 ff.). Im Unterschied dazu stellt sich im Fall von Ethnizität jedoch das 
Problem, dass es sich hierbei um keine per se sozioanalytische ‘Strukturkategorie’ 
handelt. Vielmehr ist die Kategorie Ethnizität Bezugspunkt einer auf imaginäre 
Einheiten bezogenen Unterscheidungspraxis, mit der soziale Verhältnisse (auch 
im sozialwissenschaftlichen Kontext) symbolisch als Intergruppenbeziehungen 
redefiniert und repräsentiert werden (vgl. ebd.: 215 ff.). Entsprechend hat Rogers 
Brubaker hinsichtlich der kategorialen Verwendung von Ethnizität auf einen 
verbreiteten „groupism“ aufmerksam gemacht, der trotz der Dominanz „konst-
ruktivistischer Sichtweisen“ auch innerhalb der etablierten Ethnizitätsforschung 
insistiert (Brubaker 2004: 8). In Bezug auf Intersektionalitätsanalysen wirft die 
Beschreibungsformel Ethnizität folglich dann Probleme auf, wenn diese – wie bei 
McCall – auf die empiriefähige Modellierung makrosozialer Ungleichheitsrelati-
onen zwischen Gruppen verlagert wird, die in einem deduktiv-quantifizierenden 
Forschungsprozess bestimmt werden.
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Exkurs: Zur Problematik einer strukturanalytischen Perspektive  
auf ‘race’/Ethnizität

Bereits Herbert Blumer stellt aus der Perspektive des Symbolischen Interaktio-
nismus in Frage, dass „race relations“ einen durch eigenständige Strukturmerk-
male charakterisierbaren Typus sozialer Beziehungen darstellen: 

„As far as I can see, there is no evidence whatsoever for assuming that race relations are 
a special class or kind of social relations with a distinct generic character that sets them 
apart – as when we speak of economic relations or intimate relations or impersonal 
relations or conflict relations … all of the relations found between races are also found 
between groups that are not races.“ (Blumer 1973: 6)

In Anschluss an Blumer wäre folglich zu differenzieren zwischen der struk-
turellen Relevanz bzw. Irrelevanz von ‘race’ und Ethnizität einerseits und den 
spezifischen sozialhistorischen Entwicklungen, die Plausibilitätsbedingungen 
für rassialisierende und ethnisierende Klassifikationen herstellen, andererseits 
(vgl. Hormel 2007: 142  ff.). Gerade diese Plausibilitätsbedingungen stellen 
sich in Bezug auf die Bundesrepublik in spezifischer Art und Weise. Im Unter-
schied zu klassischen Einwanderungsländern wie etwa den USA, wo sich die 
weiße Majorität auch als ‘ethnisch’ definiert, wird der Begriff ‘Ethnizität’ in 
Deutschland nicht für die Binnendifferenzierung des nationalen Staatsvolkes 
angewandt, sondern hat eine Referenz auf staatliche Territorialität, die immer 
schon ‘nicht-deutsche Herkunft’ markiert: Prozesse ‘ethnischer Differenzie-
rungen’ sind somit im Kontext einer „Soziogenese ethnischer Minoritäten“ zu 
betrachten, „bei der Bevölkerungsgruppen über den Weg ethnischer Aufladung 
zu politischen Größen von (fremd-)nationaler Qualität transformiert werden“ 
(Bukow 2000: 171). Das ordnungspolitische Schema ‘Ethnizität’ folgt entspre-
chend einer diskursiven Logik, die das Nationale als das Universelle, das Eth-
nische als das Partikulare setzt. Dabei entpuppt sich Ethnizität als „Container-
begriff“, der ein völlig heterogenes Spektrum von Phänomenen bezeichnet wie 
„faktische oder vermeintliche Gemeinsamkeiten der Hautfarbe …, des Gebiets, 
(mythische) gemeinsame Ursprünge oder Abstammung, Gemeinsamkeiten der 
Geschichte, der Sprache oder Dialekte, der (ethnischen oder politischen) Kul-
tur, des Habitus und der Lebensstile, der Religion, wie der Staatsbürgerschaft“ 
(Bader 1995: 66 f.). Trotz – oder gerade wegen – dieser kategorialen Unterbe-
stimmtheit entfaltet die Beschreibungsformel ‘Ethnizität’ seit den 1980er-Jah-
ren ihre Plausibilität vor allem im Kontext derjenigen Organisationen, die mit 
Migration und ihren sozialen Folgen befasst sind: Ethnisierende Semantiken 
erweisen sich dabei als „praktische Organisationsressource“ in „Schule, Jugend-
arbeit, Sozialpädagogik, Wohlfahrtsverbänden und Sozialarbeit“ (Bommes 
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1994: 372). Entsprechend lässt sich der Rückgriff auf Ethnizitätskonstrukte 
als Legitimationsgrundlage für organisatorische Entscheidungen beobachten, 
nicht zuletzt in Hinblick auf die selektive Zuweisung von Bildungschancen im 
und durch die Organisationen des Bildungssystems.

2	 Geschlecht und Ethnizität als Klassifikationsressourcen  
im Bildungssystem

Mit den in der Bildungsforschung dokumentierten Bildungsbenachteiligungen 
nach sozialer Herkunft, Migrationshintergrund und Geschlecht (vgl. Solga/
Dombrowski 2009) ist die Frage nach den Prozessen aufgeworfen, durch die 
der meritokratische Selbstanspruch und damit die prinzipielle Indifferenz mo-
derner Bildungssysteme gegenüber askriptiven Merkmalen unterlaufen wird. 
Diese lassen sich nicht unabhängig von den sozial segregativen Effekten er-
schließen, welche die gegliederte Organisationsstruktur des Bildungssystems 
hervorbringt: So besteht das deutsche Schulsystem hinsichtlich seiner vertikal 
und horizontal gegliederten Organisation als ein Relikt des preußischen Stän-
destaates und bildet damit strukturell die stratifikatorische Form der sozialen 
Differenzierung ab, aus der es historisch hervorgegangen ist (vgl. Baethge 2006: 
21). Zwar erfolgte mit der Einführung der gemeinsamen vierjährigen Grund-
schule für alle Kinder in der Weimarer Republik ein Bruch mit der unmit-
telbaren ständischen Kanalisierung von Bildungschancen. Die dabei leitende 
meritokratische Idee einer leistungsgerechten Verteilung von Bildungschancen 
bildet allerdings auch die bis heute wirksame Legitimationsgrundlage der so-
zial selektiven Bildungsbeteiligung (vgl. Böttcher/Klemm 2000). Während 
die Reproduktion von Bildungsungleichheiten entlang der Kategorien Klasse/
Schicht/Milieu sowie Bildungshintergrund als eigenständige Faktoren unstrit-
tig ist (vgl. Becker 2009; Solga/Dombrowski 2009), zeigt sich hinsichtlich der 
Kategorien Geschlecht sowie Migrationshintergrund ein unklares Bild.

2.1	 Geschlechtsbezogene Benachteiligungen

Die Kategorie Geschlecht scheint mit der Angleichung der formalen Bildungs-
chancen von Mädchen und Jungen seit Ende der 1970er-Jahre als isolierbarer 
Benachteiligungsfaktor im allgemeinbildenden Schulsystem an Relevanz verlo-
ren zu haben. In der Tradition der feministischen Schulforschung stehende Stu-
dien zeigen jedoch, dass trotz der relativen Angleichung der formalen Bildungs-
chancen Leistungsdifferenzen in unterschiedlichen Fachgebieten fortbestehen 
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und dass die Schule einen zentralen Beitrag zur Reproduktion geschlechterste-
reotyper Fachinteressen, Selbstkonzepte und Persönlichkeitsmuster leistet (vgl. 
Kampshoff/Nyssen 1999; Nyssen 2000). Hingewiesen wird auf Mechanismen 
eines „Gendering in der Schule“, das sich durch einen traditionelle Geschlech-
terarrangements stützenden „heimlichen Lehrplan“ realisiert, der von curricu-
laren Elementen über die in der Organisationskultur der Schule abgelagerten 
Geschlechterhierarchien unter den Lehrkräften bzw. der Geschlechtersegre-
gation in Form der ungleichen Verteilung von Lehrern und Lehrerinnen auf 
unterschiedliche Schulformen (vgl. Cornelißen 2004: 130 ff.) bis hin zu ‘doing 
gender’-Effekten auf der Ebene von Interaktionsprozessen im Unterricht reicht 
(vgl. Faulstich-Wieland/Weber/Willems 2004).

Geschlechtsbezogene Benachteiligungen sind auch infolge der Schulleistungs-
studien TIMSS, IGLU und PISA zum Thema geworden3, wobei gegenwärtig die 
Diskussion einer Bildungsbenachteiligung von Jungen an Einfluss gewinnt (vgl. 
bereits Diefenbach/Klein 2002; Aktionsrat Bildung 2009). Mit Blick auf die in-
ternationale Diskussion wird inzwischen aber festgestellt, „dass die gegenwärtige 
öffentliche Debatte um das Underachievement der Jungen stark verkürzt bleibt, 
weil sie die Genderdifferenzen übertreibt und gleichzeitig die substanzielleren 
Schulleistungsdifferenzen in Bezug auf Sozialklasse, ethnische Zugehörigkeit und 
jugendkulturelle Verankerung nicht berücksichtigt“ (Stamm 2008: 118) – obwohl 
die beobachtete Bildungsbenachteiligung von Jungen nahezu ausschließlich Jun-
gen aus sozial benachteiligten Klassen/Milieus und mit Migrationshintergrund 
betrifft (vgl. Budde/Mammes 2009: 15 ff.).

Die Annahme, mit der Gewährleistung des formalen Zugangs von Frauen zu 
allen Bildungsgängen im Zuge der Bildungsexpansion sei deren Bildungsbenach-
teiligung überwunden worden, stellt sich dabei als ebenso übergeneralisierend dar 
wie die Feststellung einer generellen Benachteiligung der Jungen und Männer: 
Denn der „Abbau von Geschlechterungleichheiten im Bildungserwerb [wurde] 
im Wesentlichen über die Einführung einer – bei den Männern bereits vorhan-

3	 Mit der ‘Trends in International Mathematics and Science Study’ (TIMSS), der ‘In-
ternationalen Grundschul-Leseuntersuchung’ (IGLU) und der ‘Programme for In-
ternational Student Assessment Study’ (PISA) liegt inzwischen eine umfangreiche 
Datenbasis zu fachspezifischen Leistungsdifferenzen vor. Deren Ergebnisse zeigen, 
dass Mädchen höhere Lesekompetenzen und niedrigere Kompetenzen in Mathe-
matik und in einigen naturwissenschaftlichen Bereichen als Jungen aufweisen. Ins-
gesamt fallen die Geschlechterdisparitäten in der Grundschule noch relativ gering 
aus, verstärken sich aber im Laufe der Schulzeit (vgl. zusammenfassend Aktionsrat 
Bildung 2009: 80 ff.).
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denen – herkunftsabhängigen Stratifikation der Bildungsbeteiligung bei Frauen 
erreicht“ (Solga 2005: 256). Insofern von der Erhöhung des Bildungsniveaus seit 
den 1970er-Jahren vor allem die „Töchter aus den höheren sozialen Schichten“ 
profitierten (ebd.), kann von einer Angleichung der Bildungsbeteiligung von 
Frauen an die klassenbezogene Differenzierungspraxis des gegliederten Schul-
systems ausgegangen werden. Geschlecht scheint – berücksichtigt man die for-
malen Bildungschancen – gerade nicht mehr, wie noch in den 1960er-Jahren, als 
klassenübergreifender Benachteiligungsfaktor bedeutsam zu werden, sondern 
im Zusammenspiel mit migrations- und klassen-/milieubezogenen Faktoren 
‘interkategoriale’ Benachteiligungseffekte zu erzeugen.

2.2	 Migrationsbezogene Benachteiligungen

Die Kategorie Migrationshintergrund, wie sie in der empirischen Bildungsfor-
schung verwendet wird, beobachtet keineswegs ‘Ethnizität’, sondern auf indivi-
dueller Ebene den biographischen Faktor Wanderung in der Familiengenealo-
gie sowie den der nationalen Herkunft. Das typische Benachteiligungsmuster, 
das durch den Migrationshintergrund angezeigt wird, basiert dabei auf den 
Faktoren Sprachkompetenz und Sprachverwendung sowie bildungsbezogener 
und sozioökonomischer Familienhintergrund (vgl. Konsortium Bildungsbe-
richterstattung 2006). Aus dieser Datenlage resultierend werden in der aktu-
ellen Bildungsforschung zum einen die benachteiligte sozioökonomische Lage 
und zum anderen mangelnde Kompetenzen in der deutschen Verkehrssprache 
– und nicht der Migrationshintergrund als solcher – als erklärende Faktoren 
gewertet (vgl. Stanat 2008). Während sich die sprachbezogene Benachteiligung 
dabei aus dem „monolingualen Habitus“ (Gogolin 1994) der Schule und dem 
Scheitern an den entsprechenden Normalitäts- und Leistungserwartungen er-
klären lässt, spielt hinsichtlich der sozioökonomischen Lage die spezifische Ein-
wanderungs- und Sozialpolitik der Bundesrepublik eine entscheidende Rolle: 
Die primär auf Anwerbung von MigrantInnen für niedrig qualifizierte und ge-
ring entlohnte Arbeitsmarktsegmente orientierte Migrationspolitik seit Mitte 
der 1950er-Jahre führte mit zum charakteristischen Phänomen einer „ethni-
schen Schichtung“ (vgl. Treibel 1999: 199 ff.), dessen historische Folgen zu der 
massiven Bildungsbenachteiligung von Kindern und Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund (vgl. zusammenfassend Diefenbach 2007) beitragen. Damit 
scheint die Kategorie Ethnizität in Bezug auf die Benachteiligungsstrukturen 
im Bildungssystem keine oder nur geringe Bedeutung zu haben. Eine Erklä-
rungsperspektive, die statistisch beobachtete „primäre Herkunftseffekte“ (Be-
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cker 2009: 109) wie Sprache, bildungsbezogenen und sozioökonomischen Hin-
tergrund bereits als Benachteiligungsursache interpretiert, kann jedoch wenig 
über die Herstellung von Bildungsungleichheiten auf der Schul- und Unter-
richtsebene aussagen.

Die Beobachtung von Prozessen „institutioneller Diskriminierung“ orientiert 
sich demgegenüber an der Frage, welchen aktiven Beitrag Schule als Organisa-
tion zur „Herstellung ethnischer Differenz“ (Gomolla/Radtke 2008) leistet. 
Dabei werden diskriminierungsrelevante Entscheidungen auf der Ebene der 
Selektions- und Verteilungsprozesse innerhalb des Schulsystems in den Blick 
genommen. Formen direkter und indirekter Diskriminierung von Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund erfolgen – so eines der zentralen 
Ergebnisse – in Abhängigkeit von institutionellen Rahmenbedingungen, insbe-
sondere dem spezifischen lokalen Schulplatzangebot und werden mit Rückgriff 
auf ethnisierende Unterscheidungsmuster plausibilisiert und legitimiert (vgl. 
ebd.).4 Dies ermöglicht die Zurechnung so unterschiedlicher Aspekte wie So-
zialverhalten, Sprachgebrauch in der Familie, fehlender Kindergartenbesuch, 
mangelnde Unterstützung durch die Eltern auf imaginierte Gruppenmerkmale 
(vgl. ebd.). Der Beobachtungsfokus liegt hier folglich nicht auf der Frage, ob 
MigrantInnen aufgrund einer Gruppenzugehörigkeit Benachteiligung erfah-
ren, sondern darauf, wie ethnisierende Gruppendifferenzen organisationsintern 
konstituiert und diskriminierungswirksam werden. Die Schule als Organisa-
tion erzeugt dabei im Modus der Attribution ‘ethnischer’ Gruppenmerkmale 
ein entscheidungsrelevantes Klassifikationsschema, das nicht unabhängig von 
Klassifikationsmustern operiert, die auf der Zuordnung zu sozialen Klassen und 
Milieus basieren: Es handelt sich bei Ethnizität somit um ein multireferenzielles 
Konstrukt, dessen primäres Differenzierungsmuster ethnisch/nicht-ethnisch 
ist, dabei aber zentral die Reinterpretation sozialer Ungleichheitsphänomene 
beinhaltet und überlagert (vgl. Hormel 2010). Ethnizität als Selektionsschema, 
mit dem das Bildungssystem seine SchülerInnen unterscheidet und diese Un-
terscheidung benachteiligungswirksam operationalisiert, entzieht sich damit 
aber der kategorialen Beobachtbarkeit der quantifizierenden Bildungsforschung.

4	D abei werden etwa im Fall von Sonderschulaufnahmeverfahren Legitimationsfig-
uren bemüht wie „Integrationsunwilligkeit“, „Selbstsegregation“ oder es wird schli-
cht auf „Koranschulbesuch“ und „islamischen Fundamentalismus“ als „Lern-, Leis-
tungs- und Integrationshindernisse“ hingewiesen (vgl. Gomolla/Radtke 2008: 226).
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2.3	 Intersektionale Effekte der Prozessierung ethnisierender  
und geschlechtsbezogener Unterscheidungen

Hinweise auf die Verschränkung ethnisierender und geschlechtsbezogener 
Unterscheidungen in der schulischen Kommunikation gibt eine Studie von 
Martina Weber (2003), die zeigt, dass ethnisierende Wahrnehmungen von 
Zuschreibungen überformt sind, mit denen MigrantInnen als Repräsentanten 
einer patriarchal ausgerichteten Kultur adressiert werden. Insbesondere türki-
sche Schüler werden hierbei als homogene Gruppe konstruiert, „die sich durch 
extreme Dominanzansprüche gegenüber Frauen und alltägliche Demonstrati-
onen eines solchen Machtgefälles auszeichne“ (Weber 2003: 145). Die Kons-
truktion eines Gegensatzes zwischen einem rückständigen ‘türkischen’ und 
einem emanzipatorischen ‘westlichen’ Geschlechterverhältnis stützt dabei die 
Annahme einer fundamentalen Kulturdifferenz, die auch in Konstruktionen 
von türkischen Mädchen als Opfer einer patriarchalen Kultur einfließt. Dabei 
wird türkischen Mädchen im Unterschied zu türkischen Jungen nicht generell 
unterstellt, dass sie an unzeitgemäßen traditionellen, patriarchal und familia-
listisch ausgerichteten Mustern festhalten. Im Fall von als selbstbewusst und 
autonomiebestrebt wahrgenommenen türkischen Schülerinnen werden jedoch 
häufig Kulturkonflikte angenommen, die diese – so das gängige Deutungsmus-
ter – mit ihren traditionell orientierten Vätern und deren patriarchal-autoritär 
ausgerichtetem Erziehungsstil ausfechten müssen (vgl. ebd.: 154 ff.).

Da die identifizierbaren Zuschreibungen Elemente professioneller Deutungs-
muster sind, ist anzunehmen, dass diese auch in Leistungserwartungen einfließen 
und dass sich schulintern kollektive Interpretationsstrukturen etablieren, die zu 
routinisierten Logiken des Unterscheidens beitragen. Insofern davon ausgegangen 
werden muss, dass sich die Organisation Schule auf gesellschaftlich vorhandene 
ethnisierende und geschlechtsbezogene Deutungsmuster und Wissensbestände 
nicht lediglich in Form einer einfachen Adaption bezieht, sondern eigenrati-
onal reinterpretiert, muss dabei eine Übersetzung von wahrgenommenen so-
zialen Merkmalen von SchülerInnen in schulintern legitime Klassifikationen 
wie Begabungen, Lernbereitschaften, Sprachkompetenzen etc. erfolgen. Für die 
Untersuchung der Mechanismen intersektionaler Benachteiligung im Bildungs-
system wären folglich die benachteiligungsrelevanten Prozesse, die sich in diesen 
Übersetzungsleistungen vollziehen und die Klassifikation im Interaktionskontext 
einerseits, selektionsbezogene Entscheidungen im Organisationskontext ande-
rerseits leiten, von zentraler Bedeutung. Die Bezugspunkte, an denen benach-
teiligende und diskriminierende Unterscheidungen ansetzen, können in ihrer 
Komplexität entsprechend nicht auf makrostrukturell angelegte Kategorien wie 
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Geschlecht und Ethnizität zurückgeführt werden, sondern müssen in Hinblick 
auf ihre Artikulation und Überlagerung gemäß der Eigenrationalität des Bil-
dungssystems rekonstruiert werden.

Während im Fall des beruflichen Ausbildungssystems Geschlecht und Eth-
nizität auch als Bezugspunkte sozialer Schließung beobachtbar sind, die den 
selektiven Zugang zu Ausbildungsbetrieben und Berufsfeldern mit strukturieren 
und in ihrer intersektionalen Prozessierung insbesondere für Frauen mit Migra-
tionshintergrund benachteiligende Effekte zeigen (vgl. Granato/Schittenhelm 
2003: 114 f.), stellt sich dies im allgemeinbildenden Schulsystem anders dar: 
Geschlecht und Ethnizität werden hier nicht (mehr) als Diskriminierungsres-
sourcen genutzt, die den formalen Zugang zu Bildung regulieren, sondern werden 
schulintern als Unterscheidungslogik prozessiert und somit ungleichheitsrelevant. 
Es handelt sich folglich um gemäß der jeweiligen Organisationsförmigkeit unter-
schiedliche Gelegenheitsstrukturen zur Konstitution benachteiligungsrelevanter 
Unterscheidungen.

3	 Schlussfolgerungen: Intersektionalität von Geschlecht und 
Ethnizität als Bezugspunkt der Analyse  
von Bildungsungleichheiten

Bildungsungleichheiten sind nur unzureichend mit sozialwissenschaftlichen 
Grobklassifikationen analysierbar, wie sie gängigen makrosoziologisch ange-
legten Klassen-, Schichtungs- und Milieumodellen, der Unterscheidung unter-
schiedlich gefasster Migrantengruppen und Migrantenmilieus oder auch der 
Unterscheidung in die beiden Genus-Gruppen zu Grunde liegen. Insofern sich 
die Bedeutung von Geschlecht und Ethnizität nicht nur in Abhängigkeit von 
ihrer jeweiligen gesellschaftsstrukturellen Rückbindung und ihrer kontextbe-
dingten Aktualisierung in Interaktionsprozessen realisiert, sondern durch die 
Organisationsförmigkeit der Zuweisung sozialer Positionen spezifisch vermit-
telt ist, stellt die hinreichende Aufklärung ungleichheitsrelevanter Mechanis-
men und Prozesse – insbesondere in Bildungsinstitutionen – eine Herausforde-
rung für zukünftige Forschungsansätze dar.

Angesichts der deutlichen Hinweise darauf, dass geschlechts- und migra-
tionsbezogene Bildungsbenachteiligungen in engem Zusammenhang mit der 
Reproduktion sozialer Klassen-/Milieuzugehörigkeit stehen, kann das Resümee 
gezogen werden, dass im Fall des Bildungssystems die Intersektionalität von 
Geschlecht und Ethnizität in das dominante und historisch beständige Benach-
teiligungsschema einer klassenbezogenen Differenzierung eingelagert ist.
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Wenn daraus geschlossen werden kann, dass das Bildungssystem in seinen Nor-
malvollzügen spezifische Formen von Intersektionalität generiert, dann erfordert 
dies im Rückschluss, dass Intersektionalitätsanalysen der Frage der Komplexität 
von Benachteiligungsprozessen und der in ihnen zum Tragen kommenden Klassi-
fikationslogiken nachgehen sollten. Gegenüber einer Orientierung am Primat der 
Strukturkomplexität – wie dies insbesondere McCall sowie Knapp und Klinger 
vorschlagen – müsste eine analytische Perspektive der Komplexität von Benach-
teiligungsformen auch auf der Ebene von organisatorischen Prozessen ansetzen. 
Dabei ist weder von einem linearen Durchgreifen gesellschaftlicher Strukturen 
auf die Operationsweisen von Organisationen auszugehen, noch ist es sinnvoll, 
„Organisationseffekte“ „auf die Ebene des Gesellschaftssystems hochzurechnen“ 
(Luhmann 2000: 384). Dies erfordert eine ungleichheitstheoretische Bestimmung 
des Verhältnisses von Struktur- und Prozesskomplexität, wobei zu differenzieren 
wäre zwischen Antagonismen, die auf der Ebene sozialer Strukturen zu verorten 
sind, den Operationsweisen von Organisationen als „paradigmatische Form der 
Vermittlung von gesellschaftlichen Strukturen und Dynamiken und konkreten 
Lebenslagen“ (Nassehi 2004: 342) und Effekten geschlechtsbezogener und eth-
nisierender Klassifikationen auf der Ebene sozialer Interaktion.

Eine ungleichheitssoziologisch angelegte und gesellschaftstheoretisch begrün-
dete Intersektionalitätsforschung ist vor diesem Hintergrund darauf verwiesen, 
den gruppensoziologischen Fehlschluss der Gleichsetzung sozialer Klassifi-
kationen mit konkreten Kollektiven und ihrer Relationierung zu vermeiden. 
Dies schließt eine „antikategoriale“5 Perspektive notwendig ein, mit der soziale 
Differenzierungen und Ungleichheiten als Ergebnis von Praktiken der Unter-
scheidung, der Klassifikation und der Herstellung von Intelligibilität betrachtet 
werden – wie dies im Kontext der Geschlechterforschung mit unterschiedlicher 
theoretischer Akzentuierung poststrukturalistischer und wissenssoziologischer 
Ansätze für die Kategorie Geschlecht herausgestellt wird (vgl. Butler 1991; Gil-
demeister 2008). Im Unterschied zu McCalls Einschätzung wäre entsprechend 
ein „antikategorialer“ Zugang kein genuiner und partikularer Forschungsstrang 
(vgl. McCall 2005: 1773), sondern eine Erkenntnis- resp. Beobachtungsposition, 
die auch für ungleichheitstheoretisch angelegte Untersuchungen von zentraler 
Bedeutung ist (vgl. auch Knapp 2008: 48 f.). Der Fokus richtet sich damit auf 
die intersektionale Ausprägung der Prozessierung sozialer Klassifikationen und 
nicht auf die strukturelle Überschneidung von Gruppenmerkmalen.

5	 Vgl. hierzu McCalls Systematisierungsvorschlag zur Unterscheidung „antikategori-
aler“, „intrakategorialer“ und „interkategorialer“ Intersektionalitätsansätze (2005).
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Sandra Smykalla

Gender und Diversity im Diskurs von  
Weiterbildung und Beratung –  
Ansatzpunkte für Perspektiven der Intersektionalität

Durch die Umsetzung der gleichstellungspolitischen Strategie Gender Main-
streaming in Deutschland hat Gender eine „Reise durch die öffentliche Kul-
tur“ (Butler 1997: 34) angetreten. Gender als Konzept feministischer Theorie-
bildung verlässt akademische Diskurse der Geschlechterforschung und taucht 
zunehmend im Kontext von Reformprozessen in Organisationen auf. Die er-
höhte Nachfrage an Beratung führte in den letzten Jahren zu einem Boom an 
Gender-Trainings und -Beratungen; Gender-Trainer/innen und -Berater/innen 
treten als eine neue Akteursgruppe auf, die sich als Gender-Expert/en/innen 
professionalisieren, um Gender-Kompetenz zu vermitteln. In einem neuen 
Zweig des Dienstleistungsmarktes, dem Handlungsfeld der Gender orientier-
ten Weiterbildung und Beratung, erhält der Begriff Gender neue Bedeutungen 
und Funktionen. So existiert heute eine Vielzahl von Weiterbildungskonzep-
ten, die abhängig von dem jeweils zugrunde gelegten Gender-Verständnis und 
je nach Anfrage, Thema und Zielgruppe variieren.

Welche Effekte diese Reise von Gender zeitigen, ist in der deutschsprachigen 
Geschlechterforschung umstritten. Kritischen Stimmen zufolge werde Gen-
der dabei zu einem „linguistischen Passepartout“ (Knapp 2001b: 57), das sich 
mit wechselnden Bedeutungen aufladen kann und das zur „Verdinglichung der 
Mann/Frau-Opposition als grundlegender und grundsätzlicher Differenz“ (ebd.) 
eher beitrage als diese aufzulösen. Als Begriff verhelfe Gender zwar durch seine 
Entgrenzung den Geschlechterfragen zur „Weltläufigkeit“, gleichzeitig verkomme 
Gender jedoch zu einem „amorphen Begriff, der keine spezifischen Hinsichten 
mehr bezeichnet“ (Knapp 2001a: 36). Der Kategorie Gender sei ihre „einstmals 
radikale akademische und politische Aktions- und Wirkungsmacht abhanden 
gekommen“ (Scott 2001: 52, 59). Angesichts dieser Kritik ist zu fragen: Hat der 
Begriff Gender eine inhärente politische Bedeutung, die es zu wahren gilt, oder 
ist er ohnehin in ein Feld vielfältiger Einschreibungen und Bedeutungen zu 
entlassen? Geht eine normativitätskritische Bedeutung von Gender durch Gender 
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Mainstreaming verloren, da dualistische Deutungen entlang der sex-Gender-
Trennung den machtkritischen Gehalt von Gender unterwandern, oder entstehen 
neue Potenziale für die Transformation hierarchischer Geschlechterverhältnisse?

Im Folgenden wird versucht, Begriffe und Konzepte weder definitorisch ein-
zuengen, noch einer beliebigen Bedeutungseinschreibung zu überlassen, sondern 
das, was zur Diskussion steht, „von den Begriffen aus zu befragen“ (Huber 1997: 
9). Wie werden Lesarten von Gender und Diversity im Kontext von Weiter-
bildung und Beratung diskursiviert? Welche Diskurspositionen werden von 
Gender-Expert/en/innen in ihren Interventionen profiliert und welche werden 
ausgeschlossen? Und inwiefern bieten theoretische Überlegungen zu Intersek-
tionalität Ansatzpunkte für eine professionelle Beratungspraxis?

Als Ausgangspunkt meiner Überlegungen verstehe ich Intersektionalität als 
eine Analyse- und Reflexionsperspektive, die die Möglichkeit schaffen kann, 
Ein- und Ausschlüsse innerhalb kontextspezifischer Machtkonstellationen 
sichtbar zu machen und infrage zu stellen. Um diese Möglichkeit nutzen zu kön-
nen, schlage ich vor, Intersektionalitätsperspektiven mit einer dekonstruktiven 
Lesart von Differenz zu verbinden. Dafür beziehe ich mich auf ein subjekt- und 
machtkritisches Verständnis von Differenz, wie es in poststrukturalistischen 
Theorien entwickelt wurde. Während Differenz, oft verkürzt verstanden als 
Unterschied, einen Dualismus impliziert, also den Gegensatz von zwei in sich 
geschlossenen Einheiten, geht es im poststrukturalistischen Verständnis von 
Differenz darum, das Uneinheitliche als strukturelles Element von Differenz 
zu begreifen. Nicht die Opposition von zwei Polen ist relevant, sondern das Zu-
standekommen von Abgrenzungsvorgängen, die zwei eindeutig unterscheidbare 
Pole erst herstellen. Differenz beschreibt damit eine „strukturelle Qualität des 
Unterschieds, keine inhaltliche: Der Unterschied selbst wird nicht inhaltlich 
gefüllt, sondern bleibt offen“ (Kahlert 1999: 84). Betont wird das „Offene, 
Nicht-Identische und Unabgeschlossene“ (Rendtorff/Moser 1999: 315) an 
der Differenz. Dekonstruktion heißt in Bezug auf ein solch offenes Differenz-
Verständnis auch nicht „verneinen oder abtun, sondern in Frage stellen“ (Butler 
1993: 48). Judith Butler erläutert:

„Eine Voraussetzung in Frage zu stellen, ist nicht das gleiche wie sie abzuschaffen; viel-
mehr bedeutet es, sie von ihren metaphysischen Behausungen zu befreien, damit verständ-
lich wird, welche politischen Interessen in und durch diese metaphysische Plazierung 
abgesichert werden.“ (Butler 1995: 54)

Eine dekonstruktive Perspektive der Intersektionalität zu entwickeln fordert 
dementsprechend dazu heraus, vereinheitlichende, essentialisierende Katego-
risierungen als Grundlage von Privilegierung und Benachteiligung aufzude-
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cken und zu transformieren. Damit ist jegliche Bedeutungsproduktion immer 
gleichzeitig mit den Machtmechanismen ihrer Kategorisierung zu denken.

Im folgenden Beitrag wird anhand von Gender- und Diversity-Konstrukti-
onen1 von Trainer/innen und Berater/innen gezeigt, mit welchem Differenz-
Wissen Expert/en/innen ihre Interventionen konzipieren, wie sie ihre eigene 
Professionalität darüber begründen und welche Potenziale zur Transformation 
von Geschlechterverhältnissen sie dabei eröffnen bzw. ungeachtet lassen. Diese 
Analyse ist Teil meiner eigenen empirischen Forschung im Feld der Gender orien-
tierten Weiterbildung und Beratung (Smykalla 2010) sowie meiner Beobachtung 
und Mitgestaltung des Diskurses um Intersektionalität in den deutschsprachigen 
Gender Studies innerhalb der letzten Jahre. Es werden zunächst drei Diskursposi-
tionen von Trainer/n/innen zum Verhältnis von Gender und Diversity herausge-
arbeitet. Dabei wird insbesondere die Plausibilisierung oder Infragestellung von 
Dualismen sowie das Theorie-Praxis-Verständnis der Expert/en/innen fokussiert. 
Anschließend werden diese empirischen Erkenntnisse mit erziehungswissen-
schaftlichen Überlegungen zu Professionalität und der Produktion von Wissen 
und „Nicht-Wissen“ rückgekoppelt, um zu zeigen, wie die eigene Involviertheit 
der Expert/en/innen ihr professionelles Handeln bestimmt. Deshalb wird ab-
schließend der Vorschlag gemacht, im Handlungsfeld der Weiterbildung und 
Beratung neben Fachkompetenz eine Ambivalenzkompetenz zu entwickeln, die 
die Professionalität von Trainer/n/innen und in Bezug auf die Transformation 
von Machtverhältnissen erst ermöglicht.

Dekonstruktion und Diversity aus der Sicht  
von Trainer/n/innen und Berater/n/innen

In Angeboten der Weiterbildung und Beratung im Zuge von Gender Mainstre-
aming werden verschiedene Lesarten von Gender profiliert. Dabei ist es für die 
Vermittlung von Gender-Kompetenz zentral, inwiefern von den Trainer/n/in-
nen und Berater/n/innen die sex-Gender-Trennung in den Trainings aufrecht-
erhalten oder infrage gestellt wird und wie in diesem Zusammenhang das Ver-
hältnis von Theorie und Praxis konzeptionalisiert ist (Smykalla 2010: 233 ff.). 
Es wird gezeigt, wie die Art und Weise der Diskursivierung von Gender von 
der eigenen Überzeugung der Expert/en/innen und von den angenommenen 

1	D iversity wird hier vor allem auf begrifflich-konzeptioneller Ebene und weniger als 
Unternehmensstrategie (Managing Diversity) thematisiert.
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Erwartungen des Gegenübers, ihrer „Teilnehmendenkonstruktion“ (ebd.: 180) 
abhängt.

Angst vor Gleichmacherei: Die Plausibilisierung des Dualismus

Laut der von mir befragten Trainer/innen und Berater/innen äußern die Teil-
nehmenden in Gender-Trainings oft populärwissenschaftliche, biologistische 
Meinungen über Geschlechterverhältnisse. Als eine Erklärung für das häufige 
Heranziehen biologischer Fundierungen von Gender wird die Unfassbarkeit 
der Vorstellung, Geschlecht sei sozial konstruiert, formuliert. Die Vermutung 
eines Trainers ist, dass die Biologie als eingängigere und einfachere Begründung 
für Geschlechterdifferenzen fungiert: Das Biologische erscheint eindeutig und 
handhabbar, während das Soziale als komplex und schwer zugänglich gilt.

Wie eine Trainerin erklärt, arbeitet sie bei der Wissensvermittlung im Training 
mit verschieden weitreichenden Definitionen von Gender und variiert diese in 
Abhängigkeit von der Zielgruppe:

„Je nach dem, welche Zielgruppe wir vor uns haben, ist das eine größere Aktion oder eine 
kleinere. Die Minimaldefinition ist halt die Differenzierung zwischen sex und gender. 
Wenn wir Leute vor uns haben, die auch differenzierteren Wahrnehmungen zugäng-
lich sind, was ja wichtig ist, muss man halt weitergehen und zeigen, dass sex halt nicht 
einfach nur eine Begebenheit ist, sondern auch eine Geschichte hat und differenziertere 
Ausgestaltungen und gender eben auch.“ (BZ 116)2

Die Darstellung der sex-Gender-Trennung wird hier als minimaler Erklärungs-
ansatz beschrieben, der, sobald mehr Vorwissen in der Gruppe vermutet wird, 
durch eine andere Darstellung, z.B. der Historisierung von Biologie und Körper, 
differenziert wird. Obwohl diese Relativierung von der Expertin für wichtig 
gehalten wird, warnt sie davor, die sex-Gender-Trennung gänzlich aufzugeben:

„Ich passe aber auch immer auf, dass es nicht verschwimmt, weil dann die ganze Sache 
tot ist, dann kann man damit nichts mehr anfangen. […] Nicht dass das gegeneinander 
auflösbar wird und alle Katzen grau werden, dann verliert das ja die Aussagekraft und 
Plausibilität, sich damit überhaupt zu beschäftigen. Dann entsteht vielleicht auch die 
Idee, dass die Experten noch nicht mal genau wissen, wie das ist, also warten wir mal 
ab und brauchen nichts machen.“ (BZ 75)

2	D ie Kürzel nach den Zitaten stehen für Abkürzungen der Pseudonyme, die den 
Interviewten aus Datenschutzgründen gegeben wurden. Die Punktuation in den 
Zitatstellen folgt Transkriptionsregeln, die im Rahmen der Methodik des Expert/
en/inneninterviews nach Meuser/Nagel (2002) festgelegt wurden. Der Punkt steht 
für ein Satzende, Kommata wurden nur zur Satzstrukturierung gesetzt und ent-
sprechen nicht den üblichen Orthografieregeln.
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Der Erhalt der Trennung von biologischem Geschlecht und sozial konstruier-
ten Geschlechternormen bekommt in dieser Diskursivierung einen taktisch-
strategischen Gehalt, denn sie wird mit der Abwendung eines doppelten Plausi-
bilitätsverlustes begründet: zum einen soll der Akzeptanzverlust für das Thema 
und zum anderen der Anerkennungsverlust der Trainerin als Expertin damit 
abgewendet werden. Durch eine Relativierung der Trennschärfe befürchtet die 
Trainerin, werde den Teilnehmenden eine Legitimationsgrundlage gegeben, 
sich nicht weiter mit der Konstruiertheit von Geschlecht auseinandersetzen zu 
müssen. Außerdem könnte eine Relativierung des Natur-Kultur-Dualismus von 
den Teilnehmenden zudem als Unwissenheit der Trainingsleitung interpretiert 
werden, weil die Grenzverwischung nicht als Fachwissen anerkannt würde. 
Aus diesen befürchteten Wirkungen bei den Teilnehmenden schlussfolgert die 
Trainerin, dass eine fehlende klare (duale) Definition von Geschlecht mit einem 
Spannungsverlust einhergeht, der Lernen verhindert: „Ich würde sagen, wenn 
das alles nicht mehr definierbar ist, dann haben wir ja gar keine Spannungen 
mehr, mit denen man auch was vorwärtsbringen kann“ (BZ 121). Wie des Wei-
teren deutlich wird, bezieht sich diese Befürchtung eines Spannungsverlustes 
auf jene geschlechtertheoretischen, dekonstruktiven Zugänge, die die sex-Gen-
der-Trennung in Frage stellen. So liege eine

„hochproblematische Problematik in der gender-Debatte, weil in manchen Diskursen das 
wirklich darauf hinausläuft, dass alle Katzen grau sind und man nichts Differenzierendes 
mehr feststellen kann. […] Also ich fürchte, dass das kontraproduktiv werden könnte, 
was da zum Teil entsteht.“ (BZ 119 + 121)

Argumentationslogisch finden in dieser Diskursposition zwei Gleichsetzungen 
statt: theoretische, dekonstruktive Herangehensweisen werden mit einer Auf-
lösung jeglicher Unterscheidbarkeit assoziiert, und eine die Grundlagen von 
dualen Konstruktionsmechanismen infrage stellende Kritik wird auf Gleich-
gültigkeit und Beliebigkeit reduziert. In dieser Konsequenz wird bei einer Re-
lativierung des Dualismus befürchtet, dass die Handlungsfähigkeit des Subjets 
verloren ginge sowie die soziale Kategorie Geschlecht entpolitisiert werde. Eine 
duale Differenz gilt im Gegenzug als etwas Schützenswertes, weil sie eine als 
notwendig erachtete Eindeutigkeit und damit eine „natürliche“ Spannung der 
Gegensätze für Lernprozesse aber auch für gesellschaftliche Ordnung insgesamt 
bewahrt. Dominant wird in dieser Lesart von Differenz die Konstruktion eines 
dualen Geschlechterverständnisses, dem die Kultur der Zweigeschlechtlichkeit 
und Heteronormativität als theoretischer Referenzrahmen dienen.

Interessant ist, wie an diese Plausibilisierung der Eindeutigkeit der dualen 
Geschlechterdifferenz zudem die Expertise der Trainerin gekoppelt wird. Legi-



236 Sandra Smykalla

timiert wird die Einstellung, dass dekonstruktivistische Gender-Theorien „kont-
raproduktiv“ seien, mit den antizipierten Erwartungen der Teilnehmenden nach 
Klarheit. Klarheit im Sinne von Eindeutigkeit wird dabei mit Sicherheit assoziiert. 
Daher seien Verunsicherungen und Irritationen der dualen Geschlechterordnung 
im Training zu vermeiden. Diese Teilnehmendenkonstruktion korreliert mit 
der eigenen Überzeugung der Trainerin, dekonstruktivistische Ansätze aus der 
neueren Geschlechterforschung seien gefährlich. Es werden also prognostizierte 
Einstellungen der Teilnehmenden für die eigene Überzeugung funktionalisiert, 
denn die Ablehnung dekonstruktiver Herangehensweisen beruht weniger auf 
tatsächlicher Erfahrung, sondern vielmehr auf den Vorannahmen der Trainerin 
über ihre Zielgruppe.

Wie wirken sich solch duale Gender-Konstruktionen nun auf das Verhält-
nis zu anderen gesellschaftlichen Ordnungskategorien aus? Hierzu erklärt eine 
Trainerin:

„… wir haben da eine ganz klare Position. Wir sagen, gender oder Geschlecht ist struk-
turwirksamer als die anderen Kategorien. Aber Geschlecht ist genau das. … Sie können 
keine Geschlechterpolitik machen ohne Diversity. … das ist völlig absurd. Die Lebens-
wirklichkeiten von Menschen strukturieren sich dadurch, dass es männliche und weib-
liche Zugänge gibt oder Männer und Frauen, je nach dem. Und dann haben Sie aber 
Junge, Alte, ethnische Unterschiede usw. Das heißt, gender ist für uns immer nicht 
Mann Frau, sondern gender heißt immer männlich und weiblich in der Differenziertheit 
Ethnie, Herkunft, Alter, also das, was Diversity ist. Das ist ganz wichtig, das ist unsere 
Definition von gender.“ (EM 129)

Gender wird hier zur grundlegenden gesellschaftlichen Ordnungskategorie er-
klärt. Ausgangspunkt ist ein duales Gender-Verständnis, das um den Aspekt 
von Diversity notwendigerweise ergänzt werden muss. Damit wird Zweige-
schlechtlichkeit gegenüber anderen gesellschaftlichen Zuschreibungen als vor-
gängig gesetzt. Lediglich innerhalb der Gruppe der Frauen und Männer werden 
verschiedene soziale Zugehörigkeiten und Lebenswirklichkeiten ergänzt.

Von einem anderen Trainer wird die Kategorie Geschlecht aufgrund ihrer 
Omnipräsenz als höherrangiger im Vergleich zu anderen sozialen Kategorien 
eingestuft:

„Ich würde gerne da eine Hierarchie einführen (lachend) und ich würde sagen, dass 
für mich die Geschlechterfrage über dem Diversity steht. […] Frauen und Männer, die 
stecken ja überall drin, in jedem der Diversity-Bausteine sag ich mal. Deswegen würden 
für mich in der Hierarchie die Frauen und Männer eher oben stehen und darunter dann 
der Diversity-Aspekt.“ (RL 175, 179)

Diese Annahme einer gesellschaftlichen Vorrangstellung von Geschlecht be-
kräftigt auch ein anderer Trainer, indem er sich von einem horizontalen, addi-
tiven Verhältnis abgrenzt:
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„Geschlecht ist eben besonders strukturwirksam aus der Erfahrung heraus, und von 
daher stellen wir das in den Vordergrund, während es ja im Rahmen von Diversity eher 
ein horizontaler Ansatz ist, der ja die verschiedenen Kategorien nebeneinander stellt 
und mal ist die wichtiger, mal ist die wichtiger.“ (PD 135)

Vertreten wird in diesen Positionen eine hierarchisch-vertikale Lesart von 
Gender als gesellschaftlich dominanter Strukturkategorie. Abgegrenzt wird 
sich von Diversity als einem horizontalen Ansatz, bei dem soziale Kategorien 
nebeneinander stehen und zu unterschiedlichen Zeiten relevant werden kön-
nen. Die eigene Erfahrung der Trainer/innen dient als Referenzpunkt für die 
Begründung, dass Geschlecht eine besonders wichtige Funktion zukommen 
muss. Hier ist es weniger die angenommene Vielfalt von Lebenslagen oder Dis-
kriminierungserfahrungen bei den Teilnehmenden, die die eigene Arbeitsweise 
rechtfertigt, sich vorrangig auf die Kategorie Geschlecht zu beziehen, sondern 
die eigene Überzeugung wird zum Maßstab des Handelns gesetzt.

Angst vor Identitätsverlust: Die Vervielfältigung von Dualismen

In einer anderen Deutungsstrategie wird die Festschreibung dualistischer Ge-
schlechterordnungen im Training zwar problematisiert, aber einer Lösung die-
ses Problems durch dekonstruktive Ansätze mit Skepsis begegnet:

„Es ist sozusagen aus dem Dekonstruktivismus für mich kein Angebot, was soll denn 
an die Stelle von dieser Dichotomie kommen? Das ist nicht fassbar. Und wenn was 
kommt, dann ging es in die Beliebigkeit. Aber so eine Beliebigkeit, wo es völlig egal ist, 
wer ich bin.“ (SC_1 202)

Die Infragestellung von Zweigeschlechtlichkeit wird zwar grundsätzlich befür-
wortet, aber von diesem Trainer als „schöne Utopie“ (ebd.) für die jetzige Situa-
tion als unbrauchbar abgewertet, weil das Dekonstruieren der Geschlechterdi-
chotomie mit einer Auflösung von Identitäten ineinsgesetzt wird. Auch dieser 
Trainer geht davon aus, dass dies die Gefahr der Beliebigkeit berge und an den 
Bedürfnissen der Zielgruppe vorbeigehe und es deshalb nicht sinnvoll sei, Iden-
tität „an sich“ abzulehnen, weil sie Orientierung gebe und Selbstvergewisserung 
ermögliche:

„Ich brauche Identität, um zu wissen, wer ich bin. … Das ist sozusagen die Entwicklung 
von Ich und Du. Damit ich weiß, wer ich bin, weil sonst löse ich meine Grenzen auf, Kör-
per und Geist. Also erst die seelischen oder geistigen Grenzen, dann die Körpergrenzen 
und dann ist es entgrenzt und dann wird es völliges Chaos.“ (SC_1 202)

Die „Idee des Dekonstruktivismus“ sei „interessant, weil es wird angedacht, 
was gibt es denn jenseits der Dichotomie“, aber es fehle an überzeugenden und 
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„greifbaren“ Ansätzen, die zeigen, in welche Richtung die Entwicklungen jen-
seits dichotomer Vorstellungen gehen sollen (SC_1 202).

In dieser Diskurspositionierung findet zwar – ähnlich wie oben beschrieben 
– auch eine Abgrenzung von theoretischen, dekonstruktiven Ansätzen aus der 
Geschlechterforschung statt, aber begründet mit einer gewissen Ratlosigkeit, wie 
diese umzusetzen seien und was eine Alternative zu dualistischen Anordnun-
gen sein könnte. Denn ähnlich wie in der ersten Diskursposition geht mit einer 
Grenzverwischung die Befürchtung eines Identitätsverlustes einher. 

Obwohl eine andere Trainerin von einer Gleichzeitigkeit vieler sozialer Iden-
titätskategorien ausgeht, behält Geschlecht aber die wichtigste Funktion, weil 
es am offensichtlichsten ist:

„Es [das Geschlecht, Anm. Smy] ist einfach mal das Herausnehmen eines Diversity-
Aspektes. Wir gehen davon aus, dass die Kenntnisse der Diskriminierung von Frauen 
dazu befähigen, die Diskriminierung der anderen Kriterien zu verstehen. Weil es so eine 
fundamentale Form von Diskriminierung ist, das Geschlecht, weil es so offensichtlich 
ist, ja? Alles andere muss offensichtlich gemacht werden, z.B. Hautfarbe oder Zugehö-
rigkeit zur Religion kann man ganz schwer sehen, wenn jemand Kopftuch trägt, aber 
sonst keine Chance. […] Und in Deutschland ist Geschlecht im Augenblick eines der 
wesentlichen Merkmale in der Diversity-Debatte. Das würde ich schon sagen.“ (DT 28)

Hier wird die Gewichtung von Geschlecht als Kategorie also mit dem hohen 
Grad an Sichtbarkeit (der Diskriminierung von Frauen) begründet. Geschlecht 
als ein Aspekt von Diversity wird begrifflich mit „Frauen“ gleichgesetzt. Das 
Begründungsmuster für die Vorrangstellung von Gender als Identitätskate-
gorie verläuft über eine von der Trainerin angenommene, gängige, verallge-
meinerbare Erfahrung und Tatsache, dass Geschlechterzugehörgkeit am of-
fensichtlichsten sei. Absolut gesetzt werden damit die eigene Haltung und 
Annahme der Expertin und nicht die tatsächlichen Lebenswelten der Adres-
sat/en/innen.

Reflexionsgewinne: Die Infragestellung von Dualismen

Bei anderen Diskursivierungen von Gender beziehen sich die Trainer/innen 
nicht affirmativ auf die sex-Gender-Trennung, sondern versuchen, diese zu hin-
terfragen. Dabei wird ein theoriegeleitetes, dekonstruktives Herangehen arti-
kuliert, das stärker auf einer Verwobenheit als auf einer eindeutigen Trennung 
von Theorie und Praxis basiert:

„Ja ich denk mir doch, die Bringlage ist, dass es um die Dekonstruktion der Geschlech-
ter geht. Das ist bei der Umsetzung in der Praxis extrem schwierig, das, was sozusagen 
vorhanden ist, immer so zu denken. Aber es ist so, wie es ist (lachen).“ (GL 64)
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Dekonstruktion in der Beratung und Weiterbildung umzusetzen, erscheint 
hier zwar als ein hoher Anspruch, aber deshalb gerade nicht unmöglich, son-
dern eine Notwendigkeit und Herausforderung. In dieser Position wird eine 
grundlegendere Dimension der Geschlechterkonstitution angesprochen, die 
auf die komplexe Herstellung von Geschlechterdifferenz selbst schaut. Gender 
wird in der untrennbaren Verwobenheit mit anderen gesellschaftlichen Kate-
gorien beschrieben, ohne die prinzipielle Vorrangstellung gegenüber anderen 
Ausgrenzungskategorien anzunehmen:

Gender wird hier als ein komplexer Zuschreibungsprozess, der Geschlechter-
verhältnisse bedingt, beschrieben.

Wie ein anderer Trainer erläutert, versucht er, in „dekonstruktivistisch gelei-
teten gender-Trainings“ (KF 43) dekonstruktive Theorien einfließen zu lassen:

„Und jetzt gar nicht mal so, dass ich da weit aushole und hochtheoretische Referate halte, 
aber so ein bisschen die Grundidee erkläre und dann auch immer versuche, was es denn 
für die praktische Arbeit bedeuten könnte.“ (KF 32)

Dekonstruktivistisch heißt für diesen Trainer vor allem, die „Bedeutung von 
Geschlecht auch immer wieder rauszunehmen“ (KF 49). Es soll zwar „für Ge-
schlechter“ sensibilisiert werden, aber es besteht „gleichzeitig der Versuch, auch 
zu starke Konzentrationen wieder auf das Geschlecht zu vermeiden“, indem an-
dere Kategorien mitgedacht werden und ein umfassendes „Gerechtigkeitskon-
zept“ angestrebt wird. Dekonstruktive Ansätze in Gender-Trainings werden 
von ihm für diejenigen Teilnehmenden als positive Impulse für die geschlech-
terpolitische Praxis gesehen, die eine Bereitschaft mitbringen, Konstruktions-
prozesse von Geschlecht zu reflektieren. Dies sind meist Teilnehmende, die 
schon Erfahrungen in geschlechterbezogener Arbeit haben. Der Trainer rückt 
in dekonstruktivistisch geleiteten Trainings den Aspekt von einer umfassenden 
Machtstruktur in den Mittelpunkt und stellt damit gleichzeitig die ausschließ-
liche Fokussierung auf die Kategorie Geschlecht in Frage. Er problematisiert 
damit die Ausschließlichkeit der Thematisierung von Gender, weil darüber an-
dere Machtverhältnisse unberücksichtigt bleiben:

„Und warum hat man sich sozusagen jetzt auf die Gerechtigkeit der Geschlechter kon-
zentriert, ohne was weiß ich kulturelle Herkunft, Alter, Behinderung eben gleich mit 
zu diskutieren?“ (KF 33)

Auch eine andere Trainerin vertritt die Annahme, Vielfalt sei ein konstituti-
ves Moment von Gender. Auf die Nachfrage hin, ob ein Vorteil in Diversity-
Ansätzen gesehen werden kann, wird von ihr der Blick auf die Ermöglichung 
vielfältiger Differenzen genannt, aber gleichzeitig die fehlende Perspektive der 
Macht kritisiert:
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„Ja, das ist schon ein Gewinn, das Denken in verschiedensten Differenzen, Diversität als 
Kategorie auch zu reflektieren und was heißt das? Und da würde ich aber zum Beispiel 
sagen, das wäre, also mein Ansatz wäre, das auch in einem ganz bestimmten Sinn nutz-
bar zu machen, nämlich nicht irgendwie, ja der einzelne Mitarbeiter und die einzelne 
Mitarbeiterin leistet mehr, wenn man die Verschiedenheit anerkennt, äh schön, aber 
darum geht es mir aber nicht in den Trainings, sondern auch noch mal die Effizienzlogik 
rausnimmt und da irgendwie guckt, welche Machtkonstruktionen sind da und dass die 
miteinander verquickt sind und das diskutieren wir im gender-Training auch, aber wir 
nennen es nicht Diversity Training.“ (AH 61)

Anders als in den vorherigen Diskursivierungen wird Gender nicht als duale, 
zweigeschlechtliche Kategorie konstruiert, sondern als komplexer Normie-
rungsprozess gedacht. Ein duales Gender-Konzept erfährt damit eine Infrage-
stellung und Verschiebung hin zu einem multiplen Gender-Konzept (vgl. auch 
Frey 2003). In dieser Diskursposition werden ein Dialog von Theorie und Pra-
xis und eine Arbeit mit den Teilnehmenden „auf Augenhöhe“ angestrebt.

Paradoxien professionellen Handelns:  
Unentscheidbarkeiten erfordern Positionierungen

Betrachten wir diese Diskursivierungen von Gender und Diversity durch die 
Expert/en/innen vor dem Hintergrund einer jüngeren erziehungswissenschaft-
lichen Debatte um Wissensproduktionen und Professionalität, so erhält die 
Frage nach dem Gehalt professionellen Handelns eine neue Facette. So beschäf-
tigen sich neuere erziehungswissenschaftliche Diskussionsstränge in der Pro-
fessionalisierungsdebatte mit „Orten des Nicht-Wissens“ und seiner Beziehung 
zum Wissen. Das Verhältnis zum Wissen wird damit selbst problematisiert, 
denn sonst bleibt nur die „Illusion eines unmittelbar handlungsleitenden Fach-
wissens“ oder die „Rückkehr zum so genannten gesunden Menschenverstand 
des Alltags“ (Wimmer 1996: 241). Wie Michael Wimmer konstatiert, bleibt 
ungedacht, welche Bedeutung Wissen für professionelles Handeln hat, wenn es 
nicht die technische Funktion der Handlungssteuerung übernimmt:

„Solange also das Verhältnis zwischen Wissen, Deuten und Handeln in Termini der 
Anwendung, Umwandlung und Übersetzung gedacht wird, wird ein kontinuierlicher 
Übergang von Wissen zum Handeln unterstellt oder suggeriert und die Kluft, die durch 
das irreduzible Nicht-Wissen besteht, verkannt.“ (ebd.: 242)

Denn obwohl weder Subsumtionslogik noch Anwendungstechnologie inten-
diert sind, erhält sich ein instrumentelles Handlungsverständnis. Der Wunsch 
nach Handlungswissen gleicht dem nach einer „Dienstanweisung“, die man 
ohne nachzudenken und ohne Verantwortung zu übernehmen nur auszufüh-
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ren braucht. Die Fähigkeit, die Kluft zwischen Nicht-Wissen und Wissen han-
delnd zu überwinden, stellt den Kern pädagogischer Professionalität dar (ebd.: 
239). Die Versuchung bestehe in der Eindeutigkeit, Klarheiten und Sicherhei-
ten herzustellen, wohingegen deren Fehlen gerade die Spezifika professionel-
len Handelns ausmachen. Wimmer schlägt deshalb vor, dass das Nicht-Wissen 
nicht als ein aufzugebender Mangel, sondern als ein „Nicht-Wissen-Können“ zu 
begreifen ist (ebd.).

Nehmen wir diese Überlegungen als Anregungen für ein verändertes Ver-
ständnis von Professionalität von Trainer/innen und Beratenden, so stellt sich 
die Frage nach der Kompetenzentwicklung im Spannungsverhältnis von Wissen 
und Nicht-Wissen. Zudem spielt dabei der Zusammenhang von professionellem 
und politischem Handeln eine entscheidende Rolle, da Weiterbildung und Be-
ratung in einem politischen Raum stattfinden. Obwohl von einigen Beratenden 
eine ‘Neutralität’ in der professionellen Arbeit angestrebt wird, konnte anhand 
der Diskursivierungen gezeigt werden, wie sie ihre Professionalität über eigene 
Setzungen oder Zuschreibungen Anderer konstituieren und sich damit selbst 
in bestimmter Weise als Expert/innen inszenieren. Das Wissen um die eigene 
Involviertheit in Privileg- oder Diskriminierungsstrukturen und deren Reflexion 
ist wichtig, denn, wie auch obige empirische Analysen gezeigt haben, repräsen-
tieren, verkörpern oder veranschaulichen Trainerinnen und Trainer immer auch 
ihre Einstellungen zu Gender und Diversity – und zwar unabhängig davon, ob 
sie dies explizit oder implizit tun bzw. ob sie es wollen oder nicht. 

Weder nur „Betroffenheit“ noch nur Fach-Expertise können ein Qualitäts-
garant für „gute“ Beratungsarbeit sein. Betroffenheit reicht deshalb nicht aus, 
weil es eine/n Berater/in nicht qua bestimmter Eigenschaften oder Gruppen-
zugehörigkeiten qualifiziert, erfolgreiche didaktische Arbeit zu leisten. Die 
Strategie, die im Kontext von Gender- und Diversity-Trainings praktiziert 
wird, Menschen mit sichtbaren Zugehörigkeiten zu Ausgrenzungskategorien 
als Leiter/in für Trainings einzusetzen ist problematisch, weil dies zu einem 
„Stigma Management“ (Goffman 1967) führen kann, das essentialistische Zu-
schreibungen reproduziert. Die Frage der Sichtbarkeit und der Unsichtbarkeit 
von Diskriminierungsgründen zu einem „offensichtlichen“ Grund der Thema-
tisierung im Training zu machen hierarchisiert Benachteiligungsformen und 
beinhaltet die Gefahr neuer positiver Rassismen oder Sexismen. Der Versuch, 
„Expertise“ zum Qualitätsgarant eines Trainings zu machen, hat wiederum 
den Nachteil, dass privilegierte Zugänge im Handlungsfeld nicht gesehen und 
Ausschlüsse aus Expertenkreisen reproduziert werden. Die Vernachlässigung 
der Berücksichtigung von Privilegien oder Benachteiligung führt dazu, dass sich 
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eher privilegierte Trainer/innen auf dem Markt qualifizieren und profilieren 
und damit auch nur bestimmte Wissensformationen über Diskriminierungs-
erfahrungen dominant werden können.

Meine Schlussfolgerung ist, dass im Kontext von Gleichstellungs- und Anti-
diskriminierungsarbeit Ambivalenzkompetenz statt Differenzierungskompetenz 
gefragt ist (Smykalla 2010: 266). Statt einer Differenzierungskompetenz, die 
Dualismen verstärkt, ist die entscheidende Fähigkeit, professionelles Handeln als 
Prozess einer unabgeschlossenen Gleichzeitigkeit zu konzipieren. Für politische 
und pädagogische Vermittlungen braucht es deshalb die Verknüpfung von Fach-
kompetenz und Ambivalenzkompetenz. Im Alltagswissen verweist Ambivalenz 
meist als „Zwiespältigkeit“ auf als ausweglos wahrgenommene Situationen, die 
mit dem Gefühl eines Eingezwängtseins, eines Nicht-Vor-und-Nicht-Zurück-
Könnens, einer Bedrängnis, eines Hin- und Hergerissen-Seins, einer Unsicherheit, 
die es zu überwinden gilt, assoziiert wird. Wird Ambivalenz jedoch in Anlehnung 
an Butler als eine nicht immer gleich bleibende, aber unvermeidbare Gleichzeitig-
keit von Gleichheit und Differenz und von Konstruktion und Dekonstruktion 
verstanden, so wird sie zum Konstitutionsmodus von jeglicher Bedeutung. Am-
bivalenz verweist damit auf den „Doppelaspekt der Subjektivation“ (Butler 2001: 
15), die in einen circulus vitiosus führt und die Subjektivation notwendigerweise 
zirkulär werden lässt. Ambivalenz ist damit ein unüberwindbares Element der 
Subjektwerdung. Es gibt weder ein „Entkommen“ noch eine „Freizone“:

„In diesem Sinn kann das Subjekt die Ambivalenz seiner eigenen Konstitution nicht 
ersticken. Schmerzlich, dynamisch und viel versprechend, ist dieses Schwanken zwischen 
dem Schon-Da und dem Noch-Nicht ein Scheideweg, der jedem einzelnen Schritt sei-
ner Überquerung anhängt, eine sich ständig wiederholende Ambivalenz im Kern der 
Handlungsfähigkeit.“ (ebd.: 22)

Ambivalenzen treten im Handlungsfeld der Gender orientierten Weiterbil-
dung und Beratung auf mehreren Ebenen auf. Zum Beispiel in Bezug auf die 
Vermarktlichung des Handlungsfeldes der Gender orientierten Weiterbildung 
und Beratung sind Gender- und Diversity-Expert/en/innen zugleich Anbie-
tende und Auftragnehmende von Weiterbildung und Beratung: Als Anbieter/
in haben sie eine Multiplikationsfunktion und verfügen über eine Definitions- 
und Gestaltungsmacht, professionelles, politisches Wissen zu transportieren; 
gleichzeitig ist als Auftragnehmer/in ihr Gestaltungsspielraum abhängig von 
der Nachfrage und ihrer Marktposition, die ihre Existenzsicherung durch die 
Verkaufbarkeit ihrer Angebote bedingt. Auch in Bezug auf ihren Status als Ex-
perte oder Expertin befinden sie sich gleichzeitig in Professionalisierungs- und 
Politisierungsprozessen, denn sie sind sowohl mit ihrer Expertise gefragt und 
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positionieren sich gleichzeitig mit ihrem professionellen Handeln in politischen 
Arenen und schaffen damit selbst politische Räume, die bestimmte Machtkon-
stellationen begünstigen oder verhindern. Schließlich befinden sie sich in ih-
rer Arbeit als Gender- oder Diversity-Trainer/in oder Berater/in zwischen der 
Rolle als geschlechtlich, gesellschaftlich, sozio-kulturell positionierte (Privat-)
Person und ihrer Funktion als Trainer/in bzw. Berater/in. Sie befinden sich 
in ihrer beratenden Arbeit im Raum geschlechtlich codierter Zuschreibungen 
und Zuweisungen.

Für eine dekonstruktive Lesart von Intersektionalität bedeutet dies, die Ver-
ständigung über die eigene Involviertheit in Machterhaltung zu verbinden mit 
der Reflexion der Produktionsweisen dieses Wissens. Das „Differenz-Dilemma“ 
(Smykalla 2010: 122) von der Auflösung und Anrufung der Differenz wird also 
nicht aufgehoben, sondern gilt als produktiver Ausgangspunkt, indem Machtver-
hältnissen ihre Widersprüchlichkeit nicht genommen, sondern damit gearbeitet 
wird.

Ausblick

Wie gezeigt werden konnte, konstituieren sich Bedeutungen von Gender und 
Diversity entlang theoretischer und politischer Wissensformationen und in-
nerhalb der Akteurskonstellationen zwischen Teilnehmenden und Expert/en/
innen. Sowohl die Betonung von Differenz als auch deren Pluralisierung sowie 
auch deren Infragestellung beinhalten die potenzielle Möglichkeit der Repro-
duktion dualistischer Anordnungen. Dies fordert zu einer radikalen Zirkularität 
des Denkens, des Forschens und des Handelns heraus und bedeutet, Differenzen 
innerhalb von Kategorien als auch Interdependenzen zwischen sozialen Katego-
risierungen theoretisch als unhintergehbare Gleichzeitigkeit in der Konstitution 
von Subjekten und Handlungsfähigkeit anzuerkennen. So verstandene dekons-
truktive Perspektiven der Intersektionalität fokussieren auf intersektionale, also 
sich überlappende Ausgrenzungskategorisierungen, machen komplexe Macht-
dynamiken sichtbar – ohne sie auflösen zu wollen – und zielen darauf, Privileg-
strukturen abzubauen. Entscheidend für professionelle Interventionen ist also, 
mit welchem theoretischen Verständnis von Differenz Interdependenzen und 
Intersektionalität aufgegriffen und konkretisiert werden. Relevant wird hierbei 
der Umgang mit dem Theorie-Praxis-Verhältnis – sowohl bei der akademischen 
Wissensproduktion als auch bei der professionellen Praxis.

In der akademischen Intersektionalitätsdebatte fällt auf, dass bisweilen noch 
eine differenzierte Problemsicht fehlt, die verhindert, dass die Privilegierung 
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der Privilegierten unmarkiert und damit das Transformationspotenzial von 
Intersektionalität dem Diskurs äußerlich bleibt. Obwohl die Thematisierung 
von Intersektionalität innerhalb der Gender Studies den Anspruch erhebt, – im 
Wissen um verschiedene, theoretische oder politische Zugänge – als gemeinsamen 
Konsens eine Machtkritik zu haben, finden erneute Vereinnahmungen und Aus-
schlüsse von Subjekt- und Diskurspositionen statt. Dies als konstitutives Moment 
von Forschung, Vermittlung und Politik nicht zu ignorieren oder zu akzeptieren, 
sondern mit dem Ziel der Veränderung zu reflektieren, gehört meiner Ansicht 
nach ebenso ins Zentrum der Debatte, wie die Erweiterung der „W-Fragen“ der 
Intersektionalität (welche Kategorien sind mit welcher Gewichtung relevant?) 
um die Reflexion, wer auf welche Weise über Intersektionalität spricht: Wer redet 
über wen und welche hat wo ihren Ort zu sprechen und gehört zu werden? Es 
kann also in einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung um Intersektionalität, 
die praxiswirksam werden will, nie nur um das Was gehen, sondern relevant ist 
immer auch das Wie der Produktion von Wissen.
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Barbara Beham

Work-Life Balance und Diversity in Organisationen

Einleitung

Die Koordinierung von Arbeits- und Privatleben und die Erreichung einer 
zufriedenstellenden Balance zwischen den beiden Lebensbereichen sind zu ei-
ner zentralen Frage sowohl für Arbeitnehmer/innen als auch für Arbeitgeber 
geworden. Die zunehmende Erwerbstätigkeit von Frauen, veränderte Famili-
enstrukturen, der demographische Wandel sowie die Globalisierung und Di-
versifizierung von Wirtschaftsprozessen erhöhen das Potenzial für Konflikte 
zwischen den beiden Lebensbereichen (z.B. Burchell/Ladipo et al. 2002; Abele 
2005). Flexible Arbeitsformen (z.B. Gleitzeit, Teilzeit, Telearbeit) und die Ver-
breitung von Informations- und Kommunikationstechnologien haben in den 
letzten Jahren zu einer weitgehenden Verflechtung von Arbeits- und Privatle-
ben geführt. Eine unabhängige und voneinander getrennte Betrachtung dieser 
beiden Lebensbereiche ist daher sowohl in der Forschung als auch in der Unter-
nehmenspraxis nicht mehr zulässig (Milliken/Dunn-Jensen 2005).

Als Konsequenz dieser soziodemographischen, ökonomischen und technolo-
gischen Veränderungen hat die Vielfalt der Erwerbstätigen vor allem in Bezug 
auf Geschlecht, Ethnizität und Alter stark zu genommen. In Verbindung mit 
veränderten Familienstrukturen (z.B. Doppelverdienerpaare, Alleinerziehende 
oder Patchwork-Familien) müssen Unternehmen somit vielfältige Bedürfnisse 
von Mitarbeiter/n/innen bedienen (Wharton 2006; Marks 2006). Das Bild des 
ideal workers (Acker 1990) – männlich, rund um die Uhr für das Unternehmen 
verfügbar, hoch qualifiziert, starke Arbeitsorientierung, hohe Mobilität und keine 
familiären oder privaten Verpflichtungen – ist damit ebenso obsolet, wie das line-
are, traditionelle Karrieremodell, das auf einer ununterbrochenen Erwerbstätig-
keit und einem stetigen Emporklettern der Karriereleiter beruht (Valcour/Tolbert 
2003). Als Antwort auf diese wachsende Vielfalt haben zahlreiche Unternehmen 
damit begonnen, ein Diversity Management zu installieren, welches zum Ziel hat, 
die Vielfalt der Mitarbeiter/innen bestmöglich für das Unternehmen zu nutzen, 
und aus dieser Vielfalt resultierende Probleme (z.B. interpersonale Konflikte, er-
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höhter Kommunikations- und Abstimmungsaufwand) zu reduzieren (Cox 1991). 
Durch ein Bündel an personalpolitischen Maßnahmen soll eine multikulturelle 
Organisation geschaffen werden, in der Vielfalt wertgeschätzt und Interaktio-
nen zwischen allen Statusgruppen im Unternehmen gefördert werden (Konrad 
2003). Eine empirische Untersuchung der deutschen börsennotierten Unterneh-
men ergab, dass flexible Arbeitszeiten, heterogene Teams und die Verankerung 
von Diversity in der Unternehmenskultur die am häufigsten implementierten 
Diversity-Maßnahmen in diesen Unternehmen darstellen. Weniger häufig werden 
Diversity Trainings, Beratungsangebote für Minderheitengruppen und Diversity 
orientierte Einrichtungen (z.B. Betriebskindergärten) implementiert (Süß 2007).

Flexible Arbeitszeitmodelle, betriebliche Einrichtungen zur Betreuung von 
Kindern sowie Beratungsangebote für Mitarbeiter/n/innen mit Pflegeverpflich-
tungen (z.B. bei der Auswahl einer geeigneten Kinderbetreuungseinrichtung 
oder Unterstützungsleistungen für pflegebedürftige Eltern) stellen zugleich auch 
wesentliche personalpolitische Maßnahmen dar, die Arbeitnehmer/n/innen eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben ermöglichen sollen. Darüber 
hinaus zählen verschiedenste Formen der Arbeitsfreistellung für die Pflege von 
Familienangehörigen sowie Telearbeit und Job-Sharing zu den sogenannten 
familienfreundlichen betrieblichen Maßnahmen (Poelmans/Beham 2008a). Die 
Implementierung derartiger Maßnahmen und die Verankerung von Familien-
freundlichkeit und Wertschätzung von Lebensbereichen und Verpflichtungen 
außerhalb des Arbeitsumfeldes in der Unternehmenskultur können somit als ein 
Teilbereich des Diversity Managements verstanden werden.

Während Diversity Management eine konkrete Managementpraktik dar-
stellt (Cox 1991; Hardmeier/Vinz 2007), die zunehmend auch in deutschen 
Unternehmen zum Einsatz gelangt und zumeist Maßnahmen zur Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie beinhaltet, ist unter dem Intersektionalitätsansatz ein 
theoretischer Rahmen für die wissenschaftliche Analyse von Wechselwirkungen 
zwischen verschiedenen Ungleichheitskategorien zu verstehen (Styhre/Eriksson-
Zetterquist 2008; Winker/Degele 2009). In den USA werden mit dem Begriff 
Intersektionalität häufig die Wechselwirkungen zwischen den Ungleichheits-
kategorien Gender, Ethnizität und soziale Klasse verbunden. In Europa gibt 
es hingegen noch eine rege Diskussion über die Auswahl der entsprechenden 
Kategorien (Winker/Degele 2009). In diesem Beitrag wird die in den USA ver-
breitete Triade aufgegriffen, da diese Ungleichheitskategorien auch in Bezug 
auf die Work-Life Balance eine wesentliche Rolle spielen, im wissenschaftlichen 
Diskurs jedoch meistens nur unzureichend (zumeist als voneinander unabhängige 
Kategorien) ihre Berücksichtigung finden (Casper/Eby et al. 2007). Beginnend 
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mit einer Begriffsdefinition und einer kurzen kritischen Reflexion des aktuellen 
Forschungsstandes werden kurz die soziopolitischen Rahmenbedingungen für 
die Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben besprochen. Anschließend werden 
die betrieblichen Voraussetzungen, die Arbeitnehmer/n/innen eine zufrieden-
stellende Work-Life Balance ermöglichen sollen, unter Berücksichtigung der drei 
Ungleichheitskategorien Gender, Ethnizität und Klasse1 diskutiert. Konkrete 
Handlungsempfehlungen für Unternehmen schließen das Kapitel ab.

Work-Life Balance

Obwohl der Begriff Work-Life Balance sowohl im Alltag als auch im wissen-
schaftlichen Diskurs sehr häufig verwendet wird, ist eine eindeutige Defini-
tion nur schwer zu finden. Im Allgemeinen wird mit dem Begriff ein Gleich-
gewichtszustand sowie ein generelles Gefühl der Harmonie in Bezug auf die 
Lebensbereiche Arbeit und Privatleben verbunden (Clarke/Koch et al. 2004). 
Zudem werden mit Work-Life Balance häufig eine individuelle Zufriedenheit 
sowie eine effiziente und konfliktfreie Ausübung der unterschiedlichen Rollen 
assoziiert (z.B. Higgins/Duxbury et al. 2000; Frone 2003; Beham/Drobnič 
forthcoming; Greenhaus/Allen 2006). Diese Ansätze gehen dabei von einem 
psychologischen Phänomen aus, dessen theoretische Grundlage die Rollenthe-
orie bildet (Goode 1960; Marks/MacDermid 1996; Marks 1977). Sie induzie-
ren, dass die Erreichung einer Work-Life Balance alleine durch das Individuum 
selbst erzielt werden kann. Vor allem Soziologen kritisieren diesen Begriff als 
zu eng gefasst, da die Erreichung einer zufriedenstellenden Balance zwischen 
Arbeits- und Privatleben nicht nur von den Bemühungen des Individuums ab-
hängt, sondern auch durch staatliche, familiäre und organisatorische Rahmen-
bedingungen beeinflusst wird (Lambert/Haley-Lock 2004). Eine Konzeption 
auf der individuellen Ebene birgt die Gefahr, dass Unternehmen, aber auch der 
Staat die Verantwortung zunehmend auf das Individuum abwälzen und sich 
somit von der Pflicht befreien, geeignete Rahmenbedingungen z.B. durch eine 
verantwortungsbewusste Familien- und Unternehmenspolitik zu schaffen. Da-
her wird Work-Life Balance auch in der Arbeits- und Organisationspsychologie 
zunehmend als soziales Konstrukt verstanden (Grzywacz/Carlson 2007).

1	 Quantitative Studien im Arbeitsumfeld verwenden häufig die Variablen persönli-
ches Einkommen, Ausbildungsniveau oder Status innerhalb der Organisation als 
Proxy für soziale Klasse und soziale Ungleichheit (McGinnity/Calvert 2009). 
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Aktueller Forschungsstand zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie

Die empirische Forschung im Bereich Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben 
ist stark von der psychologischen Wissenschaftstradition geprägt. Es dominie-
ren quantitative Forschungsdesigns auf der individuellen Ebene, die vor allem 
die Feststellung von Ursache-Wirkungsbeziehungen mit Hilfe multivariater 
statistischer Verfahren zum Ziel haben (Casper/Eby et al. 2007). Gender hat 
dabei eine lange Tradition, da sowohl Unternehmen als auch Familien als „gen-
dered institutions“ gelten, welche die Lebensbereiche von Frauen und Män-
nern unterschiedlich strukturieren (Benschop 2006; Wharton 2006). Frühe 
Studien haben zumeist den Konflikt zwischen Beruf und Familie von Frauen 
untersucht. Inzwischen stehen jedoch beide Geschlechter gleichermaßen im 
Fokus der empirischen Forschung (siehe Eby/Casper et al. 2005 für einen Über-
blick). Zudem kann in neueren Studien eine Abkehr von der Konfliktperspek-
tive hin zu positiven Erfahrungen und Auswirkungen beobachtet werden, die 
die Ausübung verschiedener Rollen mit sich bringen können (z.B. Greenhaus/
Powell 2006; Hanson/Hammer et al. 2006).

Ethnizität, soziale Klasse und auch Alter werden in quantitativen Studien 
zur Work-Life Balance zwar häufig als Kontrollvariablen in multivariaten sta-
tistischen Modellen berücksichtigt, sie stehen jedoch nur selten im Fokus dieser 
Forschung. In ihrem Überblick über empirische Methoden zur Erforschung der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie kritisieren Casper et al. (2007) die Domi-
nanz von Untersuchungen unter hochqualifizierten weißen Arbeitnehmer/n/-
innen der Mittelschicht. Gering qualifizierte Arbeitskräfte sowie ethnische 
Minderheiten stehen nur selten im Mittelpunkt dieser Studien. Der aktuelle 
Forschungsstand reflektiert dabei die besseren Möglichkeiten von hochqua-
lifizierten Arbeitnehmer/n/innen der Mehrheitsgruppe, ihre Bedürfnisse in 
Bezug auf Arbeit und Familie zu artikulieren und dadurch auch die öffentliche 
Diskussion zu beeinflussen.

Während also Studien im Bereich der Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
häufig die Ungleichheitskategorien Ethnizität und soziale Klasse vernachlässigen, 
berücksichtigen Studien im Bereich des Diversity Managements, die zum Beispiel 
die Auswirkungen von Ethnizität und Klasse in Unternehmen untersuchen, wie-
derum nur selten die komplexen Verbindungen zwischen Beruf und Familien-/
Privatleben (Wharton 2006; Reskin/Charles 1999). In beiden Fachgebieten 
besteht somit ausreichend Raum für zukünftige Forschungsvorhaben, die auf 
einem intersektionalen Analyseansatz beruhen.
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Soziopolitische Rahmenbedingungen von Work-Life Balance

Interventionen und Maßnahmen zur Förderung der Work-Life Balance können 
grundsätzlich auf drei Ebenen erfolgen: 1) staatliche Familien- und Arbeits-
marktpolitik, 2) betriebliche Maßnahmen zur Förderung der Vereinbarkeit 
von Beruf und Familie in Unternehmen und 3) informelle Unterstützungs-
leistungen von Familienmitgliedern (Lambert/Haley-Lock 2004). Obwohl 
der Schwerpunkt dieses Beitrages auf der Unternehmensebene liegt, gilt es zu 
vermerken, dass zwischen den drei Ebenen Wechselwirkungen bestehen. So be-
einflusst z.B. die staatliche Familien- und Arbeitsmarktpolitik das Ausmaß, in 
dem Unternehmen Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie an-
bieten (müssen). So weist England als typisches Beispiel für ein liberales Wohl-
fahrtsstaatsmodell (Esping-Anderson 1990) nur geringe Interventionen auf der 
staatlichen Ebene auf und überlässt die Gestaltung der betrieblichen Rahmen-
bedingungen auch in Hinblick auf die Vereinbarkeit von Beruf und Privatle-
ben überwiegend den Arbeitgeber/n/innen. Die skandinavischen Länder, ty-
pische Vertreter des sozialen Wohlfahrtsstaatsmodels, schränken hingegen den 
individuellen Gestaltungsbereich der Unternehmen durch sehr weitgehende 
staatliche Regelungen stark ein (Haas 2003). Folglich können erhebliche Un-
terschiede im betrieblichen Angebot von familienfreundlichen Maßnahmen 
zwischen einzelnen europäischen Ländern, aber auch innerhalb eines Landes 
beobachtet werden. Während manche Unternehmen nur den gesetzlich vor-
geschriebenen Mindeststandard erfüllen, bieten andere wiederum wesentlich 
mehr Leistungen an (Lewis/Smithson 2001). Werden von Unternehmen (aber 
auch vom Staat) nur wenige Unterstützungsleistungen angeboten, so sind Ar-
beitnehmer/innen vermehrt auf die informelle Hilfe seitens der Familie ange-
wiesen. So greifen zum Beispiel viele Arbeitnehmer/innen in den USA, wo nur 
wenige in den Genuss einer kurzen bezahlten Erziehungszeit kommen, sehr 
häufig auf innerfamiliäre Betreuungsleistungen (z.B. durch die Großeltern oder 
andere Familienmitglieder) zurück (Lambert/Haley-Lock 2004).

Voraussetzungen für Work-Life Balance in Unternehmen

Ausgehend von einem traditionellen, männlichen Karrieremodell ignorieren 
klassische Theorien zu unternehmensinternen Arbeitsmärkten die Vielfalt von 
Arbeitnehmer/n/innen sowie deren persönliche und familiäre Verpflichtungen 
(Lambert/Waxman 2005). Aktuelle soziodemographische und wirtschaftliche 
Entwicklungen (vgl. erster Abschnitt) erfordern eine Erweiterung der klassi-
schen Entwicklungs- und Karrieremodelle im Unternehmen dahingehend, 
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dass allen Arbeitnehmer/n/innen gleichermaßen die Möglichkeit einer Balance 
zwischen Arbeit und Privatleben eingeräumt werden muss. Folglich definieren 
Lambert/Haley-Lock (2004) eine Reihe von betrieblichen Voraussetzungen, 
die notwendig sind, um die Vereinbarkeit von Beruf und Familie zu ermögli-
chen bzw. zu verbessern:

–– Arbeitsplatz- und Einkommenssicherheit
–– Kontinuierliche Weiterbildung
–– Arbeitsplatzmobilität
–– Flexible und vorhersehbare Arbeitszeiten
–– Sonstige betriebliche Maßnahmen, die sowohl Familien als auch Einzelper-

sonen unterstützen.

1	 Arbeitsplatz- und Einkommenssicherheit

Zahlreiche empirische Studien belegen die negativen Auswirkungen von Ar-
beitsplatzunsicherheit (sowohl von tatsächlichem Arbeitsplatzverlust als auch 
subjektiv wahrgenommener Arbeitsplatzunsicherheit) auf das Arbeits- und Fa-
milienleben und auf die Work-Life Balance von Arbeitnehmer/n/innen (Be-
ham/Drobnič forthcoming; Voydanoff 2004; Kinnunen/Mauno 1998; Batt/
Valcour 2003; Beham/Etherington et al. forthcoming). Ein sicherer Arbeits-
platz mit einem ausreichenden und geregelten Einkommen bildet das Rückgrat 
für das nachhaltige (wirtschaftliche) Wohlergehen eines Haushaltes (Lambert/
Waxman 2005).

Bedingt durch die zunehmende Flexibilisierung von Arbeitsmärkten steigt die 
Anzahl an Personen in prekären Arbeitsverhältnissen (z.B. befristete Arbeitsver-
hältnisse, Leiharbeit) kontinuierlich an. Folglich nimmt sowohl die Arbeitsplatz- 
als auch die Einkommenssicherheit ab (Erlinghagen 2008). Allerdings sind nicht 
alle Arbeitnehmer/innengruppen in gleichem Ausmaß von diesen Entwicklungen 
betroffen. Arbeitskräfte mit geringem Ausbildungsstand im Niedriglohnbereich 
empfinden ihren Arbeitsplatz wesentlich häufiger als unsicher als qualifizierte 
Arbeitskräfte. Während in quantitativen Studien so gut wie keine Geschlech-
terunterschiede in der individuell wahrgenommenen Arbeitsplatzsicherheit 
gefunden wurden (vor allem wenn die Dauer der Betriebszugehörigkeit sowie 
Arbeitsmarkt- und Unternehmensmerkmale berücksichtigt werden), konnten 
signifikante Unterschiede in Bezug auf die Ethnizität nachgewiesen werden 
(Erlinghagen 2008; Lambert/Waxman 2005; Manski/Straub 2000; Näswell/
De Witte 2003). So nehmen zum Beispiel schwarze Amerikaner signifikant 
häufiger als weiße Amerikaner ihren Arbeitsplatz als unsicher wahr, auch wenn 
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verschiedene Subgruppen (z.B. Männer, Frauen, Ältere, Hochqualifizierte) be-
trachtet werden (Manski/Straub 2000). Kritisch anzumerken ist, dass die meisten 
Studien lediglich den isolierten Effekt einer Ungleichheitskategorie und nicht die 
multiplikativen Effekte (intersektionale Effekte) von Geschlecht, Ethnizität und 
Klasse auf die subjektiv wahrgenommene Arbeitsplatzunsicherheit betrachten. 
Eine Ausnahme stellen die Studien von Leslie McCall (2000; 2001; 2005) zu 
Einkommensunterschieden von Männern und Frauen verschiedenster nationaler 
und sozialer Herkunft in regionalen Arbeitsmärkten in den USA dar.

2	 Kontinuierliche Weiterbildung

Das Sprichwort „Was Hänschen nicht lernt, lernt Hans nimmermehr“ hat in 
der modernen und globalisierten Wissensgesellschaft überwiegend an Bedeu-
tung verloren. Um die Beschäftigungsfähigkeit von Arbeitnehmer/n/innen 
langfristig zu erhalten, sind eine kontinuierliche berufliche Weiterbildung und 
ein lebenslanges Lernen notwendig. Nur dadurch kann die Chance auf einen 
sicheren Arbeitsplatz mit stabilem Einkommen in einem sich ständig wandeln-
den Arbeitsmarkt gewahrt sowie eine Weiterentwicklung in Richtung qualifi-
zierte Tätigkeiten, die ein höheres Potenzial zur Work-Life Balance aufweisen, 
ermöglicht werden (Lambert/Haley-Lock 2004). Der Zugang zur betrieblichen 
Weiterbildung gestaltet sich für verschiedene Gruppen von Arbeitnehmer/n/
innen jedoch oftmals sehr unterschiedlich. So nehmen zum Beispiel Männer 
in Deutschland häufiger an betrieblichen Weiterbildungsmaßnahmen teil als 
Frauen. Dies gilt sowohl für Erwerbstätige mit deutscher als auch mit auslän-
discher Staatsangehörigkeit. Vor allem ab dem 30. Lebensjahr (in der Phase der 
Familiengründung) sind Frauen weniger stark in der betrieblichen Weiterbil-
dung präsent als gleichaltrige Männer (BMFSFJ 2005). Lambert und Haley-
Lock (2004) beobachten in einer amerikanischen Studie, dass Arbeitnehmer/-
innen in gering qualifizierten Tätigkeiten weniger häufig die Möglichkeiten 
haben, an betrieblichen Weiterqualifizierungsmaßnahmen teilzunehmen als 
qualifizierte Fach- und Führungskräfte. Während zum Beispiel Management-
trainings häufig als berufsrelevante Qualifizierungsmaßnahmen eingestuft 
und somit vom Unternehmen unterstützt werden, werden allgemeine Quali-
fizierungsmaßnahmen (z.B. Abitur), die vor allem von weniger qualifizierten 
Mitarbeiter/innen beantragt werden, oftmals als zu breit und nicht unmittelbar 
berufsrelevant abgelehnt. Wenn man nun berücksichtigt, dass Frauen und Er-
werbstätige mit Migrationshintergrund weniger häufig in Führungspositionen 
anzutreffen sind und somit auch weniger in den Genuss von betrieblichen Wei-
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terbildungsmaßnahmen kommen, können auch hier negative Interaktionsef-
fekte von Geschlecht x Ethnizität x sozialer Status erwartet werden.

3	 Arbeitsplatzmobilität

Unter Arbeitsplatzmobilität in Zusammenhang mit Work-Life Balance ver-
stehen Lambert/Waxman (2005) die Möglichkeit, in Tätigkeitsbereiche und/
oder Positionen zu wechseln, die eine bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie gewährleisten. Es muss sich dabei allerdings nicht notwendigerweise um 
einen Aufstieg innerhalb der Unternehmenshierarchie handeln. Führungsposi-
tionen zeichnen sich zumeist durch eine hohe Arbeitsbelastung, lange Arbeits-
zeiten und einen hohen Interaktionsbedarf aus. Diese Faktoren stehen häufig 
in Verbindung mit einem erhöhten Konfliktpotenzial zwischen Beruf und 
Privatleben und einer geringeren Work-Life Balance (Beham/Drobnič forth-
coming; Dierdorff/Ellington 2008). Arbeitsplatzressourcen hingegen, wie zum 
Beispiel eine abwechslungsreiche und anspruchsvolle Tätigkeit oder ein hoher 
Autonomiegrad sowohl hinsichtlich der Gestaltung der Arbeitszeiten als auch 
der konkreten Arbeitsinhalte, stehen hingegen in einem positiven Zusammen-
hang zur Work-Life Balance von Arbeitnehmer/n/innen (z.B. Valcour 2007; 
Beham/Drobnič forthcoming). Verschiedene Statusgruppen im Unternehmen 
verfügen über diese Ressourcen jedoch oftmals nicht im gleichen Ausmaß. Ak-
tuelle Studien in den USA und Europa zeigen, dass hochqualifizierte Fach- und 
Führungskräfte häufiger eine abwechslungsreiche und selbstbestimmte Tätig-
keit ausüben als weniger qualifizierte Arbeitskräfte (Beham/Etherington et al. 
forthcoming; Schieman/Milkie et al. 2009). Arbeitnehmer/innen im Service-
bereich, in der Verwaltung oder in der Produktion haben meist deutlich weni-
ger Kontrolle sowohl über die Arbeitsinhalte und -prozesse als auch über ihre 
Arbeitszeiten. In einer repräsentativen Studie in den USA fanden Schieman et 
al. (2009) keine Unterschiede in Bezug auf die Ressourcenverfügbarkeit zwi-
schen verschiedenen ethnischen Minderheiten. Leider versäumt auch diese Stu-
die, die multiplikativen Effekte der Ungleichheitskategorien Geschlecht, Eth-
nizität und soziale Klasse zu betrachten. Wenn man die ungleiche Verteilung 
der Geschlechter im Servicesektor oder in der Verwaltung und die Dominanz 
von wenig qualifizierten Routinetätigkeiten in diesen Bereichen berücksichtigt, 
können auch hier derartige Effekte erwartet werden.
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4	 Flexible und vorhersehbare Arbeitszeiten

Flexible Arbeitszeitmodelle wie Gleitzeit, Teilzeit, Telearbeit oder Arbeitszeit-
konten sollen Arbeitnehmer/n/innen eine bessere Work-Life Balance ermögli-
chen. Das Ausmaß an Kontrolle über den persönlichen Tagesablauf und das täg-
liche Arbeitspensum können jedoch erheblich in Abhängigkeit von der Art des 
Modells und der konkreten Ausgestaltung der Maßnahme im Unternehmen vari-
ieren. Obliegt die flexible Gestaltung der Arbeitszeit nicht den Arbeitnehmer/n/-
innen selbst, sondern erfolgt diese überwiegend arbeitgeberseitig und zudem 
häufig unangekündigt, dann bewirkt die Flexibilisierung oftmals genau das Ge-
genteil (Lambert/Waxman 2005). Anstelle einer verbesserten Work-Life Balance 
aufgrund von Planbarkeit und Flexibilität sind Arbeitnehmer/innen aufgrund 
kurzfristiger Arbeitszeitänderungen mit unvorhersehbaren Stresssituationen 
konfrontiert, weil zum Beispiel kurzfristig die Kinderbetreuung neu organisiert 
oder eine Familienaktivität verschoben oder abgesagt werden muss.

Empirische Untersuchungen zeigen, dass flexible Arbeitszeitmodelle mit einem 
hohen Autonomiegrad vor allem hochqualifizierten Arbeitskräften zur Verfü-
gung stehen (z.B. Lambert/Waxman 2005; Weigt/Richards Solomon 2008; 
Ammons/Kelly 2008). Arbeitnehmer/innen in wenig qualifizierten Jobs (z.B. im 
Handel oder der Gastronomie) sind häufig mit jener arbeitgebergetriebenen und 
unvorhersehbaren Flexibilität konfrontiert, die ein harmonisches Familienleben 
nur schwer zulässt. Gering qualifizierte Arbeitskräfte arbeiten auch häufiger 
im Wochenend- und Schichtdienst. Ein niedriges und oftmals unregelmäßiges 
Einkommen erlaubt meistens keine qualitativ hochwertige und flexible Kin-
derbetreuung. Vor allem Frauen im Niedriglohnsektor sind daher häufig auf 
unentgeltliche Betreuungsleistungen von Familienmitgliedern, Freunden oder 
Nachbarn angewiesen, deren Verlässlichkeit nicht immer gegeben ist. Eine ver-
gleichende Studie zwischen Juniorprofessorinnen und Arbeitnehmer/n/innen 
in schlechtbezahlten Tätigkeiten im Gesundheitswesen, in Handel und Gastro-
nomie (teilweise mit Migrationshintergrund) in den USA hat gezeigt, dass die 
Professorinnen zwar einem sehr hohen Leistungsdruck ausgesetzt waren, dass sie 
jedoch aufgrund der großen zeitlichen Flexibilität, dem hohen Autonomiegrad 
und einem guten Einkommen die Kinderbetreuung besser gestalten konnten als 
die Arbeitnehmer/innen im Servicesektor. Diese hatten meist nur ein loses Netz 
aus verschiedensten zum Teil informellen Betreuungsdienstleistungen und waren 
häufig auch auf das Wohlwollen ihres Vorgesetzten angewiesen, ihnen mehr 
Flexibilität zu gewähren, wenn ein Teil des Betreuungsnetzwerkes kurzfristig 
wegbrach (Weigt/Richards Solomon 2008).
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5	 Sonstige betriebliche Maßnahmen für Familien und Einzelpersonen

Neben den bereits zuvor besprochenen flexiblen Arbeitszeitmodellen gibt es in 
Unternehmen noch eine Reihe weiterer Maßnahmen zur Förderung der Verein-
barkeit von Beruf und Privatleben wie zum Beispiel bezahlte und unbezahlte 
Freistellung für die Erziehung und Pflege von Familienmitgliedern, betriebli-
che Kinderbetreuungseinrichtungen sowie Beratungs- und Versicherungsleis-
tungen (Poelmans/Beham 2008a). Während in vielen europäischen Ländern 
die Freistellung für die Erziehung und Pflege von Familienmitgliedern (wenn 
auch in unterschiedlichem Ausmaß) und die Krankenversicherung gesetzlich 
geregelt sind, werden diese Leistungen in den USA nur unzureichend auf staat-
licher Ebene geregelt (Family and Medical Leave Act2). Die Implementierung 
derartiger Maßnahmen obliegt hier alleine den Unternehmen. Empirische 
Studien zeigen, dass Arbeitnehmer/innen – und hier überwiegend Frauen in 
wenig qualifizierten Tätigkeiten – seltener in den Genuss einer betrieblichen 
Krankenversicherung und/oder einer bezahlten Erziehungs- oder Pflegezeit 
kommen und ihnen seltener betriebliche Kinderbetreuungseinrichtungen und 
Beratungsangebote zur Verfügung stehen. Eine niedrigere Work-Life Balance 
und ein erhöhtes Konfliktpotenzial zwischen Arbeit und Familie sind oftmals 
die Konsequenz (Ammons/Kelly 2008; Weigt/Richards Solomon 2008; Lam-
bert/Waxman 2005).

Handlungsempfehlungen für Unternehmen

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass verschiedene Statusgrup-
pen im Unternehmen unterschiedliche Voraussetzungen und Chancen für die 
Erreichung einer zufriedenstellenden Work-Life Balance haben. Obwohl viele 
Unternehmen eine ganze Reihe an formalen Maßnahmen und Programmen zu-
mindest auf dem Papier implementiert haben, führt die konkrete Handhabung 
im betrieblichen Alltag oftmals zu einer Benachteiligung einzelner Arbeiter/-
innengruppen (Lambert/Waxman 2005). Damit derartige Maßnahmen und 
Programme auch tatsächlich den gewünschten Erfolg erbringen, müssen diese 
von allen Statusgruppen im Unternehmen in Anspruch genommen werden 
können. Eine faire Verteilung der Zugangsmöglichkeiten ist daher zu gewähr-

2	 Nur Arbeitnehmer/innen in Unternehmen mit mehr als 50 MitarbeiterInnen, die 
zumindest ein Jahr bei ihrem Arbeitgeber in einem Ausmaß von mindestens 1.250 
Stunden innerhalb dieser 12 Monate beschäftigt waren, haben einen Anspruch auf 
12 Wochen unbezahlte Freistellung. 
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leisten. Solange familienfreundliche Maßnahmen im Unternehmen jedoch vor-
wiegend als ein Mittel angesehen werden, um hochqualifizierte Arbeitskräfte 
zu motivieren und langfristig an das Unternehmen zu binden, werden Füh-
rungskräfte wohl auch weniger häufig den Anträgen von gering qualifizierten 
Mitarbeiter/innen zustimmen (Kelly/Kalev 2006). Hier gilt es zu überlegen, 
inwieweit Anträge für und Entscheidungen über derartige Maßnahmen forma-
lisiert und zentralisiert werden oder im Ermessen des Vorgesetzten liegen sollen 
bzw. dürfen (Poelmans/Beham 2008b). In Anbetracht von Chancengleichheit 
ist dem ersten Ansatz der Vorzug zu geben.

Weiterhin dürfen jenen Mitarbeiter/n/innen, die familienfreundliche Maß-
nahmen in Anspruch nehmen, keine negativen Konsequenzen für die Karriere 
und Weiterentwicklung im Unternehmen entstehen. Wenn zum Beispiel Teil-
zeitjobs als Jobs „am Abstellgleis“ wahrgenommen werden oder Mitarbeiter/-
innen, die Elternzeit genommen haben, als weniger commited angesehen werden, 
dann werden wohl einige Mitarbeiter/innen sehr sorgfältig abwägen, ob sie eine 
familienfreundliche Maßnahme auch tatsächlich nutzen wollen. Gleiches gilt für 
hochqualifizierte Arbeitskräfte und vor allem für Männer, die sich Sorgen um 
ihre Karriere machen, ebenso wie für Arbeitnehmer/innen im Niedriglohnbe-
reich, die ihren Arbeitsplatz und ihre Existenzgrundlage dadurch bedroht sehen. 
Entsprechend ist neben dem Design und der Implementierung der Maßnahmen 
auch eine Verankerung von entsprechenden Werten in der Unternehmenskultur 
notwendig. Ein besonderes Augenmerk gilt dabei der Sensibilisierung der Füh-
rungskräfte, da diese durch ihr Verhalten maßgeblich die Organisationskultur 
gestalten (Thompson/Beauvais et al. 1999; Poelmans/Patel et al. 2008).
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Edelgard Kutzner

Diversity Management aus gleichstellungspolitischer 
Perspektive – das „Online-Tool Diversity“ als ein  
erster Interventionsschritt in Unternehmen

1	 Einleitung

Gender Mainstreaming, Diversity Management, Intersektionalität – manche 
Wissenschaftler/innen, vor allem aber Praktiker/innen stöhnen schon, sobald 
sie einen dieser Begriffe hören. Liegt es an den Konzepten? Zeigen sich erste 
Ermüdungserscheinungen? Und wenn ja, warum? Möglicherweise unterschät-
zen einige – Wissenschaftler/innen wie Praktiker/innen – den Aufwand, der 
theoretisch, konzeptionell und ganz praktisch mit der Entwicklung und Ein-
führung eines entsprechenden Konzepts verbunden ist.

Ausgangsannahme meines Beitrags ist, dass Diversity und Diversity Ma-
nagement zunächst einmal keine Chancengleichheits-Konzepte sind. Es sind 
ökonomische Konzepte, mit denen durch die Nutzung vorhandener personeller 
und kultureller Vielfalt betriebswirtschaftlicher Nutzen erzielt werden soll (u.a. 
nachzulesen in Stuber 2009). Dieser Logik nach hängt die Leistungs- und Inno-
vationsfähigkeit von Unternehmen wesentlich von den vielfältigen Kompetenzen 
der Belegschaft eines Unternehmens ab. Vielfalt braucht demnach ein Manage-
ment, das den Dialog und die Zusammenarbeit ermöglicht, das also Bedingungen 
schafft, unter denen die Beschäftigten ihre Leistungsfähigkeit und -bereitschaft 
entwickeln und entfalten können, dürfen und auch wollen. Nur wie ernst ist es 
Unternehmen damit? In meinem Beitrag gehe ich u.a. folgenden Fragen nach: 
Wie kann der Zusammenhang von Diversity Management und einer Politik der 
Chancengleichheit begrifflich gefasst und praktisch angegangen werden? Kann 
Diversity Management so gestaltet werden, dass es ökonomische und gleichstel-
lungspolitische Ziele verfolgen kann? Öffnen sich Handlungsspielräume für eine 
Antidiskriminierungspolitik durch ein Diversity Management? Wie ist das Ver-
hältnis von Gender zu Diversity? Geprüft werden soll also die Anschlussfähigkeit 
eines primär betriebswirtschaftlich ausgerichteten Management-Konzepts an 
Konzepte von Chancengleichheit. Dazu werden zunächst einige der mit Diversity 

Diversity Management aus gleichstellungspolitischer 
Perspektive
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verbundenen vielfältigen Interessen angesprochen. Es folgen Anmerkungen zum 
theoretischen Hintergrund und methodische Überlegungen. Daran anschließend 
wird das „Online-Tool Diversity“ vorgestellt. Hierbei handelt es sich um ein 
niedrigschwelliges Angebot für Unternehmen und öffentliche Einrichtungen, 
ihren Umgang mit Vielfalt in der Belegschaft zu überprüfen. Ganz im Sinne 
einer Handlungsunterstützung aus dem Wissenschaft-Praxis-Diskurs kann diese 
Handlungshilfe als ein erster Interventionsschritt in Richtung Gleichstellung 
durch ein Diversity Management angesehen werden. Abgeschlossen wird der 
Beitrag durch einige Anmerkungen zu den Anforderungen an ein antidiskri-
minierendes Diversity Management.

2	 Diversity vor dem Hintergrund vielfältiger Interessen

Diversity ist ein Thema in der gesellschaftlichen, betrieblichen, gewerkschaft-
lichen und seit einiger Zeit auch wissenschaftlichen Debatte. Die Zugänge zu 
Diversity sind allerdings unterschiedlich. In der betrieblichen Debatte wird Di-
versity im Sinne einer vielfältigen Belegschaft als ein Potenzial gesehen, welches 
es aus Gründen der Effizienz zu nutzen gilt (Stuber 2009). Ein entsprechendes 
Diversity Management soll für einen konstruktiven und produktiven Umgang 
mit Vielfalt stehen. Dabei geht es um die Vielfalt in der Belegschaft, aber auch 
um die Vielfalt der Kundschaft. Diese Vorstellung reduziert das Konzept eines 
Diversity Managements in erster Linie auf die ökonomische Verwertung von 
Vielfalt (vgl. hierzu auch Bruchhagen/Koall 2010). In der gesellschaftlichen De-
batte dagegen steht der Gedanke der Integration von Menschen mit Migrations-
hintergrund im Vordergrund (siehe u.a. die Kampagne der Bundesregierung: 
Vielfalt als Chance). In der frauen- und geschlechterpolitischen Debatte wie-
derum wird äußerst kontrovers diskutiert, inwieweit mit Diversity-Konzepten 
Chancengleichheit erzielt werden kann (u.a. in den Beiträgen der Zeitschrift Fe-
mina Politica 01/2007). Die Idee der Verbindung von Gleichstellung und Öko-
nomisierung hat insbesondere in der Frauen- und Geschlechterforschung zu kri-
tischen Einschätzungen von Diversity-Konzepten geführt (u.a. Stiegler 2005).

Diese Interessenvielfalt führt nun auch zu unterschiedlichen Sichtweisen über 
die Chancen und den Nutzen von Diversity Management. Der Nutzen eines 
Diversity Managements für Unternehmen wird allgemein in fünf Bereichen 
gesehen (vgl. u.a. Krell 2008):

–– Personalmarketing: Mit Diversity Management lassen sich Angehörige von 
Minderheiten auf dem Arbeitsmarkt besser rekrutieren. Dies wird immer 
wichtiger, weil die bisher im Berufsleben dominante Gruppe (meist weiße, 
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inländische, gut qualifizierte Männer fortgeschrittenen Alters) tendenziell 
kleiner wird.

–– Kreativität bei Problemlösungen: Gemischt zusammengesetzte Teams kön-
nen zu innovativeren und kreativeren Problemlösungen kommen als homo-
gene Gruppen.

–– Flexibilität: Homogene Entscheidungsgremien reagieren wegen des hohen 
Konformitätsdrucks weniger flexibel auf Umweltveränderungen als hetero-
gene Gruppen. Heterogenität soll zudem Betriebsblindheit reduzieren hel-
fen.

–– Marketing: Eine vielfältig zusammengesetzte Belegschaft kann sich besser 
auf die Wünsche und Bedürfnisse einer heterogenen Kundschaft einstellen.

–– Kostensenkung: Durch eine gute Integration aller Mitarbeiter/innen wer-
den Reibungsverluste und Diskriminierung minimiert, wodurch Motiva-
tion und Zufriedenheit der Minderheiten gesteigert werden können, was 
letztlich kostensenkend wirken soll.

Diese Nutzenargumente klingen sehr normativ und sind an viele Vorausset-
zungen geknüpft. Das hat zur Folge, dass es sich bei diesen Nutzenargumenten 
wohl häufig eher um Wunschvorstellungen handelt, zumal der Nutzen auch 
selten direkt in betriebswirtschaftlichen Größen zu bestimmen ist. Interessant 
sind in diesem Zusammenhang deshalb die Begründungen, mit denen Unter-
nehmen Diversity thematisieren. Ostendorp (2009) hat in ihrer Untersuchung 
verschiedene „interpretative Repertoires“ ausgemacht:

–– Diversity als Luxus, als Imagefaktor („Alle bieten etwas zum Thema Diver-
sity, dann müssen wir es auch.“)

–– Diversity als Abbild der Kundschaft, als Marktfokussierung („Soviel Diver-
sity wie nötig, so wenig wie möglich.“)

–– Diversity als „gute Tat“ für Minderheiten, als Minoritätsfokussierung („Mit 
Herz fürs Soziale.“)

–– Diversity als anschlussfähige Themenstellung, als Themenfokussierung (z.B. 
„Gender als Thema.“)

–– Diversity als Katalysator für Vielstimmigkeit, als Unterschiedsfokussierung 
(„Gefahr, sich in der gelebten Vielfalt zu verlieren.“)

Hier werden die so genannten Nutzenargumente bereits ausdifferenziert und 
es wird erkennbar, dass es auch andere als eindeutig betriebswirtschaftlich 
orientierte Ziele gibt. Süß und Kleiner (2006) haben darüber hinaus in ihrer 
Auseinandersetzung mit den Gründen dafür, dass Managementkonzepte sich 
zunächst zwar etablieren, einige von ihnen dann aber wieder verschwinden, drei 
Prozesse herausgearbeitet:
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–– Zwang durch Abhängigkeit von anderen Unternehmen, die Druck ausüben,
–– Unternehmen ahmen erfolgreichere Unternehmen nach,
–– normativer Druck durch zunehmende Professionalisierung von Berufsgrup-

pen wie Berater/innen.
Die beiden Forscher stellen fest, dass diese Prozesse auch wirken, wenn der 
Nachweis von Effizienz fehlt. Auch bestehe die Gefahr, dass sich Unterneh-
men immer mehr angleichen. Unternehmen entscheiden sich also aus den un-
terschiedlichsten Gründen für ein Diversity Management. Lederle (2007: 37) 
kommt zu dem Schluss:

„Diversity Management wird vielmehr in iterativen und rekursiven Prozessen diskursiv 
erzeugt. Demographische, gesetzliche und marktliche Veränderungen, d.h. antizipierte 
Erwartungen als relevant bezeichneter Bezugsgruppen, werden von den organisationalen 
Akteuren als jene Probleme angeführt, deren Lösung durch die Einführung von Diversity 
Management versprochen wird.“

Vor allem dadurch entsteht die Gefahr, dass bei veränderten äußeren Einfluss-
faktoren Diversity-Konzepte wieder aus dem Unternehmensalltag zurückge-
drängt werden.

Die folgenden Ausführungen sollen einige organisations- und arbeitssoziologi-
sche Einblicke darüber geben, welches Verständnis der hier vertretenen Diversity-
Konzeption zugrunde liegt.

3	 Diversity Management als sozialer Prozess

Ausgangspunkt der hier entwickelten Diversity-Konzeption ist die Annahme, 
dass Unternehmen auch Orte politischen Handels sind und die Organisation 
von Arbeit prozesshaft verläuft. Aus einer solchen handlungstheoretischen 
Perspektive auf Organisationen stellt die Umstellung auf ein Diversity Ma-
nagement einen betrieblichen Veränderungs- und Gestaltungsprozess dar, der 
auch Spuren im sozialen Gefüge von Unternehmen und Belegschaften hinter-
lässt. Damit rücken arbeits- und mikropolitische Auseinandersetzungen in das 
Zentrum der Analyse (ausführlich in Kutzner 2003: 34 ff.; Kutzner 2009). Es 
geht demzufolge auch um Möglichkeiten und Grenzen der Einflussnahme von 
Frauen und Männern, Älteren und Jüngeren, Migrantinnen und Migranten 
etc., also der verschiedenen Beschäftigtengruppen auf eben diese betrieblichen 
Gestaltungsprozesse von Arbeit. Betriebliche Prozesse werden nicht allein 
durch ökonomische oder technische Eigengesetzlichkeiten gesteuert. Es han-
delt sich um Prozesse mit relativ offenem Ausgang. Die genaue Ausformung 
einer Organisation ist letztlich ein Kompromiss zwischen den beteiligten Ak-
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teurinnen und Akteuren. Wesentlich dafür, dass diese Prozesse politisch wer-
den, ist deren ungewisser Ausgang, d.h. die Beteiligten sehen eine Chance zur 
Durchsetzung ihrer Interessen. Das betriebliche Geschehen wird maßgeblich 
durch verschiedene Interessenlagen und deren Geltendmachung sowie Reali-
sierung bestimmt. Dieser Prozess kann mit dem Begriff Arbeitspolitik bezeich-
net werden (vgl. u.a. Jürgens/Naschold 1984). Dem vorliegenden Beitrag liegt 
ein umfassender arbeitspolitischer Begriff zugrunde, welcher die verschiedenen 
Ebenen – ausgehend von den betrieblichen Mikroprozessen der Arbeit bis hin 
zu institutionalisierten Politikformen – in die Analyse einbezieht. „Arbeitspo-
litik“ und „Mikropolitik“ stellen in dieser Kombination zwei Analysekonzepte 
dar, die einen hohen Erklärungswert für die betriebliche Handlungsebene 
haben. Mit dem Konzept der „Arbeitspolitik“ wird ein regulierendes Prinzip 
sozialer Beziehungen in Unternehmen bezeichnet. Das Konzept der „Mikro-
politik“ eignet sich insbesondere zur differenzierten Analyse der „Politikhaltig-
keit betrieblicher Prozesse“, der Strategien, Machtpotenziale und Handlungs-
weisen betrieblicher Akteure (Küpper/Ortmann 1996: 599). Im Konzept von 
Mikropolitik wird davon ausgegangen: „Nie aber sind, die da unten’ ganz ohne 
Macht“ (Küpper/Ortmann 1992: 7). In diesem Konzept wird nicht nur nach 
Spielräumen innerhalb struktureller Grenzen gefragt, sondern auch nach der 
Konstitution, Lockerung, Verschiebung, Überschreitung und Aufhebung die-
ser Grenzen durch mikropolitisches Agieren von Individuen und Gruppen. Es 
ist ein „Politikkonzept von unten“, das die Ebene der individuellen und kollek-
tiven Akteurinnen und Akteure für politische Analysen zugänglich macht und 
deren Machtquellen und Handlungsperspektiven in den Blick nimmt (Frerichs 
1995: 415).

Eine solche politikorientierte Sichtweise, ein „politischer Handlungsansatz“ 
(Sandner 1992) trägt zu einem besseren Verständnis bei, warum manche Ge-
gebenheiten zum Thema gemacht werden und andere dagegen nicht. Und sie 
leistet auch einen Beitrag zu einem besseren Verständnis jener sozialen Prozesse, 
die hinsichtlich der Realisierung von Interessen funktional und dysfunktional 
sein können. 

Politische Vorgehensweisen der Handelnden äußern sich in Machtbezie-
hungen. Somit erfordert die Untersuchung der Politikhaltigkeit betrieblicher 
Handlungen den Rückbezug auf ein Machtkonzept. Macht wird verstanden als 
Austausch- bzw. Verhandlungsbeziehung. Macht ist somit keine Eigenschaft eines 
Handelnden, sondern ein Beziehungsgefüge. Die Beschaffenheit von Machtver-
hältnissen wird durch die Ressourcen bestimmt, über welche die Handelnden 
verfügen, z.B. Sachverstand, Spezialwissen, Benutzung informeller Regeln, womit 
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die Beschäftigten dann bestimmte „Ungewissheitszonen“ kontrollieren (Cro-
zier/Friedberg 1993: 43). Ressourcen und Handlungschancen können nun im 
Betrieb ungleich verteilt sein. So können auch auf den unteren Ebenen Macht-
potenziale vorhanden sein, die zu einer Unberechenbarkeit der Handlungen 
führen können. Die daraus entstehende Autonomie ist Ausdruck von Macht. 
Bei arbeits- und mikropolitischen Aushandlungs- und Entscheidungsprozessen 
darf das Gewicht existierender Machtstrukturen nicht vernachlässigt werden. 
Crozier/Friedberg (ebd.: 14) bezeichnen Macht als „Rohstoff des Politischen“, 
sie ist dann unerlässlich, wenn es gilt, eigene Interessen gegen das Widerstreben 
der anderen durchzusetzen.

In der betrieblichen Organisation von Arbeit wird immer auch eine Politik der 
Vielfalt „gemacht“. Mit einer Politik der Vielfalt werden hier auf einer allgemeinen 
Ebene alle Handlungen und Handlungsergebnisse bezeichnet, die bewusst oder 
unbewusst, direkt oder indirekt auf die verschiedenen (vielfältigen) Beschäf-
tigtengruppen wirken. Solche Auseinandersetzungen sind für Außenstehende 
nicht immer auf den ersten Blick zu erkennen. Sie spielen sich oft im alltäglichen 
Arbeitshandeln ab. Um sie zu erkennen, ist eine differenzierte Analyse notwen-
dig. Dadurch kann gezeigt werden, wie variabel, wie kontingent, aber auch wie 
strukturell rückgebunden das Herstellen von z.B. Geschlechterdifferenz sein 
kann. Mit anderen Worten, in betrieblichen Veränderungsprozessen besteht 
auch die Möglichkeit, Diskurse über Vielfalt zu führen. Dieser Umstand kann 
auch mit Politisierung von Vielfalt beschrieben werden. Dadurch wird dieses 
Vorgehen selbst politisch. Etwas aus einer politischen Perspektive zu sehen, heißt 
im Anschluss an das zuvor kurz Skizzierte, es nicht für unabänderlich, sondern 
für kontingent, also auch anders möglich zu halten (Neuberger 1995: XI).

Hier schließt die Debatte um Diversity an. Die Einführung eines Diversity 
Managements ist ein betrieblicher Umstrukturierungsprozess, der prinzipiell 
Gestaltungsmöglichkeiten beinhaltet. Diversity aus einer handlungstheoretischen 
Sicht zu betrachten, eröffnet die Möglichkeit, Konzepte eines Diversity Manage-
ments auch unter Antidiskriminierungsgesichtspunkten zu analysieren. Ein 
entsprechendes, keinesfalls automatisch erfolgendes Interessenhandeln der ver-
schiedenen Akteur/e/innen hat soziale Konsequenzen. Hier ist auch das Handeln 
von betrieblichen und gewerkschaftlichen Interessenvertretungen angesprochen, 
genauso wie das Handeln von Gleichstellungs- oder Diversity-Beauftragten.

Dieser kurz skizzierte theoretische Bezugsrahmen ermöglicht es, sozial kon-
struierte Differenzen zwischen verschiedenen sozialen Gruppen im Unterneh-
men kritisch zu beleuchten. Diversity kann auf diese Weise im Kontext von 
Machtbeziehungen und sozialen Ungleichheiten analysiert werden. Aus einer 
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solchen handlungs- bzw. politikorientierten Sichtweise sind Unternehmen Herr-
schaftsgebilde, in denen verschiedene Interessen aufeinander treffen. Dabei sind 
die Interessen nicht unbedingt nach sozialen Gruppen differenziert zu sehen, 
Interessenunterschiede existieren auch innerhalb einer Gruppe.

Partizipation als Gestaltungsansatz

Aus einem solchen Verständnis heraus wird Partizipation zu einem integralen 
Bestandteil betrieblicher Politik und damit auch von Umstrukturierungspro-
zessen. Plädiert wird hier für ein partizipativ angelegtes Konzept von Diversity 
Management. Dabei ist der Begriff Partizipation mindestens so breit wie der 
Begriff Vielfalt. Teilhabe, Teilnahme, Mitwirkung, Einbeziehung und Mit-
bestimmung sind nur einige der damit verbundenen Vorgehensweisen (u.a. 
Kutzner 2003: 29  ff.). Ein partizipatives Verfahren bedeutet, neue Beteiligte 
und neue Ideen in Arbeits- und Gestaltungsprozesse einzubringen. Insofern, 
so die hier vertretene These, wird ein partizipatives Managementkonzept, bei 
dem nicht nur die „Wertschöpfungsstarken“ (Young 2001), sondern Angehö-
rige aller sozialen Gruppen im Unternehmen beteiligt werden, tiefgreifende 
organisatorische Veränderungen mit sich bringen. Partizipative, nicht diskri-
minierende Strukturen im Unternehmen können ein kreatives und konstruk-
tives Umfeld fördern. Ein partizipativ angelegter Veränderungsprozess bietet 
die Chance, dass Hindernisse offen angesprochen und gemeinsam bearbeitet 
werden können. Diese auch als Bottom-up-Initiativen bezeichneten Vorge-
hensweisen zielen darauf ab, auch tendenziell marginalisierten Gruppen die 
Teilhabe am Gestaltungsprozess zu ermöglichen. Das erfordert nicht nur eine 
entsprechende Arbeitsorganisation und Arbeitsgestaltung; in allen für ein par-
tizipativ angelegtes Diversity Management relevanten Handlungsfeldern sind 
Veränderungen nötig.

Diese knappen Überlegungen weisen bereits darauf hin, dass mit Partizipation 
in einem betrieblichen Veränderungs- und Gestaltungsprozess sowohl Zielstel-
lung als auch Werkzeug gemeint sind. Die Umstellung auf Partizipation bedeutet 
in vielen Unternehmen eine radikale und voraussetzungsvolle Veränderung und 
birgt durchaus Probleme in sich, denn der Respekt und die Wertschätzung der 
unterschiedlichen Beteiligten kann nicht unbedingt vorausgesetzt werden. Darü-
ber hinaus müssen der Wille und die Fähigkeit bei den Beschäftigten vorhanden 
sein, gestaltend wirken zu wollen. Als notwendige Rahmenbedingungen einer 
partizipativen Arbeitsorganisation hat u.a. Pekruhl (2001) folgende Aspekte 
herausgearbeitet: Im Mittelpunkt steht die Gestaltung der Arbeit, die eine Be-
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teiligung ermöglichen muss. Gemeint sind beispielsweise zeitliche Freiräume. 
Des Weiteren bedarf es individueller Voraussetzungen, welche die einzelnen 
Akteur/e/innen in die Lage versetzen, sich beteiligen zu können. Gemeint ist 
hier das Vorhandensein sozialer und methodischer Kompetenzen. Organisati-
onale Voraussetzungen wie dezentrale Organisationseinheiten und hierarchie-
übergreifende Diskussionszusammenhänge sind genauso erforderlich wie eine 
entsprechende Beteiligungskultur. Insbesondere dieser letzte Aspekt bildet im 
Prinzip das Rückgrat von Partizipation. Ein partizipatives Management muss 
von einer partizipativen Unternehmenskultur getragen werden.

Methodische Überlegungen

Was bedeutet dieses Wissen nun für das methodische Vorgehen und die be-
triebliche Praxis? Im Prinzip ist Vielfalt in jedem Unternehmen und in jeder 
Einrichtung vorhanden. Selbst dort, wo es nach außen den Anschein hat, hier 
sei die Belegschaft äußerst homogen, z.B. weil überwiegend weiße, inländische 
Männer oder überwiegend Frauen dort arbeiten. Auch dort gibt es Unter-
schiede, beispielsweise bei den Qualifikationen der Beschäftigten, in den Be-
schäftigungsformen (Vollzeit, Teilzeit) oder in der Altersstruktur. Damit ver-
bunden sind nicht selten auch Ungleichheitsverhältnisse. Zumeist wird diese 
Vielfalt allerdings nicht berücksichtigt bei der Personalarbeit, bei der Gestal-
tung der Arbeitsplätze, im Führungsverhalten etc. Von daher wird hier eine 
sehr breite Definition von Diversity Management gewählt, worunter verschie-
dene betriebliche Vorgehensweisen des Umgangs mit Vielfalt subsumiert wer-
den. Damit können auch Aktivitäten in kleinen und mittleren Unternehmen 
erfasst werden, in denen keine mit dem Label „Diversity“ versehenen Konzepte 
praktiziert werden.

Die hier gewählte Definition von Diversity meint Vielfalt im Sinne von Un-
terschieden und Gemeinsamkeiten (u.a. Krell 2008). Werden die Unterschiede 
betont, lenkt der Begriff Vielfalt den Blick zunächst darauf, dass Individuen 
unterschiedlich denken und handeln. Problematisch wird es zumeist, wenn 
Menschen sog. Identitätsgruppen (wie Menschen mit Migrationshintergrund, 
Ältere, Frauen, Männer) zugeordnet und deren Mitgliedern verallgemeinernd 
gleiche Interessen und Verhaltensweisen unterstellt werden. Unterschiede bei den 
Individuen innerhalb dieser Gruppen werden dann eher nicht mehr berücksich-
tigt. Unterschiede zu erkennen ist aber nötig, um den Blick auf die tatsächlich 
vorhandene oder gewollte Heterogenität der Belegschaft zu richten. Gemein-
samkeiten sind dann angesprochen, wenn es darum geht, z.B. diskriminierende 
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Folgen von Differenzierungen zwischen den verschiedenen Beschäftigtengruppen 
zu erkennen, beispielsweise bei der immer noch sehr verbreiteten ungleichen Be-
zahlung zwischen Männern und Frauen. Es muss genau überlegt werden, wann es 
sinnvoll und notwendig ist, nach Gruppen zu fragen bzw. Gruppenzuordnungen 
vorzunehmen, und wann genau dies dazu beiträgt, Gruppenzugehörigkeiten zu 
konstruieren, die in der Folge alle dieser Gruppe zugeordneten Individuen „über 
einen Kamm scheren“ und dadurch für die einzelnen Gruppenmitglieder, wie 
auch für die gesamte Gruppe diskriminierend wirken können.

Gerade in betrieblichen Innovationsprozessen ist die Gefahr der Herstellung 
von benachteiligender Differenz sehr groß. Beispiele hierfür finden sich dabei 
nicht nur in der Produkt- und Dienstleistungsentwicklung, sondern auch beim 
Marketing, beispielsweise beim Gender-Marketing. Dieses basiert häufig auf 
Differenzannahmen. Hier werden längst überholte Klischees aufrechterhalten 
und wieder aktualisiert, wenn jeweils bestimmten Gruppen bestimmte Interessen 
und Bedürfnisse unterstellt werden. Produkte und Dienstleistungen, die auf Basis 
solcher generellen Annahmen über die Frauen und die Männer entwickelt werden, 
laufen Gefahr, an den Interessen der Nutzerinnen und Nutzer vorbei zu gehen. 
Solche Dichotomisierungen finden sich nach Wolffram und Leicht-Scholten 
(2003: 139) häufig bei den „Technologien des Alltags“, wie z.B. bei Damen- 
und Herrenrasierern, Damen- und Herrenuhren, im asiatischen Kulturkreis bei 
Handys für Frauen und Männer etc. Die Differenzierung sollte und kann also 
nicht primär nach Geschlecht oder anderen Gruppen erfolgen, sondern nach 
Nutzungsinteressen. So stellt sich vielleicht heraus, dass auch Männer Interesse 
an einer Bedienoberfläche haben, bei der Funktionalität und Übersichtlichkeit im 
Vordergrund stehen, die aber eigentlich für die mutmaßlich nicht technikverlieb-
ten Frauen konzipiert war. Die Problematik von etlichen Diversity-Ansätzen liegt 
darin, dass sie zu permanenten Stereotypisierungen einladen und Beschäftigte, 
Nutzerinnen und Nutzer, Kundinnen und Kunden auf ihre Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe reduzieren, von der dann bestimmte Einstel-
lungen und Verhaltensweisen erwartet werden.

Wichtig ist daher, das Alltagswissen über die verschiedenen Beschäftigten-, 
aber auch Kund/en/innengruppen zu irritieren, Vorurteile zu reflektieren und 
dann zu korrigieren. Das betrifft sowohl die äußerlich wahrnehmbaren Unter-
schiede wie Geschlecht, Alter, Ethnie und Behinderung als auch die nicht äußer-
lich wahrnehmbaren, eher subjektiven Unterschiede wie sexuelle Orientierung, 
Religion, Lebensstil.
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4	 Das „Online-Tool Diversity“

Das „Online-Tool Diversity“1 will betriebliche Akteur/e/innen darin unterstüt-
zen, ihren Umgang mit Diversity zu überprüfen und Gestaltungsalternativen 
zu entwickeln. Das Tool beabsichtigt, die zuvor formulierten handlungsthe-
oretischen Anforderungen an ein Diversity-Konzept derart umzusetzen, dass 
neben einer betrieblichen Struktur- und Prozessanalyse auch Handlungsoptio-
nen und Handlungsbedingungen erkannt werden können. Ausgangspunkt der 
Tool-Entwicklung war demzufolge die Annahme, dass Diversity und Diversity 
Management eine integrierte und kategorial erweiterte Sichtweise über die 
Analyse von Ökonomie und Chancengleichheit hinaus erfordern. Diese Aus-
einandersetzung beinhaltet, vorhandene Strukturen, Handlungen, Praktiken 
und Routinen im Sinne einer Mehrebenenanalyse grundlegend zu hinterfragen 
(vgl. auch Winker/Degele 2009). Neben den Organisationsstrukturen sind ins-
besondere die Haltung und das Handeln des Managements und der Beschäftig-
ten entscheidend für den Erfolg eines Diversity Managements.

Die Entwicklung des Online-Tools erforderte ein differenziertes Vorgehen. 
Um nicht zur Produktion oder Reproduktion von stereotypen Vorstellungen 
über die Frauen oder die Männer, die Migrant/en/innen etc. beizutragen, wurden 
die Fragen zur Bestandsaufnahme nach Personengruppen getrennt erfasst, um 
z.B. mögliche Diskriminierungen aufzudecken. So wurde beispielsweise danach 
gefragt, wie viele Frauen oder Männer, Menschen mit Migrationshintergrund, 
Ältere oder Behinderte unter den Neueingestellten sind. Diese Betrachtung von 
Gruppen ist nötig, um herauszufinden, ob es Benachteiligungen gibt, die die ge-
samte Gruppe betreffen. Die Fragen zur Gestaltung von Arbeit und Organisation 
wurden dann jedoch ohne den Bezug auf Gruppenzugehörigkeiten formuliert, 
um (neuen) Stereotypisierungen von Gruppen und um einer Reproduktion von 
z.B. geschlechterbezogenen benachteiligenden Differenzen vorzubeugen. Es wird 
beispielsweise nicht danach gefragt, ob Frauen möglicherweise über besondere 
Fähigkeiten verfügen, die in bestimmten Bereichen zum Einsatz gebracht werden. 
Die Herausforderung bestand also darin, im Entwicklungsprozess stets folgende 
Fragen im Blick zu behalten: Wie erfahre ich, ob es Benachteiligungen von be-
stimmten Personengruppen im Unternehmen gibt? Und wie verhindere ich, dass 
ich durch die Art der Frage erst (eine häufig benachteiligende) Differenz erzeuge, 
die vielleicht vorher keine Rolle spielte? Das Online-Tool soll auf diese Weise 

1	D as Tool wurde im Auftrag der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin an der Sozialforschungsstelle, TU Dortmund, verantwortlich von Edelgard 
Kutzner entwickelt. Weitere Informationen unter www.online-diversity.de
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dazu beitragen, soziale Gruppen zu dekonstruieren, zum Verständnis von Vielfalt 
innerhalb sozialer Gruppen beizutragen sowie vielfältige Diskriminierungen 
aufzudecken (vgl. McCall 2005, in Bruchhagen/Koall 2010).

Die Auswahl der einbezogenen Handlungs- oder Gestaltungsfelder orientierte 
sich an den für ein Diversity Management relevanten Bereichen: Unternehmens-
strategie, Personalmanagement, Arbeitsgestaltung und Arbeitsorganisation, 
Gesundheit, Lohn und Leistung, Führung, Unternehmenskultur, Interessen-
vertretung, Produkt- und Dienstleistungsentwicklung sowie Marketing und 
Public Relations. Die inhaltliche Entwicklung des Diversity-Tools orientierte sich 
an der zuvor entwickelten Grundannahme, dass für ein erfolgreiches2 Diversity 
Management Partizipation die Voraussetzung ist. Der Leitgedanke geht von 
Diversity und Inklusion aus. Damit ist eine Verknüpfung und ganzheitliche 
Berücksichtigung von Diversity im gesamten Handlungsspektrum und in allen 
Bereichen einer Organisation gemeint. 

Nutzen

Mit dem Online-Tool steht ein öffentlich verfügbares, internetbasiertes, stan-
dardisiertes, einfach handhabbares und praxisnahes Analyseinstrument für 
Unternehmen und öffentliche Einrichtungen zur Verfügung. Bei dem Tool 
handelt es sich um ein Lern- und Informationstool. Es kann eine Hilfe darstel-
len, sich mit dem Thema Diversity vertraut zu machen, sich damit auseinander-
zusetzen. Kern des als Handlungshilfe gedachten Tools ist der umfassende Fra-
gebogen zur Vielfalt im Unternehmen. Er wird ergänzt um einen so genannten 
Kurz-Check. Einschränkend muss hier allerdings erwähnt werden, dass es sich 
bei dem vorliegenden Tool zum Einen um ein standardisiertes Instrument han-
delt, welches z.B. Nachfragen nicht ermöglicht. Zum Anderen werden nicht 
alle im Unternehmen Handelnden befragt. Zielgruppe sind Vertreter/innen 
von Geschäftsführung und Interessenvertretung. In den Ergebnissen bildet sich 
deshalb vor allem ihre Sicht der Dinge ab.

Mit dem „Online-Tool Diversity“ können Unternehmen und öffentliche 
sowie private Einrichtungen aller Größen und Branchen ihren Umgang mit 
einer vielfältigen Belegschaft überprüfen, unabhängig davon, ob sie ein Diversity 
Management praktizieren oder nicht. Wer das Tool nutzt, erhält für die gesamte 
Befragung und für jedes Handlungsfeld:

2	D ie Verwendung des Begriffes Erfolg bezieht sich sowohl auf den ökonomischen 
Nutzen als auch auf den Nutzen für die Chancengleichheit der Beschäftigten.
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–– eine Auswertung der Antworten mit Punktwerten,
–– eine Visualisierung der Ergebnisse über die Ampelfarben rot, gelb, grün. Die 

rote Ampel signalisiert erheblichen Handlungsbedarf, das Ziel Diversity 
Management ist noch längst nicht erreicht. Die gelbe Ampel deutet einen 
Warnbereich an, das Ziel Diversity Management ist noch nicht (in allen 
abgefragten Bereichen) erreicht. Die grüne Ampel stellt so etwas wie einen 
Zielbereich dar, mit anderen Worten: das Ziel Diversity Management ist 
(weitgehend) erreicht.

–– eine grobe inhaltliche Auswertung, die erste Anhaltspunkte über mögliche 
Problemfelder geben soll.

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit der Wiederholungsbefragung, um Ver-
änderungen festzustellen. Die vergleichenden Ergebnisse werden in einer Grafik 
angezeigt. Möglich ist auch eine parallele Bearbeitung von „Online-Diversity“ 
durch Management oder Diversity-Verantwortliche und (wenn vorhanden) Inte-
ressenvertretung. Dadurch kann ein betrieblicher Dialog zum Thema Diversity/
Vielfalt in der Belegschaft eingeleitet bzw. fortgesetzt werden. Auch die gemein-
same Bearbeitung ist möglich. Die automatisierte Aus- und Bewertung erfolgt 
anonym. Sie steht ausschließlich den Teilnehmer/n/innen zur Verfügung.

Aufbau

Die folgenden Abbildungen sollen einen Eindruck vermitteln, wie das Online-
Tool gestaltet ist.

Abbildung 1 zeigt die Startseite mit den diversen Informationsangeboten auf 
der linken Seite. Die Abbildungen 2 und 3 geben einen Eindruck über den Aufbau 
des Fragebogens. Abbildung 4 zeigt den Beginn einer denkbaren Auswertung.

Die so gewonnenen Erkenntnisse geben Impulse für die Entwicklung von 
Diversity-Kompetenz. Sie beinhaltet die Fähigkeit, mit Vielfalt umzugehen, Dis-
kriminierungen zu erkennen und zu verhindern, Chancengleichheit herzustellen. 
Dazu ist die Kenntnis von Zahlen und Fakten, z.B. über die Zusammensetzung 
der gesamten Belegschaft, genauso erforderlich wie Sensibilität für Diskriminie-
rungen. Regelmäßige Selbstbeobachtung und die Irritation des Vorhandenen sind 
notwendige Voraussetzungen. Vor allem aber ist es notwendig, ein Verständnis 
von und eine Bereitschaft zur Veränderbarkeit zu haben, sowohl bezogen auf 
die stereotypen Vorstellungen wie auch auf diskriminierende Strukturen. Die 
Aufdeckung der Differenzen in Status und Machtfülle der Beschäftigten sowie 
der Konstruktionsmechanismen von Differenz sind somit entscheidende Punkte 
im Wissen über Diversity und für das Verständnis von Diversity.
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Abbildung 1
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Abbildung 2
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Abbildung 3
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Abbildung 4
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5	 Diversity als Teil einer umfassenden Unternehmensstrategie 
– einige abschließende Bemerkungen aus 
gleichstellungspolitischer Perspektive

Einschätzungen zum Verhältnis von Gender und Diversity fallen oft nicht po-
sitiv aus bzw. bieten Anlass für kontroverse Auseinandersetzungen.3 Realistisch 
betrachtet, kann zum aktuellen Zeitpunkt ein Diversity-Konzept kaum zur 
gänzlichen Auflösung geschlechtersegregierter und geschlechterhierarchischer 
Strukturen in Unternehmen beitragen. Parallel zu Auflösungen können immer 
wieder neue geschlechterbezogene Spaltungen und diskriminierende Asymme-
trien entstehen. Denn auch dort, wo Geschlechterdifferenzen nicht oder nicht 
mehr erkennbar sind, stehen sie in Form eines „Geschlechter-Wissens“ (Dölling 
2007) als diskriminierendes Strukturierungsprinzip latent für die Konstruk-
tion von Differenz und Hierarchie sowie ungleicher Chancen zur Verfügung. 
Stereotype Zuschreibungen können wirkmächtig werden, obwohl alle wissen, 
dass die Zuschreibungen nie auf alle Frauen bzw. Männer zutreffen. Notwendig 
ist und bleibt somit eine geschlechtersensible Perspektive und ein politisieren-
der Zugang auf Diversity.

Werden die eingangs thematisierten Interessen, die mit der Einführung eines 
Diversity Managements verbunden sind, reflektiert, so stellt sich durchaus die 
Frage: Wenn ein Diversity Management eingeführt wird und der Glaube an 
ökonomische Effizienz nun aber nicht in tatsächliche Erfolge überführt werden 
kann (auch hier ist im Übrigen die Definitionsmacht der beteiligten Akteur/e/
innen gefragt), besteht dann nicht stets die Gefahr, dass Diversity-Konzepte 
nicht nachhaltig im Unternehmen etabliert werden können? Was ist also zu tun? 
Um nachhaltig zu wirken, bedarf es eines bewussten Umgangs mit personeller 
Vielfalt. Das beinhaltet die Verankerung in den betrieblichen Strukturen, in der 
Unternehmenskultur und im betrieblichen Handeln. Personal- und Organisati-
onsentwicklung stehen dabei in einem engen Wechselverhältnis. Diversity wird so 
Teil eines umfassenden Unternehmenskonzepts. Während die unternehmerische 
Sicht auf Diversity in der Regel mit einer Kosten-Nutzen-Rechnung legitimiert 
wird und die Anerkennung und Förderung einer irgendwie gearteten ökono-
mischen Logik folgt, beziehen sich Gleichstellung und Chancengleichheit auf 
einen Gerechtigkeitsgedanken, der Unternehmen auch als Teil der Gesellschaft 
begreift. Das hier vorgestellte Tool verbindet beide Strategien.

3	 Siehe die breite und kontroverse Debatte (u.a. Bruchhagen/Koall 2010; Andresen 
et al 2009).
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Ein dementsprechend gestaltetes umfassendes Konzept, welches über den 
rein betriebswirtschaftlichen Nutzen hinaus auch antidiskriminierend wirken 
soll, bedarf einer unterstützenden Struktur und eines unterstützenden Klimas, 
welches Intoleranz reduziert, Offenheit fördert und vorhandene Interessenunter-
schiede wahrnimmt und anerkennt. Das Erkennen von Differenzen in Status und 
Machtfülle der Beschäftigten ist entscheidend für das Verständnis von Diversity 
und damit auch für eine erfolgreiche Umsetzung entsprechender Konzepte. Der 
Weg zu einem solchen Verständnis führt über Prozesse des Bewusstwerdens, 
einer intensiven Kommunikation und einer partizipativ angelegten Umsetzung.

Partizipation kann entscheidend zur Inklusion beitragen, indem bislang von 
Partizipation ausgeschlossene Gruppen strukturell eingebunden werden, aber 
auch aktiv aufgefordert werden sich zu beteiligen. Ein partizipativ angelegtes 
Diversity Management ermöglicht somit einen aktiven Gestaltungsprozess. Aus 
einer solchen Perspektive heraus könnten die Partizipation der Beschäftigten und 
der gewählte Partizipationsansatz als eine Art Gradmesser für die Verankerung 
eines umfassenden Diversity Managements in den Unternehmensstrukturen und 
-kulturen angesehen werden. Und egal, wie weitreichend die Partizipationsansätze 
sind, sie setzen in den Unternehmen etwas in Gang, sie können zur Politisierung 
diskriminierender Differenz beitragen. Eine partizipative Orientierung von Füh-
rung bedeutet eine andere Wertschätzung der Beschäftigten. Unternehmen, die 
sich auf diesen Weg begeben, tragen dabei auch eine Verantwortung. Solche einmal 
in Gang gesetzten Prozesse sind nicht ohne weiteres wieder abzubrechen. Die Fol-
gen wären Demotivation, Misstrauen u.ä. Deshalb sind Vorbehalte von allen Seiten 
sehr ernst zu nehmen. Eine „Alibi-Partizipation“ nützt letztlich niemandem.

Der vorliegende Beitrag will dazu anregen, Gestaltungsperspektiven von Di-
versity zu erkennen. Es gibt nicht das Diversity Management, jedes Unternehmen 
entwickelt für sich seinen Umgang damit. Das hat zur Folge, dass unter dem Label 
Diversity Management eine Vielzahl von unterschiedlichen Formen existiert. Es 
bleibt damit auch für zukünftige Forschung und Entwicklung ein notwendiges 
Ziel, differenzierte Veränderungspotenziale aufzuspüren, denn aussagekräftige 
Verallgemeinerungen sind bei komplexen betrieblichen Wandlungsprozessen 
nur bedingt möglich.

Da noch keine gesicherten empirischen Erkenntnisse zu den Wirkungen eines 
partizipativen Diversity Managements vorliegen, will das Projekt „Innovation 
und Diversity“ einen Schritt in diese Richtung gehen.4 Um die Chancen und Per-

4	D as BMBF-finanzierte, dem Förderschwerpunkt „Innovationsstrategien jenseits 
traditionellen Managements“ zugeordnete Projekt wird an der Universität Biele-



279Diversity Management aus gleichstellungspolitischer Perspektive

spektiven eines Diversity Managements einschätzen zu können, ist von zentraler 
Bedeutung, die Bezugspunkte des verwendeten Diversity-Begriffs zu benennen: 
Worauf zielt der gewählte Ansatz? Trägt er Chancengleichheit im Gepäck? Was 
ist das Leitbild, was die Praxis? Wer legt die Differenzlinien fest? Wer will wel-
chen Nutzen ziehen? Auf welcher theoretischen Grundlage und mit welchem 
Begriffsverständnis wird argumentiert? Erst nach Klärung u.a. dieser Fragen kann 
der Zusammenhang von Diversity Management und Antidiskriminierung und 
damit die Anschlussfähigkeit eines betriebswirtschaftlich angelegten Konzepts 
an gleichstellungspolitische Konzepte beantwortet werden.
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Dagmar Vinz / Katharina Schiederig

Antidiskriminierungspolitik – ein Politikfeld im Spannungsfeld 
zwischen Gender, Diversity und Intersektionalität

Mit der Umsetzung der EU-Antidiskriminierungsrichtlinien in nationales 
Recht und der Verabschiedung des „Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes“ 
(AGG) im Jahr 2006 hat sich auch in der Bundesrepublik Deutschland Anti-
diskriminierungspolitik als ein neues Politikfeld konstituiert. Bisher verstreute 
Bemühungen und Initiativen (z.B. Gleichstellungspolitik, Antirassismusarbeit) 
werden langsam verknüpft und ein neues Politikfeld bildet sich heraus. Der Be-
griff Politikfeld oder Policy beschreibt die inhaltliche Dimension der Politik 
und bezeichnet die Gesamtheit eines politischen Themenfeldes. In der Analyse 
des Politikfeldes Antidiskriminierungspolitik fragen wir entsprechend danach, 
was politische Akteure tun, warum sie dies tun und was dies bewirkt. (Schu-
bert/Bandelow 2009)

Diskriminierungen umfassen grundsätzlich Unterscheidungen, die moralisch 
unzulässig sind. Dabei kann die Benachteiligung oder Herabwürdigung von 
Gruppen oder Individuen aufgrund von gruppenspezifischen Kriterien in einer 
gleichen Situation vom Vorenthalten von gleichen Rechten über das Vorenthalten 
von gleicher Beteiligung bis hin zu Ausgrenzung und physischer Gewalt reichen. 
Unterschieden wird in der Literatur zwischen interpersonaler, institutioneller und 
struktureller Diskriminierung sowie auf jeder dieser Ebenen zwischen Formen 
direkter und indirekter bzw. unmittelbarer und mittelbarer Diskriminierung 
(Gomolla/Radtke 2002). Antidiskriminierungspolitik hat zum Ziel, solche Be-
nachteiligungen vor allem aus Gründen der „Rasse“, der ethnischen Herkunft, 
des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder der sexuellen Identität zu verhindern oder zu beseitigen. Zur Ver-
wirklichung dieses Ziels bietet das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
den rechtlichen Rahmen der Antidiskriminierungspolitik: Die durch das Gesetz 
geschützten Personen erhalten Rechtsansprüche gegenüber Arbeitgebern und 
Privatpersonen bei Verstößen gegen die gesetzlichen Diskriminierungsverbote 
im Arbeits- und Zivilrecht. Einschneidende Bedeutung für das Politikfeld hat 
die Antidiskriminierungsgesetzgebung, bietet sie doch den rechtlichem Rah-

Antidiskriminierungspolitik
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men, in dem individuelle und kollektive Akteure handlungsfähig werden und 
in dem sie Möglichkeiten zugeteilt bekommen, gegen erlebte Diskriminierung 
vorzugehen. Dabei gehört das Antidiskriminierungsrecht zu den Grundpfei-
lern des Gemeinschaftsrechts in der Europäischen Union. Ohne den Anstoß 
aus Brüssel wäre es in Deutschland, wie wir noch sehen werden, nicht zu einer 
Verabschiedung eines nationalen Antidiskriminierungsgesetzes gekommen. Für 
die proaktiven Akteure im Politikfeld Antidiskriminierung – dies sind vor allem 
Antidiskriminierungsstellen und Nichtregierungsorganisationen – besteht das 
Ziel darin, Gleichbehandlung und Chancengleichheit für alle als Handlungsnorm 
in der Gesellschaft zu realisieren und hierfür durch die Beratung von Betroffenen, 
die Sensibilisierung der Öffentlichkeit und die Durchführung von Kampagnen 
den Rahmen zu setzen. Im Sinne der Policy-Analyse wird ein Politikfeld durch 
die Policy-Instrumente „Gesetze“, „gute Worte“ und „Geld“ gesteuert. Für das 
Politikfeld Antidiskriminierung gilt, dass das AGG den rechtlichen Rahmen 
bietet (Gesetze), Kampagnen zur Sensibilisierung der Öffentlichkeit eine große 
Rolle spielen (gute Worte) und hierfür Steuermittel von der EU, dem Bund und 
den Ländern (Geld) zur Verfügung gestellt werden. Festgehalten werden kann, 
dass es sich um ein weiches Politikfeld handelt, in das im Vergleich zu anderen 
Politikfeldern nur wenig Geld fließt und das von einer begrenzten Zahl von 
Akteuren aktiv gestaltet wird.

Neben dem Verbot der Diskriminierung fließen auch die Konzepte Gender, 
Diversity und Intersektionalität in die politische Praxis der Antidiskriminierungs-
arbeit ein. Daher wollen wir auf den folgenden Seiten der Frage nachgehen, wie 
diese Konzepte sich in der Praxis niederschlagen und von den Akteur/inn/en im 
Feld aufgegriffen werden – möglicherweise im Sinne einer Institutionalisierung 
der Intersektionalität. Unter „Institutionalisierung“ wird die Integration inter-
sektionaler Ansätze in politische Regelungssysteme verstanden. Da Institutionen 
durch Akteurshandeln und Diskurse konstituiert werden und diese konstituieren, 
müssen auch diese Ebenen berücksichtigt werden. Dabei stellt sich die Frage, wie 
die Akteure mit dem Anspruch der „non-hierarchical diversity“, also dem nicht-
hierarchischen oder horizontalen Verhältnis zwischen verschiedenen Merkmalen 
umgehen, ohne das jeweilige Merkmal, auf das sich ihre politische Arbeit zumeist 
konzentriert, in den Hintergrund rücken zu lassen.

Dabei soll von der These ausgegangen werden, dass das AGG durchaus das 
Potenzial zur Institutionalisierung von Intersektionalität besitzt. Im AGG wird 
die Möglichkeit einer Benachteiligung aufgrund unterschiedlicher Merkmale 
benannt. Allerdings sind die verschiedenen Gruppen, die im AGG benannt 
werden, nur durch ein „oder“ verbunden. Im Sinne der Intersektionalität als 
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Überschneidungstheorie wäre es angemessener, das „oder“ durch ein „oder/
und“ zu ersetzen und im Gesetzestext Abschnitt 1 § 1 „Benachteiligungen aus 
Gründen rassistischer Zuschreibungen1 oder wegen der ethnischen Herkunft, 
des Geschlechts, der Religion oder Weltanschauung, einer Behinderung, des 
Alters oder/und der sexuellen Identität“ zu sanktionieren. Obwohl das AGG die 
Überkreuzung verschiedener Kategorien im Originaltext nicht explizit benennt, 
eröffnet es dennoch Spielraum für intersektionale Fragestellungen. Expert/en/-
innen erachten Klagen aufgrund von Mehrfachdiskriminierungen für möglich. 
Es wäre dann eine juristische Frage, ob diese anders und stärker sanktioniert 
werden müssten.

Zunächst soll also mithilfe der Policy-Analyse ein erster Überblick über das 
Politikfeld Antidiskriminierung versucht werden. Dazu wird im zweiten Teil der 
Policy-Zyklus des AGG, konstituierend für dieses Feld, entwickelt. Im dritten 
Teil folgt eine Akteursanalyse, bevor wir abschließend eine mögliche Instituti-
onalisierung der Intersektionalität diskutieren. Die empirischen Daten stützen 
sich auf eine qualitative Erhebung, in deren Rahmen vier Fokusgruppengespräche 
mit Vertreter/n/innen von nicht-staatlichen und staatlichen Organisationen aus 
dem Feld Antidiskriminierungspolitik auf Berliner Landes- und Bundesebene 
durchgeführt wurden.

Policy-Zyklus des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes

Der Prozess der politischen Entscheidung um das AGG lässt sich mithilfe des 
Policy-Zyklus, einem der Instrumente der Politikfeldanalyse, als Phasenmodell 
darstellen. Mit Bezug auf das heute am häufigsten verwendete Konzept des Po-
licy-Zyklus nach Jones/Anderson (vgl. Jann/Wegrich 2003) unterscheiden wir 
die folgenden Phasen: 

–– Problemwahrnehmung/Problemdefinition
–– Thematisierung bzw. Agenda Setting, 
–– Politikformulierung und Politikentscheidung
–– Implementierung
–– Evaluation

1	 Im AGG heißt es „aus Gründen der Rasse“; da es diese bei Menschen biologisch 
jedoch nicht gibt, wird diese Umformulierung vorgeschlagen
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Abbildung 1: Der Policy-Zyklus
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geringere Bruttoverdienst von Frauen, die Unterrepräsentanz von Frauen in 
Führungspositionen, die überdurchschnittliche hohe Erwerbslosigkeit von Äl-
teren, die höhere Erwerbslosigkeit von Menschen mit Migrationshintergrund 
und deren schlechtere Bildungschancen. Dass Diskriminierung bis heute eine 
gesellschaftliche Realität ist, zeigt auch eine repräsentative Befragung in allen 
27 EU-Mitgliedsstaaten, die 2008 durchgeführt wurde (Europäische Kommis-
sion 2008): 15% der Befragten geben an, in den letzten 12 Monaten Opfer einer 
Diskriminierung geworden zu sein; 29% bestätigen, Zeuge oder Zeugin einer 
Diskriminierung geworden zu sein. 

Thematisierung oder Agenda-Setting

Bewegung in das Politikfeld Antidiskriminierung kam vor allem durch die 
vier Antidiskriminierungsrichtlinien der EU, die eine gesetzliche Umsetzung 
auf nationalstaatlicher Ebene verlangen: die Antirassismusrichtlinie 2000/43/
EG, die Rahmenrichtlinie Beschäftigung 2000/78/EG, die Gender-Richtlinie 
2002/73/EG und die Gender-Richtlinie 2004/113/EG, die außerhalb des Be-
schäftigungsbereichs wirkt. Bis zur verbindlichen Vorgabe von Antidiskrimi-
nierungsrichtlinien auf europäischer Ebene waren Pläne für ein deutsches An-
tidiskriminierungsgesetz seit den 1980er-Jahren zwar immer wieder virulent, 
blieben aber letztlich erfolglos: Die Grünen brachten bereits 1986 erfolglos ei-
nen Gesetzentwurf in den Bundestags ein, der die Benachteiligung von Frauen 
im Fokus hatte. Erst die mangelnde Umsetzung der beiden Antidiskriminie-
rungsrichtlinien aus dem Jahr 2000 hatte zur Folge, dass Deutschland vom 
Europäischen Gerichtshof 2005 verurteilt wurde und Bußgelder in größerem 
Umfang drohten. Nicht die öffentliche Meinung oder die Lobbyarbeit von Ver-
bänden waren daher ausschlaggebend für die Dynamik im Politikfeld Antidis-
kriminierung. Vielmehr schuf erst die Gefahr von umfangreichen Bußgeldern 
den notwendigen Druck zu Verabschiedung des AGG. Dabei war die Formu-
lierung und Verabschiedung des AGG kein „gesetzgeberischer Schnellschuss“ 
(Wüst 2007), sondern Ergebnis einer von Fachleuten und in der Öffentlichkeit 
emotional geführten rechtspolitischen Debatte. Im Prozess des Agenda-Setting 
warnte die CDU vor einer Aushöhlung der Vertragsfreiheit und einem Mehr an 
Bürokratie, die CSU erteilte der Antidiskriminierungsgesetzgebung eine klare 
Absage und die FDP bevorzugte Projekte in der Zivilgesellschaft (Baer 2009). 
Die SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die Linkspartei unterstützen die Anti-
diskriminierungsgesetzgebung und wollen sie heute sogar weiter ausbauen. Von 
den Wirtschaftsverbänden wiederum wurde Kritik an der Einschränkung der 
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Privatautonomie geäußert, der bürgerlichen Freiheit also, Geschäfte zu machen 
und Verträge zu schließen. Darüber hinaus warnten sie vor einer Prozessflut, die 
Arbeitsplätze gefährden könne, und vor den Dokumentations- und Kontroll-
notwendigkeiten des AGG als bürokratischem Monster.

Politikformulierung und Politikentscheidung

Das Bundesministerium der Justiz (BMJ) wollte zunächst die EU-Richtlinien 
„eins zu eins“ umsetzen mit der Implikation, dass Benachteiligungen aufgrund 
der Religion und Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters und der se-
xuellen Ausrichtung nur im Arbeitsleben, aber nicht außerhalb berücksich-
tigt worden wären. Die öffentliche Debatte dieser ersten Entwürfe mündete 
in Kampagnen der Behindertenverbände, des Lesben- und Schwulenverban-
des und der Gewerkschaften und setzte die rot-grüne Bundesregierung unter 
Druck, einen Gesetzentwurf zu formulieren, der über die EU-Vorgaben hin-
ausgeht und alle Merkmale für den allgemeinen Zivilrechtsverkehr einbezieht. 
Im Juni 2005 beschloss der Bundestag ein Antidiskriminierungsgesetz; die-
ses wurde von der schwarz-gelben Opposition heftig kritisiert. Sie nutzte ihre 
Mehrheit im Bundesrat, um den Vermittlungsausschuss anzurufen. Das Gesetz 
wurde dann aufgrund der vorgezogenen Neuwahlen nicht verabschiedet. Die 
große Koalition der neuen Bundesregierung stand unter Handlungsdruck, da 
Deutschland von der EU wegen nicht fristgemäßer Umsetzung der Gleichbe-
handlungsrichtlinien verurteilt wurde. Sie einigte sich dann im Mai 2006 auf 
einen Entwurf zur Umsetzung der Richtlinien, der als besonders eilbedüftige 
Vorlage dem Bundestag zur Abstimmung vorgelegt und schließlich am 29. Juni 
als „Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz“ (AGG) beschlossen wurde. Das 
AGG trat in Deutschland am 14. August 2006 in Kraft. Als Haupterrungen-
schaft des Gesetzes gilt, dass es Artikel 3 Grundgesetz, der Diskriminierungen 
allein dem Staat, nicht dagegen Privaten verbietet, ergänzt, indem nunmehr 
auch im Arbeitsleben und bei zivilrechtlichen Verträgen Diskriminierungen 
verboten werden. Das AGG bleibt an einigen Punkten hinter dem rot-grünen 
Entwurf zurück, bleibt aber dabei, dass es über die Umsetzungsgebote der EU-
Richtlinien hinaus alle Merkmalsgruppen in den zivilrechtlichen Schutz bei 
Massengeschäften und Versicherungen einbezieht (und nicht nur das Merkmal 
„Rasse“ bzw. ethnische Herkunft). 
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Implementierung

Im Jahr 2007 wurde die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS) einge-
richtet, die die Implementierung des Gesetzes federführend begleiten soll. Das 
AGG hat die Rechte der von Diskriminierung Betroffenen erheblich ausgewei-
tet. Es besteht nun die Möglichkeit, sich auch rechtlich gegen erlebte Diskrimi-
nierung zu wehren und Ansprüche, z.B. in Form von Schadensersatz, geltend 
zu machen. Erstmals gibt es einen einklagbaren Gleichbehandlungsanspruch 
im Arbeits- und Zivilrecht.

Die Befürchtungen der Gegner/innen des Gesetzes über eine „Prozessflut“ 
haben sich nicht bestätigt. Die prognostizierte Klageflut ist ausgeblieben, und 
die Datenbank JURIS verzeichnete bis August 2008 lediglich 251 Klagen zum 
AGG, bis September 2009 393 Entscheidungen zum AGG (Nickel 2009). Zwei 
Drittel der Entscheidungen beziehen sich auf Fälle von Altersdiskriminierung 
und Diskriminierungen wegen einer Behinderung (im Verhältnis 2 zu 1 zwi-
schen beiden Merkmalen); ein Viertel der Fälle betrifft Diskriminierungen 
wegen des Geschlechts; die übrigen Entscheidungen verteilen sich gleichmäßig 
auf die Diskriminierungsmerkmale Religion, ethnische Herkunft und sexuelle 
Orientierung.

Evaluation

Das noch recht junge Gesetz befindet sich noch in der Umsetzungsphase, aber 
erste Bewertungen der Umsetzung durch die EU, Nichtregierungsorganisatio-
nen und aus der Wissenschaft liegen bereits vor. Die ADS selber bewertet ihre 
Arbeit nicht, die öffentlichen Akteure und Verbände verlassen sich auf „gefühlte“ 
Rückmeldungen und haben bisher keine Evaluation ihrer eigenen Maßnahmen 
durchgeführt. Die Evaluation aus unserer Sicht ergibt, dass die Bundesregierung 
die Antidiskriminierungs-Arbeit nicht aktiv, erst recht nicht proaktiv betreibt. 
Es gibt nur mangelnde Unterstützung für Betroffene bei der Durchsetzung ihrer 
Ansprüche, dies ist z.T. auch in der Schwäche der ADS begründet, die noch nä-
her beschrieben wird. Die Verbände fordern ein Verbandsklagerecht: Das AGG 
lässt keine Prozessführung durch die ADS oder durch NGOs zu und verlangt 
daher von Privatpersonen, Zeit und Privatvermögen zu opfern, um durch die 
Instanzen zu ziehen. Es gibt rechtliche Hürden und Barrieren, wie die häufig 
schwierige Beweislage. So ist auch die Zweimonatsfrist für die Geltendmachung 
der Ansprüche im Vergleich zu anderen Fristen sehr kurz bemessen.

Eine fünfte Antidiskriminierungslinie, die auf die Gleichbehandlung unge-
achtet der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters 
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oder der sexuellen Ausrichtung außerhalb des Arbeitsmarktes zielt, also etwa in 
den Bereichen Sozialschutz, Bildung, Transport oder Zugang zu Dienstleistun-
gen, wird derzeit auf EU-Ebene debattiert. Das europäische Parlament hat sie 
bereits im April 2009 angenommen, nun hängt die Richtlinie im Ministerrat. 
Die schwarz-gelbe Bundesregierung hat sich bereits im Koalitionsvertrag gegen 
eine fünfte Richtlinie ausgesprochen. 

Akteurinnen und Akteure der Antidiskriminierungspolitik

Die deutsche Antidiskriminierungspolitik ist keinesfalls nur auf der Bundes-
ebene angesiedelt. Es wurde bereits auf den großen Einfluss der EU-Politik auf 
die bundesrepublikanischen Entwicklungen hingewiesen. Gleichzeitig wirken 
sich die Politiken im deutschen Föderalstaat auch auf Länder- und kommunaler 
Ebene aus; so hat etwa das Land Berlin ebenfalls eine Antidiskriminierungs-
stelle eingerichtet. Auch die internationalen Organisationen arbeiten natürlich 
im Sinne des Diskriminierungsverbots. Angesichts dieser Politikverflechtung 

Abbildung 2: Ausgewählte Akteure im Mehrebenensystem der  
Antidiskriminierungspolitik
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kann also durchaus von einem Mehrebenensystem im Bereich Antidiskrimi-
nierung gesprochen werden.

Abbildung 2 veranschaulicht die staatlichen und nichtstaatlichen Akteure auf 
den verschiedenen Ebenen. Die im Bereich der nichtstaatlichen Organisationen 
genannten sind jeweils nur einige Beispiele. Einfluss wird im Feld sowohl von 
unten nach oben („bottom up“) als auch von oben nach unten („top down“) 
ausgeübt. Unterschieden werden kann zwischen Akteuren, die das Phänomen 
Diskriminierung allgemein bearbeiten (wie etwa die Antidiskriminierungs-
stellen und Antidiskriminierungsnetzwerke), Akteuren, die auf ein Merkmal 
fokussieren wie der LSVD oder die Landesfrauenräte, und Akteuren, die relativ 
spezialisiert Überkreuzungen mehrerer Merkmale bearbeiten, wie Gladt (Gays 
& Lesbians aus der Türkei), LesMigraS oder das Kompetenz Zentrum Interkul-
turelle Öffnung der Altenhilfe. Diese Organisationen zeigen, dass es Bedarf an 
der praktischen und politischen Bearbeitung von Intersektionalität gibt und dass 
dieser Bedarf von Organisationen wie dem LSVD nicht ausreichend befriedigt 
wird. Wenn man alle Nichtregierungsorganisationen, die zu einem oder mehreren 
der AGG-Merkmale oder zu Diskriminierung allgemein arbeiten, in das Poli-
tikfeld Antidiskriminierung rechnet, kommt man sicherlich auf eine Zahl von 
mehreren hundert Organisationen. Eine der zentralen Akteurinnen im Feld ist 
die Antidiskriminierungsstelle des Bundes, auf die noch näher eingegangen wird.

Instrumente der Antidiskriminierungspolitik

Grundsätzlich gehören zu den Instrumenten der Antidiskriminierungsarbeit 
Rechtsberatung, Psychosoziale Beratung, Organisationsberatung, Training/
Sensibilisierung, Lobbyarbeit, Öffentlichkeitsarbeit/Kampagnen, Selbstorga-
nisation der Betroffenen sowie Forschung. Die folgende Tabelle schlüsselt die 
Tätigkeiten nach Akteuren auf.

Die Rechtsberatung spielt in der Antidiskriminierungspolitik eine wichtige 
Rolle für die staatlichen und nichtstaatlichen Akteure im Politikfeld. Hierfür 
bietet sowohl die ADS als auch die Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen 
Diskriminierung auf Berliner Ebene eine Anlaufstelle für Betroffene. Dabei 
hat die Beratung, wie wir aus den Gesprächen in Fokusgruppen wissen, nicht 
primär das Ziel, eine Klage anzustrengen, zumal die Betroffenen dies häufig 
nicht wünschen oder nicht finanzieren können. Vielmehr wird ein Beratungs-
ziel schon dann erreicht, wenn die Betroffenen für sich klären können, ob eine 
Diskriminierung vorgelegen hat oder nicht. Während die Rechtsberatung vor 
allem von staatlichen Einrichtungen und großen Verbänden angeboten wird, 
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wird die psychosoziale Beratung der Opfer von Diskriminierung hingegen vor 
allem von lokalen Akteuren durchgeführt.

Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes (ADS)

Mit dem Inkrafttreten des AGG wurde beim Bundesministerium für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) die Antidiskriminierungsstelle des 
Bundes eingerichtet, die als Akteur durch Beratung, Forschung und Öffent-
lichkeitsarbeit einen Beitrag dazu leisten soll, Diskriminierungen zu verhin-
dern. Dabei wurde auf eine Hierarchisierung der Diskriminierungsmerkmale 
verzichtet. Die ADS greift als zentrale Einrichtung auf Bundesebene stattdessen 
für alle im AGG aufgeführten Diskriminierungsmerkmale auf einen „horizion-
talen Ansatz“ zu: Damit ist zum Einen, dem Diversity-Konzept entsprechend, 
eine „zielgruppenübergreifende Herangehensweise in der Antidiskriminie-
rungspolitik und -arbeit“ gemeint. Zum Anderen geht es, dem Gedanken der 
Intersektionalität verpflichtet, darum, dass „jeder Mensch über mehrere Merk-
male – beispielsweise Alter und Geschlecht – verfügt“, die sich überschneiden 
und es erfordern, einen wirksamen Schutz vor Mehrfachdiskriminierungen zu 
erreichen. Im Abschnitt 6 des AGG finden sich die gesetzlichen Regelungen 
über die Einrichtung einer zentralen Antidiskriminierungsstelle, die im Einzel-
nen beinhalten: die Leitung ist unabhängig, die ADS unterstützt und berät von 
Diskriminierung Betroffene unabhängig und arbeitet mit Nichtregierungsor-
ganisationen zusammen.

Die Antidiskriminierungsstelle kämpft nach wie vor um ihr öffentliches Profil. 
Vergleichbare Einrichtungen wie die Equality and Human Rights Commission 
in Großbritannien sind nicht nur personell und finanziell wesentlich besser aus-
gestattet. Diese befasst sich auch schwerpunktmäßig mit Diskriminierungen 
mittelbarer Art auf der Basis der Sammlung und Auswertung empirischer Da-
ten und sorgt für eine Vertretung der Interessen Betroffener in Gerichtsverfah-
ren (Nickel 2009). 2010 wurde Christine Lüders als Leiterin der ADS ernannt. 
Sie geht ihre Aufgabe wesentlich aktiver als ihre Vorgängerin an und hat etwa 
ein vieldiskutiertes Pilotprojekt zu anonymisierten Bewerbungen gestartet und 
zahlreiche Studien zur Antidiskriminierungsarbeit in Auftrag gegeben.
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Andere öffentliche Einrichtungen

In Berlin gibt es seit 1990 ein Landesantidiskriminierungsgesetz, das später in 
Landesgleichstellungsgesetz umbenannt wurde und v.a. die Rechte der Beschäf-
tigten am Arbeitsplatz regelt, sowie ein „Gleichstellungspolitisches Rahmen-
programm“. Die Landesstelle für Gleichbehandlung – gegen Diskriminierung 
(LADS) wurde 2007 in der Folge des AGG gegründet. Sie sei, so eine Inter-
viewpartnerin, „das Berliner Bekenntnis für eine proaktive Antidiskriminie-
rungspolitik auf Landesebene“. Auch einige andere Bundesländer haben solche 
Stellen eingerichtet, allerdings wäre eine stärkere institutionelle Anbindung an 
die ADS des Bundes wünschenswert. In der Senatsverwaltung gibt es außer-
dem seit den 80er-Jahren eine Geschäftsstelle Gleichstellung. Deren Leiterin, 
Dr. Gabriele Kämper, sieht die Gründe für Berlins proaktive Strategie in der 
Tatsache, dass es sich um einen Stadtstaat handele, in dem es die Nähe zu einer 
sehr aktiven Frauenszene gebe. In den 80er-Jahren kam es zu einer Institutiona-
lisierung, weil Frauenprojekte einen Ansprechpartner im Senat suchten.

Auf Bundesebene sind an der Antidiskriminierungsarbeit neben der ADS 
noch die Beauftragten der Bundesregierung für die Belange behinderter Men-
schen sowie für Migration, Flüchtlinge und Integration beteiligt, die mit der 
ADS „auf dem kurzen Dienstweg“ zusammenarbeiten und sich regelmäßig aus-
tauschen. Beide Stellen wurden bereits lange vor dem AGG eingerichtet.

Auf europäischer Ebene spielt vor allem die Generaldirektion Beschäftigung, 
soziale Angelegenheiten und Chancengleichheit der Europäischen Kommission 
unter Kommissar Vladimír Špidla eine wichtige Rolle. Sie koordiniert das Pro-
gramm PROGRESS, das die Bekämpfung von Diskriminierung sowie die Um-
setzung der Antidiskriminierungs-Richtlinien finanziell unterstützt. Finanziert 
werden Sensibilisierungsprojekte, Informationskampagnen wie die gegenwärtige 
„Für Vielfalt. Gegen Diskriminierung“-Informationskampagne, sowie For-
schung, Training und Unterstützung für NGOs im Feld Antidiskriminierung.

Nichtregierungsorganisationen

Im Feld der Antidiskriminierungsarbeit gibt es eine Vielzahl von Nichtre-
gierungsorganisationen, Vereinen und Verbänden. Diese reichen von Selbst-
organisationen vor Ort über bundesweite Vereine bis hin zu Dachverbänden, 
Stiftungen, Unternehmensverbänden und Gewerkschaften. Die Themenfelder 
decken alle Merkmale im AGG und darüber hinaus ab; besonders viele Nicht-
regierungsorganisationen arbeiten im Bereich Frauengleichstellung sowie Mig-
ration/Anti-Rassismusarbeit.
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Beispiele für lokale Selbstorganisationen sind z.B. Gladt oder LesMigraS in 
Berlin. Diese sehen ihre Aufgabe vor allem im Empowerment der Betroffenen und 
der Unterstützungs- und Beratungsarbeit. Interessierte haben eine Anlaufstelle 
vor Ort, in der sie Beratung erhalten, sich mit Anderen austauschen und an 
einem politisch orientierten Freizeitprogramm teilnehmen können. Bundesweite 
Vereine wie der LSVD bieten ebenfalls Rechtsberatung, konzentrieren sich da-
neben aber vor allem auf Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit. Dachverbände wie 
der Landesfrauenrat oder das Antidiskriminierungsnetzwerk des Türkischen 
Bundes Berlin-Brandenburg leisten ebenfalls Beratungsarbeit und bieten Se-
minare und Trainings an. Der Fokus liegt hier allerdings auf der Organisation 
der Mitgliedsorganisationen und Interessenvertretung sowie Serviceleistungen 
für diese und ihre Mitglieder. Für die Gewerkschaften ist vor allem das Thema 
Diskriminierung am Arbeitsplatz relevant. Konkret niedergeschlagen hat sich 
dies in der neuen Satzung des DGB, die im Mai 2010 in Kraft trat. Diese nennt 
ausdrücklich alle im AGG verankerten Merkmale – plus Diskriminierung auf-
grund politischer Überzeugung oder gewerkschaftlichen Engagements – als 
Schwerpunkte der Arbeit. Diese neue Satzung ist dem AGG geschuldet, da es auch 
Organisationen verpflichtet. Obwohl die Gewerkschaften häufig als monokul-
turelle Organisationen kritisiert werden, öffnen sie sich langsam für Vielfalt; in 
der gewerkschaftlichen Arbeit ist vor allem Diskriminierung entlang der Linien 
Gewerkschaftszugehörigkeit, Geschlecht und ethnische Herkunft, in geringerem 
Maße auch Alter und Behinderung relevant, während sexuelle Orientierung am 
Arbeitsplatz häufig unsichtbar bleibt. Die Gegenstücke der Gewerkschaften, die 
Unternehmensverbände, haben sich im Interesse der Vertragsfreiheit stark gegen 
das AGG engagiert und begleiten die Umsetzung und mögliche Ausweitung wei-
terhin sehr kritisch. Auch sie bieten entsprechende Beratung für ihre Mitglieder 
an. Abschließend lässt sich sagen, dass die Kooperation der Akteure sich in den 
letzten Jahren unter dem Einfluss des AGG intensiviert hat.

Wie positionieren sich die Akteure in der Debatte  
um Gender, Diversity und Intersektionalität?

Allen befragten Akteuren aus der Praxis ist das Konzept Intersektionalität be-
kannt. Während es von den staatlichen Einrichtungen eher als theorielastige 
Debatte aus der Wissenschaft betrachtet wird, wird es insbesondere innerhalb 
der Selbstorganisationen der Betroffenen, die sich mit mehreren Merkmalen 
beschäftigen (wie etwa Gladt in Berlin), heiß diskutiert. Es wird das Bedürfnis 
formuliert, dieses theoretische Konzept auf die Praxis herunterzubrechen, auch 
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als Auftrag an die Wissenschaft. Dazu gab es in Berlin 2009 eine gemeinsame 
Veranstaltung der LADS mit der Geschäftsstelle Gleichstellung. Auch wenn 
Intersektionalität in der Wissenschaft weit verbreitet ist, sei es in der politischen 
Arena bisher kaum verankert, es würden kaum konkrete Maßnahmen ergrif-
fen. Der Begriff der Mehrfachdiskriminierung und die Debatte um das Ver-
hältnis zwischen den verschiedenen Kategorien seien nicht neu, wurden auch 
immer schon in aktivistischen Kreisen diskutiert. Nicht alle fühlen sich vom 
Konzept Intersektionalität angesprochen. Diskutiert wird etwa die Gefahr, 
dass Überschneidungen in ein hierarchisches Verhältnis gesetzt werden, und 
die Tatsache, dass es ein US-amerikanisches Konzept sei, das nicht zu 100% 
übertragbar sei. Auch wenn alle Akteure betonen, dass sie nach dem Prinzip 
einer nicht-hierarchischen Diversity arbeiten, so werden dennoch Unterschiede 
in der politischen Wirkungsmacht der Kategorien gesehen. Die verschiede-
nen Merkmale würden in der Öffentlichkeit und in den Medien unterschied-
lich stark wahrgenommen und hätten eine unterschiedlich starke Lobby. Der 
größte Einfluss wird dem Merkmal Geschlecht zugeschrieben, das infolge der 
Frauenbewegung in den letzten Jahrzehnten stark institutionalisiert wurde und 
eine starke Lobby hat. Gefolgt werde es von dem Merkmal ethnische Herkunft/
Migrationshintergrund. Auch die Merkmale Behinderung und Alter nehmen 
an Bedeutung für die Arbeit zu, auch im Zusammenspiel mit anderen. So gibt 
es aufgrund der deutschen Geschichte heute erstmals eine größere Anzahl von 
älteren Menschen mit Behinderung oder Migrationsgeschichte. Dennoch blei-
ben Menschen mit Behinderung marginalisiert. Das Merkmal sexuelle Orien-
tierung stünde nicht im Pass, lasse sich nicht am Namen erkennen, sei oft nicht 
sichtbar. Nur bei etwa 50% der homosexuell veranlagten Beschäftigten ist deren 
Neigung bei den Kollegen/innen am Arbeitsplatz bekannt. So kann also über-
haupt nur die Hälfte in Bezug auf dieses Merkmal diskriminiert werden. Das 
Verstecken stellt für die Betroffenen jedoch eine Belastung dar. In der betrieb-
lichen Praxis, berichtet der DGB, sei daher für Betriebsräte Diskriminierung 
aufgrund der sexuellen Orientierung kaum präsent und wenig relevant. 

Die große Mehrheit der Anfragen bei der ADS betrifft laut Auskunft im Inter-
view drei Merkmale: 25% Geschlecht, 24% Behinderung, 18% Alter. Die meisten 
Anfragen kämen aus Frauenverbänden, diese würden sich jedoch langsam auch 
für andere Merkmale öffnen. In Bezug auf Religion (und ethnische Herkunft) 
wenden sich die Menschen an andere Akteure, etwa den Moscheeverein vor Ort.

Merkmalsübergreifende Arbeit sei genau so wichtig wie merkmalsbezogene 
Arbeit, beide Konzepte ergänzten sich. Diskriminierung aufgrund verschiedener 
Merkmale sei stark kontextabhängig, obwohl Geschlecht häufig eine verstär-
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kende Rolle spiele. Generell werden die Konzepte Gender und Diversity nicht 
als in Konkurrenz zueinander stehend, sondern als Ergänzung empfunden. Die 
Kategorie Gender bleibt wirkungsmächtig aufgrund der Anzahl der Betroffenen 
und der etablierten politischen Lobby. Geschlecht ist traditionell relevant für die 
Antidiskriminierungs- und Gleichstellungsarbeit. Akteure, die sich auf Gender 
beziehen, sind mit am längsten im Feld, gerade im öffentlichen Bereich, wie das 
Beispiel der Geschäftsstelle Gleichstellung innerhalb der Berliner Senatsverwal-
tung zeigt. Dabei betonen alle Befragten, dass sie Gender und Diversity nicht 
als konkurrierende Konzepte sehen, sondern als zwei sich ergänzende Ansätze. 
Aus frauenpolitischer Perspektive wird jedoch von den Befragten betont, dass 
Diversity mit dem AGG so wichtige Kategorien wie soziale Lage bzw. den Status 
als Alleinerziehende nicht thematisiert. Hier bestünde Nachbesserungsbedarf. 
Außerdem sei die Diskussion um das Verhältnis zwischen verschiedenen Kate-
gorien nicht neu, sondern aus unterschiedlichen Epochen bekannt. So wurde 
das Verhältnis zwischen Rassismus und Sexismus in der frauenpolitischen Szene 
bereits in den 1980er-Jahren heftig diskutiert. Debatten über intersektionale 
Ungleichheiten und Diversity gab es also schon, bevor diese Begriffe auf die 
politische Agenda traten. Diversity wird assoziiert mit dem horizontalen oder 
nicht-hierarchischen Ansatz im AGG, als positives Konzept wahrgenommen 
und eingesetzt. Intersektionalität hingegen wird als ein US-amerikanisches 
Konzept wahrgenommen, das aus dem wissenschaftlichen Kontext stammt. 
Dabei wird von mehreren InterviewpartnerInnen betont, dass in der heutigen 
Gesellschaft viele Menschen Mehrfachidentitäten hätten und Diskriminierung 
aufgrund verschiedener Gruppenzugehörigkeiten kein Minderheitenproblem 
mehr sei. Obwohl eine große Anzahl an Organisationen ein Merkmal im Fokus 
hat, betonen im Interview alle, dass sie sich für andere Merkmale öffnen wol-
len. Wir sehen also zumindest auf der diskursiven Ebene eine Entwicklung von 
„single-issue“-Organisationen hin zu umfassender Antidiskriminierungsarbeit, 
v.a. durch weiche Formen wie Veranstaltungen und Publikationen. Hier entsteht 
ein Spannungsfeld zwischen dem „embracing“ von Intersektionalität auf der 
verbalen Ebene und Bestandssicherung auf der politischen/finanziellen Ebene.

Institutionalisierung von Intersektionalität? Ein Fazit

Zum Abschluss unserer Politikfeldanalyse lässt sich sagen, dass es sich bei der 
Antidiskriminierungspolitik um ein recht kleines und weiches Feld handelt. Es 
verfügt im Vergleich zu anderen Politikfeldern nur über geringe Finanzmittel, 
gleichzeitig gibt es jedoch ein überproportional starkes zivilgesellschaftliches 
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Engagement und eine große Zahl von Nichtregierungsorganisationen. Gefragt 
nach ihren Wünschen und Empfehlungen erklärten die Interviewpartner/-
innen, sie wünschten sich eine stärkere Sensibilisierung der Bevölkerung, da-
mit endlich ankomme, dass Vielfalt etwas Positives ist. Dazu brauche es mehr 
Ressourcen, weitere Gesetze, auch auf Landesebene, eine positivere Bericht-
erstattung über das AGG in den Medien und die Integration der Antidiskri-
minierungsarbeit in andere Felder, z.B. Bildung. Die Verbände fordern einen 
Politikwechsel der ADS, die Nachbesserung des AGG, z.B. was das Verbands-
klagerecht betrifft, sowie mehr Vernetzung und einen nationalen Aktionsplan, 
der auch nicht-staatliche Akteure einbezieht. Einerseits konnten wir im Feld 
eine Öffnung gegenüber anderen Merkmalen und Akteuren, andererseits Be-
mühungen um Abgrenzung und Bestandssicherung feststellen. 

Dies bringt uns zur eingangs gestellten Frage nach der Institutionalisierung 
von Intersektionalität. Kimberlé Crenshaw hat strukturelle und politische Inter-
sektionalität unterschieden. (Crenshaw 1991) Hinsichtlich beider Dimensionen 
scheint es in der Ausrichtung der Organisationen ein steigendes Bewusstsein zu 
geben. Auf verbaler Ebene sind Organisationen sich bewusst, dass es Heterogeni-
tät gibt, auf der anderen Seite stecken sie in der Tradition, bestimmte Gruppen zu 
vertreten, und die Homogenisierungsnorm reproduziert sich. Wenn diese Mängel 
thematisiert werden, ist bei den beteiligten Organisationen jedoch durchaus 
ein Bewusstsein für die Problematik vorhanden. Die meisten nicht-staatlichen 
Akteure im Feld sind „single-issue“-Organisationen, die eine bestimmte Gruppe 
vertreten und für deren Anliegen Lobbyarbeit machen. Auf der diskursiven 
Ebene bekunden alle Akteure, dass sie sich für Fragen der Intersektionalität 
öffnen möchten. Das Konzept Intersektionalität ist auf der diskursiven Ebene 
angekommen, aber die organisationale Phantasie zur Institutionalisierung von 
Intersektionalität ist bisher eher schwach ausgeprägt. Im Sinne einer „politischen 
Intersektionalität“2 nach Crenshaw sollten Maßnahmen um Inklusivität bemüht 
sein. In den Bereichen Beratungsarbeit, Veranstaltungen, Training und Öffent-

2	 Strukturelle Intersektionalität meint komplexe Ungleichheiten, die sich aus der 
Diskriminierung und dem Verwehren von Chancengleichheit für mehrfach dis-
kriminierte Gruppen ergeben. Politische Intersektionalität bezieht sich auf die 
Ausrichtung von Organisationen an den Bedürfnissen von privilegierten Minder-
heiten, z.B. den Bedürfnissen von weißen Frauen oder schwarzen Männern unter 
Ausgrenzung der spezifischen Bedarfe von schwarzen Frauen. Crenshaw nennt hier 
als Beispiel die Bereitstellung von umfangreichen Möglichkeiten zur Rechtsbera-
tung in Frauenhäusern für vergewaltigte Frauen, die vor allem von weißen Frauen 
genutzt wurden, während arme schwarze Frauen, die arbeitslos und vielleicht sogar 
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lichkeitsarbeit kommt es darauf an, zielgruppengenaue Strategien zu entwerfen 
und für intersektionale Problemstellungen zu sensibilisieren. Organisationen 
müssen kritisch überprüfen, ob sie mit ihren Angeboten, z.B. durch eine Mit-
telschichts-Orientierung, ungewollt strukturelle Diskriminierung verstärken.
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Johanna Kösters

Integrationspolitik, Diversity und Chancengleichheit – 
Ansätze bezirklicher Integrationsarbeit in Berlin

1	 Integrationspolitik in Berlin – ein Beitrag zur Chancengleichheit?

Am 3. August 2010 verabschiedete der Berliner Senat als erstes Bundesland den 
Entwurf eines „Gesetzes zur Regelung von Partizipation und Integration“, der 
bis Jahresende auch das Abgeordnetenhaus passieren soll (Der Beauftragte des 
Berliner Senats für Integration und Migration 2010). Integration ist dabei kein 
neues Themenfeld für die Berliner Politik: „Seitdem der Berliner Senat 1971 
das so genannte bedarfsorientierte Integrationsmodell zur offiziellen Strategie 
im Umgang mit ‘Gastarbeitern’ erklärte, stand die städtische Ausländerpolitik 
unter dem Primat der Integration“ (Lanz 2009: 105). Dabei soll die aktuelle 
Integrationspolitik in Berlin einen Beitrag zur Herstellung von Chancengleich-
heit leisten. Im ersten Integrationskonzept des Berliner Senats von 2005 Vielfalt 
fördern – Zusammenhalt stärken wird Integration als „Gegenstück zu Segrega-
tion oder Ausgrenzung“ definiert:

„Übertragen auf die Ebene konkreter Lebenswelten bedeutet Integration, dass Ein-
zelpersonen oder ganze Gruppen gleichberechtigte Möglichkeiten der Teilhabe am 
gesellschaftlichen Leben und der Artikulation ihrer Interessen erhalten und vor in-
dividueller und kollektiver Ausgrenzung geschützt werden. Integrationspolitik ist im 
Kern Herstellung von Chancengleichheit.“ (Der Beauftragte des Berliner Senats für 
Integration und Migration 2005)

Mit der Forderung nach Herstellung von Chancengleichheit ist auf Ungleich-
heiten entlang verschiedener Kategorien der Differenz verwiesen, wie sie so-
wohl für Theorien der Intersektionalität (vgl. z.B. Crenshaw 1991; Hill Col-
lins 1998, im deutschsprachigen Raum z.B. Klinger 2003; Walgenbach 2007 
und Winker/Degele 2009) als auch für Diversity-Ansätze (vgl. z.B. Krell et al. 
2007) relevant sind. Im Kontext von Integrationspolitik steht dabei zumeist 
die Kategorie „Rasse“1 im Vordergrund. Chancengleichheit wäre in Bezug auf 

1	D ie Übertragung der Ungleichheitskategorie race aus dem anglo-amerikanischen 
als „Rasse“ in den deutschen Sprachraum ist umstritten (vgl. z.B. Knapp 2005). Zu 
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diese Dimension der Ungleichheit dann erreicht, wenn die Kategorie „Rasse“, 
und damit z.B. die Frage, ob jemand einen Migrationshintergrund hat oder 
nicht, ob man eine weiße Deutsche oder eine Schwarze Deutsche ist2, keinen 
Einfluss mehr auf die Lebenschancen einer Person oder ihre Positionierung in 
unserer Gesellschaft hat. Um tatsächlich einen Beitrag zur Chancengleichheit 
zu leisten, müssen sich die Anstrengungen von Integrationspolitik also immer 
auch gegen das gesellschaftliche Ungleichheitsverhältnis „Rassismus“ bzw. die 
Diskriminierung und Benachteiligung entlang der Kategorie „Rasse“ richten.

Integrationspolitik ist in Berlin seit 30 Jahren auch Beauftragtenpolitik 
(Schwarz 2001: 133). Neben dem Land Berlin verfügen mittlerweile zehn der 
zwölf Bezirke Berlins über Ausländerbeauftragte, die in den letzten Jahren nach 
und nach in Integrations- oder Migrationsbeauftragte umbenannt wurden. Die 
bezirklichen Integrationsbeauftragten agieren an der Schnittstelle zwischen 
politischer Programmatik und konkreter Handlungspraxis. Sie müssen die po-
litischen Vorstellungen guter Integrationspolitik im Verwaltungsalltag umsetzen, 
haben direkten Kontakt mit den Adressat/en/innen von Integrationspolitik 
und sind mit Kritik oder Zustimmung zu den Auswirkungen der politischen 
Leitlinien konfrontiert.

Recht wird angemerkt, dass Kategorie und Begriff „Rasse“ im deutschsprachigen 
Raum eine andere Geschichte haben, als z.B. in den USA, mit einem größeren Tabu 
belegt sind und deshalb in der deutschsprachigen Forschung fast ausschließlich als 
Gegenstand kritischer Analysen vorkommen (Knapp 2005: 257). Aus diesen Grün-
den ziehen es einige Autorinnen der Intersektionalitätsforschung vor, die Kategorie 
„Rasse“ durch „Ethnizität“ zu ersetzen oder um die Kategorie „Ethnizität“ zu er-
gänzen (vgl. z.B. Knapp 2005; Walgenbach et al. 2007). Da die Verwendung von 
historisch weniger „belasteten“ Begriffen meiner Ansicht nach die Gefahr birgt, das 
gesellschaftliche Ungleichheitsverhältnis Rassismus begrifflich zu neutralisieren, 
werde ich im Kontext dieses Artikels am Begriff „Rasse“ festhalten. Die Anfüh-
rungszeichen verweisen darauf, dass es sich bei „Rasse“ nicht um eine biologische, 
sondern um eine sozial konstruierte Kategorie handelt.

2	 Mit der Schreibweise der Begriffe „weiß “ und „Schwarz“ orientiere ich mich an der 
ersten Anthologie zur Kritischen Weißseinsforschung in Deutschland „Mythen, 
Masken und Subjekte“. „Schwarz“ wird auch als Adjektiv groß geschrieben um zu 
verdeutlichen, dass es sich dabei nicht um eine biologische Kategorie, sondern eine 
politische Selbstbezeichnung handelt. Die Kategorie „weiß “ wird dagegen kursiv 
gesetzt, um ebenfalls ihren „Konstruktionscharakter markieren zu können und 
diese Kategorie ganz bewusst von der Bedeutungsebene des Schwarzen Wider-
standspotenzials, das von Schwarzen und People of Color dieser Kategorie [der Ka-
tegorie „Schwarz“, Anmerk. J.K.] eingeschrieben worden ist, abzugrenzen“ (Eggers 
et al. 2005: 13).
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Der Frage, wie diese Praktiker und Praktikerinnen ihre Tätigkeit verstehen 
und welche Vorstellung von Integration sie in ihrer Arbeit umzusetzen versuchen, 
bin ich im Rahmen meiner Arbeit „Thematisierung von Rassismus in der Berliner 
Integrationspolitik“ nachgegangen.3 Anhand von Ergebnissen dieser qualitativen 
Studie werde ich im Folgenden zwei Ansätze von Integrationsarbeit vorstellen, 
den Individualansatz und den Strukturansatz. Diese Ansätze möchte ich da-
raufhin untersuchen, inwiefern sich in ihnen Konzepte von Intersektionalität 
und Diversity widerspiegeln und welche Implikationen die unterschiedliche 
Ausgestaltung der Integrationstätigkeit für die Herstellung von mehr Chan-
cengleichheit hat. Zunächst werde ich dafür kurz die Rahmenbedingungen der 
bezirklichen Integrationstätigkeit in Berlin darstellen (2). Daran anschließend 
werden der Individualansatz (3.1) und der Strukturansatz (3.2) skizziert und ihre 
Bezüge zu Diversity und Intersektionalität herausgestellt. Abschließend werde 
ich auf ihren potenziellen Beitrag zur Herstellung von mehr Chancengleichheit 
eingehen (4).

2	 Integrationsarbeit in den Bezirken

Anders als für die Frauen- oder Gleichstellungsbeauftragten gibt es bislang keine 
gesetzlichen Vorgaben für die Stelle der Integrationsbeauftragten, d.h. die Ber-
liner Bezirke können jeweils selbst darüber entscheiden, welche Finanzmittel 
bereitgestellt und wie das Amt inhaltlich ausgestaltet werden soll.4 Zumeist ist 

3	 Im Rahmen der Diplomarbeit Thematisierung von Rassismus in der Berliner In-
tegrationspolitik habe ich ein- bis zweistündige Interviews mit den Integrations-
beauftragten verschiedener Berliner Bezirke in Anlehnung an die Methode der 
Grounded Theory ausgewertet und eine Typenbildung entlang der Dimensionen: 1. 
Fokus der Integrationstätigkeit, 2. Rassismusverständnis und 3. Markierungsprak-
tiken vorgenommen. Ergebnis der Typenbildung sind ein Individualansatz und ein 
Strukturansatz (Kösters 2010).

4	 Ab 2011 tritt in Berlin eine Regelung in Kraft, die für jeden Bezirk eine/n 
Integrationsbeauftragte/n vorschreibt. Dann müssen auch die Bezirke Reinicken-
dorf und Steglitz-Zehlendorf, die bislang die Einrichtung einer Integrationsbeauf-
tragtenstelle abgelehnt hatten, eine Stelle ausschreiben. (Festgelegt im 8. Gesetz zur 
Änderung des Bezirksverwaltungsgesetzes vom 22.10.2008, Anlage zu § 37 Abs. 
1 Satz 1 unter Punkt IV.) Die Vereinheitlichung der finanziellen Ausstattung und 
der Kompetenzen der Integrationsbeauftragten scheiterte allerdings bislang am 
Widerstand des Rats der Bürgermeister (Senatsverwaltung für Integration, Arbeit 
und Soziales/Der Beauftragte des Senats von Berlin für Integration und Migration 
2009: 69 f.).
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die Stelle als Stabsstelle direkt beim Bürgermeister oder der Bürgermeisterin an-
gesiedelt (Abgeordnetenhaus Berlin 2007). Die Aufgaben und Tätigkeitsfelder 
der Integrationsbeauftragten sind in der Regel sehr vielfältig. Es wird eng mit 
den diversen Selbstorganisationen von Migrantinnen und Migranten und Ver-
einen in der Migrationsarbeit zusammengearbeitet. Die Integrationsbeauftrag-
ten beraten und unterstützen die Vereine, z.B. in dem sie deren Förderanträge 
begutachten. Außerdem gibt es in fast jedem Rathaus regelmäßige Beratungs-
sprechstunden für Bürger/innen zu Fragen der Migration und Integration. Oft 
sind das aufenthaltsrechtliche Fragen. Daneben spielt die Leitung oder bera-
tende Teilnahme an diversen Gremien, thematischen Arbeitsgruppen und Aus-
schüssen im Rathaus, aber auch auf Landesebene eine wichtige Rolle. Zu diesen 
Tätigkeiten kommt die Öffentlichkeitsarbeit hinzu, also die Erarbeitung klei-
ner Publikationen, das Erstellen von Informationsmaterial für Migrant/en/-
innen und öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen in den Bereichen Kultur 
und Politik. Die Umsetzung oder Koordination der interkulturellen Öffnung 
der Verwaltung und die Erarbeitung bezirklicher Integrationskonzepte liegen 
ebenfalls in der Verantwortung der Integrationsbeauftragten. Zusätzlich neh-
men verschiedene Bezirksämter an Bundes- oder Länderprogrammen, wie z.B. 
dem „Lokalen Aktionsplan“ Vielfalt tut gut teil, deren Koordination zumeist 
bei den Integrationsbeauftragten liegt.

Momentan sind in zehn von zwölf Berliner Bezirken Integrationsbeauftragte 
tätig. Für die Entwicklung der zwei Ansätze von Integrationsarbeit5 habe ich mit 
sechs von ihnen Interviews geführt und zusätzlich das Neuköllner Integrations-
papier6 ausgewertet.

5	D er Individualansatz hat die Form eines Idealtypus und findet sich nicht in Rein-
form in meinem empirischen Material. Tatsächlich setzt er sich aus den Aspekten 
dreier verschiedener Fälle zusammen. Der zweite Typ (Strukturansatz) findet sich 
in dieser Form im empirischen Material und ist in drei Fällen so vertreten, von de-
nen zwei hier erwähnt werden. Außerdem sei noch darauf hingewiesen, dass bei 
der Typenbildung durch „gedankliche Steigerung bestimmter Elemente der Wirk-
lichkeit“ (Weber 1988: 190, zitiert nach Honegger et al. 2002: 63 f.) die Kohärenz 
innerhalb der Ansätze und die Differenz zwischen den beiden Ansätzen überbetont 
wird.

6	D a mit dem Neuköllner Integrationsbeauftragten aus Termingründen leider kein 
Interview möglich war, habe ich das Neuköllner Integrationspapier ausgewertet, 
das vom Bezirksbürgermeister in einem „partizipativen Prozess mit dem Migrati-
onsbeirat Neukölln“ (Bezirksbürgermeister 2009: 1) entstanden ist, dessen Vorsitz 
der Neuköllner Integrationsbeauftragte innehat.
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3.1	 Die Migrant/en/innen fördern und erziehen: Der Individualansatz

Integrationsarbeit im Individualansatz zeichnet sich, wie der Name schon ver-
muten lässt, dadurch aus, dass der Fokus der Arbeit auf einzelnen Individuen 
liegt, auf den Migrant/en/innen. Diese scheinen aus Sicht der Integrations-
beauftragten aus verschiedenen Gründen bestimmte „Defizite“ zu haben, die 
einer erfolgreichen Integration entgegenstehen. Die Integrationsbeauftragten 
versuchen mit ihrer Tätigkeit, diese Defizite zu bearbeiten und auszugleichen, 
um das Ziel von Integration, die umfassende Teilhabe an der Gesellschaft, zu er-
reichen. Das Ansetzen an individuellen Defiziten geht im Individualansatz mit 
einer Ausblendung struktureller Benachteiligung, also der Diskriminierung 
entlang der Kategorie „Rasse“, einher. Außerdem wird durch die Ausrichtung 
der Integrationsarbeit an verschiedenen als „ethnisch“ markierten Gruppen 
eine Differenz zwischen der Mehrheitsgesellschaft und den Migrant/en/innen 
(re)produziert.

3.1.1 Integrationstätigkeit im Individualansatz
Für die Integrationsbeauftragte Frau B.7 steht die Ermöglichung von Teilhabe 
in den Bereichen Schule und Ausbildungs- bzw. Arbeitsmarkt im Zentrum ih-
rer Arbeit. Sie geht davon aus, dass Migrant/en/innen, aber auch Menschen mit 
Migrationshintergrund, die die deutsche Staatsangehörigkeit besitzen, schlech-
tere Chancen als „die Deutschen“ haben. Schlechtere Chancen, sowohl was ih-
ren Bildungserfolg angeht als auch die Möglichkeiten, einen Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz zu finden. Aus diesem Grund müssten die Migrant/en/innen ge-
fördert werden. Eine an den Bedürfnissen der jeweiligen Einwanderergruppe 
orientierte Förderung stellt somit auch die Hauptaufgabe der Integrationsbe-
auftragten dar. Die Förderung sollte am besten alle Lebensbereiche umfassen, 
bei der Sprachkompetenz anfangen und „diese Förderung kann nicht enden, 
sondern muss begleitend in der Schule weitergehen und muss auch berufsbeglei-
tend, zum Teil, noch weitergehen“ (I. 5: 15). Die Mehrheitsgesellschaft müsse 
andererseits auch lernen, den Migrationshintergrund als Kompetenz wahrzu-
nehmen. Migranten und Migrantinnen bringen nach Meinung von Frau B. 
sprachliche und interkulturelle Kompetenzen mit, die leider noch zu selten von 
der Gesellschaft als solche erkannt würden.

7	D ie Namen der Integrationsbeauftragten wurden anonymisiert. Ich werde zusätz-
lich immer die weibliche Form verwenden, da bis auf zwei Ausnahmen alle Berliner 
Integrationsbeauftragte Frauen sind.
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In dieser Auffassung von Integrationsarbeit finden sich Parallelen zu Diversity-
Ansätzen, die auf die spezifischen Kompetenzen und Fähigkeiten von als „anders“ 
wahrgenommenen Gruppen abheben. Die generelle Zuschreibung von interkul-
turellen Kompetenzen an die Gruppe der Migrant/en/innen ist vergleichbar 
mit der Vorstellung, dass Frauen per se über soft skills, wie einen integrierenden 
Führungsstil und ein hohes Kommunikationspotenzial verfügen. Barbara Ried-
müller und Dagmar Vinz bezeichnen diesen Ansatz als „Diversity auf der Basis 
einer differenztheoretischen Orientierung“ (Riedmüller/Vinz 2007: 153). Im Fall 
von Frau B. geht die Betonung der spezifischen Kompetenzen von Migrant/en/-
innen allerdings mit einer Förderpolitik einher, die vor allem die Defizite von 
Mitgliedern „anderer“ Gruppen in den Blick nimmt und auszugleichen versucht.

Die Fokussierung der Integrationstätigkeit auf die Eigenschaften von Indivi-
duen, seien es Defizite oder Kompetenzen, führt zu einer Ausblendung struktu-
reller Faktoren, wie Diskriminierungen in der Schule (vgl. auch Ulrike Hormel 
in diesem Band) oder auf dem Arbeitsmarkt. Im Fall von Frau B. werden Diskri-
minierungen zwar angedeutet, bei direkten Nachfragen nach den Gründen für 
ungleiche Teilhabechancen wird dann aber doch auf die Defizite der Migrant/- 
en/innen ausgewichen. Paradigmatisch für dieses Muster:

„Frau B.: Was aber erschwerend bei Migranten natürlich noch dazukommt, … eine 
bestimmte Perspektivlosigkeit, dass sie eigentlich gar keinen Sinn sehen, einen Schulab-
schluss zu machen, weil es häufig so ist, ‘auf dem Arbeitsmarkt hab ich eh keine Chance, 
ich hab nicht so viel Chancen einen Arbeitsplatz zu kriegen, oder einen Ausbildungsplatz 
zu kriegen. Na wozu soll ich mich eigentlich anstrengen?’ …

Interviewerin: Und warum haben sie weniger Chancen auf dem Arbeitsmarkt?

Frau B.: … ja, da müsste man zum großen Teil auch … die Arbeitgeber fragen, … wobei 
ich nicht glaube, dass man immer eine ehrliche Antwort bekommt. Also zum einen 
haben sie weniger Chancen, weil die Qualifikation nicht entsprechend ist, … der Anteil 
derjenigen, die einen Realschulabschluss haben, oder einen Gymnasium- haben, ist relativ 
gering und mit dem Hauptschulabschluss hab ich eh schon wenig Chancen. Und bei den 
Migranten kommt dazu, dass eben nicht nur der Hauptschulabschluss, wenn ich ihn 
habe, sondern eben auch die Sprachkenntnisse nicht entsprechend sind und da scheut 
offensichtlich mancher Arbeitgeber auch vor zurück.“ (I. 5: 18 f.)

Das Ansetzen von Problemlösungen an den einzelnen Individuen bei gleichzei-
tiger Ausblendung struktureller Probleme wie Rassismus oder Diskriminierung 
ist ein zentrales Muster des Individualansatzes.

3.1.2 Zuschreibung von Differenz
Für den Individualansatz ist außerdem die Bezugnahme auf die „Andersar-
tigkeit“ der Migrant/en/innen, d.h. die Zuschreibung von Differenz, charak-
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teristisch. Für die Integrationsbeauftragte Frau A. sind die je spezifischen Ei-
genschaften und Bedürfnisse der Migrant/en/innen durch ihre kulturelle oder 
„ethnische“ Herkunft festgelegt. So sind „die Vietnamesen“ in ihren Augen 
traditionell bildungsnah, die Eltern „drillen ihre Kinder auf Leistung“, wäh-
rend „die Türken“ eher Probleme in der Schule haben, die sie dann über Ge-
walt zu kompensieren suchen. Menschen werden Merkmale zugewiesen, die 
an die Zugehörigkeit zu einer bestimmten, als „Ethnie“ konstruierten Gruppe 
geknüpft werden. Je nachdem, mit welcher „Ethnie“ man es zu tun hat, müssen 
auch die Schwerpunkte der Integrationsmaßnahmen unterschiedlich gesetzt 
werden. Frau A. versucht in ihrer Funktion als Integrationsbeauftragte immer 
wieder negative Vorurteile in der Mehrheitsgesellschaft zu bekämpfen und die 
Gesellschaft darüber aufzuklären, dass Migrant/en/innen zwar etwas anders, 
aber dennoch liebenswerte Menschen sind. Dazu bedient sie sich positiver Ste-
reotype und nimmt besonders auf die „guten Migranten“ Bezug, auf die, an 
denen Deutschland keinen Schaden hat, weil sie regelmäßig zur Schule gehen, 
fleißig sind, eine Ausbildung machen und das Sozialsystem nicht belasten. Die 
Zuschreibung von Differenz geht also nicht zwangsläufig mit einer negativen 
Bewertung dieser Differenz einher.

Im Neuköllner Integrationspapier wird noch deutlicher, wie Integrationsarbeit 
mit einer (Re)Produktion von Differenz verknüpft sein kann. Die Migrant/en/in-
nen – es sind vor allem die türkische und arabische Community gemeint – werden 
als natürliche, „andere“ Gruppe markiert, die sich stark von den „Einheimischen“ 
unterscheidet. Es ist von „Traditionen“ und „Familienriten“ die Rede und es wird 
teilweise das Bild von „archaischen“, fundamental religiösen, zu Kriminalität und 
Hartz IV neigenden jugendlichen Arabern oder Türken gezeichnet:

„Nur wer seine Perspektiven in unserem Gesellschaftssystem sucht, erkennt und findet, 
wird immun gegen die Verlockungen des schnellen Geldes, die scheinbaren Heilsver-
sprechen des religiösen Fundamentalismus oder die tradierten Rollenmuster archaischer 
Parallelgesellschaften. Der Grundstein hierfür wird bereits in der ersten Lebensphase ge-
legt. Es ist uns wichtig, insbesondere für Kinder und Jugendliche Anreize zu schaffen, die 
eigene Lebensführung in die Hand zu nehmen, anstatt in einer Opferrolle zu verharren 
und sich in einer Versorgungshaltung einzurichten.“ (Bezirksbürgermeister 2009: 6 f.)

In Abgrenzung zu dieser Beschreibung ist damit implizit auch das Bild der 
Aufnahmegesellschaft im Integrationspapier präsent: Liberal, säkular, tolerant, 
gleichberechtigt, leistungsorientiert und offen. Diese angenommene Differenz 
zwischen Einwanderern und Mehrheitsgesellschaft ist letztlich auch der Anlass 
für Integrationspolitiken. Durch verschiedene Maßnahmen sollen die Migran-
tInnen an die „westliche Kultur“ herangeführt werden, nur so scheint ein mög-
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lichst konfliktfreies Zusammenleben denkbar. Auf den in Zusammenhang mit 
Integrationsforderungen häufig bedienten Diskurs der Frauenunterdrückung 
oder Gleichberechtigung wird an verschiedenen Stellen des Papiers zurückge-
griffen. Auch wenn das Einfordern von Gleichberechtigung zwischen Män-
nern und Frauen natürlich prinzipiell zu begrüßen ist, erfüllt es im Kontext 
der Integrationsdebatte auch die Funktion, die Kultur der Migrant/en/innen 
als rückständig und nicht-kompatibel mit der deutschen bzw. westlichen Kul-
tur darzustellen.8 Im Kontext des Neuköllner Integrationspapiers wird mit der 
Bezugnahme auf die Gleichstellung von Mädchen und Frauen gleichzeitig ein 
Katastrophenszenario gemalt:

„Viele Mädchen wachsen in kinderreichen Familien und beengten Wohnverhältnissen 
auf. Schwierige Familienverhältnisse wie Alkohol- und Drogenabhängigkeit der Eltern, 
Traumatisierung durch Krieg und Flucht, vor allem aber häusliche Gewalt, sexueller 
Missbrauch, fehlende Selbstbestimmung junger Frauen und Zwangsverheiratung sind 
keine Seltenheit.“ (Bezirksbürgermeister 2009: 7)

Die Schilderung solch dramatischer Zustände lässt die Forderungen nach einem 
harten, sanktionsbewährten Vorgehen im Namen der unterdrückten Mädchen 
in einem anderen Licht erscheinen und evtl. leichter rechtfertigen.

Dieser Umgang mit Fragen der Geschlechtergerechtigkeit macht deutlich, 
wie wichtig Konzepte von Intersektionalität für die Integrationsarbeit sind. 
Im Neuköllner Integrationspapier wird zwar die Diskriminierung entlang der 
Kategorie „Geschlecht“ thematisiert, dabei aber in diskriminierender Weise auf 
die Kategorie „Rasse“ bzw. damit verknüpft „Religion“ Bezug genommen. Die 
Kenntnisnahme von Intersektionalitätsansätzen könnte dagegen zu einem sensib-
leren Umgang mit verschiedenen Kategorien der Differenz beitragen und deren 
Wechselwirkung in den Blick nehmen. In den Arbeiten der US-amerikanischen 
Rechtswissenschaftlerin Kimberlé Crenshaw, die den Begriff Intersektionalität 
maßgeblich prägte, wird eine ähnliche Problematik thematisiert. Sie zeigt sehr 
differenziert auf, wie in der feministischen Bewegung auf rassistische Mechanis-
men und gleichzeitig in der Antirassismusbewegung auf sexistische Stereotype 
zurückgegriffen wurde (Crenshaw 1991).

Für den Individualansatz bleibt also festzuhalten, dass in der Integrations-
tätigkeit Differenz zwischen Migrant/en/innen und Aufnahmegesellschaft (re)
produziert wird. Diese Differenz wird dann teilweise wieder zum Ausgangspunkt 

8	 Einige Überlegungen dazu, wie für Gleichberechtigung von Frauen und Männern 
gekämpft werden kann, ohne sich gleichzeitig rassistischer oder anti-muslimischer 
Stereotype zu bedienen, finden sich z.B. bei Esra Erdem (2009).
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von Integrationsmaßnahmen wie z.B. Sprachkursen, Frauenförderung oder der 
Bereitstellung von Sicherheitsschutz an Neuköllner Schulen.

3.2	 Arbeit gegen Diskriminierung: Der Strukturansatz

Der zweite Ansatz von Integrationsarbeit ist der Strukturansatz. Hier liegt der 
Fokus der Integrationstätigkeit darauf, gesellschaftliche Strukturen zu verän-
dern bzw. für Migrant/en/innen zu öffnen. Dabei setzen die Integrationsbe-
auftragten an Strukturen wie dem Staatsbürgerschaftsrecht und gesellschaftli-
chen Praktiken – z.B. bestimmten öffentlichen Diskursen – an und versuchen, 
diese zu beeinflussen und zu verändern. Wie im Individualansatz auch ist das 
Ziel von Integrationsarbeit, die Möglichkeit der gleichberechtigten Teilhabe al-
ler Menschen an der Gesellschaft zu schaffen. Anders als im Individualansatz 
gehen die Integrationsbeauftragten im Strukturansatz aber davon aus, dass die 
Arbeit gegen Diskriminierung und Rassismus zentral ist, um dieses Ziel errei-
chen zu können.

3.2.1 Integrationstätigkeit im Strukturansatz
Für die Integrationsbeauftragte Frau D. bedeutet Integrationsarbeit, eine Ge-
sellschaft zu verändern, die von ihr als ausgrenzend wahrgenommen wird. Der 
öffentliche Diskurs stellt dabei ein wichtiges Tätigkeitsfeld für sie dar. Vorherr-
schende Deutungen in Politik und Medien bezögen sich in diskriminierender 
Weise auf Migration bzw. die Migrant/en/innen. So sieht Frau D. die Debatten 
um Ehrenmorde sehr kritisch. In Deutschland würden unabhängig von Ehren-
morden jährlich ca. 600 Frauen unter Gewalteinwendung ihrer Partner sterben. 
Das Problem sei immer ein Problem des Patriarchats, ein Problem von Männer-
macht und kein Problem, das in der Kultur oder Religion begründet sei. Aus 
einer sich selbst als aufgeklärt wahrnehmenden Position heraus dann die „kul-
turell anderen“ aufklären zu wollen, findet Frau D. etwas verlogen. Als Integra-
tionsbeauftragte versucht sie diesen und anderen stereotypen Diskursen öffent-
lichkeitswirksam etwas entgegenzusetzen. So hat sie z.B. eine Ausstellung über 
die ersten Arbeitsmigrantinnen in Berlin organisiert, um das vorherrschende 
Bild von männlichen Arbeitsmigranten und den von ihnen nach Deutschland 
nachgeholten Haus- und Ehefrauen zu irritieren. Die Integrationstätigkeit 
fängt für Frau D. mit der richtigen Benennung von Problemen an. Es geht ihr 
insbesondere darum, nicht alle gesellschaftlichen Probleme, die Migranten und 
Migrantinnen haben können oder die die Gesellschaft mit den Migrant/en/in-
nen hat, auf ihren kulturellen oder „ethnischen“ Hintergrund zurückzuführen, 
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sondern je spezifisch zu schauen und sehr genau zu differenzieren, ob die Prob-
leme sozioökonomischer, pädagogischer oder religiöser Natur sind.

Hinsichtlich der eingangs gestellten Frage, inwiefern sich in den verschiedenen 
Ansätzen von Integrationsarbeit auch Konzepte von Diversity und/oder Inter-
sektionalität widerspiegeln, ist es auffällig, dass Frau D. sehr deutlich verschie-
dene Kategorien der Diskriminierung differenziert. Anders als im Neuköllner 
Integrationspapier führt Frau D. „Integrationsprobleme“ nicht allgemein auf 
eine kulturelle Differenz zurück, sondern versucht für den jeweiligen Fall zu 
prüfen, mit welcher Art von „Problem“ bzw. Diskriminierung aufgrund welcher 
Kategorie („Geschlecht“, „Klasse“ oder „Rasse“) sie es zu tun hat.

Zur Integrationstätigkeit gehört für die Integrationsbeauftragte Frau D. auch, 
mit den Mitgliedern der „Mehrheitsgesellschaft“ zu arbeiten. Sie müssen für das 
eigene ausgrenzende Verhalten sensibilisiert werden, beispielsweise durch Gesprä-
che im Kolleg/en/innenkreis. Dabei geht es viel um Alltagsdiskriminierungen 
wie z.B. um die Frage nach der Herkunft, mit der sich „nicht-deutsch“ aussehende 
Menschen häufig konfrontiert sehen. Für die Integrationsbeauftragte Frau D. ist 
das ein Zeichen dafür, dass die längst bestehende Realität einer diversifizierten 
deutschen Gesellschaft von vielen noch nicht als solche wahrgenommen wird:

„Das zeigt letztendlich auch, dass wir noch nicht in der Realität angekommen sind. Dass 
wir nicht sehen, dass wir halt eine Gesellschaft sind, in der Schwarze Deutsche, People 
of Colour leben … .“ (I. 4: 11)

Eine etwas andere Version des Strukturansatzes lässt sich bei Frau E. finden. Mit 
ihrer Integrationstätigkeit versucht sie, Menschen mit Migrationshintergrund 
zu ihrem Recht auf Zugehörigkeit zur deutschen Gesellschaft zu verhelfen:

„Ich meine, … diese Gesellschaft muss sich für ihre Minderheiten bekennen, muss sagen 
‘die gehören zu uns.’ Also Ausländer hin, Ausländer her, … manche Familien leben ja 
ewig hier in Deutschland: 40, 45 Jahre und sie sind immer noch Ausländer. Das kann 
ja nicht wahr sein. … wir leben hier in einer globalisierten Welt und wir sortieren die 
Menschen … . Sagen also Ausländer und Europäer und und und… Es kann nicht mehr 
gültig sein, denk ich. … Politik müsste eigentlich sagen, ‘die sind Menschen, die zu uns 
gehören’.“ (I. 1: 13)

Ihre gesellschaftlichen Leistungen sollen endlich von der deutschen Gesell-
schaft anerkannt werden. Die Gesellschaft soll ihre Strukturen auch für Mi-
grant/en/innen öffnen. Dies beinhaltet für Frau E. vor allem eine Änderung 
des Staatsbürgerschaftsrechts. Konkret beinhaltet die Arbeit von Frau E. ähnli-
che Tätigkeiten, wie die der anderen Integrationsbeauftragten. Vereine werden 
durch Stellungnahmen unterstützt, Bürger/innen und Politiker/innen werden 
beraten, die interkulturelle Öffnung der Verwaltung wird vorbereitet. Die For-
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mate der Integrationstätigkeit ähneln sich also, unabhängig davon, ob der Fo-
kus der Tätigkeit auf einzelnen Individuen, oder auf gesellschaftlichen Struktu-
ren liegt. Der Unterschied besteht vielmehr darin, wie diese Formate ausgefüllt 
werden, d.h. welche inhaltlichen Positionen in den Gremien und in der Öffent-
lichkeit vertreten werden, wie die Bürger/innen beraten werden und worüber in 
den Publikationen informiert wird. Integrationskonzepte im Allgemeinen und 
Forderungen nach Integration werden von der Integrationsbeauftragten sehr 
kritisch gesehen. Sie seien weder formal abgesichert noch gesetzlich fundiert. 
Stattdessen führen sie nach Ansicht von Frau E. zu mehr Ausgrenzung, weil sie 
die Zuschreibung des integrationsunwilligen Migranten reproduzieren, Integ-
rationsforderungen sind in diesem Sinne eher Teil des Problems und nicht Teil 
der Lösung:

„Wir benutzen so einen Begriff, der nicht definiert ist und belasten viele Menschen und 
sagen ‘also lass dich integrieren’. Ja, ein Betrunkener kann dem Migranten, der vielleicht 
Doktorand ist, oder … studiert hat, sagen, ‘naja lass dich erst mal integrieren!’ Wo ist 
die Grenze? Wann ist man integriert und wann ist man nicht integriert? … Man nimmt 
einen Begriff, … das ist für die Politiker immer ganz gut, um Stimmen zu gewinnen. 
Sie sprechen von nicht integrierten Menschen, aber sie analysieren nicht die sozialen 
Probleme, sozialen Schwierigkeiten, die durch ihre Unfähigkeit zu Stande gekommen 
sind. Und dann belasten sie damit die Generation jugendlicher Migranten mit Migra-
tionshintergrund. … es ist für mich völlig unbegreiflich, das geht nicht.“ (I. 1: 23,24)

Wenn schon von Integration die Rede ist, dann heißt das für die Integrations-
beauftragten im Strukturansatz, dass sich die Gesellschaft als Ganzes verändern 
und auf Einwanderung einstellen muss, indem sie Diskriminierung und Rassis-
mus abbaut.

Die Vorstellung, dass sich eine Organisation (bzw. die Gesellschaft) verändern 
muss, um damit der Vielfalt ihrer Mitglieder gerecht werden zu können (und ihre 
Potenziale besser zu nutzen), anstatt von ihren Mitgliedern zu verlangen, sich an 
eine homogene (Unternehmens)Kultur anzupassen, ist auch eine Grundannahme 
von Diversity Management Ansätzen (vgl. Krell/Sieben 2007).

3.2.2 Dekonstruktion von Differenz
Anders als im Individualansatz wird von den Integrationsbeauftragten im 
Strukturansatz vermieden, Differenz zu (re)produzieren. Wenn auf „Mehr-
heitsgesellschaft“ und „Migrant/en/innen“ Bezug genommen wird, zielt das 
eher auf die gesellschaftlichen Positionierungen dieser Gruppen ab und wird 
nicht mit bestimmten kulturellen oder „ethnischen“ Eigenschaften oder We-
sensarten von Menschen mit oder ohne Migrationshintergrund in Verbindung 
gebracht. Im Gegenteil: die Integrationstätigkeit ist gerade darauf ausgerichtet, 
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diverse diskriminierende Zuschreibungen sichtbar zu machen und den Konst-
ruktionscharakter von Differenz offenzulegen. Rassismus als gesellschaftliches 
Ungleichheitsverhältnis wird nicht ausgeblendet, sondern in seinen verschie-
denen Facetten thematisiert. So wird der Zusammenhang von Ausgrenzung 
(z.B. durch Verweigerung der Staatsangehörigkeit) und Markierung9 (die da-
durch konstruierte Gruppe der „Ausländer“) angesprochen. Aus dem Anlie-
gen, stereotype Bilder zu dekonstruieren, resultiert auch die kritische Haltung 
zum Begriff „Integration“ und zu der in Deutschland betriebenen Integrati-
onspolitik.

4	 Integrationspolitiken, Chancengleichheit und Diversity-Ansätze

Abschließend möchte ich die beiden Ansätze hinsichtlich ihres Beitrags zur 
Herstellung von mehr Chancengleichheit bewerten. Dabei sei angemerkt, dass 
ich diesen Beitrag nicht empirisch messen kann, sondern theoretisch begrün-
dete Vermutungen anstellen werde.

Für die Herstellung von mehr Chancengleichheit scheint die Zuschreibung 
von Differenz im Sinne eines starren, essentialistischen Unterschieds im Indivi-
dualansatz problematisch. Sie trägt dazu bei, die Gruppe der Migrant/en/innen 
als „natürliche“ Gruppe zu markieren, die „andere“ kulturelle (oder „ethnische“) 
Eigenschaften besitzt als die Mehrheitsgesellschaft. Durch die Fokussierung 
der Integrationstätigkeit auf einzelne Individuen bzw. auf als problematisch 
oder förderbedürftig wahrgenommene „ethnische“ Gruppen, wird diese Markie-
rungspraxis noch verstärkt. Einerseits wird dadurch eine Differenz zwischen der 
(homogenen) Aufnahmegesellschaft und den „ethnisch anderen“ Migrant/en/-
innen und zwischen verschiedenen Migrant/en/innengruppen hergestellt oder 
verfestigt. Andererseits wird Rassismus – als gesellschaftliche Benachteiligungs-
struktur – durch die Konzentration der Integrationstätigkeit auf Einzelpersonen 
unsichtbar gemacht. Das postulierte Ziel von Integrationspolitik, nämlich gleiche 

9	 „Markierung“ ist ein anderer Begriff für die Herstellung von Differenz und ein Merk-
mal des gesellschaftlichen Ungleichheitsverhältnisses Rassismus. Eine Gruppe von 
Menschen wird „mittels bestimmter Merkmale als natürliche Gruppe festgelegt 
und gleichzeitig die Natur dieser Gruppe im Verhältnis zur eigenen Gruppe formu
liert …“ (Terkessidis 2004: 98). Diese Merkmale können tatsächliche oder konstrui-
erte Merkmale sein. Die Markierung oder Herstellung von Differenz geht einher mit 
einem Prozess, den Maureen Maisha Eggers als „Naturalisierung“ bezeichnet (Eggers 
2005: 57).
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Teilhabechancen an der Gesellschaft zu schaffen, scheint mit dem Individualan-
satz kaum erreichbar.

Durch die Fokussierung der Integrationstätigkeit auf die Veränderung gesell-
schaftlicher Strukturen und Praktiken und die Vermeidung von Maßnahmen, die 
auf bestimmte „ethnische“ Problemgruppen zielen, scheint der Strukturansatz 
dagegen eher dazu geeignet, Diskriminierung entlang der Kategorie „Rasse“ abzu-
bauen. Durch die bewusste Problematisierung von stereotypen Zuschreibungen, 
Ausgrenzungspraktiken und bestimmten Integrationsforderungen trägt dieser 
Ansatz zu einer Dekonstruktion von Differenz bei. Diese Dekonstruktion von 
Differenz ist positiv zu bewerten, weil die Infragestellung der Existenz verschie-
dener „natürlicher Gruppen“ dem Rassismus die Grundlage entzieht. Dass der 
Fokus der Integrationstätigkeit auf gesellschaftlichen Praktiken und Strukturen 
im Gegensatz zu Einzelpersonen oder Gruppen liegt, trägt auch dazu bei, Rassis-
mus als gesellschaftliche Markierungs- und Ausgrenzungspraktik analysieren und 
bekämpfen zu können. Der Strukturansatz leistet deshalb m. E. einen größeren 
Beitrag zur Chancengleichheit als der Individualansatz.

Sowohl im Individualansatz als auch im Strukturansatz finden sich Anklänge 
an Konzepte von Diversity und/oder Intersektionalität. Um mehr Chancen-
gleichheit zu erreichen und Diskriminierung abzubauen, halte ich „Diversity 
aus einer Perspektive der Intersektionalität“ geeigneter, als „Diversity auf der 
Basis einer differenztheoretischen Orientierung“ (Riedmüller/Vinz 2007: 153). 
Differenztheoretisch inspirierte Diversity-Ansätze können zwar dazu beitragen, 
dass (kulturelle) Vielfalt anerkannt wird, andererseits laufen sie immer wieder 
Gefahr, essentielle Zuschreibungen aufgrund von Gruppenzugehörigkeiten 
vorzunehmen, Differenz zu betonen und zu verstärken und so letztlich sogar 
zu Diskriminierungen und Ungleichheiten beizutragen, anstatt sie abzubauen 
(Hardmeier/Vinz 2007: 30). Gerade im Politikfeld „Migration und Integration“ 
ist dagegen eine Perspektive nötig, die stärker auf Machtaspekte von Ungleichheit 
eingeht und die (Re)Produktion von Differenz in den Blick nehmen kann. Es 
zeigt sich z.B. an den Debatten um Frauenrechte, Islam und Integration, dass 
intersektionale Ansätze (vgl. z.B. Sauer 2008) einen großen Vorteil haben, wenn 
es darum geht, Problemlagen differenziert zu betrachten und eine stereotype (Re)
Produktion von Differenz zu vermeiden.
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